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Vorworte 
zur 1. Ausgabe 

„Dient einander, ein jeder mit der Gabe, die er empfangen hat" (1.Petr 4, 10a). Dieses schöne 
biblische Wort stand über dem Entwurf für eine gemeinsame Erklärung der Evangelischen 
Kirche in Deutschland und des Gnadauer Verbandes, die im Jahre 1986 entworfen wurde. Der 
Satz behält sein Recht und ist ein Schlüsselwort für die Beziehung zwischen Kirche und Ge-
meinschaft. 

Der Weg hat allerdings nicht zu einer gemeinsamen Erklärung auf der Ebene der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland und des Gnadauer Verbandes als ganzem geführt. Vielmehr ha-
ben sich Gespräche zwischen einzelnen Landes Kirchen und den in ihrem Bereich arbeiten-
den Gemeinschaftsverbänden als verheißungsvoller erwiesen. Sie haben in mehreren Lan-
deskirchen zu verbindlichen Absprachen geführt, die, meist in Form von Vereinbarungen, auch 
rechtliche Gestalt gewonnen haben. Dies entspricht der regionalen Vielfalt der Gliedkirchen 
der EKD ebenso wie der Vielfalt der Gemeinschaftsverbände, die im Gnadauer Verband zu-
sammengeschlossen sind. Das historisch gewachsene Miteinander von Kirche und Gemein-
schaft tragt in verschiedenen Gegenden durchaus unterschiedliche Zuge, es ist in Württem-
berg anders geprägt als in Hannover, in Bayern anders als in Nordelbien, in den westlichen 
Gliedkirchen anders als in den östlichen Gliedkirchen. Ähnliches gilt für die Reibungsflache, 
die bei einem lebendigen Miteinander nicht ausbleiben können. Was in einem Bereich ein 
Streitpunkt ist, muss in anderen Bereichen nicht als Problem empfunden werden. 

Dennoch besteht kein Zweifel, dass das Verhältnis von Kirche und Gemeinschaft in voran 
drängender Entwicklung ist. Dabei spielt die Frage nach der Zukunft der Volkskirche eine 
Rolle, der Pluralismus in Theologie und Kirche, die Partikularisierung christlicher Frömmigkeit, 
die mancherorts zu neuen Gemeindegründungen führt. Es wirken Einflüsse aus dem englisch-
sprachigen christlichen Raum mit. Auch generell ist die „religiöse Szene" in Deutschland be-
wegter und vielgestaltiger als früher. Umso wichtiger ist es, dass die Kirche und die Landes-
kirchlichen Gemeinschaften sich dessen vergewissern, dass sie einen gemeinsamen Auftrag 
zur Verkündigung des Evangeliums in Zeugnis und Dienst haben. Sie sind zum Dienst mitei-
nander und aneinander berufen, „ein jeder mit der Gabe, die er empfangen hat". 

Im Rückblick auf die vergangenen Jahre kann aus dem Blickwinkel der Evangelischen Kirche 
in Deutschland und ihrer Gliedkirchen gesagt werden: Die Vereinbarungen haben sich be-
währt. Sie haben das Miteinander verlässlicher gemacht, sie haben dazu geholfen, unnötige 
Konflikte zu vermeiden und unvermeidliche Konflikte zu lösen. Sie haben vor allem gegensei-
tige Achtung und Dankbarkeit zum Ausdruck gebracht und damit unterstrichen, dass das Ver-
hältnis von Landeskirchen und Gemeinschaften die Zeiten hinter sich gelassen hat, wo Vor-
eingenommenheit und Verdächtigungen das Klima belastet haben. 

Es ist nicht zuletzt den Gemeinschaftsverbänden zu verdanken, dass auch die Landeskirchen 
das große Thema der Evangelisation gegenwärtig neu ernstnehmen. Wir haben die Volkskir-
che und wir wollen sie auch. Sie kann aber nur Bestand haben, wenn, wie in der Vergangenheit 
so auch heute, Kräfte der Verlebendigung in ihr wirksam sind, wenn christlicher Glaube und 
christliches Leben in ihr ausstrahlen - und dazu haben die Gemeinschaftsverbände einen wich-
tigen Beitrag geleistet und weiter zu leisten. 
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Möge die Sammlung der Vereinbarungen, die wir hiermit gemeinsam vorlegen, allen einen 
guten Dienst tun, denen an einem lebendigen Glauben und an einer glaubwürdigen Kirche 
gelegen ist! 

Hannover, im 
September 1997 
Ernst Lippold 
Oberkirchenrat 
 
 
In den vergangenen Jahren hat sich zwischen einzelnen Landeskirchen und den betreffen-
den Gemeinschaftsverbänden Bemerkenswertes zugetragen: Leitende Gremien haben sich 
zusammengesetzt, um das Miteinander durch Vereinbarungen und konkrete Absprachen 
aufeinander abzustimmen und zu regeln. Solche Texte werden in dieser Veröffentlichung 
zum ersten Mal gesammelt vorgelegt. Im Namen des Gnadauer Vorstandes ist all denen zu 
verdanken, die an der Erarbeitung der einzelnen Regelungen mitgewirkt haben. 
Durch die Vereinbarungen wird einerseits die Verbundenheit zwischen verfasster Kirche und 
der Gemeinschaftsarbeit deutlich, andererseits aber auch der Charakter unserer Bewegung 
als freies Werk. 

Die vorliegende Sammlung dokumentiert nicht nur gewachsenes Vertrauen, sondern sie ist 
zugleich auch ein deutliches Signal für einen Veränderungsprozess in Kirche und Gemein-
schaftsbewegung. Weitere Vereinbarungen werden folgen, so dass die Sammlung zu gege-
bener Zeit ergänzt und neu herausgegeben werden wird. 

Die Gemeinschaften haben jahrzehntelang in den meisten Regionen vor allem einen „ergän-
zenden Dienst" wahrgenommen. Die inhaltlichen Anliegen waren „Gemeinschaftspflege und 
Evangelisation", die in die kirchliche Arbeit eingebracht wurden. Die gesellschaftliche Entwick-
lung und die damit verbundene innere und äußere Erosion der Volkskirche lässt heute mehr 
und mehr den „stellvertretenden Dienst" wichtig werden. Landeskirchliche Gemeinschaften 
übernehmen innerhalb und für die Kirche bestimmte Aufgaben. So kommt es je länger je mehr 
an vielen Orten zu einer partnerschaftlich wahrgenommenen Dienstgemeinschaft - um des 
Evangeliums und der uns anvertrauten Menschen willen. 

Dieser Veränderungsprozess stellt die Gemeinschaftsverbände und ihre verantwortlichen Mit-
arbeiter vor deutliche Aufgaben, denn mit den vorliegenden Regelungen geht es auch um 
Fragen des Kirchenrechts. Da müssen Irritationen und Wildwuchs vermieden werden. 

Dabei zeigt sich in den wenigen Jahren, in denen die vorliegenden Vereinbarungen gültig sind, 
schon deutlich: Die Absprachen haben sich bewahrt. Die Regelungen haben sich als hilfreich 
erwiesen. Zugleich ist aber auch zu betonen: In manchen Regionen sind die Möglichkeiten der 
Vereinbarungen noch nicht ausgeschöpft worden. Auf beiden Seiten gibt es auf allen Ebenen 
noch Informationsdefizite. Manche Bedenken müssen geduldig aufgenommen und vertrau-
ensvoll überwunden werden. Wahrscheinlich wird es in einigen Bereichen auch notwendig 
werden, dass die Regelungen „nachgebessert" werden, weil sich manche Vorgaben als 
schwierig handhabbar erwiesen haben. 

Ein besonderer Wunsch im Zusammenhang dieser Veröffentlichung ist für uns im Raum der 
Gemeinschaftsbewegung, dass es im Bereich der EKD mit den 24 Landeskirchen im Blick auf 
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die Vereinbarungen mit den regionalen Gemeinschaftsverbänden zu einem gewissen Gleich-
schritt kommt. Angesichts wachsender Entkirchlichung können wir uns gravierende Unter-
schiede in den Regelungen für den Kirche und Gemeinschaft gemeinsam aufgetragenen 
Dienst nicht mehr leisten. Dabei wissen wir auch für den Raum unserer 38 Gemeinschaftsver-
bände um die Aufgabe, das Gemeinsame und Übergreifende zu fördern. 

Bei der ersten Gnadauer Konferenz 1888 ging am Eröffnungsabend besonders Professor The-
odor Christlieb auf das Verhältnis von verfasster Kirche und damals beginnender Gemein-
schaftsbewegung ein. Er beschrieb die Position, die für die Gnadauer Bewegung bestimmend 
wurde: „Wir meinen es von Herzen wohl mit den bestehenden Kirchen. ... Wir bitten ..., doch 
endlich einmal das Misstrauen gegen solche kirchlichen Erbauungskreise fahren zu lassen. ... 
Wir bitten auch unsere Kreise, doch die in der Kirche vorhandenen Heilsgüter dankbar anzu-
erkennen und zu nutzen." Die vorliegende Sammlung ist nach über einhundert Jahren und bei 
veränderten Gegebenheiten ein deutlicher Beleg für eine aktualisierte Umsetzung der damals 
beschriebenen Wegführung. 

Wir stehen in Gemeinschaftsbewegung und Kirche vor denselben Herausforderungen. Die 
Vereinbarungen wollen dazu ermutigen, vertrauensvoll Hand in Hand zu arbeiten und gemein-
sam Verantwortung für die Kirche der Reformation auch in Zukunft zu übernehmen. 
 
Dillenburg, im Oktober 1997 

Theo Schneider 
Generalsekretär 
Gnadauer Zentrale
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Vorwort zur 2., erweiterten Ausgabe 
 
Es liegt gerade drei Jahre zurück, dass diese Broschüre mit Vereinbarungen zwischen den 
Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland und im Evangelischen Gnadauer Ge-
meinschaftsverband zusammengeschlossenen Gemeinschaftsverbänden erstmals herausge-
geben wurde. Das verhältnismäßig starke Interesse an dem Band hat gezeigt, dass der ge-
meinsame Weg von Landeskirche und Gemeinschaftsbewegung gegenwärtig ein aktuelles 
und wichtiges Thema für alle Beteiligten ist. 

Die jetzige zweite, erweiterte Ausgabe wurde notwendig, da in den letzten Jahren weitere Re-
gelungen in verschiedenen Regionen entstanden sind. So ist es in Bayern, in Sachsen, in 
Mecklenburg und für den Raum der Kirchenprovinz Sachsen sowie der Evangelischen Lan-
deskirche Anhalts zur Unterzeichnung von neuen, umfassenden Vereinbarungen gekommen. 
In Württemberg haben sich die Leitungen der Evangelischen Kirche in Württemberg und der 
Gemeinschaftsverbände auf „Grundsätze zur Bildung von Gemeinschaftsgemeinden inner-
halb der Evangelischen Landeskirche in Württemberg" verständigt. Erste Schritte zur Bildung 
solcher Gemeinden werden gegenwärtig eingeleitet. 

In all diesen Entwicklungen zeigt sich weiter gewachsenes Vertrauen zwischen den Ge-
sprächspartnern. Zugleich wird auch die gemeinsame Verantwortung für den Weg der Kirche 
der Reformation in unserem Land deutlich, gerade angesichts der starken gesellschaftlichen 
Wandlungsprozesse, auf die Kirche und Gemeinschaftsbewegung inhaltlich klar und struktu-
rell flexibel reagieren müssen. In dieser Situation ist es wichtig, dass es zwischen den Lan-
deskirchen und den Gemeinschaftsverbänden je länger je mehr zu einem partnerschaftlichen 
Miteinander kommt - und gerade auch vor Ort zu einer Dienstgemeinschaft unter und mit dem 
Evangelium. 

In den verhältnismäßig wenigen Jahren, in denen es in verschiedenen Regionen bereits Ver-
einbarungen gibt, hat bereits gezeigt: Sie haben sich bewahrt. Die Arbeitsformen der Gemein-
schaftsbewegung sind weiter und profilierter geworden; die Freiheit der Bewegung, aber auch 
die Zuordnung zur jeweiligen Landeskirche sind klarer beschrieben geworden; für das Mitei-
nander mit den Landeskirchen gibt es hilfreiche Rahmenbedingungen. 

Sicher wird es in nächsten Jahren noch weitere Vereinbarungen und Absprachen geben. Des-
halb ist auch diese Ausgabe nur ein „Zwischenbericht" von dem gemeinsamen Weg von Lan-
deskirche und Gemeinschaftsbewegung. Aber der Band ist eine deutliche Ermutigung für den 
weiteren Weg, der uns um des Evangeliums und der uns anvertrauten Menschen aufgetragen 
ist. 

Hannover/Dillenburg, im Oktober 2000 

Ernst Lippold Theo Schneider 
Oberkirchenrat Generalsekretar 
EKD-Kirchenamt Hannover Gnadauer Zentrale
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Vorwort zur 3., deutlich erweiterten Auflage 
 
„Dient einander, ein jeder mit der Gabe, die er empfangen hat, als die guten Haushalter der 
mancherlei Gnade Gottes" (I.Petr 4,10) 

Mit diesem biblischem Votum begann das erste Vorwort von 1997 und im Kern ist dem nichts 
hinzuzufügen: Denn das Miteinander zwischen evangelischen Kirchen und Gemeinschaftver-
bänden hat sich in den vergangenen Jahren immer deutlicher zu einem fruchtbaren Dialog 
weiterentwickelt. Nicht zuletzt die Notwendigkeit der verfassten Kirchen, profilierte Gemeinde-
arbeit zu stärken, strukturelle Anpassungen voranzutreiben und Reformen auf allen Ebenen 
anzuregen, lassen die gelingende Zusammenarbeit stärker ins Licht treten als Konkurrenz und 
Abgrenzung. Das Verhältnis zwischen Volkskirchen und Pietismus ist bei mancher bleibenden 
inhaltlichen Differenz von gegenseitiger Wertschätzung gekennzeichnet. 

Das spiegelt sich auch in den vielen Verträgen, die zwischen Gemeinschaftsbewegung und 
Landeskirchen erarbeitet wurden und weiterhin werden. Schon lange ist die 2. Auflage dieser 
die Verträge dokumentierenden Broschüre vergriffen. Bereits seit längerer Zeit mehren sich 
die Stimmen, die nach einer aktuellen Bestandsaufnahme fragen. Dafür ist jetzt der Zeitpunkt 
gekommen, nachdem es gerade in den letzten Jahren zu grundlegenden Vereinbarungen ge-
kommen ist, z.B. zwischen der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche in Bayern und den 
dortigen Gemeinschaftsverbänden. Ebenso ist auf die 2013 verabschiedete Vereinbarung für 
den Raum der Ev.-Luth. Kirche in Sachsen zu verweisen. Aber auch in einigen anderen Regi-
onen ist zu Fortschreibungen, neuen Regelungen oder Modifizierung gekommen. 

Aus einigen Bereichen ist uns bekannt, dass dort Verhandlungen über neue Regelungen im 
Gange sind, die voraussichtlich in den nächsten Jahren zum Tragen kommen werden. Sie sind 
dann zu einem späteren Zeitpunkt zu veröffentlichen. 

Bewusst dokumentieren wir dort, wo es zu neuen Vereinbarungen oder Regelungen gekom-
men ist, auch die bisherigen Texte. So kann man Entwicklungen erkennen; Trends werden 
deutlich; Diskussionsprozesse leuchten auf. 

Eine Besonderheit stellt der Beitrag aus Brasilien dar, der sich am Ende des Bandes findet. 
Dort arbeitet die „Missao Evangelica Uniao Christa" (MEUC), die von ihrem Ursprung und Prä-
gung her untrennbar mit der Gnadauer Gemeinschaftsbewegung verbunden ist, in Verbindung 
mit der Evangelischen Kirche Lutherischen Bekenntnisses in Brasilien (IECLB). Die zwischen 
ihnen vereinbarten Richtlinien gehören vom Geist und der Zielsetzung in die Reihe der Texte 
aus dem Raum der EKD und Gnadaus. 

So ist dieser Band ein gutes, ermutigendes Signal für das Miteinander von Ev. Kirche in 
Deutschland bzw. den Landeskirchen und der Gnadauer Gemeinschaftsbewegung. Dabei sol-
len alle Regelungen, Strukturen und Verabredungen dabei helfen, dass wir das umsetzen kön-
nen, was uns gemeinsam aufgetragen ist: „...die Botschaft von der freien Gnade auszurichten 
an alles Volk" (Barmer Erklärung VI). 

Hannover/Kassel, im Juni 2014 

Dr. Thies Gundlach Theo Schneider 
Theol. Vizepräsident Generalsekretär
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BADEN 

Gesetzes- und Verordnungsblatt der Evangelischen Landeskirche in Baden 1991, 
5. 145-147 
Karlsruhe, den 27. November 1991 

Bekanntmachung 
Landeskirchliche Gemeinschaftsverbände 

OKR 31.10.1991 Az. 15/771 

Die Evangelische Landeskirche in Baden trifft mit Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbän-
den, die in ihrem Bereich tätig sind, für die Zusammenarbeit mit diesen folgende 

Vereinbarung 

I. 
1. Der Auftrag Jesu Christi zur Verkündigung des Evangeliums verpflichtet in gleicher Weise 
die Landeskirche und die Landeskirchlichen Gemeinschaften zu Zeugnis und Dienst. 

2. Die Landeskirche und die Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände glauben und beken-
nen gemeinsam Jesus Christus als ihren Herrn und als alleiniges Haupt seiner Gemeinde. 
Sie gründen sich auf die Heilige Schrift als die alleinige Quelle und oberste Richtschnur ihres 
Glaubens, ihrer Lehre und ihres Lebens und bekennen gemeinsam, das das Heil allein aus 
Gnaden, allein im Glauben an Jesus Christus empfangen wird. 

3. Die in Christus vorgegebene Einheit der Christenheit nach Johannes 17 kann von den Kir-
chen und kirchlichen Gemeinschaften in dieser Zeit und Welt in ihren eigenen Strukturen - 
gemessen an der Vollendung im Reiche Gottes - nur unvollkommen dargestellt werden. Das 
entbindet sie nicht von der geistlichen Pflicht, diese Einheit überall dort sichtbar zu machen, 
wo dieses möglich ist. Dem wollen die Evangelische Landeskirche in Baden und die in ihrem 
Bereich tätigen Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände mit dieser Vereinbarung dienen. 
Sie treten damit nicht in eine Mitverantwortung für alle Entscheidungen und Vorgange der 
jeweils anderen Unterzeichner ein. 

4. Die Landeskirche ist dankbar für den Dienst der Landeskirchlichen Gemeinschaften. Sie 
sieht in ihrem Wirken einen wichtigen Beitrag zum Aufbau der Gemeinde Jesu Christi am Ort 
gemäß Apg 2,42: „Sie blieben aber beständig in der Lehre der Apostel und in der Gemein-
schaft und im Brotbrechen und im Gebet." Biblisch ausgerichtete Jugendarbeit, missionarisch-
seelsorgerliche Diakonie, Evangelisation und Mission haben besondere Bedeutung. 

5. Die Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände gestalten als freie Werke ihre Arbeit in ei-
gener Verantwortung. In gegenseitiger Achtung und in vertrauensvoller Zusammenarbeit sind 
Landeskirche und Gemeinschaftsverbände bemüht, mit ihren Möglichkeiten und Gaben zu-
sammenzuwirken im gemeinsamen Auftrag des Herrn Jesus Christus. 

6. Wo die Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände oder deren Mitarbeiter im Rahmen die-
ser Vereinbarung in Aufgaben der Landeskirche Verantwortung übernehmen, anerkennen sie 
die Bekenntnisse der Landeskirche, wie sie im Vorspruch zu deren Grundordnung verpflich-
tend genannt sind. 
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II. 
Um zu einem vertrauensvollen Miteinander, insbesondere in den Gemeinden am Ort, beizu-
tragen, trifft die Landeskirche mit den Gemeinschaftsverbänden folgende Absprachen: 
 
1. Prediger 
1.1 Gemeinschaftsprediger bedürfen für den Dienst der Verkündigung einer besonderen Zu-
rüstung und Berufung, die von der Leitung des Gemeinschaftsverbandes verantwortet und 
ausgesprochen wird. Die Verbandsleitungen berufen in der Regel nur Prediger, die der Evan-
gelischen Landeskirche angehören. 

1.2 Den Predigern der Landeskirchlichen Gemeinschaften wird empfohlen, bei Dienstantritt 
Kontakt zu den Gemeindepfarrern ihres Bezirks aufzunehmen, wie umgekehrt Gemeindepfar-
rer beim Dienstantritt die Verbindung zu Predigern der Landeskirchlichen Gemeinschaften su-
chen sollen. 

1.3 Die Landeskirche begrüßt es, wenn Prediger und Stadtmissionare Landeskirchlicher Ge-
meinschaften auch hin und wieder Predigtdienste in landeskirchlichen Gemeinden überneh-
men. 

1.4 Die Landeskirche ist bereit, auf Wunsch der Leitung des Gemeinschaftsverbandes Predi-
ger und Stadtmissionare mit dem Dienst der öffentlichen Verkündigung und der Sakra-
mentsspendung in Gottesdiensten der Landeskirche zu beauftragen. Diese Beauftragung er-
setzt oder ergänzt nicht die vom Gemeinschaftsverband ausgesprochene Segnung und Sen-
dung; sie setzt sie vielmehr voraus und erweitert sie auf das Predigtamt der Landeskirche. Die 
dazu notwendige Vorbereitung wird von Fall zu Fall in gemeinsamer Absprache geregelt; sie 
beachtet die vorangegangene Ausbildung und konzentriert sich dann vor allem auf die Fragen 
der Bekenntnisverpflichtung und auf liturgische und kirchenrechtliche Fragen. Die Beauftra-
gung wird in einem Gemeindegottesdienst vollzogen; das liturgische Formular der Beauftra-
gung orientiert sich an der Agende der Landeskirche und wird gemeinsam erarbeitet. 

2. Gottesdienst 
2.1 Viele Glieder der Landeskirchlichen Gemeinschaften gehören zu den freien Gottesdienst-
besuchern. Von der bisherigen Gewohnheit, das während der üblichen Gottesdienstzeiten am 
Sonntagvormittag keine Veranstaltungen der Gemeinschaften stattfinden, soll auch künftig nur 
in begründeten Ausnahmefällen abgewichen werden. Die aufgrund bestehender Tradition bis-
her schon durchgeführten Veranstaltungen bleiben von dieser Regelung unberührt. Die örtli-
chen Kirchen- bzw. Pfarrgemeinden sollen davon unterrichtet werden. 

2.2 Die besondere Situation in einzelnen Gemeinschaften und an einzelnen Orten kann es 
nahelegen, das hin und wieder von Gemeinschaften auch am Sonntagmorgen Gottesdienste 
mit besonderer missionarischer Ausrichtung angeboten werden. Dies bedarf einer sorgfältigen 
Prüfung durch die Leitung des Gemeinschaftsverbandes, die sich vor einer Entscheidung mit 
der Leitung der Landeskirche rechtzeitig abspricht. 

2.3 Zu regelmäßig stattfindenden Veranstaltungen am Sonntagvormittag vgl. II, Ziff. 5.1 und 
5.2. 

3. Feier des Abendmahls 
Die Feier des heiligen Abendmahls bildet ebenso wie die Wortverkündigung den Mittelpunkt 
des geistlichen Lebens der Gemeinde am Ort. Darum nehmen viele Glieder von Gemeinschaf-
ten am Abendmahl der örtlichen Kirchen- bzw. Pfarrgemeinde teil. Wo Abendmahlsfeiern in 
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den Gemeinschaften aufgrund von Apg 2,42 gehalten werden, wollen sie die Abendmahlsgot-
tesdienste der örtlichen Gemeinde weder ersetzen noch abwerten. 
Die Leitungen der Gemeinschaftsverbände und die Leitung der Landeskirche tragen vor dem 
Herrn des Abendmahls die Verantwortung für Verkündigung und Vollzug dieser Abendmahls-
feiern entsprechend der Einsetzung durch den Herrn Jesus Christus und sind in Verkündigung 
und Praxis des Abendmahls der Einheit in der Landeskirche verpflichtet. 
Die gottesdienstliche Agende und das Bekenntnis der Landeskirche können dafür geistliche 
Orientierung geben. 
 
4. Amtshandlungen bei Mitgliedern der Landeskirche 
Bei der Frage der Amtshandlungen sind die örtlichen und regionalen Verhältnisse und Situati-
onen zu berücksichtigen. 

4.1 Die Taufe ist Voraussetzung für die Mitgliedschaft in der Landeskirche. 
Deshalb soll sie in einem Gemeindegottesdienst vollzogen werden. Prediger der Gemein-
schaftsverbände können daran beteiligt werden (vgl. II 1.3). 

4.2 Die Konfirmandenarbeit soll junge Menschen zum Glauben führen und ihren Glauben 
festigen, sie in ihre Gemeinde einführen und zur Mitarbeit in Kirche und Gemeinde ermutigen. 
Darum gehört die Konfirmandenarbeit zur Aufgabe der örtlichen Gemeinde. Auf besonderen 
Wunsch kann eine Abmeldung an ein anderes Pfarramt erfolgen (vgl. § 55 Abs. 2 und § 56 
Abs. 1 und 2 der Grundordnung der Evangelischen Landeskirche in Baden)1 

4.3 Trauungen und kirchliche Bestattungen sind Aufgabe des zuständigen Pfarrers. Wo dies 
erbeten wird, können Prediger und Stadtmissionare nach vorheriger Absprache mit dem zu-
ständigen Gemeindepfarrer an Liturgie und Verkündigung beteiligt werden. 

4.4 Wo die landeskirchliche Beauftragung eines Predigers vorliegt (vgl. II 1.4) können aus 
seelsorgerlichen Gründen Taufe, Trauung und kirchliche Bestattung vom zuständigen Pfarrer 
an einen Prediger oder Stadtmissionar auch ganz übertragen werden. 
Auszug aus der Grundordnung der Evangelischen Landeskirche in Baden in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. September 1990 (GvBI. 5. 146) 

5. Neue Formen missionarischer und diakonischer Arbeit 
5.1 In diakonischen Einrichtungen - zumal in der Trägerschaft von Gemeinschaftsverbänden 
- kann es sich nahelegen, regelmäßig Sonntagsgottesdienste zu veranstalten, die von Predi-
gern der Gemeinschaftsverbände gehalten werden. In ihnen kann auf die besondere Situation 
von alten, kranken und pflegebedürftigen Menschen eingegangen werden. So kann die Einheit 
von Verkündigung und Diakonie besonderen Ausdruck finden. Vor der Einrichtung solcher re-
gelmäßiger Sonntagsgottesdienste setzt sich die Leitung des Gemeinschaftsverbandes mit 
der Leitung der Landeskirche in Verbindung; der jeweilige Kirchenbezirk und das Diakonische 
Werk werden an den Absprachen beteiligt. 

5.2 Die besondere Situation in Städten und/oder bei besonderen Personengruppen (Über-
siedler, Konfessionslose) kann es nahelegen, im Rahmen einer Stadtmissions- oder Gemein-
schaftsarbeit regelmäßig Sonntagsgottesdienste mit besonderer missionarischer Ausrichtung 
zu veranstalten. So können Menschen, die der Kirche fernstehen und in den Landeskirchlichen 
Gemeinschaftsverbänden neue geistliche Heimat gefunden haben, über diese auch wieder 
Heimat in der Kirche finden. In solchen Fallen setzt sich die Leitung des Gemeinschaftsver-
bandes rechtzeitig mit der Leitung der Landeskirche in Verbindung; der jeweilige Kirchenbezirk 
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wird an den Absprachen beteiligt. 

5.3 Nach § 10 Abs. 2 der Grundordnung der Evangelischen Landeskirche in Baden ist es 
möglich, neben den Ortsgemeinden auch Personalgemeinden zu bilden. Diese Form kirchli-
cher Arbeit kann dort erwogen werden, wo Stadtmissionen und Gemeinschaften für ihre mis-
sionarische Arbeit auch pfarramtliche Rechte benötigen (z.B. für die Taufe bisher konfessions-
loser Menschen). Eine solche Form der Zusammenarbeit zwischen Stadtmissionen und Ge-
meinschaften einerseits und der Landeskirche andererseits setzt voraus, dass Einvernehmen 
über das Berufungsverfahren des Stadtmissionars bzw. Predigers und über das Visitations-
recht der Landeskirche gefunden wird. 

III. 
Die Unterzeichner dieser Vereinbarung wollen sich dafür einsetzen, dass ihre Gemeinschaft 
in Zeugnis und Dienst immer deutlicher und tiefer wird. Darum treffen sie folgende weitere 
Absprache: 
1. Die Leitung der Landeskirche und die Leitungen der Landeskirchlichen Gemeinschaftsver-
bände treffen sich einmal pro Jahr zu gemeinsamen Gesprächen. 

2. Sie informieren sich darüber hinaus gegenseitig durch Zusendung wichtiger Veröffentli-
chungen und Verlautbarungen. 

3. Sie sorgen dafür, dass je in ihrem Bereich auch in den regionalen Untergliederungen Ent-
sprechendes geschieht. 

4. Sie überprüfen gemeinsam nach Ablauf von zwei Jahren diese Vereinbarung. 

Zu dieser Vereinbarung gehören Erläuterungen als Hilfe zum praktischen Verstehen und zur 
praktischen Anwendung. 
Karlsruhe, den 31.10.1991 

Dr. Engelhardt 

Evangelische Landeskirche in Baden 

Hauser 

Evang. Verein für innere Mission 
Augsburgischen Bekenntnisses e.V. 

Haag 
Chrischona-Gemeinschaftswerk] 
Deutscher Zweig der Pilgermission St. Chrischona 

Weigold 
Südwestdeutscher Gemeinschaftsverband 
Neustadt-Lachen e.V. 
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Erläuterungen zu der Vereinbarung zwischen der 
Evangelischen Landeskirche in Baden 

und den in ihrem Bereich tätigen 
Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbänden 

Diese Erläuterungen sind eine Hilfe zum praktischen Verstehen und zur praktischen Anwen-
dung von einzelnen Punkten der Vereinbarung. Sie wurden zwischen den Vertretern der an 
der Vereinbarung beteiligten Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände und den Vertretern 
der Landeskirche inhaltlich besprochen. Die Formulierung des Wortlauts im Einzelnen wird 
aber vom Evangelischen Oberkirchenrat verantwortet. 

Zu II 1.3 
Der Evangelische Oberkirchenrat wird die Pfarrer der Landeskirche bitten, die Prediger der 
Gemeinschaften immer wieder - zumal bei besonderen Anlassen - zur Mitwirkung in Gottes-
diensten der Landeskirche einzuladen, z.B. zur Übernahme von Predigten, zu persönlichen 
Zeugnissen, zur Mitwirkung in der Liturgie, bei besonderen Gebetsgottesdiensten usw. Dabei 
wird natürlich darauf hingewiesen, dass die arbeitszeitliche Beanspruchung der Prediger zu 
respektieren ist. Umgekehrt sollen Pfarrer Einladungen zu Veranstaltungen der Gemein-
schaftsverbände annehmen und sich an von ihnen erbetenen Diensten in den Gemeinschaften 
beteiligen. Auch hier kann vorausgesetzt werden, dass die arbeitszeitliche Beanspruchung 
respektiert wird. 

Die hier eröffnete Möglichkeit und das damit verbundene Verfahren bedeuten die Anerken-
nung der Verkündigungsbefähigung der Prediger von Landeskirchlichen Gemeinschaften und 
Stadtmissionen. Die Anerkennung bezieht sich sowohl auf die Ausbildung für den Prediger-
dienst als auch auf die geistliche Beauftragung zu diesem. 

Die Prediger sind demnach nicht Lektoren und Prädikanten vergleichbar, die einen ehrenamt-
lichen Verkündigungsdienst wahrnehmen und zu diesem eine Ausbildung erhalten haben, die 
sich deutlich von der der Prediger unterscheidet. Andererseits bedeutet die Anerkennung der 
Verkündigungsbefähigung nicht, dass Prediger aufgrund ihrer Ausbildung und geistlichen Be-
auftragung qualifiziert seien, ein Pfarramt der Landeskirche zu übernehmen. 

Die Beauftragung mit dem Dienst der öffentlichen Verkündigung und der Sakramentsspen-
dung in Gottesdiensten der Landeskirche schafft vor allem die Voraussetzung für die vollver-
antwortliche und selbstständige Übernahme von Amtshandlungen nach Ziff. II 4.4 der Verein-
barung. Es ist also nicht gedacht, dass solche Prediger von den Kirchenbezirken wie Lektoren 
und Prädikanten eingesetzt und ihrem Gemeinschaftsdienst entzogen werden. Dieser behält 
Vorrang. 

Innerhalb des Predigtdienstes sind aber jetzt landeskirchliche Amtshandlungen möglich, wobei 
selbstverständlich die Abmelderegegelungen nach der Grundordnung der Landeskirche be-
achtet werden. Der Evangelische Oberkirchenrat wird seine Bekanntmachung - Ausübung des 
Dienstes der öffentlichen Wortverkündigung und der Sakramentsspendung" vom 23.09.1980 
(Niens 30c) entsprechend ändern. 

Zu II 2 
In der Gottesdienstfrage enthält die Vereinbarung eine Stufung. Nach Ziff. II 2.1 finden wäh-
rend der landeskirchlich üblichen Gottesdienstzeit statt. Nach Ziff. II 2.2 gibt es „hin und wie-
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der" aus besonderen örtlichen Anlässen auch während der landeskirchlich üblichen Gottes-
dienstzeit Gemeinschaftsveranstaltungen. Vor deren Einführung wird miteinander gespro-
chen. Nach Ziff. II 5.1 können in diakonischen Einrichtungen (vor allem der Gemeinschafts-
verbände) regelmäßige Gottesdienste stattfinden - wiederum nach vorheriger Absprache. 
Nach Ziff. II 5.2 kann es die besondere missionarische Situation nahelegen, dass Gemein-
schaften und Stadtmissionen regelmäßig öffentliche Gottesdienste durchführen. Auch hier ist 
eine vorherige Absprache unter Beteiligung des betreffenden Kirchenbezirks vorgesehen. In 
einer Personalgemeinde nach Ziff. II 5.3 sind regelmäßige öffentliche Gottesdienste eine 
Selbstverständlichkeit. 

Zu II 3 
Diese Bestimmung anerkennt, dass die seit Jahrzehnten in den Gemeinschaften durchgeführ-
ten Feiern des Heiligen Abendmahls auch nach dem Verständnis der Landeskirche rechtmä-
ßige Feiern sind. Sie geschehen unter der Leitung von Brüdern, die nach der inneren Ordnung 
der Gemeinschaften regelmäßig (CA 14) berufen sind (vgl. Ziff. II 1 der Vereinbarung). Die 
Orientierung an der Einsetzung des Heiligen Abendmahls durch den Herrn Jesus Christus ist 
gegeben. Die Teilnahme an diesen Feiern ist keine Absonderung von der Gemeinschaft der 
Landeskirche; es findet keine Klassifizierung in „frömmere" und „weniger fromme" Christen 
statt. Die Praxis des Abendmahls in den Landeskirchlichen Gemeinschaften ist an diesen drei 
Kriterien orientiert. Diese Orientierung ist für die Landeskirche im Blick auf die Abendmahls-
vereinbarungen wichtig, die sie mit anderen Kirchen geschlossen hat. 

Zu II 4 
In diesen Abschnitten geht es ausschließlich um Amtshandlungen, die von Mitgliedern der 
Landeskirche begehrt werden. Die Regelungen erfassen nicht die Falle, in denen Amtshand-
lungen von Menschen erbeten werden, die der Landeskirche nicht angehören. 

Hier handelt es sich um den normalen Taufgottesdienst der landeskirchlichen Gemeinde. 
Seine Leitung bleibt beim zuständigen Gemeindepfarrer. Er kann aber Prediger der Landes-
kirchlichen Gemeinschaften, auch wenn sie keine Beauftragung nach II 1.4 erhalten haben, 
an der Gestaltung des Gottesdienstes beteiligen, so wie auch sonst in der Verantwortung des 
zuständigen Gemeindepfarrers Gemeindeglieder an der Gottesdienstgestaltung beteiligt wer-
den. Für diese Beteiligung bestehen verschiedene Möglichkeiten: Übernahme der Predigt, 
Übernahme von Teilen der Liturgie, Übernahme der Taufhandlung selbst. Denkbar ist auch, 
dass ein Chor der Gemeinschaft in einem solchen Gottesdienst singt. 

Zu II 4.2 
Die Zahl der Fälle, die hier eine Regelung nötig machen, ist relativ gering. Jeder Einzelfall hat 
dann aber sein besonderes Gewicht und kann bei allen Beteiligten zu erheblichen Störungen 
führen. Darum ist von Grundsätzen auszugehen, die zwischen den Landeskirchlichen Ge-
meinschaftsverbänden und der Landeskirche nicht umstritten sind: 

1. Bei der Konfirmation wird zwischen dem Konfirmandenunterricht und dem gottesdienstli-
chen Konfirmationsakt (Bekenntnis und Segnung der Konfirmanden) unterschieden. Der got-
tesdienstliche Konfirmationsakt bezieht sich aber - vor allem beim Bekenntnis der Konfirman-
den - auf den vorangegangenen Konfirmandenunterricht. Also sollten beide Teile in einer Hand 
liegen (Ausnahmen sind z.B. Internatsschüler). 

2. Es gibt keinen Unterricht - auch nicht in Mathematik und Englisch - der nicht verbesse-
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rungsfähig wäre. Also sind Ergänzungen auch des Konfirmandenunterrichts immer wün-
schenswert. Früher geschah das sehr oft in den Familien. Häufig geschieht es jetzt durch die 
Jugendarbeit. Also kann es auch durch Stadtmissionen bzw. durch Gemeinschaften gesche-
hen. Problematisch wurden solche Ergänzungen nur dann, wenn sie bewusst gegen den kirch-
lichen Konfirmandenunterricht arbeiten wurden. 

3. Die Konfirmation ist in ihren beiden Teilen (Unterricht und Konfirmationsakt) auf die Taufe 
bezogen. Also muss sie - wie die Taufe - in einer geordneten Gemeinschaft der Glaubenden 
vollzogen werden. 

4. Wegen ihres Bezugs zur Taufe wird die Konfirmation in ihren beiden Teilen zum Grundauf-
trag jeder Gemeinde. Sie kann also nicht einfach von der Gemeinde an andere delegiert wer-
den. Jede Gemeinde steht aber in der größeren Gemeinschaft der ganzen Kirche und ist nur 
dann Gemeinde Jesu Christi, wenn sie diese größere Gemeinschaft bejaht und anerkennt. 
Also ist es in einem geordneten Verfahren möglich, die Konfirmation auch in einer anderen 
Gemeinde zu begehren als in der, zu der die Gemeindeglieder aus zufälligen geographischen 
Gründen gerade gehören. 

Auf der Basis dieser Grundsätze gibt es dann verschiedene praktische Möglichkeiten: 

a) Das Gespräch der Eltern, die mit dem Konfirmandenunterricht ihrer Kinder nicht zufrieden 
sind, mit dem zuständigen Pfarrer und den Kirchenältesten. 

b) Den Konfirmandenunterricht ergänzende katechetische Arbeit in einer Gemeinschaft bzw. 
Stadtmission. 

c) Formliche Mitwirkung von Gliedern und/oder Predigern der Gemeinschaften bzw. Stadt-
missionen im Konfirmandenunterricht der Landeskirche und im Konfirmationsgottesdienst 
(entsprechend zu II 
4.1 der Vereinbarung und dieser Erläuterungen). 

d) Ummeldung zu einem anderen Pfarramt der Landeskirche. 

e) Als eine Art „Vorstufe" zur Personalgemeinde (vgl. II 5.3 der Vereinbarung): Ein nach 111.4 
berufener Prediger bzw. Stadtmissionar übernimmt selbst Konfirmandenunterricht und Konfir-
mation innerhalb der Gemeinschaft bzw. Stadtmission, wobei natürlich die Abmelderegelun-
gen nach der Grundordnung beachtet werden. 

Zu II 4.3 
Hier gelten dieselben Erläuterungen wie zu II 4.1. 

Zu II 4.4 
Im Unterschied zu II 4.1 kann hier ein Prediger bzw. Stadtmissionar nach vorangegangener 
Abmeldung vom zuständigen Pfarramt in eigener Verantwortung selbständig handeln. Darin 
ist eingeschlossen, das zwischen ihm und den Gemeinschaftsgliedern, die die Amtshandlung 
begehren, auch abgesprochen werden kann, an welchem Ort die Amtshandlung stattfindet: in 
der Kirche, in Räumen der Gemeinschaft oder an einem dritten Ort. Die Absprache wird örtli-
che Gegebenheiten besonders beachten. 

Diese Regelung will das Heimatgefühl von Gemeindegliedern in der Gemeinschaft respektie-
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ren. Sie soll aber nicht die Gemeinschaft als Freikirche erscheinen lassen. Darum ist die Be-
teiligung des zuständigen landeskirchlichen Pfarrers (in umgekehrter Weise wie bei II 4.1) er-
wünscht und die Abkündigung der Amtshandlung im landeskirchlichen Gottesdienst selbstver-
ständlich. 

Die Taufe wird bei den Gemeinschaften - wie in der Landeskirche - in einer öffentlichen Ver-
anstaltung und nicht als Sonderveranstaltung (z.B. Haustaufe) durchgeführt. 

Zu II 5.3 
Bei der Bildung von landeskirchlichen Personalgemeinden aus Gliedern der Landeskirchlichen 
Gemeinschaften muss die theologisch und kirchenrechtlich schwierige Frage gelöst werden, 
in welche Gemeinschaft glaubender und getaufter Menschen hinein die Taufe in solcher Per-
sonalgemeinde/ Gemeinschaft erfolgt. Die Taufe in der Gemeinschaft/Personalgemeinde ver-
mittelt zugleich die Mitgliedschaft in der Landeskirche. Ein ungelöstes Problem entsteht aber, 
wenn der Taufbewerber bzw. die Eltern mit der Taufe zwar die Mitgliedschaft in der Landes-
kirchlichen Gemeinschaft begehren, die damit verbundene Mitgliedschaft in der Landeskirche 
aber ablehnen. Hierüber hatten die Leitung des Gnadauer Verbands und die Leitung der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland miteinander zu verhandeln. 

Hinweis 
Der Evangelische Oberkirchenrat bittet die Pfarrämter, die örtliche Zusammenarbeit mit den 
Gemeinschaften des Liebenzeller Gemeinschaftsverbandes ebenfalls im Geiste dieser Ver-
einbarung zu gestalten. 

Die Leitung des Liebenzeller Gemeinschaftsverbandes war an der Ausarbeitung dieser Ver-
einbarung voll beteiligt. Aus werksinternen Gründen (Neustrukturierung des Werkes der Lie-
benzeller Mission) konnten die Verhandlungen mit dem Liebenzeller Gemeinschaftsverband 
deshalb bis gegenwärtig nicht abgeschlossen werden. 

Diesen bis hierher mit der Leitung des Liebenzeller Gemeinschaftsverbandes wörtlich abge-
stimmten Hinweis ergänzen wir um die Bitte, persönliche Begegnungen nach Abschnitt II Ziffer 
1.2 bewusst zu suchen. Dafür ist eine förmliche Vereinbarung nicht nötig ebenso wenig wie 
für die Einladung von Predigern des Liebenzeller Gemeinschaftsverbandes zu persönlichen 
Zeugnissen und zur Beteiligung an der Liturgie in Gottesdiensten und bei Amtshandlungen 
nach Abschnitt II Ziffer 
4.1 bis 4.3 bei Gemeindegliedern, die dem Liebenzeller Gemeinschaftsverband an gehören 
und dieses wünschen, sofern gewährleistet und deutlich bleibt, dass die Leitung solcher Got-
tesdienste und Amtshandlungen bei dem zuständigen Pfarrer der Landeskirche liegt. 
Gesetz- und Verordnungsblatt der Ev. Landeskirche in Baden 
1994, 5. 2 Karlsruhe, den 26. Januar 1994 

Bekanntmachung 
Landeskirchliche Gemeinschaftsverbände 

0KR 3.12.1993 Az. 15/771 

Die Vereinbarung mit den Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbänden im Bereich der Evan-
gelischen Landeskirche in Baden vom 31. Oktober 1991 (GVBI. 1991 5. 145 ff.), der mit Datum 
vom 31. Oktober 1993 auch der Liebenzeller Gemeinschaftsverband beigetreten ist, sieht un-
ter Ziffer II 1.4 vor, dass die an der Vereinbarung Beteiligten nach Ablauf von zwei Jahren die 
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Vereinbarung gemeinsam überprüfen. Dieses ist in einer Sitzung am 29. November 1993 ge-
schehen. Die Überprüfung ergab, dass sich die Vereinbarung bewahrt hat und keiner Ände-
rungen bedarf. Im Frühjahr 1994 werden die Dekanate unter Beifügung der nötigen Unterlagen 
gebeten, auf der Ebene der Kirchenbezirke regelmäßig Gespräche mit den bezirklich zustän-
digen Vertretern der Landeskirchlichen Gemeinschaften zu beginnen bzw. weiter fortzuführen. 
Die Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände werden dieselbe Bitte an ihre regionalen Un-
tergliederungen richten.
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BAYERN 

Vereinbarung zwischen 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 

und 
dem Hensoltshöher Gemeinschaftsverband e.V., 

dem Landeskirchlichen Gemeinschaftsverband in Bayern e.V., 
dem Liebenzeller Gemeinschaftsverband e.V. sowie 

die Apis - Evangelischer Gemeinschaftsverband in Württemberg e.V. 
(landeskirchliche Gemeinschaftsverbände) 

Präambel 

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern ist dankbar für das Wirken der landeskirchlichen 
Gemeinschaftsverbände und ihrer Gemeinschaften innerhalb und als Teil der evangelischen 
Kirche. Angehörige der landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände sind vielfach auch in ihren 
jeweiligen Kirchengemeinden selbstverständlich aktiv und wirken dort beim gottesdienstlichen 
und gemeindlichen Leben mit. Ein vom Pietismus geprägter Glaubens- und Lebensstil kann 
im Miteinander mit anderen Glaubens- und Lebensstilen eine wertvolle Bereicherung für eine 
Kirchengemeinde darstellen. 
Die landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände, die ihre Wurzeln im Pietismus und der Erwe-
ckungsbewegung haben, wissen sich ihrerseits bei aller eigenständigen Entwicklung in der 
evangelischen Kirche beheimatet. Sie sind freie Werke innerhalb der Landeskirche und ver-
stehen sich als Laienbewegung. Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern und die lan-
deskirchlichen Gemeinschaftsverbände erfüllen den gemeinsamen Auftrag in eigener Verant-
wortung, in gegenseitiger Achtung und Ergänzung. 
Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern und die landeskirchlichen Gemeinschaftsver-
bände bekennen Jesus Christus als den Herrn seiner Gemeinde und wissen sich von ihm 
gemeinsam in seinen Dienst gestellt. Grundlage und Richtschnur dieses Dienstes ist das 
Evangelium, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den reformatorischen Bekenntnis-
sen bezeugt ist. Gemeinsam wirken sie durch Zeugnis in Wort und Tat am Aufbau und Erhalt 
der Gemeinde Jesu Christi mit. Vielerorts versteht sich eine kirchliche Zugehörigkeit heute 
nicht mehr von selbst. Traditionsabbrüche erschweren einen lebendigen Zugang zur Ge-
meinde Jesu Christi und die Weitergabe des Evangeliums. In dieser Situation wollen auch 
landeskirchliche Gemeinschaften ihre missionarischen Möglichkeiten innerhalb und für die Kir-
che stärker wahrnehmen. In Anerkennung des gemeinsamen Auftrags wollen die Evangelisch-
Lutherische Kirche in Bayern und die landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände ihr missiona-
risches Bemühen verstärken und im gewachsenen gegenseitigen Vertrauen und auf geordne-
ter Grundlage weitere Beziehungen und Möglichkeiten sinnvoller Kooperation aufzeigen. 

Art. 1 Verhältnis zwischen Evangelisch-Lutherischer Kirche in Bayern und den lan-
deskirchlichen Gemeinschaftsverbänden 
(1) Landeskirchliche Gemeinschaftsverbände im Sinne von Art. 37b Kirchenverfassung wir-
ken als freie Werke innerhalb der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern an der Verwirk-
lichung des kirchlichen Auftrags mit. 
(2) In Wahrung ihrer rechtlichen Eigenständigkeit verpflichten sich die Evangelisch- Lutheri-
sche Kirche in Bayern und die landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände, mit ihren Gaben 
vertrauensvoll zusammenzuwirken und Formen der Zusammenarbeit und der gegenseitigen 
Abstimmung auf regionaler und überregionaler Ebene und in den verschiedenen Bereichen 
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ihres Dienstes (z.B. Mission, Evangelisation, Diakonie, Jugendarbeit) zu vertiefen und fortzu-
entwickeln. 
(3) Zwischen den Partnern dieser Vereinbarung finden regelmäßig, mindestens einmal im 
Jahr, Gespräche statt, zu denen das zuständige theologische Mitglied des Landeskirchenrates 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern einlädt. Die Partner dieser Vereinbarung infor-
mieren sich gegenseitig über Entwicklungen und Planungsvorhaben in ihrem Bereich, insbe-
sondere über solche, die sich auf ihr Verhältnis zueinander beziehen. 
 
Art. 2 Mitgliedschaft in der landeskirchlichen Gemeinschaft und in der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern 
(1) Die Mitglieder der landeskirchlichen Gemeinschaften sind in der Regel Mitglieder der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern. 
(2) Wenn Mitglieder einer landeskirchlichen Gemeinschaft keiner der in der Arbeitsgemein-
schaft christlicher Kirchen zusammengeschlossenen Kirchen und Glaubensgemeinschaften 
angehören, wirken die Verantwortlichen der landeskirchlichen Gemeinschaft, soweit dies mög-
lich ist, darauf hin, dass sie Mitglieder der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern werden. 
(3) Die Übernahme eines Amtes in einem Vertretungsorgan eines landeskirchlichen Gemein-
schaftsverbandes, eines landeskirchlichen Gemeinschaftsbezirkes oder einer landeskirchli-
chen Gemeinschaft setzt in der Regel die Mitgliedschaft in der Evangelisch-Lutherischen Kir-
che in Bayern voraus. 

Art. 3 Prediger und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaften 
(1) Prediger und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaften können nach der Maß-
gabe des Kirchengesetzes über die Beauftragung und den Dienst der Prediger und Predige-
rinnen landeskirchlicher Gemeinschaften in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
(Predigergesetz) zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung berufen wer-
den. Diese Berufung geschieht gemäß Art. 13 Kirchenverfassung durch Beauftragung. Die 
Leitungen der landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände setzen im Bereich der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern nur Prediger und Predigerinnen ein, die einer Gliedkirche der 
Evangelischen Kirche in Deutschland angehören. 
(2) Mit der Beauftragung wird ein bestimmter Dienst übertragen, der die öffentliche Wortver-
kündigung, die Verwaltung des Heiligen Abendmahls und im Ausnahmefall auch die Leitung 
der Feier der Taufe beinhaltet. Näheres regelt das Predigergesetz. 
(3) Im Rahmen seiner Gesamtverantwortung für das kirchliche Leben im Dekanatsbezirk 
nimmt der örtlich zuständige Dekan bzw. die örtlich zuständige Dekanin bezüglich der Rechte 
aus der Beauftragung die geistliche Aufsicht auch über den Dienst des Predigers bzw. der 
Predigerin wahr. Diese erfolgt im Benehmen mit dem Inspektor bzw. der Inspektorin des lan-
deskirchlichen Gemeinschaftsverbandes. Die aufsichtlichen Befugnisse der Inspektoren und 
Inspektorinnen der landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände aus dem Dienstverhältnis der 
Prediger und Predigerinnen zu dem landeskirchlichen Gemeinschaftsverband bleiben davon 
unberührt. 

Art. 4 Verhältnis von Ortskirchengemeinde und örtlicher landeskirchlicher Gemein-
schaft 
(1) Auf örtlicher Ebene arbeiten die landeskirchlichen Gemeinschaften, die Kirchengemein-
den, die landeskirchlichen Gemeinschaftsbezirke und die Dekanatsbezirke nach Maßgabe von 
Art. 1 Abs. 2 zusammen. 
(2) Das Landeskirchenamt der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und der entspre-
chende landeskirchliche Gemeinschaftsverband entscheiden über die jeweilige Zuordnung im 
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Einvernehmen mit dem Kirchenvorstand und dem Dekanatsausschuss sowie dem Vorstand 
des landeskirchlichen Gemeinschaftsbezirks bzw. der örtlichen landeskirchlichen Gemein-
schaft. Diese Zuordnung ist Voraussetzung für den Abschluss einer regionalen Vereinbarung. 

Art. 5 Zusammenarbeit auf örtlicher Ebene. 
(1) Zur Vertiefung und Fortentwicklung der Beziehungen sind zwischen den landeskirchlichen 
Gemeinschaften und Gemeinschaftsbezirke einerseits und den Kirchengemeinden und Deka-
natsbezirken der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern andererseits entsprechend ihrer 
Zuordnung (Art. 4 Abs. 2) regionale Vereinbarungen abzuschließen. Das Landeskirchenamt 
stellt dafür im Benehmen mit dem Landessynodalausschuss ein mit den landeskirchlichen Ge-
meinschaftsverbänden erarbeitetes verbindliches Muster zur Verfügung. Die regionalen Ver-
einbarungen bedürfen der Zustimmung des landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes und 
des Landeskirchenamtes der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern. 
(2) Der Abschluss einer regionalen Vereinbarung ist Voraussetzung für die Beauftragung ei-
nes Predigers bzw. einer Predigerin durch die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern. 
(3) In den regionalen Vereinbarungen sind insbesondere Regelungen zu treffen 
a) über die Zeiten von Gottesdiensten, Gemeinschaftsstunden und sonstigen regelmäßigen 
Veranstaltungen sowie über die Feier der Sakramente und Durchführung von Kasualien in den 
Räumen der landeskirchlichen Gemeinschaft, 
b) über Bereich und Umfang des bestimmten Dienstes des Predigers bzw. der Predigerin, 
c) über beiderseitige Möglichkeiten der gastweisen Teilnahme oder der Mitgliedschaft in den 
Leitungsgremien des jeweils anderen Partners der regionalen Vereinbarung, 
d) über die Teilnahme von Predigern und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaft 
an den Konferenzen, gegebenenfalls Konventen des Pfarrkapitels und an Dekanatssynoden, 
e) über die Bestellung eines paritätisch von den Partnern der regionalen Vereinbarung zu 
besetzenden ständigen Verbindungsausschusses, 
f) über gegenseitige Information und Zusammenarbeit in besonderen Arbeitsbereichen (z.B. 
Seelsorge, Mission, Evangelisation, Diakonie, Jugendarbeit, Öffentlichkeitsarbeit), 
g) über die beiderseitige Nutzung von gottesdienstlichen und gemeindlichen Räumen. 
(4) Bei der Einführung eines Predigers bzw. einer Predigerin durch einen landeskirchlichen 
Gemeinschaftsverband in eine örtliche landeskirchliche Gemeinschaft bzw. in einen landes-
kirchlichen Gemeinschaftsbezirk sollte der Dekan bzw. die Dekanin oder eine von ihm bzw. 
von ihr beauftragte Person, bei der Einführung eines Pfarrers bzw. einer Pfarrerin in der Kir-
chengemeinde, in der der Prediger bzw. die Predigerin seinen bzw. ihren Dienstsitz hat, sollte 
der Prediger bzw. die Predigerin mitwirken. 
(5) Den Predigern und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaften wird empfohlen, 
bei Dienstantritt Kontakte zu den Pfarrern und Pfarrerinnen der Kirchengemeinden ihres Be-
zirks sowie zum Dekan bzw. der Dekanin des zugehörigen Dekanatsbezirks aufzunehmen, 
wie umgekehrt diese bei Dienstantritt die Verbindung zu den Predigern und Predigerinnen der 
landeskirchlichen Gemeinschaften suchen sollen. 

Art. 6 Öffentliche Verkündigung in Wort und Sakrament als Zeichen der Einheit 
Öffentliche Verkündigung in Wort und Sakrament ist ein Zeichen der Einheit und der Katholi-
zität der Kirche; sie bilden daher den Mittelpunkt des gemeindlichen Lebens. Die Mitglieder 
der landeskirchlichen Gemeinschaften nehmen - je nach örtlicher Situation und Gegebenheit 
- auch an den Gottesdiensten der örtlichen Kirchengemeinde teil; die Gottesdienste der lan-
deskirchlichen Gemeinschaft sind offen für alle Mitglieder der Kirchengemeinde. 

Art. 7 Vornahme von Amtshandlungen, Beteiligung an der Konfirmandenarbeit 
(1) Die Vornahme von Amtshandlungen durch den Prediger bzw. die Predigerin bestimmt sich 
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nach dem Predigergesetz. 
(2) Soweit der bestimmte Dienst von Predigern und Predigerinnen landeskirchlicher Gemein-
schaften nach Maßgabe des Predigergesetzes auch die Leitung der Feier der Taufe umfasst, 
begründet diese die Mitgliedschaft in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und zu-
gleich in einer ihrer Kirchengemeinden. Die Taufe soll deshalb in der Regel in einem Gottes-
dienst der Kirchengemeinde des Wohnsitzes der zu taufenden Person vorgenommen werden. 
Im Ausnahmefall kann eine Taufe auch im Gemeinschaftsgebäude durchgeführt werden. Nä-
heres ist in der regionalen Vereinbarung und der Dienstordnung des Predigers bzw. der Pre-
digerin (vgl. § 5 Abs. 2 und 3 PredG) zu regeln. 
(3) Neben der Hinführung zum und der Festigung im Glauben möchte die Konfirmandenarbeit 
junge Menschen in ihre Kirchengemeinde einführen und zur Mitarbeit in Kirche und Kirchen-
gemeinde ermutigen. Sie ist deshalb Aufgabe der Kirchengemeinde. Im Einvernehmen mit der 
zuständigen Kirchengemeinde kann die örtliche landeskirchliche Gemeinschaft an der Konfir-
mandenarbeit mitwirken. Die Konfirmation findet in der Regel in einem Gottesdienst der Kir-
chengemeinde statt, welcher der Konfirmand oder die Konfirmandin angehört. 
(4) Die Leitung einer Feier des Heiligen Abendmahles im Rahmen besonderer Veranstaltun-
gen einer landeskirchlichen Gemeinschaft kann, insbesondere im Falle der Vertretung, auch 
von einem Prediger bzw. einer Predigerin durchgeführt werden, der bzw. die aus einem ande-
ren Gemeinschaftsbezirk stammt, sofern er bzw. sie eine Beauftragung durch die Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern hat. 
 
Art. 8 Landesweite Dienste 
Die landesweiten Einrichtungen und Dienste der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
und der landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände, insbesondere in den Bereichen Mission, 
Evangelisation, Diakonie und Jugendarbeit, treffen die zur Förderung ihrer Beziehungen und 
zur Koordination ihrer Arbeit erforderlichen Absprachen; gegebenenfalls können besondere 
Vereinbarungen geschlossen werden. 

Art. 9 Abschlusserklärungen 
(1) Die Leitungen der landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände übernehmen gegenüber der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern die Verantwortung dafür, dass der Dienst der lan-
deskirchlichen Gemeinschaften und ihrer Prediger und Predigerinnen mit den Bestimmungen 
dieser Vereinbarung und mit den Ordnungen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
übereinstimmt. 
(2) Bei Konfliktfällen, die auf örtlicher und regionaler Ebene nicht geklärt werden können, und 
bei Fragen von grundsätzlicher Bedeutung sollen die Leitungen der landeskirchlichen Gemein-
schaftsverbände und der Landeskirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
hinzugezogen werden. 
(3) Die kirchenleitenden Organe der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und die lan-
deskirchlichen Gemeinschaftsverbände bitten alle zum Dienst der Verkündigung Berufenen 
und mit der Leitung in den Kirchengemeinden, Dekanatsbezirken und landeskirchlichen Ge-
meinschaften Beauftragten, die in dieser und in den regionalen Vereinbarungen getroffenen 
Absprachen zu beachten und in gegenseitiger Offenheit und gutem Einvernehmen zu prakti-
zieren. 
(4) Im Rahmen der regelmäßig stattfindenden gemeinsamen Gespräche (Art. 1 Abs. 3) wer-
den die Vertretungen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und der beteiligten lan-
deskirchlichen Gemeinschaftsverbände auch Möglichkeiten der Weiterentwicklung dieser Ver-
einbarung prüfen. 
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Art. 10 Inkrafttreten und Geltungsdauer 
(1) Diese Vereinbarung tritt am 1. Juli 2013 in Kraft. 
(2) Sie tritt an die Stelle der Vereinbarung zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern und dem Evangelischen Gemeinschaftsverband Hessen-Nassau e.V., dem Hensolts-
höher Gemeinschaftsverband e.V., dem Landeskirchlichen Gemeinschaftsverband in Bayern 
e.V. sowie dem Liebenzeller Gemeinschaftsverband e.V. (landeskirchliche Gemeinschaftsver-
bände) vom 13. Juli 2000 und der Vereinbarung zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kir-
che in Bayern und dem Alt- pietistischen Gemeinschaftsverband e.V. vom 17. Oktober 2000 
einschließlich des Zusatzprotokolls zur Vereinbarung zwischen der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Bayern und dem Hensoltshöher Gemeinschaftsverband e.V. vom 13. Juli 2000 und 
des Zusatzprotokolls zur Vereinbarung zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bay-
ern und dem Liebenzeller Gemeinschaftsverband e.V. vom 4. Februar 2002. 
(3) Diese Vereinbarung gilt zunächst für fünf Jahre. Die Vereinbarung verlängert sich jeweils 
um ein Jahr, sofern sie nicht von einer Seite bis zum 31. Januar des laufenden Jahres gekün-
digt wird; die Kündigung durch einen oder gegenüber einem landeskirchlichen Gemeinschafts-
verband berührt die Fortgeltung der Vereinbarung im Verhältnis zu den anderen landeskirch-
lichen Gemeinschaftsverbänden nicht. 

München, am 14. Juni 2013 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern  
Landesbischof Dr. Heinrich Bedford-Strohm 

Hensoltshöher Gemeinschaftsverband e.V. 

H. Findeisen 

Landeskirchlicher Gemeinschaftsverband in Bayern e.V. 
Konrad Flämig 
 
Liebenzeller Gemeinschaftsverband e.V. 
Hartmut Schmid 

Die Apis - Evangelischer Gemeinschaftsverband in Württemberg e.V. 
Steffen Kern 
 
 

Muster 
einer Regionalen Vereinbarung 

Regionale Vereinbarung 
zwischen 

dem Evang.-Luth. Dekanatsbezirk N.N. /  
der Evang.-Luth. Kirchengemeinde N.N. 

und der Landeskirchlichen Gemeinschaft N.N.2 

Die Regionale Vereinbarung ist gemäß § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 2 Predigergesetz Vorausset-
zung zur kirchlichen Beauftragung eines Predigers / einer Predigerin für die örtliche landes-
kirchliche Gemeinschaft bzw. den Gemeinschaftsbezirk. Des Weiteren dient sie auf der 
Grundlage der Vereinbarung vom SSSSS zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Bayern (ELKB) und dem SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS Gemein-
schaftsverband zur Fortentwicklung und zur Vertiefung der Beziehungen und zur Regelung 
der Kooperation zwischen dem 
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Evang.-Luth. Dekanatsbezirk  
 
................................................................................................................. /  
 
bzw. der Evang.-Luth. Kirchengemeinde  
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS  und dem   
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSS Gemeinschaftsverband, Bezirk    
 
SSSSSSSSSSSSSS /  
 
Gemeinschaft SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 
 
Sie umfasst folgende Bestimmungen: 

 
1. Zuordnung und Zusammenwirken 
1.1. Der SSSSSSSSSSSSSSSS. Gemeinschaftsverband, Bezirk 

SSS................................. / Gemeinschaft ................................................, ist gemäß 
Art. 4 Abs. 1 und 2 der Vereinbarung der ELKB mit den Gemeinschaftsverbänden 
dem Bereich des Dekanatsbezirks / der Dekanatsbezirke 
.......................................................... und 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSS. zugeordnet. Der Dekanatsbezirk 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSS.    nimmt dabei für den/die anderen 
betroffenen Dekanatsbezirk/e das Vertretungsrecht wahr und stellt das 
Einvernehmen her. 
 

1.2. Der SSSSSSSSSSSSSSSS. Gemeinschaftsverband, Bezirk 
....................................... / Gemeinschaft ................................................., nimmt 
bewusst einen Platz in der ELKB wahr. Innerhalb dieses Rahmens wird die 
Gemeindearbeit entsprechend der eigenen Tradition und dem eigenem 
Selbstverständnis verantwortet.  
 

1.3. Das Zusammenwirken der landeskirchlichen Gemeinschaft (LKG) und der/den  
Kirchengemeinde/n sowie deren Hauptamtlichen soll vom Geist gegenseitiger 
Wertschätzung und Fürsorge getragen sein. Die Zusammenarbeit erfolgt auf der 
Beziehung wechselseitigen Vertrauens. 

 
2. Der Verbindungsausschuss 
2.1. Die Partner dieser Vereinbarung bilden einen paritätisch besetzten 

Verbindungsausschuss. Diesem Gremium gehören  
O vier 
O sechs 
O acht 

Mitglieder1 an. Die Mitglieder werden jeweils von den entsendenden Leitungsorganen 
aus ihrer Mitte berufen. Die Amtsperiode beträgt vier Jahre.  
 

2.2. Die Mitglieder des Verbindungsausschusses wählen aus ihrer Mitte eine/n 
Vorsitzende/n und eine/n stellvertretende/n Vorsitzende/n. Diese sollen nicht dem 
gleichen Entsendungsgremium angehören. Zur Hälfte der Amtsperiode kann ein 
Wechsel im Vorsitz vorgenommen werden. 
Zur ersten Sitzung lädt der zuständige Dekan/die zuständige Dekanin ein und leitet 
die Wahl. 

                     

1 Abhängig von örtlichen Gegebenheiten. Zutreffendes bitte ankreuzen. 
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2.3. Der Verbindungsausschuss tritt auf Einladung des/der Vorsitzenden mindestens 

einmal im Jahr zusammen. Er ist einzuberufen, wenn mindestens die Hälfte der 
Mitglieder dies unter Angabe der Tagesordnungspunkte verlangt. Er ist 
beschlussfähig bei Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der Zahl der Mitglieder. 
 

2.4. Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Anwesenden gefasst. Stimmenthaltungen 
gelten bei Wahlen als Neinstimmen; im Übrigen als nicht abgegebene Stimmen. 
 

3. Aufgaben des Verbindungsausschusses 
 

Der Verbindungsausschuss hat folgende Aufgaben: 
1. Weiterentwicklung der gemeinsamen Beziehungen 
2. Förderung des gemeinsamen Informations- und Erfahrungsaustausches 
3. Etablierung von Angeboten für das theologische Gespräch 
4. Verabschiedung von Empfehlungen für die Festlegung der Zeiten der Gottesdienste, 

Gemeinschaftsstunden, Gemeinschaftsgottesdienste und Sonderveranstaltungen 
5. Anregung zu gemeinsamen Veranstaltungen oder Projekten (missionarische, 

diakonische oder soziale Aktivitäten) 
6. Empfehlungen zu geben für das Zusammenwirken in der Öffentlichkeitsarbeit 

(Pressemeldungen, eigene Publikationen, Gemeindebriefe, Schaukästen etc.). 
7. Informieren über Aktivitäten und Bauvorhaben. 
8. Vermittlung in Konfliktfällen (unbeschadet von Ziffer 11).  

 
4. Information und Zusammenarbeit 
Der SSSSSSSSSSSSSSSSSS. Gemeinschaftsverband, Bezirk 
......................................... / Gemeinschaft ................................................, und die betroffenen 
Kirchengemeinden tragen für einen guten Informations- und Erfahrungsaustausch Sorge und 
nehmen Möglichkeiten der Zusammenarbeit nach Kräften wahr. Der Kirchenvorstand der je-
weiligen Kirchengemeinde und die örtliche LKG Leitung treffen sich nach Möglichkeit einmal 
jährlich zu gemeinsamen Sitzungen. 
 
5. Nutzung von Räumen 
Der SSSSSSSSSSSSSSSS Gemeinschaftsverband, Bezirk 
.................................................... / Gemeinschaft SSSSS.................................. und die 
betroffenen Kirchengemeinden unterstützen sich gegenseitig, z.B. durch Überlassung von 
Räumen für Veranstaltungen.  
 
Vereinbarungen für die Überlassung von Räumen werden im Bedarfsfall zwischen den zu-
ständigen Kirchenvorständen vor Ort und den Leitungsgremien der örtlichen LKG getroffen. 

 
6. Gottesdienste und Gemeinschaftsstunden 
6.1. Die Gottesdienste der Kirchengemeinde/n 

SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS.. finden in der Regel am 
Sonntagvormittag statt. Bei anderen Gottesdienstformen, an bestimmten Feiertagen 
und zu bestimmten Anlässen finden zusätzliche Gottesdienste auch zu anderen 
Zeiten statt. 
 

6.2. Die Gemeinschaft in SSSSSSSSSSSSSSSS.. hält ihre Gemeinschafts-
gottesdienste/Gemeinschaftsstunden 

O in der Regel am Sonntagnachmittag oder am Sonntagabend. 
 

O im dem folgenden wechselnden Turnus (z. B. am ersten und dritten Sonntag um 11.00 
Uhr und am zweiten und vierten Sonntag um 20.00 Uhr.): 
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Bitte Zutreffendes ankreuzen 
 
6.3. Veränderungen der gemeindlichen Gottesdienstzeiten und der regelmäßigen 

Veranstaltungen der LKG werden jeweils erst nach vorheriger Information 
vorgenommen. Über die Entwicklung neuer Schwerpunkte beim gottesdienstlichen 
Angebot findet im Vorfeld eine gegenseitige Information statt. 
 

6.4. Die Landeskirchlichen Gemeinschaften und die jeweiligen Kirchengemeinden 
informieren sich gegenseitig und möglichst rechtzeitig über ihre jeweilige 
Jahresplanung und versuchen Terminüberschneidungen möglichst zu vermeiden. 

 
7. Feier des Heiligen Abendmahls in der LKG 
 
7.1. In der LKG finden Feiern des Heiligen Abendmahls statt. 

 
7.2. Die Gemeinschaft/en SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS legt/legen 

Form und Häufigkeit des Heiligen Abendmahles fest und informiert/informieren die 
jeweilige Kirchengemeinde.  

 
7.3. Verantwortlich für die Abendmahlsfeiern ist der/die dafür berufene Prediger/in.  
 
7.4. Auf Wunsch eines Mitgliedes der LKG kann der Prediger/die Predigerin auch 

Hausabendmahlfeiern durchführen. 
 
7.5. Als Zeichen der Einheit ist es wünschenswert, dass sich Pfarrer/Pfarrerin der 

jeweiligen Kirchengemeinde und Prediger/Predigerin mindestens einmal im Jahr 
gegenseitig zur Mitwirkung bei der Feier des Heiligen Abendmahls in der 
Kirchengemeinde bzw. in der Gemeinschaft einladen. 

 
8. Bereich und Umfang des bestimmten Dienstes des Predigers/der Predigerin                  

 
8.1.  Bereich und Umfang des bestimmten Dienstes des Predigers/der Predigerin sind in § 

5 Predigergesetz geregelt.  
Danach kann je nach den örtlichen Gegebenheiten der Dienst des Predigers/der Pre-
digerin folgende Dienste umfassen:   

 
O die Vornahme von Trauungen und Beerdigungen nach Einholung des Einver-

ständnisses des zuständigen Pfarrers / der zuständigen Pfarrerin, 

SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 

O in der Regel am Sonntagvormittag, aber nicht zur Gottesdienstzeit der Evangelischen Kir-
chengemeinde.  
 

O in der Regel am Sonntagvormittag.  
 
Eine Festlegung der Gemeinschaftsgottesdienste auf die eingeführte Gottesdienstzeit der 
Kirchengemeinde sollte – wenn irgend möglich – vermieden werden. Für diesen Fall ist 
eine Regelung für gemeinsame Veranstaltungen zu treffen, die den Zusammenhang und 
das intendierte Zusammenwirken von Kirchengemeinde und Gemeinschaft erkennen las-
sen (vgl. Ziffer 3, Nr. 3, 5, 6).  
Als solch ein gemeinsames Vorhaben wird vereinbart:   
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS. 
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O Verkündigung und Abendmahlsfeiern in Gottesdiensten der Kirchengemeinde, 
wenn der zuständige Kirchenvorstand dies wünscht,     

O Mitarbeit bei der Konfirmandenarbeit mit Zustimmung des zuständigen Kir-
chenvorstandes.   

 
Bitte Zutreffendes ankreuzen    
 
Regelung des bestimmten Dienstes des Predigers/der Predigerin bzgl.  der Taufe      
Taufen werden in der Regel durch den zuständigen Pfarrer/die zuständige Pfarrerin in Über-
einstimmung mit den Leitlinien des kirchlichen Lebens der Vereinigten Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche Deutschlands gefeiert.  

Der bestimmte Dienst des Predigers/der Predigerin kann gemäß § 5 Abs. 2 des Predigerge-
setzes allerdings auch die Leitung der Feier der Taufe umfassen, wenn 

1. die regionale Vereinbarung dies vorsieht, 
2. der Prediger/die Predigerin sich zur Einmaligkeit und Unwiederholbarkeit der Taufe 

im Namen des dreieinigen Gottes bekennt,  
3. der Prediger/die Predigerin sich verpflichtet nur Tauffeiern zu leiten, die die Mitglied-

schaft in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern begründen und 
4. der Prediger/die Predigerin in jedem Einzelfall rechtzeitig Zession bzw. Dimissoriale 

einholt und vollzogene Taufen mit dem amtlichen Formular an das zuständige 
Pfarramt meldet.   

In diesem Fall ist für den Prediger/die Predigerin eine Dienstordnung zu erstellen, die vom 
Dekan/der Dekanin, dem Prediger/der Predigerin und dem Inspektor/der Inspektorin des zu-
ständigen Gemeinschaftsverbandes zu unterzeichnen ist.  
Diese Dienstordnung muss vom Landeskirchenrat genehmigt werden (vgl. § 5 Abs. 3 Predi-
gergesetz) 
 
Die Partner dieser Vereinbarung legen dazu folgendes fest: 

O Die Taufe ist im Rahmen des bestimmten Dienstes nicht vorgesehen. 
 

O Die Taufe ist im Rahmen des bestimmten Dienstes vorgesehen, aufgrund von 
entsprechenden Beschlüssen aber nicht in folgenden Kirchengemeinden: 
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 
 
Eine entsprechende Dienstordnung wurde erstellt und ist dieser regionalen Ver-
einbarung beigefügt. 
 
Begründung, warum von der Regel abgewichen werden und der Dienst des Pre-
digers / der Predigerin auch ausnahmsweise die Leitung der Feier der Taufe 
umfassen soll: 
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 

O Die Taufe ist im Rahmen des bestimmten Dienstes vorgesehen.  
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Eine entsprechende Dienstordnung wurde erstellt und ist dieser regionalen Ver-
einbarung beigefügt.  
 
Begründung, warum von der Regel abgewichen werden und der Dienst des 
Predigers/der Predigerin auch ausnahmsweise die Leitung der Feier der Taufe 
umfassen soll: 
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS 

 
Bitte Zutreffendes ankreuzen 
 
8.2.  Der bestimmte Dienst darf erst aufgenommen werden, wenn der Landeskirchenrat 

eine Beauftragung ausgesprochen hat. Soweit diese Vereinbarung für den bestimm-
ten Dienst des Predigers/der Predigerin sich weitergehend auch auf die Leitung der 
Feier der Taufe erstreckt, darf die Leitung der Feier der Taufe durch den Prediger/die 
Predigerin erst vorgenommen werden, wenn die Genehmigung der entsprechenden 
Dienstordnung durch den Landeskirchenrat erfolgt ist. Andernfalls kann dies dazu 
führen, dass eine Beauftragung nicht ausgesprochen wird bzw. der Prediger/die Pre-
digerin die Rechte aus der Beauftragung verliert (vgl. § 9 Abs. 1 c) Predigergesetz). 

 
8.3.  Nach Vornahme von Taufe, Trauung und Beerdigung sind dem zuständigen Pfarramt 

die erforderlichen Angaben unverzüglich mitzuteilen.  
 
8.4.  Die Pflichten des Predigers/der Predigerin ergeben sich im Übrigen aus § 6 Prediger-

gesetz. 
 
8.5.  Der bestimmte Dienst ist längstens für die Geltungsdauer der regionalen Vereinba-

rung befristet.      
 
9. Gastweise Teilnahme des Predigers/der Predigerin der LKG an Pfarrkonferenzen/-

konventen und Dekanatssynoden 

Der Prediger/die Predigerin der LKG wird zu Pfarrkonferenzen sowie zu Dekanatssynoden, 
gegebenenfalls auch zu Konventen des Pfarrkapitels eingeladen. Er/sie nimmt entsprechend 
gegebener Möglichkeiten mindestens einmal im Jahr daran teil. 
 
10. Sonstige Absprachen 
 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS. 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS.. 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS.. 
SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS.. 
 
11. Regelung in Konfliktfällen 
 
Konfliktfälle auf der Ebene des Dekanatsbezirks und seiner Kirchengemeinden, 
die die Partner dieser Vereinbarung auf Orts– bzw. Dekanatsebene nicht beilegen können, 
legen sie dem zuständigen Oberkirchenrat im Kirchenkreis/der zuständigen Oberkirchenrätin 
im Kirchenkreis und der Leitung des Gemeinschaftsverbandes vor und bitten diese um Un-
terstützung bei der Lösung des Konflikts. 
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12.  Abschluss der Vereinbarung, Inkrafttreten, Geltungsdauer 
12. 1. Die regionale Vereinbarung tritt nach der Zustimmung des Landeskirchenamtes2 und 

der Leitung des Gemeinschaftsverbandes am SSSSSSSSS in Kraft. Sie gilt zu-
nächst für drei Jahre und kann von jedem Partner dieser Vereinbarung mit einer drei-
monatigen Kündigungsfrist jeweils zum Jahresende gekündigt werden. Nach Ablauf der 
drei Jahre verlängert sie sich jeweils um zwei Jahre, sofern sie nicht von einer Seite un-
ter Beachtung der genannten Kündigungsfrist gekündigt wird. 

 
12.2. Die Beauftragung eines Predigers/einer Predigerin ist erst nach Erteilung der Zustim-

mung des Landeskirchenamtes zu dieser Vereinbarung möglich.  
 
 
 

 
..........................................................., den  SSSSSS  
 
 
Für den Evang.-Luth. Dekanatsbezirk ............................................SSSSSS 

   
 

 
Für den SSSSSSSSSSSSSS..   Gemeinschaftsverband, Bezirk 
............................................  /   
 
 
Gemeinschaft ...................................................                                           
SSSSSSSSSSSSSS. 
 
 
 
Zustimmend zur Kenntnis genom-
men:SSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSSS. 
     (Oberkirchenrat/Oberkirchenrätin im Kirchenkreis) 
 
 
 
 
Anlage:  Dienstordnung für den Prediger/die Predigerin (falls die Leitung der Feier der Taufe 
Teil des bestimmten Dienstes ist)  
 

                     

2 Hinweis zum Verfahren: Die Vereinbarung ist vor Unterzeichnung dem/der 

zuständigen Oberkirchenrat/Oberkirchenrätin im Kirchenkreis zur 

Stellungnahme zuzuleiten und nach Unterzeichnung auf dem Dienstweg – 

d.h. auch über den Oberkirchenrat/die Oberkirchenrätin im Kirchenkreis  - 

dem Landeskirchenamt zuzuleiten. 
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Kirchengesetz über die Beauftragung und den Dienst 

der Prediger und Predigerinnen landeskirchlicher Gemeinschaften 
in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern (Predigergesetz-PredG) 

Az. 16/1 - 1/0 - 5 -->RS 549 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1 Grundlegung 

(1) Landeskirchliche Gemeinschaftsverbände im Sinne von Art. 37b Kirchenverfassung wir-
ken als freie Werke innerhalb der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern an der Verwirk-
lichung des kirchlichen Auftrages mit. Dazu kann der Landeskirchenrat Prediger und Predige-
rinnen landeskirchlicher Gemeinschaftsverbände zur öffentlichen Wortverkündigung und Sak-
ramentsverwaltung berufen. Die Berufung erfolgt unbeschadet der Einsegnung und Sendung 
von Ausbildungsstätte und landeskirchlichem Gemeinschaftsverband durch Beauftragung ge-
mäß Art. 13 Kirchenverfassung. 

(2) Die Beauftragung ist einmalig und unbefristet. 

(3) Mit der Beauftragung wird dem Prediger bzw. der Predigerin unbeschadet der konkreten 
Ausgestaltung des Dienstverhältnisses zwischen landeskirchlichem Gemeinschaftsverband 
und Prediger bzw. Predigerin ein bestimmter Dienst im Bereich der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Bayern übertragen. Der bestimmte Dienst beinhaltet die öffentliche Wortverkündi-
gung, die Verwaltung des heiligen Abendmahls und soweit dies in der Vereinbarung, in der 
auch der bestimmte Dienst des Predigers bzw. der Predigerin in der jeweiligen Region in dem 
in diesem Kirchengesetz festgelegten Rahmen beschrieben wird (regionale Vereinbarung) und 
der Dienstordnung des Predigers bzw. der Predigerin vorgesehen ist, auch die Leitung der 
Feier der Taufe. 

§ 2 Voraussetzungen der Beauftragung 

(1) Beauftragt werden kann, wer 

a) einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehört, 
b) eine vom Landeskirchenrat anerkannte Predigerausbildung abgeschlossen hat und 
c) von einem landeskirchlichen Gemeinschaftsverband, mit dem seitens der Evangelisch-Lu-
therischen Kirche in Bayern eine landesweite Vereinbarung geschlossen ist, zum Dienst im 
Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern bestellt ist. 

(2) Die Beauftragung setzt eine zwischen landeskirchlicher Gemeinschaft bzw. Gemein-
schaftsbezirken und Kirchengemeinden bzw. Dekanatsbezirken geschlossene regionale Ver-
einbarung voraus. 

(3) Die Beauftragung setzt eine Fortbildung in den liturgischen und rechtlichen Ordnungen 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern voraus, die gegebenenfalls auch die Erlan-
gung der Befähigung zur Leitung der Feier der Taufe einschließt. Die Fortbildung erfolgt durch 
das Gottesdienst-Institut der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und schließt mit ei-
nem Praxisprojekt ab. 
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§ 3 Verfahren der Beauftragung 

(1) Wenn die Voraussetzungen des § 2 vorliegen, kann der Prediger bzw. die Predigerin über 
den landeskirchlichen Gemeinschaftsverband, in dessen Dienst er bzw. sie steht, über den 
Oberkirchenrat bzw. die Oberkirchenrätin im Kirchenkreis einen Antrag an den Landeskirchen-
rat stellen. Der Antrag bedarf der Befürwortung durch den zuständigen Oberkirchenrat bzw. 
die zuständige Oberkirchenrätin im Kirchenkreis sowie der Zustimmung des für den Dienst des 
Predigers bzw. der Predigerin gemäß der regionalen Vereinbarung zuständigen Dekanatsaus-
schusses nach Rücksprache mit der Kirchengemeinde, in der der Prediger bzw. die Predigerin 
seinen bzw. ihren Dienstsitz hat. Diese Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund versagt 
werden. Erstreckt sich der Gemeinschaftsbezirk über mehrere Dekanatsbezirke, so sind der 
Dekanatsausschuss und die Kirchengemeinden zuständig entsprechend der Zuordnung, wie 
sie sich aus den Bestimmungen der landesweiten Vereinbarungen zwischen der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern und den landeskirchlichen Gemeinschaftsverbänden ergibt. So-
weit der bestimmte Dienst auch die Leitung der Feier der Taufe umfassen soll, ist dem Antrag 
auf Beauftragung eine entsprechende Dienstordnung beizufügen (§ 5 Abs. 3). 

(2) Der zur Beauftragung vorgeschlagene Prediger bzw. die zur Beauftragung vorgeschla-
gene Predigerin gibt eine persönliche schriftliche Stellungnahme zu Schrift und Bekenntnis 
und zum Verständnis der Sakramente ab. Der Oberkirchenrat bzw. die Oberkirchenrätin im 
Kirchenkreis führt darüber mit dem Prediger bzw. der Predigerin ein Gespräch. Im Ausnahme-
fall kann sich der Oberkirchenrat bzw. die Oberkirchenrätin im Kirchenkreis bei diesem Ge-
spräch durch einen Dekan bzw. eine Dekanin vertreten lassen. 

(3) Der Landeskirchenrat spricht die Beauftragung aus, wenn er den Prediger bzw. die Predi-
gerin für den vorgesehenen bestimmten Dienst für geeignet hält. Die Versagung der Beauftra-
gung ist dem Prediger bzw. der Predigerin und dem landeskirchlichen Gemeinschaftsverband 
schriftlich zu begründen. Eine kirchengerichtliche Nachprüfung der Versagung der Beauftra-
gung findet nicht statt. 

(4) Der Landeskirchenrat kann auch die Beauftragung anerkennen, die durch eine andere 
Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland ausgesprochen wurde. Der Übertragung 
eines bestimmten Dienstes geht in diesem Fall eine Fortbildung in den liturgischen und recht-
lichen Ordnungen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern voraus.  

§ 4 Beauftragung, Einführung und Verpflichtung 

(1) Der Prediger bzw. die Predigerin wird vom Oberkirchenrat bzw. der Oberkirchenrätin im 
Kirchenkreis im Zusammenwirken mit einem Vertreter bzw. einer Vertreterin des landeskirch-
lichen Gemeinschaftsverbandes in einem Gottesdienst unter Gebet und Handauflegung beru-
fen, gesegnet und gesendet. Der Oberkirchenrat bzw. die Oberkirchenrätin im Kirchenkreis 
kann sich im Gottesdienst durch den Dekan bzw. die Dekanin vertreten lassen. Im Gottes-
dienst verpflichtet sich der Prediger bzw. die Predigerin, den übertragenen Dienst nach Schrift 
und Bekenntnis und gemäß den kirchlichen Ordnungen auszuüben. 

(2) Über die Beauftragung, Einführung und Verpflichtung ist eine Niederschrift aufzunehmen. 

(3) Der Prediger bzw. die Predigerin erhält über die Beauftragung eine Urkunde. Die Beauf-
tragung wird im Kirchlichen Amtsblatt bekanntgemacht. 
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§ 5 Bereich und Umfang des bestimmten Dienstes 

(1) Grundlage für die Übertragung des bestimmten Dienstes ist die regionale Vereinbarung. 
Je nach den örtlichen Gegebenheiten kann der Dienst des Predigers bzw. der Predigerin auf-
grund einer regionalen Vereinbarung umfassen: 
a) Verkündigung und Abendmahlsfeiern in Gottesdiensten der Kirchengemeinde, wenn der 
zuständige Kirchenvorstand dies wünscht, 
b) die Vornahme von Trauungen und Beerdigungen nach Einholung des Einverständnisses 
des zuständigen Pfarrers bzw. der zuständigen Pfarrerin, 
c) die Mitwirkung bei der Konfirmandenarbeit mit Zustimmung des zuständigen Kirchenvor-
standes. 

(2) Die Taufe wird in der Regel durch den zuständigen Pfarrer bzw. die zuständige Pfarrerin 
in Übereinstimmung mit den Leitlinien kirchlichen Lebens der Vereinigten Evangelisch-Luthe-
rischen Kirche Deutschlands gefeiert. Der bestimmte Dienst des Predigers bzw. der Predigerin 
kann auch die Leitung der Feier der Taufe umfassen, wenn 

a) die regionale Vereinbarung dies vorsieht, 
b) der Prediger bzw. die Predigerin sich zur Einmaligkeit und Unwiederholbarkeit der Taufe 
im Namen des dreieinigen Gottes bekennt, 
c) der Prediger bzw. die Predigerin sich verpflichtet, nur Tauffeiern zu leiten, die die Mitglied-
schaft in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern begründen und 
d) der Prediger bzw. die Predigerin in jedem Einzelfall rechtzeitig Zession bzw. Dimissoriale 
einholt. 

(3) Für den Fall, dass der Dienst des Predigers bzw. der Predigerin auch die Leitung der Feier 
der Taufe umfasst, ist für den Prediger bzw. die Predigerin eine Dienstordnung zu erstellen, 
die vom Dekan bzw. der Dekanin, dem Prediger bzw. der Predigerin und dem Inspektor bzw. 
der Inspektorin des zuständigen Gemeinschaftsverbandes vorbehaltlich der Genehmigung 
durch den Landeskirchenrat zu unterzeichnen ist. Die Dienstordnung ist vom Landeskirchenrat 
im Verfahren der Beauftragung zu genehmigen. 

(4) Nach Vornahme von Taufe, Trauung und Beerdigung sind dein zuständigen Pfarramt die 
erforderlichen Angaben unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Der bestimmte Dienst ist längstens für die Geltungsdauer der regionalen Vereinbarung 
befristet. 

§ 6 Rechte und Pflichten 

(1) Die nach § 1Abs. 1 beauftragten Prediger bzw. Predigerinnen sind an die geltenden Ord-
nungen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und der örtlichen kirchlichen Körper-
schaften gebunden. Sie sind verpflichtet, sich innerhalb und außerhalb des Dienstes so zu 
verhalten, dass die glaubwürdige Ausübung des Dienstes nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Prediger und Predigerinnen haben das Seelsorgegeheimnis zu wahren. 

(3) Prediger und Predigerinnen sind auch bei politischer Betätigung ihrem Auftrag verpflichtet. 
§ 34 und § 35 Pfarrdienstgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland i. V. m. § 15 Abs.1 
und 2 Pfarrdienstausführungsgesetz gelten entsprechend. 
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(4) Prediger und Predigerinnen sind in geeigneter Weise in die Gremien und den Austausch 
des Dekanatsbezirks (z. B. Dekanatssynode, Pfarrkapitel) und der Kirchengemeinde einzube-
ziehen. 

(5) Im Rahmen seiner Gesamtverantwortung für das kirchliche Leben im Dekanatsbezirk (§ 
29 Dekanatsbezirksordnung) nimmt der örtlich zuständige Dekan bzw. die örtlich zuständige 
Dekanin bezüglich der Rechte aus der Beauftragung die geistliche Aufsicht auch über den 
Dienst des Predigers bzw. der Predigerin wahr. Diese erfolgt im Benehmen mit dem Inspektor 
bzw. der Inspektorin des landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes. Die aufsichtlichen Be-
fugnisse der Inspektoren bzw. der Inspektorinnen der landeskirchlichen Gemeinschaftsver-
bände aus dem Dienstverhältnis der Prediger und Predigerinnen zu dem landeskirchlichen 
Gemeinschaftsverband bleiben dadurch unberührt. 
 

§ 7 Änderung des bestimmten Dienstes 

Endet der Dienst des Predigers bzw. der Predigerin in einem bestimmten Gemeinschaftsbezirk 
im Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern, ruhen die Rechte aus der Beauf-
tragung. § 8 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. Wird der Prediger bzw. die Predigerin auf der 
Grundlage einer regionalen Vereinbarung in einem anderem Gemeinschaftsbezirk im Bereich 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern, gegebenenfalls auch durch einen anderen 
landeskirchlichen Gemeinschaftsverband, eingesetzt, so wird der Prediger bzw. die Predigerin 
im neuen Dienstbereich durch den Dekan bzw. die Dekanin im Zusammenwirken mit einem 
Vertreter bzw. einer Vertreterin des landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes in einem Got-
tesdienst eingeführt und an die Beauftragung erinnert. 

§ 8 Ende des bestimmten Dienstes 

(1) Der bestimmte Dienst des Predigers bzw. der Predigerin endet 

a) mit Beendigung der landesweiten Vereinbarung zwischen der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Bayern und dem jeweiligen landeskirchlichen Gemeinschaftsverband, dem der Pre-
diger bzw. die Predigerin angehört, 
b) mit Beendigung der regionalen Vereinbarung, 
c) bei Verlust der Rechte aus der Beauftragung. 

(2) Das Ende des bestimmten Dienstes wird in den Fällen des Abs. 1 Buchst. a und b durch 
den zuständigen Dekan bzw. die zuständige Dekanin festgestellt. Mit Ende des bestimmten 
Dienstes ruhen die Rechte aus der Beauftragung. 

(3) Der Dekan bzw. die Dekanin informiert das Landeskirchenamt über das Ende des be-
stimmten Dienstes. 

§ 9 Verlust der Rechte aus der Beauftragung 

(1) Der Prediger bzw. die Predigerin verliert die Rechte aus der Beauftragung, wenn 

a) eine der Voraussetzungen für die Beauftragung gemäß § 2 Abs. 1 Buchst. a und c entfällt, 
im Falle der Beendigung des Dienstverhältnisses zum landeskirchlichen Gemeinschaftsver-
band jedoch nur, wenn die Beendigung nicht mit dem Zweck der Aufnahme eines Dienstver-
hältnisses zu einer anderen anerkannten landeskirchlichen Gemeinschaft i. S. v. Art. 37b Kir-
chenverfassung erfolgt, 
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b) er bzw. sie auf die Rechte aus der Beauftragung verzichtet, 
c) er bzw. sie erheblich gegen seine bzw. ihre Pflichten aus der Beauftragung oder dem be-
stimmten Dienst verstößt, insbesondere seine bzw. ihre Rechte aus der Beauftragung nicht in 
Übereinstimmung mit diesem Kirchengesetz wahrnimmt oder 
d) er bzw. sie in entscheidenden Punkten öffentlich durch Wort und Schrift oder im gottes-
dienstlichen Handeln in Widerspruch zum Bekenntnis der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern steht und beharrlich daran festhält. 

(2) Der Verzicht auf die Rechte aus der Beauftragung ist gegenüber dem Landeskirchenrat 
schriftlich zu erklären. 

(3) Ob der Prediger bzw. die Predigerin in erheblicher Weise die Pflichten aus der Beauftra-
gung oder dem bestimmten Dienst verletzt hat, obliegt der Feststellung des Landeskirchenra-
tes. Der Prediger bzw. die Predigerin, der landeskirchliche Gemeinschaftsverband sowie die 
kirchliche Körperschaft, mit der die regionale Vereinbarung geschlossen wurde, sind vorher 
zu hören. Die Entscheidung ist schriftlich zu begründen und dem Prediger bzw. der Predigerin 
sowie dem landeskirchlichen 
Gemeinschaftsverband bekanntzugeben. Die Entscheidung des Landeskirchenrates ist end-
gültig. Eine kirchengerichtliche Nachprüfung findet nicht statt. Während des Verfahrens ruhen 
die Rechte aus der Beauftragung. 

(4) Die Feststellung der Verletzung der Lehrverpflichtung richtet sich nach den Bestimmun-
gen über das Verfahren bei Lehrbeanstandungen. Während des Verfahrens ruhen die Rechte 
aus der Beauftragung. 

(5) Der Verlust der Rechte aus der Beauftragung ist durch den Landeskirchenrat festzustel-
len. 

(6) Der Verlust der Rechte aus der Beauftragung ist im Kirchlichen Amtsblatt bekanntzuma-
chen. Die Urkunde über die Beauftragung ist zurückzugeben. 

§ 10 Wiederübertragung der Rechte aus der Beauftragung 

(1) Eine Wiederübertragung der Rechte aus der Beauftragung ist auf Antrag des landeskirch-
lichen Gemeinschaftsverbandes und mit Zustimmung des Predigers bzw. der Predigerin mög-
lich. Die Beauftragung wird dabei nicht wiederholt. § 3 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(2) Vor einer Wiederübertragung der Rechte aus der Beauftragung ist das Benehmen mit der 
Kirche herzustellen, die den Verlust der Rechte festgestellt hat. 

(3) Die Urkunde über die Beauftragung ist wieder auszuhändigen oder neu auszustellen. Die 
Wiederübertragung der Rechte aus der Beauftragung ist im Kirchlichen Amtsblatt bekanntzu-
machen. 

§ 11 Ausführungsbestimmungen 

Das Nähere, insbesondere zur Anerkennung der Predigerausbildung, der Fortbildung und dem 
Verfahren zur Feststellung von Pflichtverletzungen von Predigern und Predigerinnen, kann der 
Landeskirchenrat in Ausführungsbestimmungen regeln. 
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§ 12 Übergangs- und Schlussbestimmungen 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2013 in Kraft. Zugleich tritt das Kirchengesetz über 
den Dienst der Prediger und Predigerinnen landeskirchlicher Gemeinschaften in der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern vom 10. April 2000 (KABI S. 183), zuletzt geändert durch 
Kirchengesetz vom 29. März 2010 (KAB1 S. 194), außer Kraft. 

(2) Nach bisherigem Recht beauftragte Prediger und Predigerinnen sind berechtigt, einen 
bestimmten Dienst gemäß § 5 dieses Kirchengesetzes auszuüben, ohne dass es einer Beauf-
tragung nach den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes bedarf. Soweit nach Inkrafttreten 
dieses Kirchengesetzes auf der Grundlage der regionalen Vereinbarung der bestimmte Dienst 
auch die Leitung der Feier der Taufe umfassen soll, sind die nach bisherigem Recht beauf-
tragten Prediger und Predigerinnen verpflichtet, den Nachweis der Befähigung zur Leitung der 
Feier der Taufe durch Teilnahme an einer Fortbildung gemäß § 2 Abs. 3 dieses Kirchengeset-
zes zu erbringen. Die entsprechende Dienstordnung ist durch den Landeskirchenrat zu ge-
nehmigen. 

München, 5. Dezember 2012 
Der Landesbischof 
Dr. Heinrich Bedford-Strohm 
 

Die Landessynode hat bei ihrer Tagung vom 24. Bis 29. März 2000 zusammen mit dem Pre-
digergesetz folgenden 

Beschluss 
Zur Vereinbarung zwischen 

Der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
und den landeskirchlichen Gemeinschaftsverbänden  

gefasst: 

„1. Die Landessynode stimmt der Vereinbarung zwischen der Evangelischen Lutherischen Kir-
che in Bayern einerseits und dem Landeskirchlichen Gemeinschaftsverband e.V. sowie dem 
Liebenzeller Gemeinschaftsverband e.V. (landeskirchliche Gemeinschaftsverbände) anderer-
seits zu. 

2. Auf der Grundlage dieser Vereinbarung kann der Landeskirchenrat mit Zustimmung des 
Landessynodalausschusses entsprechende Vereinbarungen mit anderen landeskirchlichen 
Gemeinschaftsverbänden treffen. 

3. Über das Fortbestehen dieser Vereinbarung entscheidet der Landeskirchenrat im Einver-
nehmen mit dem Landessynodalausschuss. 

4. Der Landeskirchenrat wird gebeten, vier Jahre nach Abschluss der Vereinbarung der Lan-
dessynode einen Bericht über die Erfahrungen vorzulegen.“ 

Der Landeskirchenrat hat im Einvernehmen mit dem Landessynodalausschuss am 9. bzw. 13. 
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Mai 2000 beschlossen, dass die unter Ziff. 1 genannte Vereinbarung auch mit dem Evangeli-
schen Gemeinschaftsverband Hessen-Nassau e.V. und dem Hensoltshöher Gemeinschafts-
verband e.V. getroffen werden soll, und darüber hinaus ein Zusatzprotokoll mit dem Hensolt-
höher Gemeinschaftsverband e.V. verabschiedet. 
 

Der Wortlaut dieser Vereinbarung und des Zusatzprotokolls, welche am 13. Juli 2000 unter-
zeichnet worden sind, wird nachfolgend bekannt gegeben. 

München, 18. Juli 2000 
i. A. Wolfgang Töllner 

Auszug aus der Verfassung der ELKB 

Sechster Abschnitt. Besondere Gemeindeformen, anerkannte Gemeinschaften, Einrichtungen 
und Dienste  

Art. 37 Begriff.  

Dem Auftrag der Kirche Jesu Christi dienen auch besondere Gemeindeformen, Gemeinschaf-
ten besonderer Frömmigkeitsprägung, Kommunitäten und geistliche Gemeinschaften sowie 
Einrichtungen und Dienste.  

Art. 37 a Besondere Gemeindeformen.  

Besondere Gemeindeformen bestehen insbesondere als personale Seelsorgebereiche kirch-
licher Körperschaften oder bei diakonischen Einrichtungen. Das Nähere wird in der Kirchen-
gemeindeordnung geregelt.  

Art. 37 b Gemeinschaften besonderer Frömmigkeitsprägung.  

Gemeinschaften besonderer Frömmigkeitsprägung können als landeskirchliche Gemeinschaf-
ten bzw. als Gemeinschaften innerhalb der Landeskirche anerkannt werden, wenn sie die Be-
kenntnisgrundlagen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern als verbindlich achten und 
ihre Mitglieder in der Mehrzahl zugleich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern ange-
hören. In Vereinbarungen mit den Gemeinschaften sind insbesondere die Grundsätze und 
Formen der Zusammenarbeit und der gegenseitigen Abstimmung auf der örtlichen, der regio-
nalen und der landesweiten Ebene zu regeln. Vereinbarungen für die landesweite Ebene be-
dürfen der Zustimmung der Landessynode. Aus der Anerkennung ergeben sich keine finanzi-
ellen Ansprüche gegen kirchliche Körperschaften.  

Art. 37 c Kommunitäten und geistliche Gemeinschaften.  

(1) Kommunitäten und geistliche Gemeinschaften tragen in besonderer Weise zur Förderung 
des geistlichen Lebens in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern bei. Ihnen kann auf 
der Grundlage besonderer Vereinbarungen Rechtspersönlichkeit nach kirchlichem Recht ge-
mäß Art. 8 Abs. 3 verliehen werden.  

(2) Hinsichtlich der Achtung der Bekenntnisgrundlagen sowie der Zugehörigkeit zur Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern gilt Art. 37 b Satz 1 entsprechend. In Vereinbarungen ist 
auch die Wahrnehmung des Auftrags zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsver-
waltung bei den Kommunitäten und geistlichen Gemeinschaften zu regeln.  
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BERLIN - BRANDENBURG 

Erklärung 
zum Miteinander 

der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg 
und des Gemeinschaftswerkes Berlin-Brandenburg 

In der ehemaligen Region Ost unserer Kirche sind im September 1981 zwischen der Kirchen-
leitung und dem Bruderrat des Gemeinschaftswerkes Verabredungen getroffen worden, die 
das gegenseitige Verhältnis auf eine klare Grundlage stellten. Neben einzelnen Regelungen 
wurde festgestellt, dass das Gemeinschaftswerk ein selbständiges Werk der Kirche ist. Dem 
entspricht der Artikel 94, Absatz 6 der Grundordnung (Ost): „Das Gemeinschaftswerk Berlin-
Brandenburg regelt seine Angelegenheiten im Rahmen seiner Satzung selbständig". Die da-
mals getroffenen Verabredungen und Regelungen haben sich bewährt. 

Nach der Vereinigung der beiden Regionen unserer Kirche und des Gemeinschaftswerkes 
stellte sich die Aufgabe, diese Verabredungen im Blick auf die ganze Kirche in Berlin-Bran-
denburg und ihr Gemeinschaftswerk neu zu bedenken. Dabei waren unterschiedliche Situati-
onen zu berücksichtigen, die zu einigen neuen Formulierungen führten. 

Als Grundlagen wurden festgehalten: Als Werk innerhalb der Evangelischen Kirche teilt das 
Gemeinschaftswerk die Bekenntnisse der Kirche. Beide bekennen dankbar, das sie allein von 
der Treue Gottes leben, das Jesus Christus allein unser Heil ist, offenbart allein in der Heiligen 
Schrift Alten und Neuen Testaments, geschenkt allein aus Gnaden, empfangen allein im Glau-
ben. 

Bei gleichen geistlichen Voraussetzungen betonen Kirche und Gemeinschaftswerk die ver-
schiedenen Seiten eines Lebens aus dem Evangelium unterschiedlich. Dabei darf der eine 
Freude an den Gaben des anderen haben. Das ist die Voraussetzung für ein gutes Miteinan-
der, das an manchen Orten und auf verschiedenen Ebenen dankbar erlebt wird. Es ist der 
gemeinsame Wunsch, dass sich an anderen Orten das Miteinander verbessern möchte. Für 
dieses Miteinander zwischen der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg und dem Ge-
meinschaftswerk Berlin-Brandenburg ist über die vorhandenen Kontakte hinaus in den folgen-
den Fragen Übereinkunft erzielt worden: 

1. Informationen und Kontakte 
Informationen, die das Konsistorium herausgibt, werden der Geschäftsstelle des Gemein-
schaftswerkes Berlin-Brandenburg zugeleitet, soweit sie für die Arbeit des Werkes von Belang 
sind. 

Vom Gemeinschaftswerk werden besondere Informationen dem Konsistorium zugeleitet. 

Das Gemeinschaftswerk gibt die Anschriften der Landeskirchlichen Gemeinschaften ihres Be-
reiches an die Kirchenleitung und die Generalsuperintendenten weiter. 

Der Inspektor des Gemeinschaftswerkes wird zu den Ephorenkonventen eingeladen. 

Den Predigern der Landeskirchlichen Gemeinschaft sollte eine Teilnahme an den Konventen 
ermöglicht und von diesen mit einer gewissen Verbindlichkeit genutzt werden. 
Möglichkeiten der Begegnung sollen von beiden Seiten genutzt werden, z.B. beim „Tag der 



38 

 

 

Gemeinschaft", bei Kreiskirchentagen, bei Visitationen, bei besonderen Anlässen (Amtsein-
führungen u.a.). 

In den kirchlichen Ausbildungsstätten soll über die Arbeit und das Anliegen des Gemein-
schaftswerkes durch einen Vertreter der Gemeinschaften berichtet werden. 
 
2. Kinder- und Jugendarbeit 
Die Arbeit der Landeskirchlichen Gemeinschaften in ihren Kinder- und Jugendgruppen wird 
als eine eigenständige Arbeit innerhalb der Kirche gesehen und anerkannt. 

Die regelmäßige Teilnahme von Kindern und Jugendlichen an Veranstaltungen der Landes-
kirchlichen Gemeinschaft sollte im Blick auf Taufe und Konfirmation berücksichtigt werden. 

Gegenseitige Kontakte zwischen der Leitung der Kinderarbeit des Gemeinschaftswerkes und 
den entsprechenden Einrichtungen der Kirche sollten gepflegt werden. 

Die bestehenden Kontakte und Verbindungen innerhalb der Jugendarbeit sollten nach Mög-
lichkeit erweitert werden. Es sollte darauf geachtet werden, dass je ein Vertreter des Gemein-
schaftswerkes Mitglied der Jugendkammern ist. 

3. Evangelisation und Mission 
Die Themen Evangelisation und Mission sollten weiterhin bei Kirchenleitung, Kirchenkreis und 
auf Ortsebene im Gespräch bleiben. 

Mehr Offenheit und Unterstützung für evangelistische Arbeit ist wünschenswert. Dabei sollten 
besonders folgende Gesichtspunkte bedacht werden: 

- Die Leitungsorgane von Kirche und Gemeinschaft sind hier besonders gefordert, für 

Evangelisationen Anleitung und Hilfestellung zu geben. 

- Zwischen Gruppen, die evangelistische Aktionen durchführen, wird eine Absprache und 

Zusammenarbeit angestrebt. 

- Es werden theologische Gespräche über das Evangelisations- und Missionsverständnis, 

besonders auf Ortsebene, geführt. 

- Gemeinsame Planung, Durchführung und Nacharbeit evangelistischer Aktionen sind an-

zustreben. Unterschiedliche Auffassungen dürfen diese nicht von vornherein blockieren. 

Es gilt, im Vollzug neue Erkenntnisse und Erfahrungen zu sammeln. 

4. Abendmahl 
Die Landeskirchlichen Gemeinschaften können selbständig das Abendmahl feiern. Die Abend-
mahlsfeier in den Gemeinschaften ist legitimer Vollzug der Abendmahlsgemeinschaft der Kir-
che. Die Verbindung zum Abendmahl der Gesamtgemeinde und die grundsätzliche Offenheit 
der Abendmahlsfeier der Gemeinschaften für andere Christen muss erkennbar bleiben. Die 
Mitglieder der Gemeinschaften beteiligen sich an den Abendmahlsfeiern der Kirchengemein-
den, während das Abendmahl in den Gemeinschaften grundsätzlich offen für andere ist. 

Der Vorstand des Gemeinschaftswerkes ist der Kirchenleitung gegen über dafür verantwort-
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lich, das solche Abendmahlsfeiern durch entsprechend zugerüstete und beauftragte Mitarbei-
ter stiftungsgemäß gehalten werden. 

5. Kirchliche Handlungen 
Als „kirchliche Handlungen" werden hier Taufe, Konfirmandenunterricht und Konfirmation, 
Trauung und Bestattung bezeichnet. 
In der Regel wird die bisherige, von den Gemeinschaften bejahte Praxis beibehalten: Die kirch-
lichen Handlungen werden vom Gemeindepfarrer vollzogen. An solchen Gottesdiensten kann 
sich die Gemeinschaft besonders beteiligen. Sie können auch, wenn möglich, in einer Ge-
meinschaftsstunde stattfinden. 

In besonderen Situationen wird die Gemeinschaft einen stellvertretenden Dienst übernehmen: 

a) Gelegentlicher stellvertretender Dienst 
In besonderen, seelsorgerlich begründeten Fällen kann eine kirchliche Handlung von einem 
Prediger der Landeskirchlichen Gemeinschaft vollzogen werden, Dieser handelt dann stellver-
tretend für den zuständigen Gemeindepfarrer und in dessen Auftrag. 

Der gelegentliche stellvertretende Dienst geschieht aufgrund einer Absprache zwischen Pre-
diger und Gemeindepfarrer. Treten dabei Schwierigkeiten auf, beraten sich die Beteiligten mit 
dem Vorstand des Gemeinschaftswerkes und/oder dem Konsistorium. 

Unbeschadet der Verpflichtung des zuständigen Pfarrers übernimmt der Vorstand des Ge-
meinschaftswerkes gegenüber der Kirchenleitung die Verantwortung dafür, dass die kirchli-
chen Handlungen nach der Ordnung der Kirche vollzogen werden. 

b) Stellvertretender gemeindlicher Dienst 
Unter besonderen örtlichen Gegebenheiten kann sich eine Landeskirchliche Gemeinschaft zu 
einer Art überparochialer Gemeinde entwickeln: In ihr werden ständig kirchliche Dienste und 
Handlungen ausgeübt. 

In solchen Gemeinschaften kann der Eintritt in die Evangelische Kirche vorbereitet und nach 
einem Beschluss des zuständigen Gemeindekirchenrats vollzogen werden. Die neuen Ge-
meindeglieder sind zugleich Mitglieder der Gemeinde ihres Wohnsitzes und können dort ihre 
kirchlichen Rechte wahrnehmen. 

Der Prediger einer solchen Gemeinschaft kann mit einer Abmeldung kirchliche Handlungen 
an solchen Personen vollziehen, die auch Mitglieder der Evangelischen Kirche sind. Ihr Voll-
zug ist der Gemeinde des Wohnsitzes der Betroffenen zur Eintragung in die Kirchenbücher 
mitzuteilen. Die Ordnung des Kirchlichen Lebens ist zu beachten. 

6. Besondere Regelungen 
Der Vorstand und der Prediger einer Gemeinschaft, die einen stellvertretenden gemeindlichen 
Dienst ausübt (s. 5 b), nehmen damit eine Verantwortung wahr, die besondere Regelungen 
erfordert: 

Der Prediger 
Der Prediger einer solchen Gemeinschaft bedarf einer kirchlichen Beauftragung zur öffentli-
chen Wort Verkündigung und Sakramentsverwaltung für seinen Dienstbereich und die Zeit 
seines Dienstes an diesem Ort. 
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Gemeinsamer Ausschuss 
Aus Mitgliedern der Kirchenleitung und des Vorstandes des Gemeinschaftswerkes wird ein 
gemeinsamer Ausschuss gebildet. Er stellt fest, welche Gemeinschaften einen stellvertreten-
den gemeindlichen Dienst ständig wahrnehmen und schlägt die Prediger für eine kirchliche 
Beauftragung vor. Die Kirchenleitung beschließt über die kirchliche Beauftragung. 

Aufsicht 
Die Aufsicht über solche Gemeinschaften nimmt der Inspektor des Gemeinschaftswerkes im 
Auftrag seines Vorstandes und der Kirchenleitung wahr. Er sollte ordiniert sein bzw. ordiniert 
werden. 
 
7. Vakanzen und Vertretungsdienste 
Es wird dankbar festgestellt, dass seit vielen Jahren und an verschiedenen Orten Mitarbeit 
geschieht und regelmäßige Vertretungsdienste von Predigern und Mitarbeitern der Landes-
kirchlichen Gemeinschaften in Kirchengemeinden getan werden (z.B. Übernahme von Gottes-
diensten, Bibelstunden, Verkündigung und Seelsorge in Altersheimen). 

Wenn es sich aus einer konkreten Situation ergibt, ist die Übernahme einer Vakanz durch die 
Landeskirchliche Gemeinschaft denkbar. 

Eine Vakanz Übernahme oder eine umfangreiche und langfristige Übernahme von Diensten 
durch die Landeskirchlichen Gemeinschaften und ihre Prediger kann nur in Abstimmung mit 
dem Konsistorium und dem Gesamtvorstand des Gemeinschaftswerkes vereinbart werden. 
Die Regelungen für einen stellvertretenden gemeindlichen Dienst gelten entsprechend. 

Eine großzügige, das gegenseitige Vertrauen stärkende Regelung ist in allen Fällen anzustre-
ben. Diese sollte in klarer Absprache erfolgen und von allen Beteiligten gebilligt werden. Dabei 
sind die missionarischen und seelsorgerlichen Aspekte vorrangig zu beachten. Besondere 
Fragen werden in dem gemeinsamen Ausschuss (s. Punkt 6) erörtert und geklärt. 

Es ist beabsichtigt, Erläuterungen zur Durchführung dieser Absprache zu erstellen. 

Berlin, den 3. Februar 1994  
Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg 

Dr. Martin Kruse, Bischof 
Dr. Karl-Heinrich Lütcke, Propst 
Dr. Heinz Leschonski, Oberkonsistorialrat 

Gemeinschaftswerk Berlin-Brandenburg 
Erhard Köhler, Vorsitzender  
Reinhard Thümmich, stellv. Vorsitzender  
Hans-Joachim Martens, Inspektor 

Erläuterungen zu der Erklärung zum Miteinander 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg 

und des Gemeinschaftswerkes Berlin-Brandenburg 
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Die am 3. Februar 1994 unterzeichnete Übereinkunft hat einen mehr grundsätzlichen Charak-
ter. Einige Aussagen der Absprache machen es erforderlich, dass sie ausführlicher erläutert 
werden. 

Im Blick auf die praktische Umsetzung der Erklärung wird folgendes vereinbart: 

1. Informationen und Kontakte 
1.1 Über den konkreten Austausch von Informationen verständigt sich das Konsistorium der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (nach folgend „Evangelische Kirche" genannt) 
mit dem Sekretariat des Gemeinschaftswerkes Berlin-Brandenburg (nachfolgend „Gemein-
schaftswerk" genannt). 

1.2 Die Generalsuperintendenten der Evangelischen Kirche und der Inspektor des Gemein-
schaftswerkes achten darauf, dass die Prediger der Landeskirchlichen Gemeinschaften (nach-
folgend „Gemeinschaften" genannt) zu den Pfarrkonventen eingeladen und diese von ihnen 
möglichst regelmäßig besucht werden. 
1.3 An der guten Tradition einer jährlich stattfindenden Begegnung von Kirchenleitung (Evan-
gelische Kirche) und Vorstand (Gemeinschaftswerk) sollte festgehalten werden. 

Die Mitarbeit des Gemeinschaftswerkes in der Landessynode hat sich bewährt. 

1.4 Die Realisierung des Informationsangebotes des Gemeinschaftswerkes für kirchliche 
Ausbildungsstätten wird mit dem Konsistorium abgesprochen. 

2. Kinder- und Jugendarbeit 
2 .1 Ausgehend von der Tatsache, dass zunehmend ungetaufte junge Menschen Anschluss 
in den Kinder- und Jugendgruppen der Gemeinschaften finden, soll es aus seelsorgerlichen 
Gründen möglich sein, 

(1) das die Teilnahme an Versammlungen der Gemeinschaft während der Zeit der Vorberei-
tung auf Taufe oder/und Konfirmation als Gottesdienstbesuch gewertet wird; 

(2) das der Prediger einer Gemeinschaft Tauf- bzw. Konfirmandenunterricht erteilt (s. auch 
Abschnitt 5 der Erklärung). 

Derartige Regelungen bedürfen einer klaren und verständnisvollen Absprache zwischen Pfar-
rer und Prediger. 

2.2. (1) Persönliche Kontakte zwischen Mitarbeitern der Kinder- und Jugendarbeit der Evan-
gelischen Kirche und des Gemeinschaftswerkes sollten nicht nur angeregt, sondern verstärkt 
wahrgenommen werden. 

(2) Es wird angestrebt, das das Gemeinschaftswerk in den Gremien der Jugendarbeit der 
Evangelischen Kirche angemessen vertreten ist (s. Anlage 1). 

3. Evangelisation und Mission 
Im Bereich Mission und Evangelisation ist es wichtig, gemeinsam inhaltlich und praktisch vo-
ranzukommen. 

Es stellen sich u. a. folgende Aufgaben: 
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3.1 Die Arbeit der missionarischen Dienste in der Evangelischen Kirche und ihrer Arbeits-
gruppen sollte intensiviert und die Mitarbeit von Vertretern des Gemeinschaftswerkes weiter-
hin erwartet werden. 

3.2 In Seminaren, Pastoralkollegs, Konventen oder gemeinsamen praktischen Einsätzen 
sollten Mitarbeiter für missionarische Aufgaben motiviert und qualifiziert werden. 

3.3 Konzepte einer missionarisch-evangelistischen Gemeindearbeit sollten neu bedacht und 
ihre Realisierung angestoßen und begleitet werden. 

3.4 Bei der missionarischen Arbeit sollte auch nach Kooperationspartnern außerhalb der 
Evangelischen Kirche (einschließlich des Gemeinschaftswerkes) gesucht, Offenheit für neue 
evangelistische Programme angestrebt und die Beteiligung an missionarischen Aktionen kon-
kret verwirklicht werden. 

4. Abendmahl 
Die christliche Gemeinde feiert das Abendmahl aufgrund der Stiftung und des Auftrags Jesu 
Christi und lädt dazu ein. Jesus Christus selbst ist durch sein Wort in der Kraft des Heiligen 
Geistes in der 
Feier des Abendmahls gegenwärtig. Er gibt sich selbst mit Brot und Wein und last sich von 
uns nehmen. Im Abendmahl empfangen wir von ihm die Wegzehrung, die uns im Glauben 
festigt und an die in der Taufe zugesagte Gemeinschaft mit ihm erinnert. Er lässt uns Anteil 
haben an dem neuen Bund in seinem Blut, den Gott gestiftet hat. Dadurch stärkt er zugleich 
unsere Gemeinschaft untereinander. In der Feier des Abendmahls wird die Gemeinschaft 
sichtbar, zu der wir berufen sind. 

4.1 Bei der Feier des Abendmahls muss sichtbar werden, das die im Gemeinschaftswerk zu-
sammengeschlossenen Gemeinschaften zur Evangelischen Kirche gehören und mit ihr zur 
gesamten Christenheit. 

(1) Folglich sind Tendenzen zu vermeiden, die zu einem „Separat Abendmahl" führen bzw. 
kirchentrennend wirken konnten. 

(2) Die in der Erklärung (Abschnitt 4, 1. Absatz) zusammengefassten theologischen Aussa-
gen - die sowohl die Legitimität der Abendmahlsfeier in den Gemeinschaften als auch ihre 
grundsätzliche Offenheit sowie die Verbindung zum Abendmahl der Gesamtgemeinde beto-
nen - sind deshalb in der Praxis durchzuhalten. 

(3) Dieses Anliegen wird beispielsweise positiv aufgenommen, wenn sich Mitglieder der Ge-
meinschaft ganz selbstverständlich am Abendmahl ihrer Kirchengemeinde beteiligen oder 
wenn Kirchengemeinde und Gemeinschaft zu gemeinsam gestalteten Abendmahlsfeiern ein-
laden. 

4.2 Die Abendmahlsregelung gilt für alle Gemeinschaften, die zum Gemeinschaftswerk ge-
hören, unabhängig von der Struktur, in der sie leben und arbeiten. 

4.3 Das Abendmahl in den Gemeinschaften wird im (Allgemeinen) in Anlehnung an die Form 
der Herrnhuter Brudergemeine gefeiert, an der sich auch die Empfehlung des Gnadauer Ver-
bandes für die Ordnung von Abendmahlsfeiern orientiert (s. Anlage 2). 
Notwendige Stücke sind: Gebet, Einsetzungsworte, Austeilung von Brot (Oblaten) und Wein 
(Traubensaft), Danksagung! 
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4.4 Der Vorstand des Gemeinschaftswerkes und die Vorstande der Gemeinschaften tragen 
eine hohe Verantwortung für den stiftungsgemäßen Vollzug des Abendmahls im Gemein-
schaftswerk bzw. in den Gemeinschaften. 

(1) Die Austeilung des Abendmahls wird in der Regel durch die Prediger vorgenommen. 

(2) Andere Mitarbeiter können vom Vorstand des Gemeinschaftswerkes 
und von den Vorstanden der Gemeinschaften eine entsprechende Beauftragung erhalten, 
wenn sie für diesen Dienst zugerüstet worden sind. 

(3) Der Vorstand des Gemeinschaftswerkes ist verpflichtet, solche Zurüstungen anzubieten 
und durchzuführen. 

5. Kirchliche Handlungen 
Auf dem Gebiet der „kirchlichen Handlungen", den sogenannten Amtshandlungen, wird sich 
das Miteinander von Kirchengemeinden und Gemeinschaften und deren Pfarrern bzw. Predi-
gern in besonderer Weise zu bewahren haben. Für eine Kooperation auf diesem Gebiet wer-
den in der „Erklärung" drei Möglichkeiten genannt, nämlich 
- die Regel eines ergänzenden Dienstes der Gemeinschaften, 
- der gelegentliche stellvertretende Dienst in besonderen, seelsorgerlich begründeten Fallen 
und 
- der stellvertretende gemeindliche Dienst unter besonderen örtlichen Gegebenheiten. 
5.1 Seelsorgerlich begründete Fälle (zu 5a) 
Bei den „besonderen, seelsorgerlich begründeten Fällen" wird es sich in der Regel um Men-
schen handeln, die in der Gemeinschaft eine Heimat und zu ihrem Prediger ein geistlich be-
gründetes Vertrauensverhältnis gewonnen haben. Die „Erklärung" berechtigt den zuständigen 
Gemeindepfarrer, seine Verantwortung in solchen Fällen zu delegieren. 

5.2 Ordnungen der Kirche (zu 5a und 5b) 
Um der nötigen Einheitlichkeit des kirchlichen Handelns willen ist wichtig, das die kirchlichen 
Handlungen „nach der Ordnung der Kirche" vollzogen werden. Voraussetzungen und Grunds-
atze für kirchliche Handlungen sind in der „Ordnung des Kirchlichen Lebens" zusammenge-
fasst; ihre Durchführung ist durch die Agende II der Evangelischen Kirche der Union vorgege-
ben. Beide Ordnungen enthalten bestimmte Festlegungen und Spielraume für situationsge-
rechte Ausgestaltungen. (Für die Einführung in diese Ordnungen werden Fortbildungsveran-
staltungen angeboten.) 

5.3 Eintritt in die Kirche (zu 5b) 
Da die Aufnahme in die Evangelische Kirche auch rechtlich relevante Voraussetzungen und 
Folgen hat, ist es nötig, dass der zuständige Gemeindekirchenrat in dieser Sache beschließt. 
Es wird unterschieden zwischen dem Eintritt (eines Ungetauften), dem Wiedereintritt und dem 
Übertritt in die Evangelische Kirche. Der Eintritt erfolgt durch die Taufe. Wiedereintritt und 
Übertritt werden mit der Teilnahme am Abendmahl wirksam. Voraus gehen eine hinlängliche 
Unterweisung in der evangelischen Glaubenslehre und ein Beschluss des Gemeindekirchen-
rats über die Aufnahme. Aufgrund der „Erklärung" können die vorbereitenden Gespräche (die 
Unterweisung), die Taufe bzw. die die Aufnahme besiegelnde Abendmahlsfeier in der Gemein-
schaft stattfinden. 

5.4 Abmeldung (zu 5b) 
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Die Notwendigkeit einer Abmeldung, eines sogenannten Dimissoriale, beruht auf dem in un-
serer Kirche geltenden Parochialprinzip, demzufolge jeder evangelische Christ Mitglied einer 
örtlichen Kirchengemeinde, in der Regel der seines Wohnsitzes, ist. Verantwortlich für kirchli-
che Handlungen an den Gemeindegliedern ist grundsätzlich die Ortsgemeinde und ihr(e) Pfar-
rer. Soll ein anderer Pfarrer oder Prediger eine kirchliche Handlung vollziehen, hat der zustän-
dige Pfarrer zu prüfen, ob die Voraussetzungen für diese Handlung gegeben sind. Daraufhin 
stellt er ein Dimissoriale aus. Die „Erklärung" gibt dem zuständigen Pfarrer die Berechtigung, 
die Abmeldung auch auf einen Prediger der Gemeinschaft auszustellen. 

5.5 Kirchenbücher (zu 5b) 
Es ist nötig, das eine vollzogene kirchliche Handlung in ein Kirchenbuch eingetragen wird, das 
u. U. Grundlage für die Ausstellung von Urkunden ist. 

5.6 Urkunden 
Über vollzogene Taufen, Konfirmationen und Trauungen wird den Betroffenen eine Urkunde 
überreicht. Diese kann Kirchen rechtsgültig nur von der zuständigen Gemeinde ausgestellt 
werden. Der Prediger, der kirchliche Handlungen vornimmt, wird sich darum im Kontakt mit 
der Kirchengemeinde rechtzeitig um die notwendigen Urkunden bemühen. Sie werden von 
dem, der die kirchliche Handlung vollzieht, unterschrieben. 

6. Besondere Regelungen 
6.1 Gesamtkirchliche Verantwortung 
Durch die Berufung zum Prediger ist dieser beauftragt, in und mit der Landeskirchlichen Ge-
meinschaft den Dienst am Wort Gottes auszuüben. Mit dem Vollzug kirchlicher Handlungen in 
Ausübung eines stellvertretenden gemeindlichen Dienstes (s. 5b) übernehmen Vorstand und 
Prediger einer Gemeinschaft darüber hinaus eine gesamtkirchliche Verantwortung. Diese Ver-
antwortung wird in unserer Kirche in der Regel nur ordinierten Gemeindegliedern übertragen. 
Es besteht aber auch die 
Möglichkeit einer solchen Beauftragung für einen bestimmten Dienstbereich und auf Zeit (pro 
loco et tempore). Von dieser Möglichkeit soll hier Gebrauch gemacht werden. 

6.2 Besondere Beauftragung 
Die Wendung „Beauftragung zur öffentlichen Wort Verkündigung und Sakramentsverwaltung“ 
besagt, dass der entsprechende Dienst im Auftrag der ganzen Kirche für die ganze Gemeinde 
in öffentlicher Verantwortung wahrgenommen wird. 

6.3 Verfahren 
Eine Gemeinschaft, die sich zu einem stellvertretenden gemeindlichen Dienst entschließt (s. 
5b), stellt einen begründeten Antrag an den Vorstand des Gemeinschaftswerkes. Der Vor-
stand versieht den Antrag mit einer Stellungnahme und legt ihn dem „Gemeinsamen Aus-
schuss“ vor. Dieser berät über einen Vorschlag an die beschließende Kirchenleitung. 

7. Vakanzen und Vertretungsdienste 
Bei längerfristigen und umfangreichen Regelungen geschieht die Abstimmung zwischen dem 
Konsistorium der Evangelischen Kirche und dem Gesamtvorstand des Gemeinschaftswerkes 
im „Gemeinsamen Ausschuss“. Entsprechende Anträge sind beim Konsistorium oder Gesamt-
vorstand einzureichen. 
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Berlin, den 23. Januar 1995 

Evangelische Kirche in Berlin Brandenburg 
Konsistorium 
Wildner 

Gemeinschaftswerk Berlin-Brandenburg 
Inspektor 
Martens
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BRAUNSCHWEIG 

Vereinbarung zwischen 
der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig, 

dem Hannoverschen Verband 
landeskirchlicher Gemeinschaften e.V. 

sowie dem Ohofer Gemeinschaftsverband 

Die Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig, der Hannoversche Verband landeskirchlicher Ge-
meinschaften und der Ohofer Gemeinschaftsverband wissen sich gemeinsam durch Jesus 
Christus in seinen Dienst gestellt. Grundlage dieses Dienstes ist das Evangelium, wie es in 
der Heiligen Schrift gegeben und in den reformatorischen Bekenntnissen bezeugt ist. In der 
Landeskirche gilt das ev.- luth. Bekenntnis. 

Die Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig ist dankbar für den Dienst der Landeskirchlichen 
Gemeinschaften. Sie sieht in ihrem Wirken einen wichtigen Beitrag zum Aufbau der Gemeinde 
Jesu Christi. 

Die Landeskirchlichen Gemeinschaften verstehen sich als innerkirchliche Bewegung. Als freie 
Werke wollen sie in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit der Kirche nach ihren Gaben und 
Möglichkeiten an dem Auftrag des Herrn Jesus Christus mitwirken. 

Für den gemeinsamen Dienst werden folgende Vereinbarungen getroffen: 

I. 
(1) Die Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig beauftragt die Prediger/die Predigerinnen in 
den Landeskirchlichen Gemeinschaften zum Dienst der freien Wort Verkündigung und der 
Darreichung des Sakramentes des Heiligen Abendmahls. Die Beauftragung wird vom Gemein-
schaftsverband beim Landesbischof der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig beantragt. 
Nach einem Gespräch mit dem Prediger/der Predigerin bei auftragt der Landesbischof ihn/sie 
mit der freien Wort Verkündigung und der Darreichung des Sakraments des Heiligen Abend-
mahls. 

(2) Der Landesbischof kann die Beauftragung versagen, wenn ihr schwer wiegende Gründe 
entgegenstehen. In diesem Fall soll nach Ablauf von zwei Jahren ein erneutes Gespräch mit 
dem Prediger/der Predigerin mit dem Ziel einer Beauftragung geführt werden. Von allen Ent-
scheidungen unterrichtet der Landesbischof den Gemeinschaftsverband. 

II. 
(1) Die Beauftragung wird ausgesprochen für den Dienstbereich des Predigers/der Predige-
rin, der/ die ihm vom Gemeinschaftsverband zugewiesen wird. Über den Bereich der Landes-
kirche Braunschweig hinausgehende Wirkungsstatten des Predigers/der Predigerin sind inbe-
griffen. Der Landesbischof teilt den Propsteien im Dienstbereich des Predigers/der Predigerin 
mit, welcher Prediger/welche Predigerin eine Beauftragung erhalten soll. 

(2) Der Dienst innerhalb einer Kirchengemeinde bedarf der Zustimmung des zuständigen 
Pfarramtes. 

III. 
(1) Taufen und Amtshandlungen werden grundsätzlich vom zuständigen Pfarramt vorgenom-
men. Bei Gemeindegliedern, die zur Landeskirchlichen Gemeinschaft gehören, soll auf deren 
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Wunsch der Prediger/die Predigerin in angemessener Weise an der Durchführung des Got-
tesdienstes beteiligt werden. 

(2) In besonders gelagerten seelsorgerlich bedingten Einzelfallen kann auf Antrag der Ver-
bandsleitung der Landesbischof den örtlichen Prediger/die örtliche Predigerin mit der Vor-
nahme einer Taufe oder Amtshandlung beauftragen. Das Dimissoriale des zuständigen 
Pfarramtes ist vor Antragstellung durch den Prediger oder die Predigerin einzuholen. Die Kir-
chenbuchführung liegt beim zuständigen Pfarramt. 

IV. 
Findet in einer Propstei, in der der Prediger/die Predigerin vorwiegend tätig ist, eine Visitation 
statt, so lädt die Landeskirchliche Gemeinschaft den Landesbischof zum Gespräch ein. Die 
Vorbereitung des Gesprächs übernimmt der Verbandsinspektor des Gemeinschaftsverban-
des. 

V. 
(1) Die Prediger/Predigerinnen sollen zu den Pfarrkonferenzen auf Propsteiebene eingela-
den werden. 

(2) Eine Zusammenarbeit auf Gemeindeebene (z.B. örtliche Dienstbesprechungen, Vorbe-
reitungen gemeinsamer Aktivitäten) ist wünschenswert. 

(3) Mindestens alle zwei Jahre soll ein Gespräch zwischen dem Landesbischof und den Pre-
digern/ Predigerinnen im Bereich der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig stattfinden. 

Wolfenbüttel, 28. 02.1995 

Ev. -luth. Landeskirche in Braunschweig  
Landesbischof Dr. Christian Krause 

Hannoverscher Verband landeskirchlicher Gemeinschaften e.V. 
Pastor Siegfried Kunze, Vorsitzender  
Jürgen Paschke, Inspektor 

Ohofer Gemeinschaftsverband e.V. 

Rainer Keupp, Inspektor
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HANNOVER 

Vereinbarung zwischen 
der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, 

dem Hannoverschen Verband landeskirchlicher Gemeinschaften e.V., 
dem Ohofer Gemeinschaftsverband 

sowie 
dem Ostfriesischen Gemeinschaftsverband 

KAB1 1994, 5. 160 

Die Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, der Hannoversche Verband landeskirchlicher Gemein-
schaften, der Ohofer Gemeinschaftsverband und der Ostfriesische Gemeinschaftsverband 
wissen sich gemeinsam durch Jesus Christus in seinen Dienst gestellt. Grundlage dieses 
Dienstes ist das Evangelium, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den reformatori-
schen Bekenntnissen bezeugt ist. In der Landeskirche gilt das ev.-luth. Bekenntnis. 

Die Ev.-luth. Landeskirche Hannovers ist dankbar für den Dienst der Landeskirchlichen Ge-
meinschaften. Sie sieht in ihrem Wirken einen wichtigen Beitrag zum Aufbau der Gemeinde 
Jesu Christi. 

Die Landeskirchlichen Gemeinschaften verstehen sich als innerkirchliche Bewegung. Als freie 
Werke wollen sie in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit der Kirche nach ihren Gaben und 
Möglichkeiten an dem Auftrag des Herrn Jesus Christus mitwirken. 

Für den gemeinsamen Dienst werden folgende Vereinbarungen getroffen: 

I. 
(1) Die Ev.-luth. Landeskirche Hannovers beauftragt die Prediger und Predigerinnen in den 
Landeskirchlichen Gemeinschaften zum Dienst der freien Wort Verkündigung und der Darrei-
chung des Sakramentes des Heiligen Abendmahls. Die Beauftragung nimmt auf Antrag des 
Gemeinschaftsverbandes der oder die für den Dienstbezirk des Predigers oder der Predigerin 
zuständige Landessuperintendent oder Landessuperintendentin vor, und zwar nach einem 
von ihm oder ihr mit dem Prediger oder der Predigerin geführten Gespräch. 

(2) Der Landessuperintendent oder die Landessuperintendentin kann die Beauftragung ver-
sagen, wenn schwerwiegende Grunde entgegenstehen. In diesem Fall soll nach Ablauf von 
zwei Jahren ein erneutes Gespräch mit dem Prediger oder der Predigerin mit dem Ziel einer 
Beauftragung geführt werden. Von allen Entscheidungen unterrichtet der Landessuperinten-
dent oder die Landessuperintendentin den Gemeinschaftsverband. 

II. 
(1) Die Beauftragung wird ausgesprochen für den dem Prediger oder der Predigerin vom Ge-
meinschaftsverband angewiesenen Dienstbereich. Über den Sprengelbereich hinausgehende 
Wirkungsstätten des Predigers oder der Predigerin sind inbegriffen. Der Landessuperinten-
dent oder die Landessuperintendentin teilt den Superintendenten und Superintendentinnen im 
Dienstbereich des Predigers oder der Predigerin mit, wer eine Beauftragung erhalten soll. 

(2) Der Dienst innerhalb einer Kirchengemeinde bedarf der Zustimmung des zuständigen 
Pfarramtes. 
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III. 
(1) Taufen und Amtshandlungen werden grundsätzlich vom zuständigen Pfarramt vorgenom-
men. Bei Gemeindegliedern, die zur Landeskirchlichen Gemeinschaft gehören, soll auf deren 
Wunsch der Prediger oder die Predigerin in angemessener Weise an der Durchführung des 
Gottesdienstes beteiligt werden. 
(2) In besonders gelagerten seelsorgerlich bedingten Einzelfallen kann auf Antrag der Ver-
bandsleitung der Landessuperintendent oder die Landessuperintendentin den örtlichen Pre-
diger oder die Predigerin mit der Vornahme einer Taufe oder Amtshandlung beauftragen. 
Das Dimissoriale des zuständigen Pfarramtes ist vor Antragstellung durch den Prediger oder 
die Predigerin einzuholen. Die Kirchenbuchführung liegt beim zuständigen Pfarramt. 

IV. 
(1) Findet in dem Kirchenkreis, in dem der Prediger oder die Predigerin vorwiegend tätig ist, 
Visitation statt, so lädt die Landeskirchliche Gemeinschaft den Landessuperintendenten oder 
die Landessuperintendentin zum Gespräch ein. 
Die Vorbereitung des Gesprächs übernimmt der Verbandsinspektor oder die Verbandsin-
spektorin des Gemeinschaftsverbandes. 

(2) Bei der Visitation des Kirchenkreises erneuert der Landessuperintendent oder die Lan-
dessuperintendentin die Beauftragung, wenn die Voraussetzungen für eine Beauftragung 
weiterhin vorliegen. 

V. 
(1) Die Prediger und Predigerinnen sollen zu den Pfarrkonferenzen auf Kirchenkreisebene 
eingeladen werden. 

(2) Eine Zusammenarbeit auf Gemeindeebene (z.B. örtliche Dienstbesprechungen, Vorbe-
reitungen gemeinsamer Aktivitäten) ist wünschenswert. 

Hannover, den 30. Mai 1994 

Ev. -luth. Landeskirche Hannovers  
D. Hirschler 

Hannoverscher Verband landeskirchlicher Gemeinschaften e.V. 
Kunze, Paschke 

Ohofer Gemeinschaftsverband 
Keupp 

Ostfriesischer Gemeinschaftsverband  
Trauernicht
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Vereinbarung 
zwischen der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers, 
dem Hannoverschen Verband Landeskirchlicher Gemeinschaften, 

dem Ohofer Gemeinschaftsverband sowie 
dem Ostfriesischen Gemeinschaftsverband 

Präambel 
Die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers, der Hannoversche Verband Landes-
kirchlicher Gemeinschaften, der Ohofer Gemeinschaftsverband und der Ostfriesische Ge-
meinschaftsverband wissen sich gemeinsam durch Jesus Christus in seinen Dienst gestellt. 
Grundlage dieses Dienstes ist das Evangelium, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in 
den reformatorischen Bekenntnissen bezeugt ist. In der Landeskirche gilt das evangelisch-
lutherische Bekenntnis. 

Die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers ist dankbar für den Dienst der Landes-
kirchlichen Gemeinschaften und schätzt ihn als Bereicherung des Lebens der Kirchengemein-
den und als eine Form gemeindlichen Lebens. Die Landeskirchlichen Gemeinschaften leisten 
damit einen wichtigen Beitrag zum Aufbau der Gemeinde Jesu Christi. 

Die Landeskirchlichen Gemeinschaften verstehen sich als innerkirchliche Bewegung. Als freie 
Werke wollen sie in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit der Kirche nach ihren Gaben und 
Möglichkeiten an dem Auftrag des Herrn Jesus Christus mitwirken. 

Kirchengemeinden und Landeskirchliche Gemeinschaften pflegen auf dieser Grundlage regel-
mäßigen Austausch, um die jeweiligen Gaben zu erkennen und für den gemeinsamen Auftrag 
fruchtbar zu machen. 

Für den gemeinsamen Dienst werden folgende Vereinbarungen getroffen: 

I. 
Beauftragung von Predigern und Predigerinnen 

(1) Die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers beauftragt die Prediger und Predi-
gerinnen in den Landeskirchlichen Gemeinschaften zum Dienst der freien Wortverkündigung 
und der Darreichung des Sakramentes des heiligen Abendmahls. Die Beauftragung nimmt auf 
Antrag des Gemeinschaftsverbandes der oder die für den Dienstbezirk des Predigers oder der 
Predigerin zuständige Landessuperintendent oder Landessuperintendentin vor, und zwar 
nach einem von ihm oder ihr mit dem Prediger oder der Predigerin geführten Gespräch. Die 
Prediger und Predigerinnen sind Mitglieder einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in 
Deutschland. 

(2) Der Landessuperintendent oder die Landessuperintendentin kann die Beauftragung ver-
sagen oder entziehen, wenn dies aus schwerwiegenden Gründen erforderlich ist. Der Gemein-
schaftsverband kann die Beauftragung erneut beantragen, in der Regel jedoch nicht vor Ablauf 
von zwei Jahren. Falls eine Versagung oder ein Entzug der Beauftragung beabsichtigt ist, wird 
das Gespräch mit der zuständigen Verbandsleitung gesucht. 

(3) Der Landessuperintendent oder die Landessuperintendentin erneuert in der Visitation die 
Beauftragung, wenn die Voraussetzungen für eine Beauftragung weiterhin vorliegen. 
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II. 
Dienstbereich 

(1) Die Beauftragung wird ausgesprochen für den dem Prediger oder der Predigerin vom Ge-
meinschaftsverband angewiesenen Dienstbereich. Über den Sprengelbereich hinausgehende 
Wirkungsstätten des Predigers oder der Predigerin sind inbegriffen. Ändert sich der Dienstbe-
reich des Predigers oder der Predigerin, so ist dies den beteiligten Landessuperintendenturen 
anzuzeigen. Die Beauftragung gilt für den neuen Dienstbereich, wenn dieser innerhalb der 
Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers liegt und der künftig zuständige Landessuperintendent oder die künf-
tig zuständige Landessuperintendentin nicht innerhalb eines Monats widerspricht. Der Lan-
dessuperintendent oder die Landessuperintendentin teilt den Superintendenten und Superin-
tendentinnen im Dienstbereich des Predigers oder der Predigerin mit, wer eine Beauftragung 
innehat. 

(2) Der Dienst innerhalb einer Kirchengemeinde bedarf der Zustimmung des zuständigen 
Pfarramtes. Wünsche der Kirchenglieder sind nach Möglichkeit zu berücksichtigen. 

(3) Eine Zusammenarbeit auf Gemeindeebene (z.B. örtliche Dienstbesprechungen, Vorbe-
reitung gemeinsamer Aktivitäten) ist wünschenswert. 

III. 
Trauungen und Beerdigungen 

(1) Trauungen und Beerdigungen werden grundsätzlich vom zuständigen Pfarramt vorge-
nommen. Wenn Gemeindeglieder es wünschen, soll der Prediger oder die Predigerin in ange-
messener Weise an der Vorbereitung der Amtshandlung und der Durchführung des Gottes-
dienstes beteiligt werden. 

(2) Wünscht ein Gemeindeglied, dass im Ausnahmefall eine Trauung oder eine Beerdigung 
von dem örtlichen Prediger oder der Predigerin vorgenommen wird, so kann das zuständige 
Pfarramt dem Wunsch entsprechen, wenn nicht kirchlich anzuerkennende Gründe entgegen-
stehen. 

(3) Bevor der Prediger oder die Predigerin eine Amtshandlung durchführt, hat er oder sie das 
Dimissoriale des für das Gemeindeglied zuständigen Pfarramtes einzuholen. Wird die Ertei-
lung des Dimissoriale abgelehnt, so entscheidet auf schriftliche Beschwerde der Landessu-
perintendent oder die Landessuperintendentin. 

(4) Findet die Amtshandlung nicht am Wohnsitz des Gemeindegliedes statt, so ist darüber 
hinaus im Voraus das örtlich zuständige Pfarramt zu informieren. 

(5) Die Kirchenbuchführung liegt beim zuständigen Pfarramt. 

(4) Die Verbandsleitung informiert die Landeskirche jährlich über durchgeführte Amtshand-
lungen. 

IV. 
Konfirmandenarbeit 

(1) Konfirmandenarbeit und Konfirmation finden grundsätzlich in der Kirchengemeinde statt. 

(2) Wird von der Landeskirchlichen Gemeinschaft etwas anderes gewünscht, so soll nach 
Möglichkeiten der Kooperation gesucht werden. So können Prediger und Predigerinnen oder 
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andere geeignete Personen im Sinn von § 8 des Gesetzes über die Konfirmandenarbeit Auf-
gaben in der Konfirmandenarbeit übernehmen. 

(3) Falls es in Einzelfällen darüber hinausgehende Wünsche gibt, werden im Rahmen des 
geltenden Rechts einvernehmliche Lösungen gesucht, denen die Verbandsleitung und der zu-
ständige Landessuperintendent oder die zuständige Landessuperintendentin zustimmen müs-
sen. 

V. 
Taufe 

(1) Da das Sakrament der Taufe einen besonderen Bezug zur Gemeinde und zur gesamten 
Kirche hat, soll die Taufe in der jeweiligen Kirche und durch das zuständige Pfarramt vorge-
nommen werden. 

(2) Wenn eine Taufe im Rahmen der Landeskirchlichen Gemeinschaft gewünscht wird, so 
soll im Sinn von Abschnitt III Abs. 1 darauf hingewirkt werden, dass die Taufe in der Kirche 
durch das Pfarramt unter Beteiligung des Predigers oder der Predigerin geschieht. 
(3) In seelsorgerlich begründeten Ausnahmefällen kann das Pfarramt im Benehmen mit dem 
zuständigen Landesuperintendenten oder der zuständigen Landessuperintendentin die Taufe 
durch den örtlichen Prediger oder die Predigerin zulassen. Abschnitt III Abs. 3 bis 6 gilt ent-
sprechend. 

(4) Die Taufe begründet in jedem Fall die Mitgliedschaft in der Evangelisch-lutherischen Lan-
deskirche Hannovers und zugleich in einer ihrer Kirchengemeinden. 

VI. 
Visitation 

(1) Wird ein Kirchenkreis, in dem ein Prediger oder eine Predigerin vorwiegend tätig ist, visi-
tiert, so findet auch ein Gespräch zwischen der Landeskirchlichen Gemeinschaft und dem 
Landessuperintendenten oder der Landessuperintendentin statt. Die Vorbereitung des Ge-
sprächs übernimmt der Verbandsinspektor oder die Verbandsinspektorin des Gemeinschafts-
verbandes. 

(2) Aufgaben, die der Prediger oder die Predigerin im Rahmen der Beauftragung durch die 
Landeskirche wahrnimmt, werden in die Visitation des Kirchenkreises einbezogen. Im Blick 
auf diese Aufgaben steht der Prediger oder die Predigerin unter der Aufsicht des Visitators 
oder der Visitatorin. 

(3) Der Verbandsinspektor oder die Verbandsinspektorin kann zu der Visitation im Blick auf 
die örtliche Landeskirchliche Gemeinschaft auch darüber hinaus hinzugezogen werden. Er 
oder sie kann für den Gemeinschaftsverband einen Bericht zur örtlichen Landeskirchlichen 
Gemeinschaft, insbesondere zur Frage, wie der Prediger oder die Predigerin und die örtliche 
Landeskirchliche Gemeinschaft ihre Aufgaben erfüllen, und zur Zusammenarbeit mit Kirchen-
gemeinden und Kirchenkreis abgeben. Der Bericht ist als Anlage zu den Visitationsunterlagen 
zu nehmen. 

VII. 
Konferenzen, Dienstbesprechungen 

Die Prediger und Predigerinnen werden zu den Pfarrkonferenzen auf Kirchenkreisebene ein-
geladen. 
Soweit Prediger und Predigerinnen in Kirchengemeinden Aufgaben wahrnehmen, wird erwar-
tet, dass sie im dafür erforderlichen Umfang an Konferenzen oder Dienstbesprechungen teil-
nehmen. 
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Hannover, den 18. Dezember 2006 

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers  
Hannoverscher Verband Landeskirchlicher Gemeinschaften  
Ohofer Gemeinschaftsverband  
Ostfriesischer Gemeinschaftsverband



54 

 

 

HESSEN und NASSAU 

Amtsblatt Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 1993, 5. 116-118 
Bekanntmachung 

Vereinbarung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau mit den in ihrem 
Bereich tätigen Gemeinschaftsverbänden 

Die Kirchenleitung hat im Auftrag der Kirchensynode die nachstehende Vereinbarung mit 
den Gemeinschaftsverbänden im Bereich der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 
abgeschlossen. Die Kirchensynode hat dem Text der Vereinbarung auf ihrer Tagung vom 
23.-25. April 1993 zugestimmt.  
Darmstadt, den 30. Juni 1993  
Evangelische Kirche in Hessen und Nassau - Kirchenverwaltung -  
Dr. Grunwald 

* * * * * 

Vereinbarung 

Zwischen 
der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau, 

vertreten durch die Kirchenleitung, Paulusplatz 1, 6100 Darmstadt und 
folgenden in ihrem Bereich tätigen Gemeinschaftsverbänden, 

die zum Evangelischen Gnadauer Gemeinschaftsverband e.V. gehören: 

Chrischona-Gemeinschaftswerk, Deutscher Zweig der Pilgermission St. Chrischona, 
vertreten durch den Vorstand, Löberstrase 15, 6300 Giesen, 
Hessischer Gemeinschaftsverband e.V., 
vertreten durch den Vorstand, Hebronberg, 3550 Marburg-Wehrda, 
Evangelischer Gemeinschaftsverband Herborn e.V., vertreten durch den Vorstand, Kaiser-
straße 28, 6348 Herborn, 
Hessen-Nassauischer Gemeinschaftsverband e.V., 
vertreten durch den Vorstand, Franz-Gleim-Straße 3, 3508 Melsungen, 
Stadtmissionsverband Frankfurt, 
vertreten durch den Vorstand, Wingertstraße 15-19, 6000 Frankfurt/Main, 
Starkenburger Gemeinschaftsverband e.V., 

vertreten durch den Vorstand, Ober-Ramstadter Straße 73, 6109 Mühltal, wird folgende Ver-

einbarung zur Regelung ihrer Beziehungen geschlossen: 

Präambel 

(1) Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau und die dem Evangelischen Gnadauer 
Gemeinschaftsverband e.V. angehörenden Gemeinschaftsverbände wissen sich gemeinsam 
durch Jesus Christus in seinen Dienst gestellt. Grundlage dieses Dienstes ist das Evangelium, 
wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im Bekenntnis der Reformation bezeugt ist. 
Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau und die Gemeinschaftsverbände stehen unter 
dem Auftrag, „ihr Bekenntnis jederzeit in gehorsamer Prüfung an der Heiligen Schrift und im 
Hören auf die Schwestern und Bruder neu zu bezeugen" (Grundartikel der EKHN). So wirken 
sie gemeinsam durch Wort und Tat am Aufbau der Gemeinde Jesu Christi mit. 
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(2) Vom allgemeinen Priestertum aller Gläubigen her verstehen sich die Gemeinschaftsver-
bände als eine geistliche Bewegung, die an Mitgliedern und Nichtmitgliedern der Evangeli-
schen Kirche den besonderen Auftrag der Gemeinschaftspflege und Evangelisation wahr-
nimmt. 
(3) Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau und die Gemeinschaftsverbände erfüllen 
den gemeinsamen Auftrag in eigener Verantwortung und gegenseitiger Achtung. Mit den 
nachstehenden Regelungen stimmen sie ihren Dienst aufeinander ab. Darüber hinaus wollen 
sie anregen, Wege für gemeinsames vertrauensvolles Handeln zu suchen. 

(4) Über auftretende Gegensätze werden die Vereinbarungspartner miteinander reden und 
nach Lösungen suchen, welche eine Verständigung zum Ziel haben. 

§1 
(1) Die beteiligten Gemeinschaftsverbände sind freie Werke innerhalb der Evangelischen Kir-
che in Hessen und Nassau. Sie achten und respektieren die Grundlage der Evangelischen 
Kirche in Hessen und Nassau wie sie in ihrem Grundartikel und der Kirchenordnung beschrie-
ben ist. Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau achtet und respektiert ihrerseits die 
Ordnungen der beteiligten Gemeinschaftsverbände. 

(2) Regelmäßige Gespräche werden verabredet. Vor Änderungen von Ordnungen, welche 
sich auf das Verhältnis zueinander beziehen, werden sich die Vereinbarungspartner gegen-
seitig unterrichten und konsultieren. 

§2 
(1) Die Mitglieder der örtlichen Gemeinschaften sind in der Regel Mitglieder der Evangeli-
schen Kirche. 

(2) Wenn Mitglieder einer örtlichen Gemeinschaft nicht der Evangelischen Kirche angehören. 
wirken die Verantwortlichen der Gemeinschaft, soweit dies möglich ist, darauf hin, dass sie 
Mitglied der Evangelischen Kirche werden. 

(3) Voraussetzung für die Übernahme des Dienstes als Prediger in den beteiligten Gemein-
schaftsverbänden ist ihre Kirchenmitgliedschaft. 

§3 
(1) Gemeinschaftsbezirke oder örtliche Gemeinschaften können einem Dekanat oder einer 
anderen kirchlichen Körperschaft zugeordnet werden. Die Vereinbarungspartner entscheiden 
über die Zuordnung im Benehmen mit den Beteiligten. 

(2) Die örtlich Verantwortlichen bilden einen Verbindungsausschuss. Die Ausgestaltung der 
Zuordnung erfolgt entweder durch die Ausarbeitung eines örtlichen Statuts oder durch sons-
tige schriftlich gefasste Absprachen. Die Kirchenleitung und die Leitung des beteiligten Ge-
meinschaftsverbandes werden darüber informiert. 

§4 
(1) Die Gemeinschaftsverbände stellen sicher, dass nur Prediger mit einer entsprechenden 
Ausbildung in den Dienst genommen werden und teilen die Berufung eines Predigers für einen 
Gemeinschaftsbezirk der Kirchenleitung mit. 

(2) Bei der Einführung eines Predigers durch einen Gemeinschaftsverband in eine örtliche 
Gemeinschaft bzw. in einen Gemeinschaftsbezirk soll das Leitende Geistliche Amt mitwirken. 
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Dadurch wird sein Predigtdienst und die Leitung der Feier des Heiligen Abendmahls auch 
im Bereich der Kirche anerkannt. 

(3) Auf Wunsch eines Gemeinschaftsverbandes kann ein nach Abs. 2 eingeführter Prediger, 
wenn eine Zuordnung gemäß § 3 erfolgt ist, durch die Kirchenleitung beauftragt werden, für 
die Zeit seiner Tätigkeit in seinem Dienstbereich Amtshandlungen und Unterweisung (Konfir-
mandenunterricht und 
Religionsunterricht) im Rahmen der folgenden Regelungen vorzunehmen. Die Kirchenleitung 
stellt hierüber eine Urkunde aus. 

(4) Der Prediger wird von der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau mit ihren liturgi-
schen und rechtlichen Ordnungen vertraut gemacht. 

(5) Wünschen Mitglieder der Gemeinschaft und/oder ihre Angehörigen, die zugleich Mitglie-
der der Kirche sind, eine Amtshandlung und vollzieht der Prediger diese allein, so ist zuvor die 
Erlaubnis nach § 17 Kirchengemeindeordnung einzuholen. Anschließend sind die erforderli-
chen Angaben dem zuständigen Pfarrer/der zuständigen Pfarrerin für den Eintrag im Kirchen-
buch mitzuteilen. 

(6) Die Beauftragung nach Abs. 3 kann aus wichtigem Grund nach Rücksprache mit der Lei-
tung des zuständigen Gemeinschaftsverbandes widerrufen werden. 

§5 
(1) Die Feier des Heiligen Abendmahls wird in den Gemeinschaften in der Regel vom Predi-
ger geleitet, der nach § 4 Abs. 2 eingeführt worden ist. Er kann Älteste (leitende Mitarbeiter) 
hinzuziehen. 

(2) Abendmahlsfeiern der Gemeinschaften sind offen für alle evangelischen Gemeindeglie-
der. 

§6 
Weil die Taufe auch die Möglichkeit in der Evangelischen Kirche begründet, wird sie in der 
Regel im öffentlichen Gottesdienst der Kirchengemeinde vom zuständigen Pfarrer/von der zu-
ständigen Pfarrerin gehalten. In besonderen Ausnahmefällen kann der Prediger, wenn er nach 
§ 4 Abs. 2 eingeführt worden ist, die Taufe nach Vorliegen der Erlaubnis gemäß § 17 Kirchen-
gemeindeordnung vollziehen. Nähere Einzelheiten bestimmt das örtliche Statut. 

§7 
(1) Konfirmandenarbeit und Konfirmation sind bezogen auf die Taufe und wollen hinführen 
zur mündigen Mitgliedschaft in der Kirche. Deshalb gehören sie in die Verantwortung der Kir-
chengemeinde und des zuständigen Pfarrers/der zuständigen Pfarrerin. 

(2) Wenn in besonderen Ausnahmefällen in einer Gemeinschaft Konfirmandenarbeit vorge-
sehen ist, so geschieht diese in Abstimmung mit den am örtlichen Statut Beteiligten. 

(3) Im örtlichen Statut ist zu regeln, in welcher Weise Gemeinschaft und Kirche beim Unter-
richt, bei der Vorstellung und bei der Konfirmation zusammenwirken. 

§8 
Ein nach § 4 Abs. 2 eingeführter Prediger kann auf der Grundlage der in den Ländern Hessen 
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und Rheinland-Pfalz geltenden Bestimmungen im Rahmen eines nebenberuflichen Lehrauf-
trags Religionsunterricht erteilen. Die Erteilung setzt eine Lehrbefähigung, die kirchliche Be-
vollmächtigung und einen Gestellungsvertrag voraus. 

§9 
(1) Um einer sinnvollen Ergänzung willen nehmen Kirchengemeinden und die örtlichen Ge-
meinschaften bei der Festlegung der Zeiten für Gottesdienste, Gemeinschaftsstunden und 
sonstige Veranstaltungen aufeinander Rücksicht. Sie sollen hierbei das Einvernehmen mitei-
nander suchen. 

(2) Zum gegenseitigen Kennenlernen und besseren Verstehen können gemeinsame Veran-
staltungen und gegenseitige Einladungen beitragen. 
 
(3) In diesem Sinne kann eine Gemeinschaft beim Kirchlichen Besuchsdienst einer Kirchen-
gemeinde beteiligt werden. 

(4) Nähere Regelungen können im örtlichen Statut festgelegt werden. 

§ 10 
(1) Die Leitungen der beteiligten Gemeinschaftsverbände übernehmen gegenüber der Evan-
gelischen Kirche in Hessen und Nassau die Verantwortung dafür, dass Wortverkündigung, 
Sakramentsverwaltung, Amtshandlungen und Unterweisung mit den Ordnungen der Gemein-
schaftsverbände und dem kirchlichen Recht im Rahmen dieser Vereinbarung übereinstimmen. 

(2) Bei Konfliktfallen, die auf örtlicher Ebene nicht geklärt werden können, und bei Fragen 
von grundsätzlicher Bedeutung sollen die Leitungen der Gemeinschaftsverbände und die Kir-
chenleitung der EKHN hinzugezogen werden. 

(3) Die Kirchenleitung und die beteiligten Gemeinschaftsverbände bitten alle mit dem Dienst 
der Verkündigung und der Leitung in den Kirchengemeinden und Gemeinschaften Beauftrag-
ten, die getroffenen Absprachen in der Vereinbarung und die aufgrund von § 3 der Vereinba-
rung erfolgter Absprachen zu beachten und in gegenseitiger Offenheit und gutem Einverneh-
men zu praktizieren. 

§11 
Übergangsregelung 
Für Prediger, die bereits ihren Dienst aufgenommen haben, werden von den Beteiligten im 
Sinne von § 4 Abs. 2 Absprachen oder Feststellungen gemäß dieser Vereinbarung getroffen. 

§ 12 
Schlussabstimmung 
Die Vereinbarungspartner überprüfen gemeinsam nach Ablauf von vier Jahren die Vereinba-
rung und ihre Anwendung. 

Darmstadt, den 23. Juni 1993  
 
Evangelische Kirche in Hessen und Nassau - Kirchenleitung - 
Professor Dr. Steinacker, Kirchenpräsident 

Chrischona Gemeinschaftswerk 
Deutscher Zweig der Pilgermission St. Chrischona 
Haag, Inspektor  
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Hessischer Gemeinschaftsverband e.V. 
Wollmann, Inspektor 

Evangelischer Gemeinschaftsverband Herborn e V. 
Schwelm, 1. Vorsitzender 

Hessen-Nassauischer Gemeinschaftsverband e.V. 
Kallnbach, Inspektor 

Stadtmission Frankfurt Geiß, Pfarrer 

Starkenburger Gemeinschaftsverband e.V. 
Becker, 1. Vorsitzender 
 
 
 
 

Vereinbarung 
der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 

mit den in ihrem Bereich tätigen Gemeinschaftsverbänden 
Vom 3. November 2005 (ABI 2006 S. 28) 

Zwischen der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau und folgenden Gemeinschafts-
verbänden: 
Chrischona-Gemeinschaftswerk e. V. 
Hessischer Gemeinschaftsverband e. V. 
Evangelischer Gemeinschaftsverband Herborn e. V. 
Evangelischer Gemeinschaftsverband Hessen-Nassau e. V. 
Starkenburger Gemeinschaftsverband e. V. 
Südwestdeutscher Gemeinschaftsverband e. V. 

wird nachstehende Vereinbarung zur Regelung ihrer Beziehungen geschlossen: 

Präambel 

(1) Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau und die dem Evangelischen Gnadauer 
Gemeinschaftsverband e. V. angehörenden Gemeinschaftsverbände wissen sich gemeinsam 
durch Jesus Christus in seinen Dienst gestellt. Grundlage dieses Dienstes ist das Evangelium, 
wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im Bekenntnis der Reformation bezeugt ist. Die 
Evangelische Kirche in Hessen und Nassau und die Gemeinschaftsverbände stehen unter 
dem Auftrag, „ihr Bekenntnis jederzeit in gehorsamer Prüfung an der Heiligen Schrift und im 
Hören auf die Schwestern und Brüder neu zu bezeugen" (Grundartikel der EKHN). So wirken 
sie gemeinsam durch Wort und Tat am Aufbau der Gemeinde Jesu Christi mit. 

(2) Vom allgemeinen Priestertum aller Gläubigen her verstehen sich die Gemeinschaftsver-
bände als eine geistliche Bewegung, die an Mitgliedern und Nichtmitgliedern der Evangeli-
schen Kirche den besonderen Auftrag der Gemeinschaftspflege und Evangelisation wahr-
nimmt. 

(3) Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau und die Gemeinschaftsverbände erfüllen 
den gemeinsamen Auftrag in eigener Verantwortung und gegenseitiger Achtung. Sie tragen 
gemeinsam dazu bei, dass die örtlichen Gemeinschaften ihren Platz in der Kirche behalten. 
Mit den nachstehenden Regelungen stimmen sie ihren Dienst aufeinander ab. Darüber hinaus 
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wollen sie anregen, Wege für gemeinsames vertrauensvolles Handeln zu suchen. 

4) über auftretende Gegensätze werden die Vereinbarungspartner miteinander reden und 
nach Lösungen suchen, welche eine Verständigung zum Ziel haben. 

§ 1 

(1) Die beteiligten Gemeinschaftsverbände sind freie Werke innerhalb der Evangelischen Kir-
che in Hessen und Nassau. Sie achten und respektieren die Grundlage der Evangelischen 
Kirche in Hessen und Nassau wie sie in ihrem Grundartikel und in der Kirchenordnung be-
schrieben ist. Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau achtet und respektiert ihrerseits 
die Ordnungen der beteiligten Gemeinschaftsverbände. 

(2) Regelmäßige Gespräche werden verabredet. Vor Änderungen von Ordnungen, welche 
sich auf das Verhältnis zueinander beziehen, werden sich die Vereinbarungspartner gegen-
seitig unterrichten und konsultieren. 

§ 2 

(1) Die Mitglieder der örtlichen Gemeinschaften sind in der Regel Mitglieder der Evangeli-
schen Kirche. 

(2) Die Verbandsleitungen achten darauf, dass die Mehrheit der Verantwortlichen in den ört-
lichen Leitungsgremien der Evangelischen Kirche angehören. 

(3) Wenn Mitglieder einer örtlichen Gemeinschaft nicht der Evangelischen Kirche angehören, 
wirken die Verantwortlichen der Gemeinschaft, soweit dies möglich ist, darauf hin, dass sie 
Mitglieder der Evangelischen Kirche werden. 

(4) Für die Übernahme des Dienstes als Prediger/Predigerin in den beteiligten Gemein-
schaftsverbänden ist in der Regel seine/ihre Kirchenmitgliedschaft Voraussetzung. 

§3 

(1) In der jeweiligen Region werden zwischen den Gemeinschaftsbezirken bzw. den örtlichen 
Gemeinschaften und dem Dekanat bzw. den Kirchengemeinden regelmäßige Gespräche ver-
abredet. Der Dekanatssynodalvorstand und die Leitungsgremien der örtlichen Gemeinschaf-
ten können dazu einen Verbindungsausschuss bilden. 

(2) Das Miteinander und die Zusammenarbeit vor Ort kann durch schriftlich gefasste Abspra-
chen oder ein Statut geregelt werden. Die Kirchenleitung und die Leitung der beteiligten Ge-
meinschaftsverbände werden darüber informiert. 

§ 4 

(1) Die Gemeinschaftsverbände stellen sicher, dass nur Prediger/Predigerinnen mit einer ent-
sprechenden Ausbildung in den Dienst genommen werden und teilen die Berufung eines Pre-
digers/einer Predigerin im Bereich der EKHN der Kirchenleitung mit. 

(2) Die Kirche erkennt den Dienst des Predigers/der Predigerin in Verkündigung, Sakra-
mentsverwaltung, der Durchführung von Amtshandlungen und Unterweisung (Konfirmanden-
unterricht und Religionsunterricht) für die Zeit seiner/ihrer Tätigkeit in seinem/ ihrem Dienstbe-
reich auch im Bereich der Kirche an. Die Kirchenleitung stellt hierüber zur Bestätigung eine 
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Urkunde aus. Voraussetzung dafür ist die Kirchenmitgliedschaft des Predigers/der Predigerin. 

(3) Bei der Einführung eines Predigers/einer Predigerin durch einen Gemeinschaftsverband 
in eine örtliche Gemeinschaft bzw. in einen Gemeinschaftsbezirk soll das Leitende Geistliche 
Amt mitwirken. 

(4) Der Prediger/die Predigerin wird mit den liturgischen und rechtlichen Ordnungen der Evan-
gelischen Kirche in Hessen und Nassau vertraut gemacht. 

(5) Wünschen Mitglieder der Gemeinschaft und/oder ihre Angehörigen, die zugleich Mitglie-
der der Kirche sind, eine Amtshandlung und vollzieht der Prediger/die Predigerin diese allein, 
so ist zuvor die Erlaubnis nach § 17 Kuchengemeindeordnung einzuholen. Anschließend sind 
die erforderlichen Angaben dem zuständigen Pfarrer/der zuständigen Pfarrerin für den Eintrag 
im Kirchenbuch mitzuteilen. 

(6) Die Bestätigung nach Abs. 2 kann aus wichtigem Grund nach Rücksprache mit der Lei-
tung des zuständigen Gemeinschaftsverbandes widerrufen werden.  

§5 

(1) Die Feier des Heiligen Abendmahls wird in den Gemeinschaften in der Regel vom Predi-
ger/von der Predigerin geleitet, deren Dienst nach § 4 Abs. 2 anerkannt und bestätigt wurde. 
Er/Sie kann Älteste (leitende Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen) hinzuziehen. 

(2) Abendmahlsfeiern der Gemeinschaften sind offen für alle evangelischen Gemeindeglie-
der. 

§6 

Weil die Taufe auch die Mitgliedschaft in der Evangelischen Kirche begründet, wird sie in der 
Regel im öffentlichen Gottesdienst der Kirchengemeinde vom zuständigen Pfarrer/ von der 
zuständigen Pfarrerin gehalten. ln Ausnahmefällen kann der Prediger/die Predigerin, wenn 
sein/ihr Dienst nach § 4 Abs. 2 anerkannt und bestätigt worden ist, die Taufe nach Vorliegen 
der Erlaubnis gemäß § 17 Kirchengemeindeordnung vollziehen. 

§7 

(1) Konfirmationsunterricht und Konfirmation sind bezogen auf die Taufe und wollen hinfüh-
ren zur mündigen Mitgliedschaft in der Kirche. Deshalb gehören sie in die Verantwortung der 
Kirchengemeinde und des zuständigen Pfarrers/der zuständigen Pfarrerin. 

(2) Wenn in Ausnahmefällen in einer Gemeinschaft Konfirmandenarbeit vorgesehen ist, ver-
abreden Gemeinschaft und Kirchengemeinde, in welcher Weise sie beim Unterricht, bei der 
Vorstellung und bei der Konfirmation zusammenwirken. 

§ 8 

Ein Prediger/eine Predigerin, dessen/deren Dienst von der EKHN anerkannt und bestätigt 
wurde, kann auf der Grundlage der in den Ländern Hessen und Rheinland-Pfalz geltenden 
Bestimmungen im Rahmen eines nebenberuflichen Lehrauftrages Religionsunterricht erteilen. 
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Die Erteilung setzt eine Lehrbefähigung, die kirchliche Bevollmächtigung und einen Gestel-
lungsvertrag voraus. 

§ 9 

(1) Um einer sinnvollen Ergänzung willen führen Kirchengemeinden und die örtlichen Ge-
meinschaften bei der Festlegung der Zeiten für Gottesdienste, Gemeinschaftsstunden und 
sonstige Veranstaltungen Gespräche mit dem Ziel, Rücksicht aufeinander zu nehmen und Ab-
sprachen zu treffen. 

(2) Zum gegenseitigen Kennenlernen und besseren Verstehen sollen gemeinsame Veran-
staltungen und gegenseitige Einladungen beitragen. 

(3) In diesem Sinne soll eine Gemeinschaft beim Kirchlichen Besuchsdienst einer Kirchenge-
meinde beteiligt werden. 

§10 

(1) Die Leitungen der beteiligten Gemeinschaftsverbände übernehmen gegenüber der Evan-
gelischen Kirche in Hessen und Nassau die Verantwortung dafür, dass Wortverkündigung, 
Sakramentsverwaltung, Amtshandlungen und Unterweisung mit den Ordnungen der Gemein-
schaftsverbände und dem kirchlichen Recht im Rahmen dieser Vereinbarung übereinstimmen. 

(2) Bei Konfliktfällen, die auf örtlicher Ebene nicht geklärt werden können, und bei Fragen 
von grundsätzlicher Bedeutung werden die Leitungen der Gemeinschaftsverbände und die 
Kirchenleitung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau hinzugezogen. 

(3) Die Kirchenleitung und die beteiligten Gemeinschaftsverbände bitten alle mit dem Dienst 
der Verkündigung und der Leitung in den Kirchengemeinden und Gemeinschaften Beauftrag-
ten, die Regelungen der Vereinbarung und die aufgrund von § 3 erfolgten Absprachen zu be-
achten und in gegenseitiger Offenheit und in gutem Einvernehmen zu praktizieren. 

§11 

Diese Vereinbarung gilt mit Wirkung vom 1. September 2005. Der Vertrag kann von beiden 
Seiten mit einer Frist von drei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden
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Vereinbarung 
zwischen 

der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau - 
vertreten durch die Kirchenleitung - 

Paulusplatz 1, 64285 Darmstadt 
und 

dem Liebenzeller Gemeinschaftsverband e. V. - 
vertreten durch den Vorstand - 

Liobastraße 11, 75378 Bad Liebenzell 

wird unter Bezugnahme auf die Vereinbarung zwischen der Evangelischen Kirche in Hessen 
und Nassau und den in ihrem Bereich tätigen Gemeinschaftsverbänden vom 23. Juni 1993 
(Anlage) folgende Vereinbarung zur Regelung ihrer Beziehungen geschlossen: 

§ 1 

Der Liebenzeller Gemeinschaftsverband e. V. tritt der vom 23. Juni 1993 geschlossenen Ver-
einbarung zwischen der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau und den in ihrem Be-
reich tätigen Gemeinschaftsverbänden, die zum Evangelischen Gnadauer Gemeinschaftsver-
band e. V. gehören, bei. 

§ 2 

Diese Vereinbarung tritt nach Unterzeichnung durch die Kirchenleitung der Evangelischen Kir-
che in Hessen und Nassau und den Vorstand des Liebenzeller Gemeinschaftsverbandes e. 
V. in  Kraft. 

Darmstadt, 8. November 2013 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 
Dr. Volker Jung 
Kirchenpräsident 

Liebenzeller Gemeinschaftsverband e. V. 
Pfarrer Dr. Hartmut Schmid  
Vorsitzender 

Erklärung des Liebenzeller Gemeinschaftsverban-
des (LGV) anlässlich der Unterzeichnung der Ver-
einbarung mit der EKHN 

Der LGV hat die am 1. September 2005 in Kraft getretene Vereinbarung mit der EKHN nicht 
unterzeichnet. Der Grund dafür war die in der EKHN möglich gewordene Segnung gleichge-
schlechtlicher Paare. 
Anlässlich der Unterzeichnung der Vereinbarung stellt der LGV fest, dass sich im Blick auf die 
Segnung gleichgeschlechtlicher Paare das Verständnis des LGV nicht verändert hat. 
Segnungen gleichgeschlechtlicher Paare durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des LGV und 
in Räumen des LGV sind auch in Zukunft nicht möglich. 

Dr. Hartmut Schmid, 
Vorsitzender 
8. November 2013 
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KURHESSEN - WALDECK 

Auf dem Hintergrund intensiver Gespräche zwischen der Leitung der Evangelischen Kir-
che von Kurhessen-Waldeck und den in ihrem Raum tätigen Gemeinschaftsverbänden 
(Chrischona-Gemeinschaftswerk, Giesen; Evangelischer Gemeinschaftsverband Hessen-
Nassau, Melsungen; Hessischer Gemeinschaftsverband, Marburg; Thüringer Gemein-
schaftsbund, Schmalkalden; Waldecker Gemeinschaftsverband, Korbach) kam es im 
März 1992 zur Verabschiedung des folgenden Gesetzes der Evangelischen Kirche von 
Kurhessen- Waldeck. 

Kirchengesetz 
über den Dienst der Prediger landeskirchlicher Gemeinschaften in der Evangeli-

schen Kirche von Kurhessen-Waldeck 
Vom 28. März 1992 

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck 1992, S. 58-59 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck hat am 28. März 1992 
in Hofgeismar das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§1 
(1) Der Bischof kann Prediger landeskirchlicher Gemeinschaften auf ihr Begehren mit der 
öffentlichen Wortverkündigung, der Verwaltung des Abendmahls und der Vornahme von Amts-
handlungen in dem in diesem Kirchengesetz festgelegten Rahmen beauftragen. Der Prediger 
hat die Zustimmung des Gemeinschaftsverbandes vorzulegen. 

(2) Voraussetzung für die Beauftragung ist, dass 

a) der Prediger einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehört, 

b) der Prediger eine Predigerausbildung, die vom Landeskirchenamt anerkannt ist, abge-

schlossen hat, 

c) der Gemeinschaftsverband, in dessen Dienst der Prediger steht, im Sinne von Artikel 87 

der Grundordnung als freies Werk innerhalb der Landeskirche an der Erfüllung des 

kirchlichen Auftrags mitwirkt und 

d) zwischen den kirchlichen Körperschaften und dem Gemeinschaftsbezirk des Predigers 

eine örtliche Vereinbarung nach einem von dem Landeskirchenamt herausgegebenen 

Muster abgeschlossen worden ist; die kirchlichen Körperschaften bedürfen zum Ab-

schluss der Vereinbarung der Genehmigung des Landeskirchenamtes. 

(3) Der Bischof kann in Ausnahmefallen von der Voraussetzung nach Absatz 2 Buchstabe 
b) absehen. 

§2 
(1) Die Beauftragung durch den Bischof wird in einem Gottesdienst erteilt; steht die Beauf-
tragung im Zusammenhang mit der Neubesetzung einer Predigerstelle, so soll dies der Ein-
führungsgottesdienst sein. 

(2) An dem Gottesdienst wirkt der zuständige Dekan nach Maßgabe einer Einigung mit dem 
Gemeinschaftsverband mit. 

(3) Über die Beauftragung erhält der Prediger eine Urkunde. 
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§3 
(1) Der nach § 1 Absatz 1 beauftragte Prediger kann über die Wortverkündigung und die Ver-
waltung des Abendmahls in Gemeinschaftsveranstaltungen hinaus nach Maßgabe der örtli-
chen Vereinbarung 
1. auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft an einer Taufe, Trauung oder Beerdigung 
mit Gebet, Lesung und Verkündigung beteiligt werden. 

2. auf Bitte des Pfarrers in den Kirchengemeinden 
a) einzelne Dienste in Verkündigung und Verwaltung des Abendmahls wahrnehmen und 
b) einen besonderen Dienst in Seelsorge und Unterweisung übernehmen sowie 

3. nach Einholung des Dimissoriale auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft Trauung 
und Beerdigung vornehmen. 

(2) Sofern die örtliche Vereinbarung es vorsieht, kann der Prediger in Ausnahmefällen nach 
schriftlicher Einholung des Dimissoriale eine Taufe vornehmen. 

(3) Nach Vornahme der Amtshandlung sind die erforderlichen Angaben dem zuständigen 
Pfarramt mitzuteilen. 

§4 
Das Landeskirchenamt macht den Prediger mit den geltenden liturgischen und rechtlichen 
Ordnungen vertraut. 

§5 
Wenn der ständige Dienst des Predigers in dem Gemeinschaftsbezirk endet, erlischt der vom 
Bischof erteilte Auftrag. 

§6 
Sind die Voraussetzungen nach § 1 Absatz 2 Buchstaben a) - c) für eine Beauftragung gege-
ben, ist aber eine örtliche Vereinbarung nach § 1 Absatz 2 Buchstabe d) noch nicht abge-
schlossen, so werden die Wortverkündigung und die Verwaltung des Abendmahls durch den 
Prediger in Gemeinschaftsveranstaltungen vorläufig anerkannt. 

§7 
Unstimmigkeiten zwischen den Beteiligten über die Ausübung des Dienstes sollen von den 
Partnern der örtlichen Vereinbarung beigelegt werden, gelingt das nicht, so ist der Streitfall 
dem Landeskirchenamt und der Leitung des Gemeinschaftsverbandes vorzulegen. 

§8 
Der Bischof kann dem Prediger aus wichtigem Grund den Auftrag entziehen. Zuvor ist der 
Leitung des Gemeinschaftsverbandes Gelegenheit zur Erörterung über die Behebung der 
Schwierigkeiten zu geben. 

§9 
Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Vorstehendes Kirchen-
gesetz wird hiermit verkündet. 
Kassel, den 8. April 1992 

Giesler 
Prälat, mit der Wahrnehmung des bischöflichen Amtes beauftragt 

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Kurhessen-
Waldeck 1992, 5. 98-99 
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Muster für eine örtliche Vereinbarung gemäß § 1 Abs. 2 Buchstabe d des Kirchen-
gesetzes über den Dienst der Prediger in der Evangelischen Kirche von Kurhessen-
Waldeck 

Landeskirchenamt Kassel, den 17. Juli 1992  
A3245/92-A3245/92-R151-2 

Das Landeskirchenamt hat in der Sitzung am 5. Mai 1992 das nachstehende Muster für eine 
örtliche Vereinbarung gemäß oben genanntem Kirchengesetz beschlossen, das hiermit veröf-
fentlicht wird. 

Dickel 
Oberlandeskirchenrat 

Muster 
für eine örtliche Vereinbarung gemäß §1 Abs. 2 Buchstabe d des 

Kirchengesetzes über den Dienst der Prediger 
in der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck 

Der Gemeinschaftsbezirk ...............................................  
vertreten durch ............................................................... , 
und (kirchliche Körperschaften), 

vertreten durch ...............................................................  

schließen folgende Vereinbarung: 

I. Verbindungsausschuss 

1. Die Partner dieser Vereinbarung bilden einen paritätisch besetzten Verbindungsaus-
schuss. Dem Verbindungsausschuss sollen nicht mehr als acht Mitglieder angehören. Die Mit-
glieder werden von den entsenden den Leitungsorganen aus deren Mitte berufen. 

2. Die Mitglieder des Verbindungsausschusses wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden 
und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Diese sollen nicht dem gleichen Entsendungsgre-
mium angehören. Zur ersten Sitzung lädt der zuständige Dekan ein und leitet die Wahl. 

3. Der Verbindungsausschuss tritt auf Einladung seines Vorsitzenden mindestens einmal im 
Jahr zusammen. Er ist einzuberufen, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder dies unter 
Angabe der Tagesordnungspunkte verlangt. Er ist beschlussfähig bei Anwesenheit von min-
destens zwei Dritteln der Zahl der Mitglieder. 

4. Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Anwesenden gefasst. Stimmenthaltungen gelten 
bei Wahlen (1. Abs. 2) als Neinstimmen, im Übrigen als nicht abgegebene Stimmen. 

5. Der Verbindungsausschuss hat die Aufgaben, 
5.1 die gemeinsamen Beziehungen weiterzuentwickeln, 
5.2 den Erfahrungsaustausch unter den Vereinbarungspartnern zu fordern, 
5.3 Empfehlungen für die Festlegung von Zeiten für Gottesdienste, Gemeinschaftsstunden 
und sonstige Veranstaltungen zu geben, 
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5.4 bei Auftreten von Unstimmigkeiten unter den Vereinbarungspartnern zu vermitteln und 
5.5 Anregungen zu geben für 
5.5.1 gemeinsame Veranstaltungen (Bibelstunden, Evangelisati-
onen usw.) und 
5.5.2 das Zusammenwirken in der Öffentlichkeitsarbeit (kirchliche Nachrichten in der Presse, 
eigene Blatter, Gemeindebriefe, Ankündigungen, Schaukasten usw.). 

II. Kirchenmitgliedschaft 
Die Vertragspartner gehen davon aus, dass die Mitglieder der örtlichen Gemeinschaft in der 
Regel Mitglieder einer evangelischen Landeskirche sind. Wenn Mitglieder einer örtlichen Ge-
meinschaft nicht der evangelischen Kirche angehören, wirken die Verantwortlichen der Ge-
meinschaft, soweit dies möglich ist, darauf hin, dass sie Mitglieder der evangelischen Kirche 
werden. 

III. Abendmahl 
1. Abendmahlsfeiern in den Gemeinschaften sind offen für alle Gemeindeglieder. 
2. Die Feier des heiligen Abendmahls in den Gemeinschaften wird von dem Pfarrer oder dem 
Prediger geleitet. Älteste der Gemeinschaft (leitende Mitarbeiter) können hinzugezogen wer-
den. 

IV. Trauung und Beerdigung sowie weitere Dienste in der Kirchengemeinde6 
1. Auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft kann der Prediger bei einer Taufe, Trauung 
oder Beerdigung durch Gebet, Lesung und Verkündigung beteiligt werden. 

2. Auf Bitte des Pfarrers kann der Prediger in den Kirchengemeinden 
a) einzelne Dienste in Verkündigung und Verwaltung des Abendmahls wahrnehmen und 
b) einen besonderen Dienst in Seelsorge und Unterweisung übernehmen. 

3. Wünschen Mitglieder der Gemeinschaft, das ihr Prediger eine Trauung oder eine Beerdi-
gung vornimmt, so ist das Dimissoriale einzuholen. Nach der Amtshandlung sind die erforder-
lichen Angaben dem zuständigen Pfarramt für den Eintrag im Kirchenbuch mitzuteilen. 

V. Regelungen und Unstimmigkeiten 
Unstimmigkeiten, die die Vertragspartner nicht beilegen können, legen sie dem Landeskir-
chenamt der Evangelischen Kirche von Kurhessen Waldeck und der Leitung des Gemein-
schaftsverbandes vor und bitten diese um einen gemeinsamen Entscheidungsvorschlag. 

VI. Inkrafttreten 
Diese Vereinbarung tritt am ...........  in Kraft. 

Sie bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung des Landeskirchenamtes und der Leitung 
des Gemeinschaftsverbandes.
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LIPPE 

Vereinbarung 
zwischen dem Lippischen Landeskirchenrat 

und dem Vorstand des Lippischen Gemeinschaftsbundes 

Die Lippische Landeskirche und der Lippische Gemeinschaftsbund treffen für ihre Zusammen-
arbeit folgende Vereinbarung: 

I. 
1. „Dienet einander, ein jeder mit der Gabe, die er empfangen hat.“ (1. Petrus 4,10). Der 
Auftrag Jesu Christi zur Verkündigung des Evangeliums verpflichtet die Lippische Landeskir-
che und den Lippischen Gemeinschaftsbund zu Zeugnis und Dienst. 

2. Zeugnis und Dienst „sind erbaut auf dem Grunde der Apostel und Propheten, da Jesus 
der Eckstein ist“, 
sie sind gegründet „in der Botschaft der Heiligen Schrift, wie sie im Alten und Neuen Tes-
tament bewahrt, in den altkirchlichen Glaubensbekenntnissen ausgesagt, im Bekenntnis 
der Reformation in neuer Klarheit ans Licht getreten und durch die Theologische Erklärung 
der Bekenntnissynode von Barmen als Wegweisung für die angefochtene Kirche gedeutet 
ist“, 
sie geschehen „getreu dem Bekenntnis zu Gott, dem Vater, der die Welt aus nichts er-
schaffen und sein Volk Israel erwählt hat und ihm die Treue hält, 
zu Jesus Christus, dem gekreuzigten und auferstandenen Sohn Gottes, der wiederkom-
men und sein Reich vollenden wird, 
und zum Heiligen Geist, der lebendig macht und der Kirche Gemeinschaft über alle Gren-
zen schenkt.“ (Vgl. Präambel der Verfassung der Lippischen Landeskirche.) 

3. Der Lippische Gemeinschaftsbund gestaltet als freies Werk seine Arbeit in eigener Verant-
wortung. In gegenseitiger Achtung und in vertrauensvoller Zusammenarbeit sind Lippische 
Landeskirche und Lippischer Gemeinschaftsbund bemüht, mit ihren Möglichkeiten und Gaben 
zusammenzuwirken im gemeinsamen Auftrag des Herrn Jesus Christus. 

II. 
1. a) Unbeschadet der Aufgabe eines jeden Gemeindegliedes, das Evangelium zu bezeugen, 
geschieht der geordnete Dienst an Wort und Sakrament in der Lippischen Landeskirche vor-
nehmlich durch die Pfarrerinnen und Pfarrer. (Artikel 17, Abs. 1 der Verfassung) 

b) Darüber hinaus kann der Landeskirchenrat Prediger/innen des Lippischen Gemeinschafts-
bundes auf Vorschlag des Lippischen Gemeinschaftsbundes und mit ihrer Zustimmung mit der 
öffentlichen Wortverkündigung, dem Austeilen des Abendmahles und der Vornahme von 
Amtshandlungen in dem in dieser Vereinbarung festgelegten Rahmen beauftragen. 

c) Voraussetzung für die Beauftragung ist, dass 

aa) der/die Prediger/in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche angehört, 

bb) er/die Prediger/in eine Predigerausbildung, die vom Landeskirchenamt anerkannt ist, ab-
geschlossen hat. 

2. Die Beauftragung durch den Landeskirchenrat wird in einem Gottesdienst ausgesprochen. 
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Über die Beauftragung erhält der/die Prediger/in eine Urkunde. 

3. Der/die beauftragte Prediger/in kann über die Wortverkündigung und die Feier des Abend-

mahles in Gemeinschaftsveranstaltungen hinaus 

a) auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft an einer Taufe, Trauung, Beerdigung mit 
Gebet, Lesung und Verkündigung beteiligt werden, 

b) auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft und nach Absprache mit dem Pfarrer/der 
Pfarrerin der Kirchengemeinde eine Taufe, Trauung oder Beerdigung vornehmen, 

c) auf Bitte des Pfarrers/der Pfarrerin in einer Kirchengemeinde einzelne Dienste in der Ver-
kündigung und der Feier des Abendmahles wahrnehmen und einen besonderen Dienst in 
Seelsorge und Unterweisung übernehmen. 

Es gelten die entsprechenden Lebensordnungen der Lippischen Landeskirche. 

4. Bei Diensten in Gemeinden der Lippischen Landeskirche halten sich die Prediger/innen an 
die jeweils in der Gemeinde geltende Agende. 

5. Wenn der ständige Dienst des Predigers/der Predigerin im Lippischen Gemeinschaftsbund 
endet, erlischt der vom Landeskirchenrat erteilte Auftrag. Endet der hauptamtliche Dienst des 
Predigers/ der Predigerin durch Eintritt in den Ruhestand und bleibt der/die Prediger/in Mitglied 
im Lippischen Gemeinschaftsbund, so wird der Auftrag. 

6. Unstimmigkeiten zwischen den Beteiligten über die Ausübung des Dienstes sollen vor Ort 
beigelegt werden. Gelingt dies nicht, so ist der Streitfall dem Landeskirchenamt und Leitung 
des Lippischen Gemeinschaftsbundes vorzulegen. 

7. Der Landeskirchenrat kann dem/der Prediger/in aus wichtigem Grunde den Auftrag entzie-
hen. Zuvor hat die Leitung des Lippischen Gemeinschaftsbundes Gelegenheit zur Erörterung 
der Schwierigkeiten zu geben. 

8. Die Lippische Landeskirche und der Lippische Gemeinschaftsbund gehen davon aus, dass 
die Mitglieder der örtlichen Gemeinschaften in der Regel Mitglieder der Lippischen Landeskir-
che sind. Wenn Mitglieder einer örtlichen Gemeinschaft nicht der Lippischen Landeskirche 
angehören, wirken die Verantwortlichen der Gemeinschaft, soweit dies möglich ist, darauf hin, 
dass sie Mitglieder der Lippischen Landeskirche werden. 

III. 
Die Unterzeichner dieser Vereinbarung wollen sich weiter dafür einsetzen, dass ihre Gemein-
samkeit in Zeugnis und Dienst deutlich bleibt. Darum treffen sie folgende weitere Absprachen: 

1. Der Landeskirchenrat und die Leitung des Lippischen Gemeinschaftsbundes treffen sich in 
regelmäßigen Abständen zu gemeinsamen Gesprächen. 

2. Der Landessuperintendent lädt die Prediger/innen zusammen mit anderen, die den Auftrag 
zur Wortverkündigung außerhalb der Pfarrerschaft der Lippischen Landeskirche zugespro-
chen bekommen haben, ein. Diese Gespräche sammeln zum Gespräch über Zeugnis und 
Dienst, über theologische Fragen und Akzente des geistlichen Lebens. 

IV. 
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Diese Vereinbarung tritt am 1. Januar 2001 in Kraft. 
Detmold, den 13. Dezember 2000 

Lippischer Landeskirchenrat  
Gerrit Noltensmeier  
(Landessuperintendent) 
Martin Böttcher (Präses) 
Dr. Arno Schildberg (Juristischer Kircherat)  
Andreas-Chr. Tübler (Theologischer Kirchenrat)  
Christiane Nolting (Synodale) 
Ingrid Machentanz (Synodale) 
Ute Windmann (Synodale) 

Lippischer Gemeinschaftsbund  
Andreas Albers  
Hannelore Klatt  
Harald Nüllmeier  
Heinz Peter 

Vereinbarung 
zwischen dem Lippischen Landeskirchenrat 

und dem Vorstand des Lippischen Gemeinschaftsbundes 
in der Fassung vom 1. März 2010 gemäß Beschluss des Lippischen Landeskirchenrates und 

des Gemeinschaftsrates des Lippischen Gemeinschaftsbundes 

Die Lippische Landeskirche und der Lippische Gemeinschaftsbund treffen für ihre Zusammen-
arbeit folgende Vereinbarung: 

I. 
1. „Dienet einander, ein jeder mit der Gabe, die er empfangen hat.“ (1. Petrus 4,10). Der 
Auftrag Jesu Christi zur Verkündigung des Evangeliums verpflichtet die Lippische Landeskir-
che und den Lippischen Gemeinschaftsbund zu Zeugnis und Dienst. 

2. Zeugnis und Dienst „sind erbaut auf dem Grunde der Apostel und Propheten, da Jesus 
der Eckstein ist“, sie sind gegründet „in der Botschaft der Heiligen Schrift, wie sie im Alten 
und Neuen Testament bewahrt, in den altkirchlichen Glaubensbekenntnissen ausgesagt, 
im Bekenntnis der Reformation in neuer Klarheit ans Licht getreten und durch die Theolo-
gische Erklärung der Bekenntnissynode von Barmen als Wegweisung für die angefoch-
tene Kirche gedeutet ist“, 
sie geschehen „getreu dem Bekenntnis zu Gott, dem Vater, der die Welt aus nichts er-
schaffen und sein Volk Israel erwählt hat und ihm die Treue hält, 
zu Jesus Christus, dem gekreuzigten und auferstandenen Sohn Gottes, der wiederkom-
men und sein Reich vollenden wird, 
und zum Heiligen Geist, der lebendig macht und der Kirche Gemeinschaft über alle Gren-
zen schenkt.“ (Vgl. Präambel der Verfassung der Lippischen Landeskirche.) 
3. Der Lippische Gemeinschaftsbund gestaltet als freies Werk seine Arbeit in eigener Verant-
wortung. In gegenseitiger Achtung und in vertrauensvoller Zusammenarbeit sind Lippische 
Landeskirche und Lippischer Gemeinschaftsbund bemüht, mit ihren Möglichkeiten und Gaben 
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zusammenzuwirken im gemeinsamen Auftrag des Herrn Jesus Christus. 

II. 
1. a) Unbeschadet der Aufgabe eines jeden Gemeindegliedes, das Evangelium zu bezeugen, 
geschieht der geordnete Dienst an Wort und Sakrament in der Lippischen Landeskirche vor-
nehmlich durch die Pfarrerinnen und Pfarrer. (Artikel 17, Abs. 1 der Verfassung) 

b) Darüber hinaus kann der Landeskirchenrat Prediger/innen des Lippischen Gemeinschafts-
bundes auf Vorschlag des Lippischen Gemeinschaftsbundes und mit ihrer Zustimmung mit der 
öffentlichen Wortverkündigung, dem Austeilen des Abendmahles und der Vornahme von 
Amtshandlungen in dem in dieser Vereinbarung festgelegten Rahmen beauftragen. 

c) Voraussetzung für die Beauftragung ist, dass 

aa) der/die Prediger/in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche angehört, bb) er/die Pre-
diger/in eine Predigerausbildung, die vom Landeskirchenamt anerkannt ist, abgeschlossen 
hat. 

2. Die Beauftragung durch den Landeskirchenrat wird in einem Gottesdienst ausgesprochen. 
Die reformierten Predigerinnen und Prediger werden durch die Landessuperintendentin oder 
den Landessuperintendent, die lutherischen Predigerinnen und Prediger durch die lutherische 
Superintendentin oder den lutherischen Superintendent unter Gebet und Handauflegung ge-
segnet und in den Dienst gemäß dieser Vereinbarung gesandt. Über die Beauftragung erhält 
der/die Prediger/in eine Urkunde. 

3. Der/die beauftragte Prediger/in kann über die Wortverkündigung und die Feier des Abend-
mahles in Gemeinschaftsveranstaltungen hinaus 

a) auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft an einer Taufe, Trauung, Beerdigung mit 
Gebet, Lesung und Verkündigung beteiligt werden, 

b) auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft und nach Absprache mit dem Pfarrer/der 
Pfarrerin der Kirchengemeinde eine Taufe, Trauung oder Beerdigung vornehmen, 

c) auf Bitte des Pfarrers/der Pfarrerin in einer Kirchengemeinde einzelne Dienste in der Ver-
kündigung und der Feier des Abendmahles wahrnehmen, 

d) auf Bitte des Pfarrers/der Pfarrerin in einer Kirchengemeinde einen besonderen Dienst in 
Seelsorge und Unterweisung übernehmen. 

Es gelten die entsprechenden Lebensordnungen der Lippischen Landeskirche. 

4. Bei Diensten in Gemeinden der Lippischen Landeskirche halten sich die Prediger/innen an 
die jeweils in der Gemeinde geltende Agende. 

5. Wenn der hauptamtliche Dienst des Predigers/der Predigerin im Lippischen Gemein-
schaftsbund endet, erlischt der vom Landeskirchenrat erteilte Auftrag. Endet der hauptamtli-
che Dienst des Predigers/der Predigerin durch Eintritt in den Ruhestand und bleibt der/die 
Prediger/in Mitglied im Lippischen Gemeinschaftsbund, so wird der Auftrag gemäß dieser Ver-
einbarung automatisch in eine Beauftragung als Prädikant gemäß Prädikantenordnung vom 
25.11.2008 umgewandelt. § 3, Abs. 3 der Prädikantenordnung trifft auf die Prediger/innen im 
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Ruhestand nicht zu, da sie generell im Bereich des Lippischen Gemeinschaftsbundes/der Lip-
pischen Landeskirche tätig sein können. 

6. Unstimmigkeiten zwischen den Beteiligten über die Ausübung des Dienstes sollen vor Ort 
beigelegt werden. Gelingt dies nicht, so ist der Streitfall dem Landeskirchenamt und dem Vor-
stand des Lippischen Gemeinschaftsbundes vorzulegen. 

7. Der Landeskirchenrat kann dem/der Prediger/in aus wichtigem Grunde den Auftrag entzie-
hen. Zuvor ist dem Vorstand des Lippischen Gemeinschaftsbundes Gelegenheit zur Erörte-
rung der Schwierigkeiten zu geben. 

8. Die Lippische Landeskirche und der Lippische Gemeinschaftsbund gehen davon aus, dass 
die Mitglieder der örtlichen Gemeinschaften in der Regel Mitglieder der Lippischen Landeskir-
che sind. Wenn Mitglieder einer örtlichen Gemeinschaft nicht der Lippischen Landeskirche 
angehören, wirken die Verantwortlichen der Gemeinschaft, soweit dies möglich ist, darauf hin, 
dass sie Mitglieder der Lippischen Landeskirche werden. 

III. 
Die Unterzeichner dieser Vereinbarung wollen sich weiter dafür einsetzten, dass ihre Gemein-
samkeit in Zeugnis und Dienst deutlich bleibt. Darum treffen sie folgende weitere Absprachen: 

1. Der Landeskirchenrat und die Leitung des Lippischen Gemeinschaftsbundes treffen sich in 
regelmäßigen Abständen zu gemeinsamen Gesprächen. 

2. Der Landessuperintendent lädt die Prediger/innen zusammen mit anderen, die den Auftrag 
zur Wortverkündigung außerhalb der Pfarrerschaft der Lippischen Landeskirche zugespro-
chen bekommen haben, ein. Diese Gespräche sammeln zum Gespräch über Zeugnis und 
Dienst, über theologische Fragen und Akzente des geistlichen Lebens. 

IV. 
Nach Unterzeichnung und Inkrafttreten dieser Vereinbarung am 1. März 2010 endet die Gül-
tigkeit der bisherigen Vereinbarung vom 1. Januar 2001. 

Der Lippischen Landeskirchenrat 

Der Vorstand des Lippischen Gemeinschaftsbundes
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NORDKIRCHE 

Vertrag  
über Grundsätze und Regelungen 

für die Zusammenarbeit 
zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland, 

dem Verband der Gemeinschaften in der Evangelischen Kirche 
in Schleswig-Holstein e. V., 

dem Mecklenburgischen Gemeinschaftsverband e. V. 
innerhalb der Evangelischen Landeskirche 

und dem Landesverband evangelischer Gemeinschaften Vorpommern e. V. 
Vom 29. Juni 2015 

Zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland (im Folgenden: Nordkir-
che), 

- vertreten durch die Erste Kirchenleitung, diese wiederum vertreten durch das Vorsitzende 
sowie ein weiteres Mitglied, 

dem Verband der Gemeinschaften in der Evangelischen Kirche in Schleswig-Holstein e. V., 

- vertreten durch den Verbandsvorstand, dieser wiederum vertreten durch zwei seiner Mit-
glieder, darunter der Vorsitzende oder der stellvertretend Vorsitzende, 

dem Mecklenburgischen Gemeinschaftsverband e. V. innerhalb der Evangelischen Landes-
kirche 

- vertreten durch zwei vertretungsberechtigte Verbandsvorstandsmitglieder, darunter der 
Vorsitzende oder sein Stellvertreter, 

und dem Landesverband evangelischer Gemeinschaften Vorpommern e. V., 

- vertreten durch den Verbandsvorstand, dieser wiederum vertreten durch zwei seiner Mit-
glieder, darunter das vorsitzende oder das stellvertretend vorsitzende Mitglied, 

wird folgender Vertrag geschlossen: 

Präambel 

Dienet einander, ein jeglicher mit der Gabe, die er empfangen hat (1. Petr. 4, 10a). 

Der Verband der Gemeinschaften in der Evangelischen Kirche in Schleswig-Holstein e. V., 
der Mecklenburgische Gemeinschaftsverband e. V. innerhalb der Evangelischen Landeskir-
che und der Landesverband evangelischer Gemeinschaften Vorpommern e. V. (im Folgen-
den: Gemeinschaftsverbände) stehen mit ihren Bestrebungen auf dem Boden der Heiligen 
Schrift und der reformatorischen Bekenntnisse der Evangelischen Kirche. Sie verstehen sich 
als freie Werke des evangelistisch-missionarischen Dienstes in der Landeskirche. Schwer-
punkte ihrer Arbeit sind die Sammlung unter dem Wort Gottes durch Verkündigung, gemein-
sames Schriftstudium, Evangelisation und die Verwirklichung gemeinsamen Lebens gemäß 
Apostelgeschichte 2, 42: „Sie blieben beständig in der Lehre der Apostel und in der Gemein-
schaft und im Brotbrechen und im Gebet". Dadurch sollen die Gemeinschaft wie der Ein-
zelne befähigt werden für den Dienst in der Gemeinde und an der Welt. 



 

73 

 

Ungeachtet ihrer organisatorischen und rechtlichen Selbstständigkeit leisten die Gemein-
schaftsverbände ihren Beitrag zum Zusammenwachsen der Nordkirche. 

Die Nordkirche ist dankbar für den Dienst der Gemeinschaftsverbände. Die Gemeinschafts-
verbände ihrerseits sind dankbar für das Vertrauen der Landeskirche in ihren Dienst und den 
dafür gewährten Freiraum. Verkündigung und Seelsorge der Gemeinschaft sind Teil des Auf-
trags der Landeskirche. 

Ausgehend von der bisher geübten Zusammenarbeit und dem Bewusstsein des gemeinsa-
men Dienstes in der einen Kirche Jesu Christi vereinbaren die Nordkirche und die in ihrem 
Kirchengebiet arbeitenden Gemeinschaftsverbände die folgenden Grundsätze und Regelun-
gen: 

§ 1 Dienst der Predigerinnen und Prediger 
(1) Die Predigerinnen und Prediger der Gemeinschaftsverbände stehen unter der Leitung und 

Verantwortung des Vorstandes des jeweiligen Gemeinschaftsverbandes (im Folgenden: je-
weiliger Vorstand). Voraussetzung ihres Dienstes ist der erfolgreiche Abschluss einer Aus-
bildung, die in einer mit dem Evangelischen Gnadauer Gemeinschaftsverband e. V. koope-
rierenden Fach- bzw. Hochschule absolviert wurde. 3Die Predigerinnen und Prediger verse-
hen ihren Dienst als Mitglieder der Landeskirche. 

(2) Der jeweilige Vorstand teilt dem Landeskirchenamt die Namen der eingesegneten Predige-
rinnen und Prediger mit. 

(3) Soll mit dem Dienst die Berechtigung verbunden sein, im Bereich der Gemeinschaftsver-
bände Amtshandlungen vorzunehmen und die Sakramente zu verwalten, so kann die zu-
ständige Bischöfin bzw. der zuständige Bischof auf Antrag des jeweiligen Vorstands eine 
Predigerin bzw. einen Prediger nach Artikel 16 Absatz 1 der Verfassung beauftragen. Der 
Antrag kann nur bei Vorliegen gewichtiger Gründe zurückgewiesen werden. 

(4) Die Beauftragung wird im Kirchlichen Amtsblatt bekannt gemacht. Das Landeskirchenamt 
führt ein Verzeichnis der beauftragten Predigerinnen und Prediger. Predigerinnen und Pre-
diger werden im „Namens- und Adressverzeichnis der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Norddeutschland" gesondert aufgeführt. 

(5) Seelsorge durch Predigerinnen und Predigern unterliegt nach Maßgabe der kirchengesetz-
lichen Regelungen dem kirchlich geschützten Seelsorgegeheimnis. 

(6) Die Predigerinnen und Prediger sind in ihrem Dienst an die in der Nordkirche geltenden 
Ordnungen gebunden. Mit Dienstantritt erhalten sie vom Landeskirchenamt die Verfassung 
der Nordkirche, die Kirchengemeindeordnung und weitere Ordnungen und Leitlinien für Le-
ben und Dienst in der Kirche, die im Gebiet der Nordkirche in Geltung stehen und für den 
Dienst der Predigerinnen und Prediger verbindlich sind. 

(7) Die Landeskirche empfiehlt den Kirchenkreisen, die Predigerinnen und Prediger zu Kon-
venten einzuladen. Sie bietet Predigerinnen und Prediger an, an Fortbildungsveranstaltun-
gen teilzunehmen. 

§ 2 Amtshandlungen 
(1) Für die Vornahme der Amtshandlungen - Taufe, Trauung und Beerdigung - sind die gelten-

den Ordnungen der Nordkirche zu beachten. 
(2) Die Taufe wird in der gebotenen Form im Namen des dreieinigen Gottes gespendet. Mit der 

Taufe wird die Mitgliedschaft in der Nordkirche und zugleich die Mitgliedschaft in der Wohn-
sitzkirchengemeinde und im jeweiligen Kirchenkreis begründet. 

(3) Eine Predigerin bzw. ein Prediger kann Konfirmandenunterricht erteilen, wo dies aus seel-
sorgerlichen Gründen notwendig erscheint. 
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(4) Die Abendmahlspraxis der Gemeinschaft befindet sich in Übereinstimmung mit dem Fünf-
ten Hauptstück von Martin Luthers Kleinem Katechismus. Ihre besonderen Abendmahlsfei-
ern sind rechter Brauch des Sakraments (CA VII) und geschehen nicht im Widerspruch zur 
Sakramentsverwaltung der Nordkirche. Die Gestalt der Abendmahlsfeiern in der Gemein-
schaft entspricht deren besonders geprägtem Gemeindebewusstsein. 

(5) Gottesdienstzeiten sollen der jeweils zuständigen Kirchengemeinde mitgeteilt werden. Ter-
minüberschneidungen mit dem Sonntagsgottesdienst der örtlichen Kirchengemeinde sollen 
vermieden werden. 

§ 3 Abstimmung mit den Kirchengemeinden 
(1) Wird der Dienst einer Predigerin bzw. eines Predigers der Gemeinschaftsverbände zur Vor-

nahme einer Amtshandlung in Anspruch genommen, so ist vorher die Pastorin oder der 
Pastor der örtlichen Kirchengemeinde zu informieren. Werden seitens der zuständigen Pas-
torin oder des zuständigen Pastors Bedenken gegen die Vornahme der Amtshandlung vor-
getragen, so soll sich die Predigerin bzw. der Prediger um Einvernehmen bemühen, gege-
benenfalls mit Beratung und Begleitung durch den jeweiligen Vorstand oder den jeweils zu-
ständigen Inspektor des Gemeinschaftsverbandes. Wenn kein Einvernehmen erreicht wer-
den kann, entscheiden der Inspektor und die zuständige Pröpstin bzw. der zuständige 
Propst gemeinsam. 

(2) Die Beurkundung von Amtshandlungen durch Predigerinnen und Prediger der Gemein-
schaftsverbände erfolgt in dem Kirchenbuch derjenigen Kirchengemeinde bzw. desjenigen 
Kirchenkreises, in deren Bereich die Amtshandlung vollzogen worden ist. Die Predigerinnen 
und Prediger sind nach Vollzug der Amtshandlung verpflichtet, diese Kirchengemeinde 
über die Amtshandlung zu informieren, damit diese im Tauf-, Konfirmanden-, Trauungs- 
bzw. Bestattungsbuch eingetragen werden kann. 
 

§ 4 Ausgestaltung der Zusammenarbeit 
(1) Die Pastorinnen und Pastoren der Nordkirche und die Predigerinnen und Prediger der Ge-

meinschaftsverbände sind gehalten, im geschwisterlichen Gespräch zu bleiben, aktuelle 
Fragen offen anzusprechen, die Gaben und Aufgaben des anderen zu achten und in ge-
genseitiger Verantwortung zu respektieren. 

(2) Die Nordkirche und die Gemeinschaftsverbände werden das Miteinander von Pastorinnen, 
Pastoren sowie Predigerinnen, Predigern und hauptamtlichen Mitarbeitenden der Gemein-
schaftsverbände fördern und durch gegenseitige Fürbitte Vertrauen weiter wachsen lassen. 

(3) Um die Gemeinsamkeit zwischen Landeskirche und Gemeinschaftsverbänden auch in der 
synodalen Leitung der Nordkirche zu gestalten, wirkt die Kirchenleitung auf eine angemes-
sene Vertretung der Gemeinschaftsverbände in der Landessynode hin. 

(4) Die Kirchenleitung wird sich für ein gutes Miteinander von Gemeinschaftsverbänden und 
kirchlichen Körperschaften auch in der regionalen Ebene einsetzen. 

(5) Die Nordkirche fördert die Arbeit der Gemeinschaftsverbände durch Bereitstellung von Mit-
teln aus dem Haushalt der Landeskirche. 

(6) Regelmäßig einmal jährlich treffen sich die Vertreterinnen und Vertreter aus den Vorstän-
den der Gemeinschaftsverbände mit den zuständigen Dezernentinnen oder Dezernenten 
des Landeskirchenamtes zu einem gemeinsamen Gespräch und Erfahrungsaustausch. 
Ein- bis zweimal während der Wahlperiode einer Landessynode finden außerdem Beratun-
gen von Vertreterinnen und Vertretern aus den Vorständen der Gemeinschaftsverbände mit 
dem Bischofsrat oder der Kirchenleitung der Nordkirche statt. Gemeinschaftsverbände und 
Landeskirche informieren sich darüber hinaus gegenseitig durch Zusendung wichtiger Ver-
öffentlichungen und Verlautbarungen. 
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§ 5 Inkrafttreten 
(1) Dieser Vertrag tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 
(2) Mit diesem Vertrag werden folgende Vereinbarungen aufgehoben: 

1. die „Gemeinsame Erklärung der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche und des 
Verbandes der Gemeinschaften in der Landeskirche in Schleswig-Holstein e. V." vom 13. 
Dezember 1977 (GVOBl. 1978, S. 8), 

2. die „Ergänzende Erklärung der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche und des 
Verbandes der Gemeinschaften in der Landeskirche in Schleswig-Holstein e. V." vom 9. 
Oktober 1990 (GVOBl. 1990, S. 318), 

3. die „Vereinbarung zwischen der Pommerschen Evangelischen Kirche und dem Landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverband Vorpommern e. V." vom 2. Mai 2003 (ABl. 2003, S. 2). 

(3) Durch gesonderten Beschluss der Ersten Kirchenleitung vom 17. und 18. April 2015 wer-
den mit Inkrafttreten dieses Vertrages aufgehoben: 
1. die „Richtlinien für die Zusammenarbeit zwischen Kirche und Gemeinschaftsverein" der 

Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs vom 29. August 1931 (KABl 1931, 
S. 177), sowie 284 Kirchliches Amtsblatt der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland Nr. 8/2015 

2. die „Ergänzungen und Erläuterungen" der Evangelisch- Lutherischen Landeskirche 
Mecklenburg vom 17. Februar 1998 (KABl. 1998, S. 33). 

(4) Der Vertrag ergeht in vierfacher Ausfertigung. 

Kiel, 29. Juni 2015 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland  
Landesbischof Gerhard Ulrich   Bischof Dr. Hans-Jürgen Abromeit, 
Der Vorsitzende der Ersten Kirchenleitung  Mitglied der Ersten Kirchenleitung 

(L. S.) 

Verband der Gemeinschaften in der Evangelischen Kirche in Schleswig-Holstein e. V.  
Enno Karstens Inspektor Thomas Hohnecker 
Vorsitzender des Verbandsvorstands Mitglied des Verbandsvorstands 

Mecklenburgischer Gemeinschaftsverband e. V.  
innerhalb der Evangelischen Landeskirche  
Bernhard Scharrer Inspektor Hartmut Stropahl 
Vorsitzender des Verbandsvorstands Mitglied des Verbandsvorstands 

Landesverband evangelischer Gemeinschaften Vorpommern e.V.  
Inspektor Heinz Vitzthum Christian Möckel 
Mitglied des Verbandsvorstands Stellvertretender Vorsitzender 
 des Verbandsvorstands 

Az.: NK 4394-4 - T Eh/R Hu 
* 

Wachet, steht im Glauben, seid mutig und seid stark! 
Alle eure Dinge lasst in der Liebe geschehen! 

1. Kor 16,13 
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OLDENBURG 

Vereinbarung 
zwischen 

der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg, 
dem Evangelischen Gemeinschaftsverband Nord-Süd e.V. und dem Hannover-

schen Verband Landeskirchlicher Gemeinschaften e.V. 

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg, der Evangelische Gemeinschaftsverband 
Nord-Süd e.V. und der Hannoversche Verband Landeskirchlicher Gemeinschaften e.V. (im 
Folgenden: Landeskirchliche Gemeinschaften) wissen sich gemeinsam durch Jesus Christus 
in seinen Dienst gestellt. Grundlage dieses Dienstes ist das Evangelium, wie es in der Heiligen 
Schrift gegeben und in den reformatorischen Bekenntnissen bezeugt ist. 

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg ist dankbar für den Dienst der Landeskirch-
lichen Gemeinschaften. Sie sieht in ihrem Wirken einen wichtigen Beitrag zum Aufbau der 
Gemeinde Jesu Christi. 

Die Landeskirchlichen Gemeinschaften verstehen sich als innerkirchliche Bewegung. Als freie 
Werke wollen sie in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit der Kirche nach ihren Gaben und 
Möglichkeiten an dem Auftrag des Herrn Jesus Christus mitwirken. 

Für den gemeinsamen Dienst werden folgende Vereinbarungen getroffen: 

I. 
(1) Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg beauftragt die Prediger und Predigerin-
nen in den Landeskirchlichen Gemeinschaften zum Dienst der freien Wortverkündigung und 
der Darreichung des Sakramentes des Heiligen Abendmahls. Auf Antrag des Gemeinschafts-
verbandes beauftragt der Oberkirchenrat einen Prediger oder eine Predigerin, nachdem er mit 
ihm oder ihr ein Gespräch geführt hat. 

(2) Der Oberkirchenrat kann die Beauftragung versagen, wenn schwerwiegende Gründe ent-
gegenstehen. In diesem Fall soll nach Ablauf von zwei Jahren ein erneutes Gespräch mit dem 
Prediger oder der Predigerin mit dem Ziel einer Beauftragung geführt werden. Von allen Ent-
scheidungen unterrichtet der Oberkirchenrat den Gemeinschaftsverband. 

(3) Die Beauftragung wird befristet auf drei Jahre. Eine Verlängerung ist möglich. 

II. 
(1) Die Beauftragung wird ausgesprochen für den dem Prediger oder der Predigerin vom Ge-
meinschaftsverband zugewiesenen Dienstbereich. 

(2) Der Oberkirchenrat teilt den Kreispfarrern und den Kreispfarrerinnen im Dienstbereich des 
Predigers oder der Predigerin mit, wer eine Beauftragung erhalten soll, und wer diese im Rah-
men eines Gottesdienstes vornehmen soll. 

III. 
(1) Ein Dienst in einer Kirchengemeinde bedarf der Zustimmung des zuständigen Pfarramtes. 

(2) Taufen und Amtshandlungen werden grundsätzlich vom zuständigen Pfarramt vorgenom-
men. Bei Gemeindegliedern, die zur Landeskirchlichen Gemeinschaft gehören, soll auf deren 
Wunsch der Prediger oder die Predigerin in angemessener Weise an der Durchführung des 
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Gottesdienstes beteiligt werden. 
(3) In besonders gelagerten seelsorgerlich bedingten Einzelfällen kann auf Antrag der Ver-
bandsleitung der Oberkirchenrat den örtlichen Prediger oder die örtliche Predigerin mit der 
Vornahme einer Taufe oder Amtshandlung beauftragen. Das Dimissoriale des zuständigen 
Pfarramtes ist vor Antragstellung durch den Prediger oder die Predigerin einzuholen. Die Kir-
chenbuchführung liegt beim zuständigen Pfarramt. 

IV. 
Findet in einer Kirchengemeinde, in der der Prediger oder die Predigerin vorwiegend tätig ist, 
Visitation statt, so lädt die Landeskirchliche Gemeinschaft die Visitatoren und die Gemeinde-
vertreter zum Gespräch ein. Die Vorbereitung des Gesprächs übernimmt der Verbandsinspek-
tor oder die Verbandsinspektorin des Gemeinschaftsverbandes. 

V. 
(1) Die Prediger und Predigerinnen sollen zu den Pfarrkonventen des Kirchenkreises einge-
laden werden. 

(2) Eine Zusammenarbeit auf Gemeindeebene (z.B. örtliche Dienstbesprechungen, Vorbe-
reitungen gemeinsamer Aktivitäten) ist wünschenswert. 

Oldenburg, im Oktober 1999 

Der Oberkirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg sowie die Vor-
stände der Gemeinschaftsverbände haben obigem Text zugestimmt. 
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PFALZ 
Amtsblatt der Ev. Kirche der Pfalz 1994, 5. 184-187 

Speyer, 14. November 1994 Az.: III 113/01-13 

Vereinbarung 
zwischen der Evangelischen Kirche der Pfalz 

(Protestantische Landeskirche) 
einerseits 

und dem Pfälzischen Evangelischen Verein für Innere Mission e.V. 
sowie 

dem Südwestdeutschen Gemeinschaftsverband Neustadt e.V. 
andererseits 

I. 
1. Die Landeskirche und die Gemeinschaftsverbände gründen sich auf die Heilige Schrift als 
alleinige Quelle und oberste Richtschnur ihres Glaubens, ihrer Lehre und ihres Lebens. Ge-
meinsam glauben und bekennen sie Jesus Christus als den Herrn und das alleinige Haupt 
seiner Gemeinde. Von Jesus Christus wissen sie sich berufen und verpflichtet, „die Botschaft 
von der freien Gnade Gottes auszurichten an alles Volk" (Barmer Erklärung VI.6.). Die Verein-
barungspartner erklären ihren festen Willen, diesen Auftrag in gegenseitiger Achtung und in 
vertrauensvoller Zusammenarbeit wahrzunehmen und so gemeinsam am Aufbau der Ge-
meinde Jesu mitzuwirken. 

2. Die Landeskirche anerkennt die Schwerpunkte „Gemeinschaftspflege und Evangelisation" 
als besondere Aufgabenstellung der Gemeinschaftsverbände. Sie bejaht die daraus folgen-
den, speziellen Bedürfnisse. Lebensäußerungen und Aktivitäten der jeweils örtlichen Gemein-
schaften, insbesondere: 

öffentliche Verkündigung des 
Wortes Gottes; gemeinsames Bi-
belstudium und Gebet; 
Praktizierung des allgemeinen Priestertums der Gläubi-
gen; praktische Gemeinschaftspflege in allen Alters- und 
Sozialgruppen; 
Durchführung diakonischer Aufgaben; 
evangelistischer Dienst inner- und außerhalb der Landeskirche; 
Unterstützung und Forderung der äußeren Mission; 
Feier des Abendmahles nach Apostelgeschichte 2, 42. 

3. Die Gemeinschaftsverbände sind Mitglieder des Evangelischen Gnadauer Gemeinschafts-
verbandes e.V. Sie verstehen sich als Bewegung innerhalb der Landeskirche im Sinne eines 
freien Werkes. Sie gestalten ihre Arbeit in eigener Verantwortung. Als landeskirchliche Ge-
meinschaften erkennen sie die Ordnungen der Landeskirche an. Insbesondere gilt dies dort, 
wo Mitarbeiter der Gemeinschaften im Rahmen dieser Vereinbarung bei Aufgaben der Lan-
deskirche unmittelbare Verantwortung übernehmen. 

4. Die Glieder der örtlichen Gemeinschaften sind in der Regel Mitglieder der Evangelischen 
Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche). Sollten Mitglieder der Gemeinschaften aus 
der Landeskirche ausgetreten sein oder aus anderen Gründen nicht zu ihr gehören, sollen 
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die örtlichen Gemeinschaften und ihre Verantwortlichen mit Liebe und Geduld darauf hinwir-
ken, dass sie Mitglieder der evangelischen Kirche werden. Die Landeskirche anerkennt, dass 
die Gemeinschaften sich den Menschen, die nicht der Landeskirche angehören, geistlich-seel-
sorgerlich verpflichtet fühlen und dementsprechend handeln. 

II. 
Um ein geschwisterliches Miteinander, insbesondere vor Ort zu ermöglichen, trifft die Landes-
kirche mit den Gemeinschaftsverbänden folgende Absprachen: 

1. Prediger 
Gemeinschaftsprediger bedürfen für den Dienst der Verkündigung einer besonderen Zurüs-
tung und Berufung, die von der Leitung des Gemeinschaftsverbandes verantwortet und aus-
gesprochen wird. Die Verbandsleitungen berufen nur Prediger, die einer evangelischen Kirche 
angehören. 

Der Landeskirchenrat und die Gemeinschaftsverbände halten es für sinnvoll und treten dafür 
ein, dass Prediger und Pfarrer/Pfarrerinnen Kontakt pflegen und etwa bei Dienstantritt mitei-
nander in Verbindung treten. 

Der Landeskirchenrat begrüßt es, wenn die Prediger landeskirchlicher Gemeinschaften hin 
und wieder Gottesdienste in landeskirchlichen Gemeinden übernehmen. 

Im Rahmen der landeskirchlichen Ordnungen können Prediger ordiniert werden. 

2. Gottesdienst 
Viele Glieder der landeskirchlichen Gemeinschaften gehören zu den treuen Gottesdienstbe-
suchern. Der bisherige Grundsatz, dass während der Gottesdienstzeiten am Sonntagvormittag 
keine Veranstaltungen der örtlichen Gemeinschaften stattfinden, gilt weiterhin. Nur in beson-
ders begründeten Ausnahmefällen kann davon abgewichen werden. Es bedarf dazu einer vor-
herigen Verständigung mit der betreffenden Kirchengemeinde. 

3. Feier des Heiligen Abendmahles 
Die Feier des Heiligen Abendmahles bildet ebenso wie die Wortverkündigung den Mittelpunkt 
des geistlichen Lebens der Gemeinde am Ort. Darum nehmen die Glieder der Gemeinschaften 
am Abendmahl der örtlichen Gemeinde teil. 

Wo Abendmahlsfeiern in den Gemeinschaften aufgrund von Apostelgeschichte 2,42 gehalten 
werden, wollen sie damit die Abendmahlsgottesdienste der örtlichen Gemeinde weder erset-
zen noch abwerten. Die Leitungen der Gemeinschaftsverbände tragen die Verantwortung für 
Verkündigung und Vollzug dieser Abendmahlsfeiern. Die gottesdienstliche Agende und das 
Bekenntnis der Landeskirche sollen dafür geistliche Orientierung geben. 

4. Amtshandlungen bei Mitgliedern der Landeskirche 
Bei der Frage der Amtshandlungen sind die örtlichen und regionalen Verhältnisse und Situati-
onen zu berücksichtigen. 
a) Die Taufe ist Voraussetzung für die Mitgliedschaft in der Landeskirche und begründet 
diese. Deshalb wird sie, von Ausnahmefallen abgesehen, in einem Gottesdienst der Kirchen-
gemeinde vollzogen. 

b) Die Konfirmandenarbeit soll junge Menschen zum Glauben führen und ihren Glauben fes-
tigen, sie in ihre Gemeinde einführen und zur Mitarbeit in Kirche und Gemeinde ermutigen. 
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Darum gehört die Konfirmandenarbeit zur Aufgabe der örtlichen Gemeinde. 

c) Trauungen und kirchliche Bestattungen sind Aufgabe des zuständigen Pfarrers/Pfarrerin. 
Wo dies erbeten wird, sollen der Gemeindepfarrer/die Gemeindepfarrerin und der Prediger bei 
diesen Kasualhandlungen nach vorheriger Absprache zusammenwirken. 

d) Von einer Landeskirche ordinierte Prediger können im Rahmen der landeskirchlichen Ord-
nungen Amtshandlungen übernehmen. Die landeskirchlichen Gemeinschaften stellen sicher, 
dass keine Amtshandlungen durch nicht ordinierte Prediger vorgenommen werden. Die Mit-
wirkung von nicht ordinierten Predigern bei Amtshandlungen ist davon unberührt. 

5. Kirchengemeinden und Gemeinschaften vor Ort bemühen sich, die Planung ihrer Ver-
anstaltungen rechtzeitig miteinander abzustimmen. 

III. 
1. Besondere missionarische Herausforderungen 
Die besondere Situation in Städten kann es nahelegen, dass im Rahmen einer Stadtmissions-
arbeit/ Gemeinschaftsarbeit auch regelmäßige Sonntagsgottesdienste mit besonderer missio-
narischer Ausrichtung angeboten werden. Dadurch können Menschen, die der Kirche fernste-
hen und in den landeskirchlichen Gemeinschaftsverbänden neue geistliche Heimat gefunden 
haben, über diese auch wieder Heimat in der Kirche finden. In diesen oder anderen Gottes-
diensten der Gemeinschaften können auch Taufen und andere Amtshandlungen (Trauungen 
und kirchliche Bestattungen) für Menschen, die Mitglieder der Landeskirche sind, stattfinden. 
Die Taufe wird nur vollzogen, wenn der Täufling oder seine Eltern die damit verbundene Mit-
gliedschaft in der Kirche bejahen. Eine Wiedertaufe findet nicht statt. Die Regelungen 1 , 4 ;  II, 
2 und II, 4.d dieser Vereinbarung gelten entsprechend. 

2. Wo solche missionarischen Herausforderungen bestehen, bedarf es entsprechender Ver-
einbarungen zwischen den Vereinbarungspartnern, an denen die betreffenden Gemein-
schaftsbezirke/ Gemeinschaften und die Kirchenbezirke/Kirchengemeinden zu beteiligen sind. 

IV. 
Die Vereinbarungspartner sorgen dafür, dass die Verantwortlichen vor Ort den Verpflichtungen 
dieser Vereinbarung nachkommen. Auftretende Gegensatze werden mit dem Willen zur Eini-
gung geklärt. Regelmäßige Gespräche werden verabredet. 

Speyer, den 4. November 1994 

Evangelische Kirche der Pfalz  
(Protestantische Landeskirche) 
Schramm, Kirchenpräsident 

Pfälzischer Evangelischer Verein für Innere Mission e. V  
Kleemann, Vorsitzender 

Südwestdeutscher Gemeinschaftsverband Neustadt e.V. 
Völcker, Vorsitzender
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RHEINLAND 

Im Rheinland führten die Gespräche zwischen der Leitung der Evangelischen Kirche im 
Rheinland und den in ihrem Raum tätigen Gemeinschaftsverbänden (Chrischona-Ge-
meinschaftswerk, Giesen; Evangelische Gesellschaft für Deutschland - Neukirchener Mis-
sion, Wuppertal; Gemeinschaftsverband Linker Niederrhein, Krefeld; Liebenzeller Ge-
meinschaftsverband, Bad Liebenzell; Westdeutscher Gemeinschaftsverband, Velbert) zu 
der Regelung, das für die Prediger dieser Gemeinschaftsverbände die Ordination nach 
dem Predigthelfergesetz beantragt werden kann. Dazu wurde dieses Gesetz durch eine 
Verordnung der Kirchenleitung im Dezember 1990 geändert. 

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland 1986, 
5. 243-245 vom 27. November 1986 

Verordnung 
zur Ausführung des Predigthelfergesetzes 

(Predigthelferverordnung) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 1986 geändert durch § 4 Abs. 2 Nr. 
3 der Amtstrachtverordnung vom 12. November 1987 (KAB1.5. 247) und die Verordnung vom 
6. Dezember 1990 (KAB1. 1991 5.52) 

Erster Abschnitt 
Zurüstung für den Dienst 

§1 
Voraussetzung 

In den Dienst des Predigthelfers können Gemeindeglieder berufen werden, die neben einer 
ausreichenden Allgemeinbildung über biblische Kenntnisse verfügen, Verständnis für theolo-
gische Fragen zeigen und sich in der Gemeinde bewahrt haben. 

§2 
Antragsverfahren 

(1) Wird ein Gemeindeglied für die Bestellung zum Predigthelfer vorgeschlagen, so führt der 
Superintendent mit dem Vorgeschlagenen ein Gespräch und berichtet darüber dem Landes-
kirchenamt. 

(2) Dem Bericht des Superintendenten sind folgende Unterlagen beizufügen: 
1. ein beglaubigter Auszug aus dem Protokollbuch des Presbyteriums oder des Kreissyno-
dalvorstandes, 
2. ein von dem Vorgeschlagenen verfasster Lebenslauf und ein Lichtbild, 3. Bescheinigungen 
über Taufe, Konfirmation und kirchliche Trauung, 4. eine Erklärung des Vorgeschlagenen, das 
er bereit ist, sich im Falle seiner Bestellung zum Predigthelfer ordinieren zu lassen und die 
kirchliche Ordnung zu beachten. 
Das Landeskirchenamt kann weitere Unterlagen anfordern. 

(3) Schlägt das Presbyterium ein Gemeindeglied vor, so ist dem Antrag eine beschlussfähige 
Stellungnahme des Presbyteriums beizufügen. 

(4) Schlägt der Kreissynodalvorstand ein Gemeindeglied vor so ist dem Antrag eine be-
schlussfähige Stellungnahme des Presbyteriums vorzulegen. 
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(5) Ist der vorgeschlagene Prediger Angehöriger eines dem Gnadauer Verband angehören-
den landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes, so ist auch dieser zu beteiligen. Der Antrag 
ist von dem zuständigen Gemeinschaftsverband und dem Kreissynodalvorstand gemeinsam 
zu stellen; 
Absatz 4 gilt entsprechend. 

§3 
Einführungskurses 

(1) Liegen die formellen Voraussetzungen für die Bestellung zum Predigthelfer vor, so lädt 
das Landeskirchenamt den Vorgeschlagenen zu einem Einführungskurses ein. 

(2) In diesem Kursus muss sich der Vorgeschlagene mit 
1. der methodischen Erarbeitung eines Bibeltextes, 
2. der Ausarbeitung einer Predigt, 
3. der Vorbereitung der Liturgie eines Gemeindegottesdienstes, 
4. der liturgischen Ordnung der Kasualgottesdienste und 
5. der Ordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland beschäftigen. 

§4 
Probezeit 

(1) Nach dem Einführungskurses entscheidet das Landeskirchenamt über die Zulassung zu 
einer Probezeit, die in der Regel zwei Jahre dauert, und weist den Predigthelferanwärter einem 
geeigneten Pfarrer oder Gemeindemissionar (Mentor) zu, den der Superintendent vorschlägt. 

(2) Für die Dauer der Probezeit erhält der Predigthelferanwärter Erlaubnis und Auftrag, im 
Rahmen seiner Zurüstung unter Anleitung und Verantwortung des Mentors zu predigen, bei 
Taufe und Abendmahl mitzuwirken sowie in Ausnahmefallen Amtshandlungen vorzunehmen 
und Seelsorge zu üben. 

(3) In der Probezeit muss der Predigthelferanwärter mindestens zehn Predigten anfertigen 
und halten. 

(4) Am Ende der Probezeit reicht der Predigthelferanwärter dem Landeskirchenamt zwei 
ausgearbeitete Gottesdienstentwürfe mit Predigten ein; der Mentor erstattet dem Landeskir-
chenamt einen schriftlichen Bericht. 

§5 
Abschlusskursus und Kolloquium 

(1) Am Ende der Probezeit lädt das Landeskirchenamt den Predigthelferanwärter zu einem 
Abschlusskursus ein. Dieser soll der Erweiterung des bisher Erarbeiteten und der Bespre-
chung gehaltener Predigten und Gottesdienste dienen. Der Abschlusskursus endet mit einem 
Kolloquium. 

(2) In dem Kolloquium soll der Predigthelferanwärter nachweisen, dass er seine Kenntnisse 
vertieft hat und in der Lage ist, seine Predigtgabe in Verantwortung vor dem Worte Gottes 
anzuwenden. Die Schlussbeurteilung besteht in der Feststellung, ob er für den Dienst des 
Predigthelfers geeignet ist. 

(3) Das Kolloquium halten ab: 
1. ein theologisches Mitglied des Landeskirchenamtes als Vorsitzender, 
2. der landeskirchliche Beauftragte für die Zurüstung und Fortbildung der Predigthelfer, 
3. ein Gemeindepfarrer oder ein an der Zurüstung beteiligter Theologe und 
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4. ein Vertreter der dem Gnadauer Verband angehörenden landeskirchlichen Gemein-
schaftsverbände aus dem Bereich der Evangelischen Kirche im Rheinland, sofern ein Prediger 
dieser Gemeinschaftsverbände Teilnehmer des Abschlusskurses ist. 

§6 
Bestellung 

(1) Auf Grund des Kolloquiums Ergebnisses entscheidet das Landeskirchenamt über die Be-
stellung des Predigthelferanwärters zum Predigthelfer. 
(2) Bei Gemeindegliedern, die bereits in einer anderen Kirche einen dem Predigthelfer ver-
gleichbaren Dienst (z.B. als Prädikant) ausgeübt haben, kann das Landeskirchenamt von den 
Erfordernissen der §§ 3 bis 5 ganz oder teilweise absehen. 

§7 
Ordination 

(1) Der Predigthelfer wird auf Anordnung des Landeskirchenamtes durch den Superinten-
denten nach der Ordnung der Agende ordiniert. 

(2) Voraussetzung der Ordination ist, das der Predigthelfer im seelsorgerlichen Gespräch vor 
dem Superintendenten bezeugt hat, das er den Dienst der Wortverkündigung und der Sakra-
mentsverwaltung im Gehorsam gegen das Wort Gottes und in Bindung an die Bekenntnisse 
der Kirche ausrichten will. 

(3) Die Verpflichtung auf die Bekenntnisse erfolgt durch mündliche Erklärung im Ordinations-
gottesdienst. 

(4) Über die Ordination wird eine Niederschrift gefertigt, die von dem Superintendenten, den 
Assistenten und dem Predigthelfer zu unterzeichnen ist. Der Ordinierte erhält eine Ordina-
tionsurkunde. 

(5) Die Ordination ist im Kirchlichen Amtsblatt bekanntzugeben. 

Zweiter Abschnitt 
Ausübung des Dienstes 

§8 
Grundsatz 

Bei der Ausübung seines Dienstes steht der Predigthelfer in der Gemeinschaft aller Mitarbeiter 
und genießt Schutz und Beistand der Kirche. 

§9 
Zugehörigkeit zu Leitungsorganen 

(1) Predigthelfer können nach den allgemeinen Vorschriften des kirchlichen Wahlrechts in 
das Presbyterium gewählt werden. Wenn Gegenstande verhandelt werden, die den Dienst des 
Predigthelfers und die Ordnung des Gottesdienstes betreffen, sollen Predigthelfer, die dem 
Presbyterium nicht angehören, zu der Sitzung mit beratender Stimme hinzugezogen werden. 

(2) Für die Teilnahme an den Tagungen der Kreissynode gilt Artikel 141 Abs. 8 der Kirchen-
ordnung. 

§ 10 
Predigthelferkonvent 

(1) Die Predigthelfer und Predigthelferanwärter des Kirchenkreises werden zu regelmäßigen 
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Predigthelferkonventen eingeladen. 

(2) Die Kreissynode soll einen Synodalbeauftragten für die Arbeit mit den Predigthelfern be-
stellen. Er ist mit dem Superintendenten für die Förderung des Dienstes der Predigthelfer ver-
antwortlich. 

(3) Wo es zweckmäßig erscheint, können für den Bereich benachbarter Kirchenkreise ge-
meinsame Predigthelferkonvente gebildet werden. 

(4) Wenn die örtlichen Verhältnisse es gebieten, können Predigthelfer und Lektoren eines 
Kirchenkreises zu einem gemeinsamen Konvent eingeladen werden. 

§ 11 
Fortbildung 

Der Predigthelfer soll mindestens alle drei Jahre an einer Fortbildungstagung der Landeskir-
che teilnehmen. 

§ 12 
Visitation 

Bei der Visitation durch den Kreissynodalvorstand ist darauf zu achten, dass auch die Predigt-
helfer, die Glieder der visitierten Kirchengemeinde sind, in der Predigt gehört werden. 

§ 13 
Predigtdienst 

(1) Der Predigthelfer soll in der Kirchengemeinde, deren Glied er ist, angemessene Gelegen-
heit zum Dienst erhalten. 

(2) Aufgabe des Superintendenten und des Kreissynodalvorstandes ist es, eine Überbean-
spruchung des Predigthelfers zu verhindern. 

§14 
Amtstracht 

(gestrichen) 

§ 15 
Beichtgeheimnis, seelsorgerliche Schweigepflicht 

(1) Der Predigthelfer ist verpflichtet, das Beichtgeheimnis gegenüber jeder man unverbrüch-
lich zu wahren. Das Beichtgeheimnis steht unter dem Schutz der Kirche. 

(2) Der Predigthelfer hat auch über alles, was ihm sonst in Ausübung seines seelsorgerlichen 
Amtes anvertraut oder bekannt geworden ist, dauernd Verschwiegenheit zu bewahren. 

§ 16 
Wohnsitzwechsel 

(1) Wird der Predigthelfer Glied einer anderen Kirchengemeinde und ist diese bereit, ihn mit 
dem Dienst des Predigthelfers zu beauftragen, so stellt sie ihn nach der Ordnung der Agende 
in einem Gottesdienst vor. Das Presbyterium berichtet darüber dem Landeskirchenamt. 

(2) Wird der Predigthelfer Glied einer anderen Kirchengemeinde und ist diese nicht bereit, 
ihn mit dem Dienst des Predigthelfers zu beauftragen, so hat das Presbyterium dem Kreissy-
nodalvorstand Gelegenheit zur Vermittlung zu geben. Bleibt das Presbyterium bei seinem Be-
schluss, so ruhen die in der Ordination begründeten Rechte. Das Landeskirchenamt gibt dies 
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im Kirchlichen Amtsblatt bekannt. 

(3) §2 Abs. 5 Satz 1 gilt entsprechend. 

§ 17 
Fahrkosten und Vergütung 

(1) Der Predigthelfer übt seinen Dienst ehrenamtlich aus. Er hat Anspruch auf die Erstattung 
der Fahrkosten; er kann eine Vergütung erhalten. Fahrkosten und Vergütung dürfen die, in 
den Richtlinien über die Vertretungskosten der Pfarrer genannten Sätze, nicht überschreiten. 

(2) Für seine Dienste dürfen dem Predigthelfer keine weiteren Entschädigungen gewährt 
werden. 

(3) Soweit Aufgaben des Predigthelfers kirchlichen Mitarbeitern als Teil ihres Hauptamtes 
durch die Dienstanweisung übertragen sind, finden die Bestimmungen der Absatze 1 und 2 
keine Anwendung. 

§ 18 
Versicherungsschutz 

(1) Der Predigthelfer genießt während seines Dienstes einschließlich der Hin- und Rückfahrt 
sowie bei Teilnahme an Konventen und anderen Tagungen gesetzlichen Unfallversicherungs-
schutz. 

(2) Sind in Ausübung des Dienstes Gegenstande, die der Predigthelfer mit sich geführt hat, 
beschädigt oder zerstört worden oder abhanden gekommen, so kann dafür nach den für Kir-
chenbeamte geltenden Bestimmungen Ersatz geleistet werden. Die Kosten trägt die Körper-
schaft, für die der Predigthelfer tätig geworden ist. 

Dritter Abschnitt 
Beendigung des Dienstes 

§ 19 

Altersgrenze 
(1) Die Bestellung zum Predigthelfer erlischt mit dem Erreichen der Altersgrenze nach § 4 
Abs. 3 Satz 1 des Predigthelfergesetzes. 

(2) Die Erlaubnis zur weiteren Ausübung des Dienstes kann nur auf Antrag des Presbyteri-
ums oder des Kreissynodalvorstandes erteilt werden, jedoch nicht über den Zeitpunkt der Voll-
endung des 75. Lebensjahres hinaus. 

(3) Ein Antrag nach Absatz 2 ist zu begründen und mit einer Stellungnahme des Superinten-
denten dem Landeskirchenarmt vorzulegen. 

§20 
Widerruf 

(1) Das Landeskirchenamt widerruft die Bestellung zum Predigthelfer, wenn deren Voraus-
setzungen weggefallen sind. Ein Grund zum Widerruf liegt insbesondere vor, wenn 
1. der Predigthelfer Gemeindeglied einer anderen evangelischen Kirche oder Religionsge-
meinschaft wird, 
2. der Predigthelfer aus der evangelischen Kirche austritt, 
3. der Predigthelfer auf die in der Ordination begründeten Rechte verzichtet, 
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4. der Predigthelfer wegen Pflichtwidrigkeit aus dem Presbyter Amt entlassen wird, 
5. in einem Lehrbeanstandungsverfahren festgestellt wird, das der Predigthelfer als ordinier-
ter Diener am Wort nicht mehr tragbar ist. 

(2) Gegen den Widerruf, der schriftlich und mit Angabe der Gründe dem Predigthelfer und 
dem Presbyterium zugestellt werden muss, ist binnen zwei Wochen Beschwerde bei der Kir-
chenleitung zulässig. Diese entscheidet endgültig. 

Vierter Abschnitt 
Verlust der in der Ordination begründeten Rechte 

§ 21 

Grundsatz 
(1) Mit dem Widerruf der Bestellung zum Predigthelfer erlöschen die in der Ordination be-
gründeten Rechte. Die Ordinationsurkunde ist zurückzugeben. 

(2) Der Verlust der in der Ordination begründeten Rechte ist im Kirchlichen Amtsblatt be-
kanntzumachen. 

§22 
Ausnahme 

(1) In den Fällen des § 20 Abs. 1 Nr. 1 kann das Landeskirchenamt dem ehemaligen Pre-
digthelfer die in der Ordination begründeten Rechte belassen, wenn er erklärt, dass er auch 
künftig einen Dienst der Verkündigung, der evangelischen Unterweisung oder der theologi-
schen Lehre übernehmen will. 

(2) Erhält der ehemalige Predigthelfer innerhalb einer von dem Landeskirchenamt festzule-
genden Frist keinen solchen Auftrag, so erklärt es die in der Ordination begründeten Rechte 
für erloschen. Bis zu seiner endgültigen Entscheidung tritt kein Verlust der Rechte ein. 

§23 
Verzicht 

Der Predigthelfer kann auf die in der Ordination begründeten Rechte verzichten. Der Verzicht 
ist schriftlich zu erklären. Er wird erst wirksam, wenn das Landeskirchenamt ihn annimmt. 

Fünfter Abschnitt 
Wiederverwendung im Dienst 

§24 

Erneute Übertragung 
(1) Das Landeskirchenamt kann die in der Ordination begründeten Rechte erneut übertra-
gen, wenn der Betroffene wieder zum Predigthelfer bestellt wird. Über den Akt der Übertragung 
ist eine Urkunde auszufertigen. 

(2) Die erneute Übertragung der in der Ordination begründeten Rechte ist im Kirchlichen 
Amtsblatt bekanntzumachen. 
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Sechster Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

§25 

Zuständigkeiten 
(1) Die durch das Predigthelfergesetz der Kirchenleitung zugewiesenen Aufgaben und Be-
fugnisse werden dem Landeskirchenamt übertragen. 

(2) Die Kirchenleitung kann die Entscheidungen nach dem Predigthelfergesetz und nach die-
ser Verordnung an sich ziehen oder Maßnahmen des Landeskirchenamtes abändern. 

(3) Das Landeskirchenamt hat in Fällen von gesamtkirchlicher Bedeutung die Entscheidung 
der Kirchenleitung herbeizuführen. 

§26 
Änderung von Richtlinien 

(nicht abgedruckt) 

§27 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 2. Oktober 1977 in Kraft.8 

 

 

 

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland 
1991, 5. 52 vom 17. April 1991 

Dritte Verordnung 
zur Änderung der Predigthelferverordnung 

Vom 6. Dezember 1990 

Auf Grund von § 7 des Kirchengesetzes über den Dienst des Predigthelfers in der Evangeli-
schen Kirche im Rheinland (Predigthelfergesetz) vom 10. Januar 1969 (KABT. 5. 20) erlässt 
die Kirchenleitung folgende Verordnung: 

Artikel 1 
Die Verordnung zur Ausführung des Predigthelfergesetzes (Predigthelferverordnung) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 1986 (KABT. 5. 243), geändert durch § 4 
Abs. 2 Nr. 3 der Amtstrachtverordnung vom 12. November 1987 (KABI. 5. 247), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 3 wird durch folgende Absatze 3 bis 5 ersetzt: 
„(3) Schlägt das Presbyterium ein Gemeindeglied vor, so ist dem Antrag eine beschlussmä-
ßige Stellungnahme des Kreissynodalvorstandes beizufügen. 
(4) Schlägt der Kreissynodalvorstand ein Gemeindeglied vor, so ist dem Antrag eine be-
schlussmäßige Stellungnahme des Presbyteriums beizufügen. 
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(5) Ist der Vorgeschlagene Prediger eines dem Gnadauer Verband angehörenden landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverbandes, so ist auch dieser zu beteiligen. Der Antrag ist von dem 
zuständigen Gemeinschaftsverband und dem Kreissynodalvorstand gemeinsam zu stellen; 
Absatz 4 gilt entsprechend." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2 Satz 2. 2. 

2. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
a) In Nummer 4 wird nach dem Wort „Kasualgottesdienst" das Wort „und" angefügt. 

b) Folgende Nummer 5 wird eingefügt: 
„5. der Ordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland". 

3. § 5 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
a) In Nummer 2 wird am Ende das Wort „und" durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 3 wird der Punkt durch das Wort „und" ersetzt. 

c) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 
„4. ein Vertreter der dem Gnadauer Verband angehörenden Landeskirchlichen Gemein-
schaftsverbände aus dem Bereich der Evangelischen Kirche im Rheinland, sofern ein Prediger 
dieser Gemeinschaftsverbände Teilnehmer des Abschlusskursus ist." 

4. § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Bei Gemeindegliedern, die bereits einen Dienst ausgeübt haben, der mit dem des Predigt-
helfers vergleichbar ist, kann das Landeskirchenamt von den Erfordernissen der §§ 3 bis 5 
ganz oder teilweise absehen." 

5. In § 9 Abs. 2 wird die Zahl „8" durch die Zahl „9" ersetzt. 
6. § 16 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Wird der Predigthelfer Glied einer anderen Kirchengemeinde und ist diese nicht bereit, ihn 
mit dem Dienst des Predigthelfers zu beauftragen, so hat das Presbyterium dem Kreissyno-
dalvorstand Gelegenheit zur Vermittlung zu geben. Bleibt das Presbyterium bei seinem Be-
schluss, so ruhen die in der Ordination begründeten Rechte. Das Landeskirchenamt gibt dies 
im Kirchlichen Amtsblatt bekannt." 
b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 
„(3) § 2 Abs. 5 Satz 1 gilt entsprechend." 

Artikel 2 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 6. Dezember 1990 
Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 
Stephan 
Krause 
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Aktuell gültig sind für den Bereich der Evangelischen Kirche im Rheinland die folgenden 
Kirchengesetze und Verordnungen. Zuletzt wurde durch die Änderung des Ordinationsge-
setzes vom 12. Januar 2013 geregelt, dass Predigerinnen und Prediger eines dem Gna-
dauer Verband angehörenden landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes die Amtsbe-
zeichnung „Pastorin“ oder „Pastor“ führen. 

Kirchengesetz 
über die Ordnung des Dienstes der öffentlichen Wortverkündigung, Sakraments-

verwaltung 
und Seelsorge in der Evangelischen Kirche im Rheinland 

(Ordinationsgesetz - OrdG) 

Vom 13. Januar 2005 

(KABl. S. 68) geändert durch Kirchengesetze vom 11. Jan. 2008 (KABl. S. 151), 14. Jan. 2011 
(KABl. S. 184), 13. Januar 2012 (KABl. S. 132) und 12. Jan. 2013 (KABl. S. 64) 
Die Landessynode hat auf der Grundlage von Artikel 63 Absatz 3 der Kirchenordnung vom 10. 
Januar 2003, zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 15. Januar 2004, und § 118 Absatz 3 
des Pfarrdienstgesetzes der EKD vom 10. November 2010 (ABl. EKD S. 307), folgendes Kir-
chengesetz beschlossen: 

Präambel 
Der Dienst der öffentlichen Wortverkündigung, Sakramentsverwaltung und Seelsorge ist ge-
gründet in dem einen Dienst der ganzen Gemeinde, die Botschaft der freien Gnade Gottes 
auszurichten an alles Volk (Barmen VI). Er ist bezogen auf die eine, heilige, christliche und 
apostolische Kirche. Als Dienst der Gemeinde ist er eine Gestalt des Priestertums aller Gläu-
bigen und wird als solcher ausgeübt in der Gemeinschaft aller Dienste der Kirche. Als Gegen-
über zur Gemeinde nimmt er die Aufgabe wahr, der Gemeinde ihren Ursprung zu verkündigen: 
den auferstandenen Jesus Christus, der in Wort und Sakrament durch den Heiligen Geist als 
der Herr gegenwärtig handelt (Barmen III). 

§ 1 
 
( 1 ) Zum Dienst der öffentlichen Wortverkündigung, zur Sakramentsverwaltung und zur Seel-
sorge kann ordiniert werden, wer 

1. für diesen Dienst geeignet ist, 
2. die Befähigung zum Presbyteramt hat oder in einem Dienst- und Treueverhältnis zu 

einer evangelischen Landeskirche steht, 
3. das 25. Lebensjahr vollendet hat und 
4. für den Dienst ausgebildet oder zugerüstet worden ist. 

( 2 ) Die Ordination begründet das Recht und die Pflicht zur öffentlichen Wortverkündigung, 
zur Sakramentsverwaltung und zur Seelsorge. 
( 3 ) Der Dienst der Ordinierten kann im Bereich der Evangelischen Kirche im Rheinland nach 
Maßgabe der kirchlichen Ordnung ausgeübt werden. 

§ 2 
( 1 ) Die Anordnung der Ordination erfolgt auf Antrag des Presbyteriums, des Kreissynodal-
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vorstandes oder des Leitungsorgans eines anderen Anstellungsträgers durch die Kirchenlei-
tung. 
( 2 ) Vor der Entscheidung der Kirchenleitung über die Ordination führt die Superintendentin 
oder der Superintendent ein Gespräch mit der oder dem zu Ordinierenden über die Voraus-
setzungen und die Bedeutung der Ordination. 
( 3 ) Eine Versagung der Ordination ist auf Verlangen zu begründen. Die Versagung der Ordi-
nation ist rechtlich nur insoweit überprüfbar, als Verfahrensmängel geltend gemacht werden. 
( 4 ) Die Teilnahme an einer Ordinationstagung ist Voraussetzung für die Ordination. 

§ 3 
( 1 ) Die Ordination wird in einem öffentlichen Gottesdienst durch die Superintendentin oder 
den Superintendenten in Anwesenheit von mindestens zwei Assistierenden nach der Ordnung 
der Agende vollzogen. Mindestens eine Assistentin oder ein Assistent muss ordiniert, mindes-
tens eine Assistentin oder ein Assistent darf nicht ordiniert sein. 
( 2 ) Bei der Ordination erfolgt die Verpflichtung auf das Zeugnis der Heiligen Schrift, wie es 
ausgelegt ist in den drei altkirchlichen Glaubensbekenntnissen sowie in den lutherischen Be-
kenntnisschriften unserer Kirche: dem Augsburgischen Bekenntnis, der Apologie, den 
Schmalkaldischen Artikeln, dem Großen und dem Kleinen Katechismus Martin Luthers oder 
in der reformierten Bekenntnisschrift unserer Kirche: dem Heidelberger Katechismus oder in 
den reformatorischen Bekenntnisschriften unserer Kirche und wie es aufs Neue bekannt wor-
den ist, in der Theologischen Erklärung der Bekenntnissynode von Barmen. 
( 3 ) Über die Ordination wird eine Urkunde ausgestellt, die der oder dem Ordinierten im Got-
tesdienst auszuhändigen ist. 
( 4 ) Über die Ordination wird eine Niederschrift gefertigt, die von den Beteiligten zu unter-
zeichnen ist. 

§ 4 
( 1 ) Der Dienst der Ordinierten wird durch das Presbyterium oder das Leitungsorgan eines 
anderen Anstellungsträgers geordnet. 
( 2 ) Die Ordinierten sind an die Kirchenordnung, die Ordnung der Evangelischen Kirche im 
Rheinland und die Ordnungen der jeweiligen Kirchengemeinden gebunden. 
( 3 ) Die Ordinierten haben über alles, was ihnen bei Ausübung des Dienstes seelsorglich 
anvertraut wird, zu schweigen. Das Beichtgeheimnis ist unverbrüchlich (Art. 52 der Kirchen-
ordnung). 
( 4 ) Auf Pastorinnen und Pastoren sowie Prädikantinnen und Prädikanten findet das Gesetz 
zum Schutz des Seelsorgegeheimnisses entsprechend zu den Pfarrerinnen und Pfarrern An-
wendung. 
( 5 ) Ein Dienst mit besonderem Schwerpunkt im Bereich der Seelsorge kann von einer Prädi-
kantin oder einem Prädikanten regelmäßig nur ausgeübt werden, wenn sie oder er die dafür 
nötigen Fachkenntnisse besitzt oder durch Fortbildung erwirbt und einen bestimmten Seelsor-
geauftrag erhalten hat. 
( 6 ) Die Bestimmungen von § 60 des Pfarrdienstgesetzes der EKD über eine vorläufige Un-
tersagung der Dienstausübung sind sinngemäß auch auf den Dienst der öffentlichen Wortver-
kündigung, Sakramentsverwaltung und Seelsorge von Pastorinnen, Pastoren, Prädikantinnen 
und Prädikanten anwendbar. Das Verbot erlischt, wenn nicht bis zum Ablauf von drei Monaten 
ein Verfahren nach § 5 Absatz 2 bis Absatz 5 eingeleitet worden ist. 
( 7 ) Die Ordinierten unterstehen in ihrem Dienst der Aufsicht der Superintendentin oder des 
Superintendenten. 
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§ 4a 
( 1 ) Bei einem Wechsel von Ordinierten in eine andere Gliedkirche der Evangelischen Kirche 
in Deutschland oder in eine evangelische Kirche im Ausland sind die Ordnungen der aufneh-
menden Kirche über den Dienst der öffentlichen Wortverkündigung, Sakramentsverwaltung 
und Seelsorge zu beachten. 
( 2 ) Im Einvernehmen mit der aufnehmenden Kirche kann die Zuständigkeit für alle mit den 
Ordinationsrechten zusammenhängenden Fragen dauerhaft an diese Kirche übertragen wer-
den. 

§ 5 
( 1 ) Das Recht und die Pflicht zur öffentlichen Wortverkündigung, zur Sakramentsverwaltung 
und zur Seelsorge gehen bei Austritt aus der evangelischen Kirche oder aufgrund einer Ent-
scheidung der Kirchenleitung über die Beanstandung der Lehre einer oder eines Ordinierten 
verloren. 
( 2 ) Bei ordinierten Theologinnen und Theologen gilt für das Lehrbeanstandungsverfahren die 
Lehrbeanstandungsordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
( 3 ) Liegen bei der Prädikantin oder dem Prädikanten nachweisbare Tatsachen für die An-
nahme vor, dass sie oder er öffentlich durch Wort oder Schrift dauernd in Widerspruch zur 
Heiligen Schrift und zu den Bekenntnissen der Kirche gemäß dem Grundartikel tritt und daran 
trotz Belehrung und seelsorglicher Bemühung festhält, so wird ein Lehrgespräch geführt. Die 
Regelungen der Lehrbeanstandungsordnung sind entsprechend anzuwenden. Darüber hin-
aus sind der Kreissynodalvorstand, das Presbyterium oder das Leitungsorgan des jeweiligen 
Anstellungsträgers anzuhören. Stellt die Kirchenleitung fest, dass das Handeln der Prädikantin 
oder des Prädikanten im Widerspruch zur Heiligen Schrift und zu den Bekenntnissen der Kir-
che gemäß dem Grundartikel steht und dass sie oder er daran festhält, beschließt die Kirchen-
leitung den Verlust der Rechte und Pflichten aus der Ordination. 
( 4 ) Entzieht sich die ordinierte Theologin oder der ordinierte Theologe dem Verfahren nach 
Absatz 2 oder entzieht sich die Prädikantin oder der Prädikant dem Verfahren nach Absatz 3, 
kann die Kirchenleitung den Verlust der Rechte und Pflichten aus der Ordination feststellen. 
Eine kirchengerichtliche Überprüfung ist nicht zulässig. 
( 5 ) Bei schweren Verstößen gegen die Ordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland oder 
bei fehlender Ausübung des Dienstes kann die Kirchenleitung der ordinierten Theologin oder 
dem ordinierten Theologen oder der Prädikantin oder dem Prädikanten die Rechte und Pflich-
ten aus der Ordination entziehen. Bei rechtskräftiger Verurteilung in einem ordentlichen Straf-
verfahren durch Urteil eines deutschen Gerichts wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Frei-
heitsstrafe von mindestens einem Jahr gehen die Rechte und Pflichten aus der Ordination 
kraft Gesetzes verloren. 
( 6 ) Der Verlust der Ordinationsrechte ist im Kirchlichen Amtsblatt bekannt zu geben. Die 
Ordinationsurkunde ist zurückzugeben. 

§ 6 
( 1 ) Die oder der Ordinierte kann auf die Rechte und Pflichten aus der Ordination verzichten. 
( 2 ) Dieser Verzicht ist schriftlich gegenüber der Kirchenleitung zu erklären. Er wird zu dem 
von der Kirchenleitung festgesetzten Zeitpunkt wirksam. 
( 3 ) Die Ordinationsurkunde ist zurückzugeben.  

§ 7 
( 1 ) Die Rechte und Pflichten aus der Ordination können nach dem erklärten Verzicht wieder 
übertragen werden. Die Ordination wird nicht wiederholt. 



92 

 

 

( 2 ) Die Ordinationsurkunde ist wieder auszuhändigen oder erneut auszustellen. 
( 3 ) Ordinierte, die aus anderen in- oder ausländischen Kirchen in den Dienst der Evangeli-
schen Kirche im Rheinland übernommen werden und deren Ordination gemäß § 7 Absatz 1 
bis Absatz 3 des Pfarrdienstgesetzes der EKD anerkannt ist oder anerkannt wird, werden ge-
gebenenfalls auf die in der Evangelischen Kirche im Rheinland geltenden Bekenntnisschriften 
gemäß § 3 Absatz 2 nachverpflichtet. § 3 Absätze 1, 3 und 4 gelten entsprechend für die 
Nachverpflichtung. 

§ 8 
Die Kirchenleitung kann das Ruhen der Rechte und Pflichten aus der Ordination feststellen, 
wenn Ordinierte aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen Behinderung nicht 
in der Lage sind, ihre Angelegenheiten selbst zu regeln. 

§ 9 
( 1 ) Die Ordination von Theologinnen und Theologen erfolgt in der Regel im Anschluss an die 
bestandene Zweite Theologische Prüfung während des kirchlichen Vorbereitungsdienstes. 
Rechtzeitig vor der Ordination wird dem Landeskirchenamt ein Bericht der Vikariatsgemeinde 
über die Arbeit der oder des zu Ordinierenden vorgelegt. Der Bericht ist vom Leitungsorgan 
beschlussmäßig festzustellen. Die Superintendentin oder der Superintendent gibt hierzu ein 
Votum ab, das ebenfalls dem Landeskirchenamt vorzulegen ist. 
( 2 ) Ordinierten nach Absatz 1, die nicht in das Pfarrdienstverhältnis übernommen werden, 
wird widerruflich ein pastoraler Dienst im Ehrenamt übertragen, wenn erwartet werden kann, 
dass die Pastorin oder der Pastor nach Maßgabe von Zeit und Kraft am Dienst der öffentlichen 
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung teilhat oder eine Tätigkeit ausübt, die im deut-
lichen Zusammenhang mit dem Verkündigungsauftrag steht. Für den Verlust des Rechts und 
der Pflicht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung gelten die Bestim-
mungen des § 5 des Pfarrdienstgesetzes der EKD entsprechend, sofern diese nicht das Be-
stehen eines Pfarrdienstverhältnisses voraussetzen. 
( 3 ) Die weiteren Voraussetzungen für die Ordination der Theologinnen und Theologen richten 
sich nach den Bestimmungen der §§ 3 bis 7 des Pfarrdienstgesetzes der EKD und den Best-
immungen des Ausführungsgesetzes zum Pfarrdienstgesetz der EKD. 

§ 10 
Die weiteren Voraussetzungen für die Ordination der Prädikantinnen und Prädikanten richten 
sich nach den Bestimmungen des Prädikantinnen- und Prädikantengesetzes (PrG) in der je-
weils geltenden Fassung. 

§ 11 
( 1 ) Ordinierte führen in Ausübung ihres Dienstes folgende Amtsbezeichnungen: 

1. Pfarrstelleninhaberinnen und Pfarrstelleninhaber führen die Amtsbezeichnung „Pfar-
rerin" oder „Pfarrer" gemäß § 29 des Pfarrdienstgesetzes der EKD. 

2. Ehrenamtlich und beruflich Mitarbeitende mit einer bestandenen Zweiten Theologi-
schen Prüfung gemäß Artikel 62a der Kirchenordnung und § 1 des Ausführungsgeset-
zes zum Pfarrdienstgesetz der EKD oder einer bestandenen Gemeindemissionarsprü-
fung gemäß Artikel 61a der Kirchenordnung, die nicht in einem Pfarrdienstverhältnis 
stehen, führen die Amtsbezeichnung „Pastorin" oder „Pastor". 

3. Ehrenamtlich und beruflich Mitarbeitende führen die Amtsbezeichnung „Prädikantin" 
oder „Prädikant" gemäß Artikel 63 der Kirchenordnung, sofern sie keine Zweite Theo-
logische Prüfung oder Gemeindemissionarsprüfung bestanden haben. 
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4. Predigerinnen und Prediger eines dem Gnadauer Verband angehörenden landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverbandes gemäß § 2 Absatz 1 Buchstabe d) des Prädikan-
tinnen- und Prädikantengesetzes führen die Amtsbezeichnung „Pastorin" oder „Pas-
tor". 

5. Personen, die gemäß § 7 Absatz 2 oder Absatz 3 des Pfarrdienstgesetzes der EKD 
aus anderen Kirchen in den Dienst der Evangelischen Kirche im Rheinland übernom-
men werden, durch führen nach Einzelfallentscheidung des Landeskirchenamtes die 
Amtsbezeichnung „Pfarrerin" oder „Pfarrer", „Pastorin" oder „Pastor", „Prädikantin" o-
der „Prädikant". 

( 2 ) Eine weitere kirchliche Amtsbezeichnung kann der Amtsbezeichnung nach Absatz 1 vo-
rangestellt werden. Die Amtsbezeichnung wird einer Berufsbezeichnung oder einem akade-
misch erworbenem Titel gegebenenfalls vorangestellt. 
( 3 ) Nach Eintritt in den Ruhestand oder Entpflichtung kann die bisherige Amtsbezeichnung 
mit dem Zusatz „im Ruhestand" („i. R.") weiter geführt werden. 
( 4 ) Bei Verlust der Rechte und Pflichten aus der Ordination gemäß § 5 oder § 6 erlischt das 
Recht zur Fortführung der Amtsbezeichnung. 

§ 12 
Die §§ 4 bis 8 dieses Kirchengesetzes sind auf die bei seinem Inkrafttreten bereits Ordinierten 
anzuwenden. 

§ 13 
Die Kirchenleitung wird ermächtigt, Ausführungsbestimmungen zu erlassen. 

§ 14 
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 2005 in Kraft. 

Kirchengesetz 
über den Dienst der Prädikantinnen und Prädikanten in der Evangelischen Kirche 

im Rheinland (Prädikantinnen- und Prädikantengesetz - PrG) 

Vom 13. Januar 2005 

(KABl. S. 106) 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland hat aufgrund von Artikel 63 Absatz 
3 der Kirchenordnung vom 10. Januar 2003, zuletzt geändert durch das Kirchengesetz zur 
Änderung der Kirchenordnung1 vom 15. Januar 2004, das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen: 

I. Allgemeine Bestimmungen § 1 
Mitglieder einer Kirchengemeinde, welche die Gabe der Wortverkündigung haben, können 
zum Dienst der öffentlichen Verkündigung des Wortes Gottes, der Verwaltung der Sakramente 
und Seelsorge ordiniert und damit zu Prädikantinnen und Prädikanten bestellt werden (Artikel 
63 Abs. 1 der Kirchenordnung). 



94 

 

 

§ 2 
( 1 ) Prädikantinnen oder Prädikanten können werden 

a. ehrenamtlich Mitarbeitende, 
b. beruflich Mitarbeitende, die die Anstellungsfähigkeit als Diakonin oder Diakon, Ge-

meindehelferin oder Gemeindehelfer, Gemeindepädagogin oder Gemeindepädagoge 
haben, 

c. andere beruflich Mitarbeitende gemäß Artikel 66 der Kirchenordnung und 
d. Predigerinnen und Prediger eines dem Gnadauer Verband angehörenden landes-

kirchlichen Gemeinschaftsverbandes. 
( 2 ) Prädikantin oder Prädikant kann nicht werden, wer für den Dienst als Pfarrerin oder Pfarrer 
ausgebildet wird. 

II. Zurüstung 
§ 3 

Die Zurüstung und die Feststellung der Befähigung werden durch die Kirchenleitung geregelt. 
Beruflich Mitarbeitende gemäß § 2 Abs. 1 Buchstabe b) sollen besonders zugerüstet werden. 

III. Ordination 
§ 4 

Für die Ordination gilt das Kirchengesetz über die Ordnung des Dienstes der öffentlichen Wort-
verkündigung, Sakramentsverwaltung und Seelsorge in der Evangelischen Kirche im Rhein-
land (Ordinationsgesetz - OrdG) vom 13. Januar 2005.  

IV. Dienst 
§ 5 

 ( 1 ) Prädikantinnen und Prädikanten üben den Dienst der öffentlichen Wortverkündigung und 
der Sakramentsverwaltung in Abstimmung mit dem jeweils zuständigen Leitungsorgan aus. 
( 2 ) Den Auftrag zum Dienst können Presbyterien oder andere Leitungsorgane oder Vorstände 
kirchlicher Werke erteilen. Im Einzelfall ist hierzu auch die Superintendentin oder der Superin-
tendent befugt. 
( 3 ) Wenn Prädikantinnen oder Prädikanten an einer bestimmten Predigtstätte regelmäßig 
Dienst tun sollen, ist hierzu die Genehmigung des Kreissynodalvorstandes einzuholen. 

§ 6 
( 1 ) Prädikantinnen und Prädikanten gemäß § 2 Abs. 1 Buchstabe a) und c) versehen ihren 
Dienst ehrenamtlich. Für einen von der Superintendentin oder dem Superintendenten festzu-
stellenden Vertretungsfall kann eine Vergütung gewährt werden. 
( 2 ) Beruflich Mitarbeitende gemäß § 2 Abs. 1 Buchstabe b) versehen den Dienst als Prädi-
kantinnen und Prädikanten in der Regel als Teil ihres Beschäftigungsverhältnisses. 
( 3 ) Auslagen sind zu erstatten. 

§ 7 
Prädikantinnen und Prädikanten sollen an Fortbildungsveranstaltungen teilnehmen.  

V. Schussbestimmungen 
§ 8 

Die Kirchenleitung erlässt die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen. 

§ 9 
Das Gesetz tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. An die-
sem Tage treten das Kirchengesetz über den Dienst der Predigthelferin und des Predigthelfers 
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in der Evangelischen Kirche im Rheinland in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. März 
2001 (KABl. 
S. 102) und das Kirchengesetz über die Beauftragung zum Dienst an Wort und Sakrament 
für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Verkündigung, Seelsorge, Diakonie und Bildungsar-
beit vom 12. Januar 1995 (KABl. S. 3) außer Kraft. 

Auf Grund von § 8 des Kirchengesetzes über den Dienst der Prädikantinnen und Prädikanten 
in der Evangelischen Kirche im Rheinland (PrG) vom 13. Januar 2005 hat die Kirchenleitung 
folgende Rechtsverordnung beschlossen: 
 
 

Erster Abschnitt 
Zurüstung für den Dienst 

§ 1 
Voraussetzung 

In den Dienst der Prädikantin oder des Prädikanten können Mitglieder einer Kirchengemeinde 
berufen werden, die neben einer ausreichenden Allgemeinbildung und biblischen Kenntnissen 
über die Gabe der Wortverkündigung verfügen sowie Verständnis für theologische Fragen zei-
gen und sich im kirchlichen Leben bewährt haben. 

§ 2 
Antragsverfahren 

( 1 ) Die Ordination wird von dem Presbyterium der Kirchengemeinde, deren Mitglied die oder 
der Vorgeschlagene ist, oder von dem Presbyterium der Kirchengemeinde, dem Kreissyno-
dalvorstand oder dem Leitungsorgan eines anderen Anstellungsträgers, in deren Bereich der 
Dienst regelmäßig ausgeübt werden soll, beantragt. 

( 2 ) Die Superintendentin oder der Superintendent führt mit der oder dem Vorgeschlagenen 
ein Gespräch und berichtet darüber dem Landeskirchenamt. Die oder der Synodalbeauftragte 
für die Prädikantenarbeit kann zu dem Gespräch hinzugezogen werden. 

( 3 ) Dem Bericht sind folgende Unterlagen beizufügen: 
1. 

ein beglaubigter Auszug des Ordinationsantrages aus dem Protokollbuch des Presby-
teriums, des Kreissynodalvorstandes oder des Leitungsorgans eines anderen Anstel-
lungsträgers, 

2. 
ein von der oder dem Vorgeschlagenen verfasster Lebenslauf und ein Lichtbild, 

3. 
Bescheinigungen über Taufe, Konfirmation und gegebenenfalls kirchliche Trauung, 

4. 
bei beruflich Mitarbeitenden gem. § 2 Abs. 1 Buchstabe b) des Prädikantinnen- und 
Prädikantengesetzes eine Bescheinigung über die Anstellungsfähigkeit als Diakonin 
oder Diakon, Gemeindehelferin oder Gemeindehelfer, Gemeindepädagogin oder Ge-
meindepädagoge und eine Kurzkonzeption, wie der Dienst an Wort und Sakrament 
zukünftig im Rahmen des Beschäftigungsverhältnisses ausgeübt werden soll, 

5. 
Vorschlag für eine geeignete Mentorin oder einen geeigneten Mentor gem. § 4 Abs. 1, 

6. 
bei Personen, die zu einem früheren Zeitpunkt für den Dienst als Pfarrerin oder Pfarrer 
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ausgebildet wurden, eine Erklärung, dass sie oder er keine Berufung mehr in das Pfarr-
dienstverhältnis anstrebt, 

7. 
eine Erklärung der oder des Vorgeschlagenen, dass sie oder er bereit ist, sich ordinie-
ren zu lassen und die kirchliche Ordnung zu beachten. 

Das Landeskirchenamt kann weitere Unterlagen anfordern. 

( 4 ) Dem Antrag ist eine beschlussmäßige Stellungnahme des Kreissynodalvorstandes bei-
zufügen, wenn er von einem Presbyterium oder dem Leitungsorgan eines anderen Anstel-
lungsträgers gestellt wird. 

( 5 ) Ist die oder der Vorgeschlagene Predigerin oder Prediger eines dem Gnadauer Verband 
angehörenden landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes, so ist der Antrag von dem zustän-
digen Gemeinschaftsverband und dem Kreissynodalvorstand gemeinsam zu stellen. 
( 6 ) Ist Antragsteller nicht das Presbyterium der Kirchengemeinde, deren Mitglied die oder der 
Vorgeschlagene ist, so ist dessen beschlussmäßige Stellungnahme beizufügen. Gegebenen-
falls ist dem Antrag auch eine beschlussmäßige Stellungnahme des Presbyteriums der Kir-
chengemeinde beizufügen, in deren Bereich der Dienst regelmäßig ausgeübt werden soll. 

( 7 ) Liegen die erforderlichen Unterlagen vor, so lädt das Landeskirchenamt die Vorgeschla-
gene oder den Vorgeschlagenen zur Zurüstung ein. 

§ 3 
Zurüstung 

( 1 ) Die Zurüstung für den Dienst der Prädikantinnen und Prädikanten nach § 2 Abs. 1 Buch-
staben a) und c) des Prädikantinnen- und Prädikantengesetzes erfolgt durch einen Einfüh-
rungskurs, einen Zwischenkurs, Wahlpflichtkurse und den Abschlusskurs. Die Zurüstung ver-
mittelt: 

1. die methodische Erarbeitung von Bibeltexten, 
2. die Ausarbeitung von Predigten, 
3. die Leitung von Gemeindegottesdiensten in Vorbereitung und Durchführung, 
4. die Kenntnis der liturgischen Ordnungen von Kasualgottesdiensten, 
5. Grundkenntnisse in Gesprächsführung und Seelsorge sowie 
6. Zugänge zu den Bekenntnissen und der Ordnung der Evangelischen Kirche im Rhein-
land. 

( 2 ) Die Zurüstung für den Dienst der Prädikantinnen und Prädikanten für beruflich Mitarbei-
tende nach § 2 Abs. 1 Buchstabe b) des Prädikantinnen- und Prädikantengesetzes erfolgt 
durch zwei Zurüstungskurse. Die Zurüstung vermittelt 

1. die Ausarbeitung von Predigten, 
2. die Leitung von insbesondere arbeitsfeldbezogenen Gottesdiensten in Vorbereitung 

und Durchführung, 
3. die Kenntnis der liturgischen Ordnungen von Kasualgottesdiensten, 
4. Grundkenntnisse in Gesprächsführung und insbesondere arbeitsfeldbezogener Seel-

sorge sowie 
5. Zugänge zu den Bekenntnissen und der Ordnung der Evangelischen Kirche im Rhein-
land. 

( 3 ) Die Teilnahme an der Zurüstung nach Absatz 2 setzt außer der Anstellungsfähigkeit in 
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der Regel voraus, dass eine Tätigkeit als Diakonin oder Diakon, Gemeindehelferin oder Ge-
meindehelfer, Gemeindepädagogin oder Gemeindepädagoge gegenwärtig ausgeübt wird o-
der in einer nicht länger als drei Jahre zurückliegenden Zeit längerfristig ausgeübt wurde. 

( 4 ) Die Zurüstungen führen nicht zu einem berufsqualifizierenden Abschluss. 

§ 4 
Zurüstungszeit 

( 1 ) Nach dem ersten Zurüstungskurs entscheidet das Landeskirchenamt über die Zulassung 
zu einer Zurüstungszeit und weist die Prädikantenanwärterinnen und die Prädikantenanwärter 
einer geeigneten Pfarrerin oder einem geeigneten Pfarrer als Mentorin oder Mentor zu, die 
oder den die Superintendentin oder der Superintendent vorschlägt. 

( 2 ) Für die Dauer der Zurüstungszeit erhält die Prädikantenanwärterin oder der Prädikanten-
anwärter Erlaubnis und Auftrag, im Rahmen der Zurüstung unter Anleitung und Verantwortung 
der Mentorin oder des Mentors zu predigen, bei Taufen und Abendmahl mitzuwirken, Amts-
handlungen vorzunehmen und Seelsorge zu üben. 

( 3 ) In der Zurüstungszeit muss die Prädikantenanwärterin oder der Prädikantenanwärter nach 
§ 2 Abs. 1 Buchstaben a) und c) des Prädikantinnen- und Prädikantengesetzes mindestens 
zehn Predigten anfertigen und halten. Am Ende der Zurüstungszeit reicht die Prädikantenan-
wärterin oder der Prädikantenanwärter dem Landeskirchenamt zwei ausgearbeitete Gottes-
dienstentwürfe mit Predigten ein. Bis zu sechs Predigten und einer der ausgearbeiteten Got-
tesdienstentwürfe können bei einem entsprechenden Arbeitsschwerpunkt aus dem Bereich 
der Kirche mit Kindern oder der Seniorenarbeit oder einem anderen besonderen Arbeitsgebiet 
gewählt werden. 

( 4 ) In der Zurüstungszeit muss die Prädikantenanwärterin oder der Prädikantenanwärter nach 
§ 2 Abs. 1 Buchstabe b) des Prädikantinnen- und Prädikantengesetzes eine Hausarbeit mit 
Begründung, Dokumentation und Auswertung eines gottesdienstlichen Projektes aus dem Zu-
sammenhang der Arbeit mit Verkündigungsteil (Predigt) anfertigen und dem Landeskirchen-
amt einreichen. 

( 5 ) Die Mentorin oder der Mentor erstattet dem Landeskirchenamt am Ende der Zurüstungs-
zeit einen schriftlichen Bericht über die Zurüstungszeit. 

§ 5 
Kolloquium 

( 1 ) Die Zurüstungszeit endet mit einem Kolloquium. 

( 2 ) In dem Kolloquium soll die Prädikantenanwärterin oder der Prädikantenanwärter nach-
weisen, dass sie ihre oder er seine Kenntnisse vertieft hat und in der Lage ist, ihre oder seine 
Predigtgabe in Verantwortung vor dem Worte Gottes anzuwenden. Die Schlussbeurteilung 
besteht in der Feststellung, ob sie oder er für den Dienst der Prädikantin oder des Prädikanten 
geeignet ist. 

( 3 ) Das Kolloquium halten ab: 
1. die zuständige Dezernentin oder der zuständige Dezernent des Landeskirchenamtes 

als vorsitzendes Mitglied, 
2. die oder der Beauftragte für die Zurüstung und Fortbildung der Prädikantinnen und 

Prädikanten oder eine andere an der Zurüstung beteiligte Theologin oder ein anderer 
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an der Zurüstung beteiligter Theologe. 

§ 6 
Übernahme aus anderen Diensten 

( 1 ) Von dem Erfordernis der §§ 3 und 4 kann ganz oder teilweise abgesehen werden bei 
Mitgliedern einer Kirchengemeinde, die bereits einen Dienst ausgeübt haben, der mit dem der 
Prädikantin oder des Prädikanten vergleichbar ist, insbesondere als: 

1. Prädikantin oder Prädikant oder einem vergleichbaren Dienst in der Wortverkündigung 
und Sakramentsverwaltung einer anderen Kirche, 

2. Predigerin oder Prediger einer landeskirchlichen Gemeinschaft, 
3. zum Dienst an Wort und Sakrament beauftragte Mitarbeiterin oder beauftragter Mitar-

beiter, 

( 2 ) Die Eignung für die Übernahme wird in einem Kolloquium festgestellt. Das Kolloquium 
halten ab: 

1. die zuständige Dezernentin oder der zuständige Dezernent des Landeskirchenamtes 
als vorsitzendes Mitglied, 

2. die Leiterin oder der Leiter der zuständigen Abteilung des Landeskirchenamtes oder 
eine oder ein von ihr oder ihm beauftragte Vertreterin oder beauftragter Vertreter, 

3. eine Vertreterin oder ein Vertreter der dem Gnadauer Verband angehörenden landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverbände aus dem Bereich der Evangelischen Kirche im 
Rheinland, sofern es sich um eine Predigerin oder einen Prediger dieser Gemein-
schaftsverbände handelt, 

( 3 ) Die Superintendentin oder der Superintendent kann diese Mitglieder einer Kirchenge-
meinde nach Absatz 1 bereits vor der Ordination beauftragen, Gottesdienste zu leiten. 

§ 7 
Anordnung der Ordination 

( 1 ) Auf Grund des Kolloquiumsergebnisses entscheidet die Kirchenleitung über die Anord-
nung der Ordination. 

( 2 ) Die Ordination darf nicht angeordnet werden, wenn der Antrag auf Anordnung der Ordi-
nation von dem Antragsteller gemäß § 2 Absatz 1 des Ordinationsgesetzes während der Zu-
rüstungszeit zurückgezogen wurde. 

( 3 ) Vor der Ordination nimmt die Prädikantenanwärterin oder der Prädikantenanwärter an 
einer Ordinationstagung teil. 

( 4 ) Personen, die bereits zu einem früheren Zeitpunkt zu einem Dienst an Wort und Sakra-
ment ordiniert wurden, werden als Prädikantinnen und Prädikanten bestellt, ohne dass die 
Ordination wiederholt wird. 

( 5 ) Das Nähere regelt das Ordinationsgesetz. 
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Zweiter Abschnitt 
Ausübung des Dienstes 

§ 8 
Grundsatz 

Bei der Ausübung ihres Dienstes stehen die Prädikantin und der Prädikant in der Gemein-
schaft aller Mitarbeitenden und genießen Schutz und Beistand der Kirche. 

§ 9 
Predigtdienst 

Die Prädikantinnen und Prädikanten sollen in der Kirchengemeinde, deren Mitglieder sie sind, 
oder in dem Arbeitsfeld, für das ein anderes Leitungsorgan die Ordination beantragt hat, an-
gemessene Gelegenheit zum Dienst an Wort und Sakrament erhalten. 

§ 10 
(gestrichen) 

§ 11 
Ehrenamtlicher und beruflicher Dienst 

( 1 ) Der Dienst der Prädikantinnen und Prädikanten ist ehrenamtlich, sofern er nicht bei be-
ruflich Mitarbeitenden als Teil ihres Beschäftigungsverhältnisses und im Rahmen ihres Ar-
beitsfeldes durch die Dienstanweisung geregelt ist. Auslagen sind zu erstatten. 

( 2 ) Für einen von der Superintendentin oder dem Superintendenten festzustellenden Vertre-
tungsfall kann eine Vergütung gewährt werden. 

( 3 ) Prädikantinnen und Prädikanten sollen zur Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen 
angehalten werden. Dafür anfallende Kosten sollen nach Möglichkeit von dem für ihren Dienst 
zuständigen Leitungsorgan übernommen werden. 

( 4 ) Die Teilnahme an kreiskirchlichen Konventen und landeskirchlichen Prädikantentagen ist 
für Prädikanten oder Prädikantinnen nach § 2 Abs. 1 Buchstabe b) des Prädikantinnen- und 
Prädikantengesetzes Teil des beruflichen Dienstes. 

§ 12 
Zugehörigkeit zu Leitungsorganen 

( 1 ) Prädikantinnen und Prädikanten können nach den allgemeinen Vorschriften des kirchli-
chen Wahlrechts in das Presbyterium gewählt werden. Wenn Gegenstände verhandelt wer-
den, die den Dienst der Prädikantinnen und Prädikanten und die Ordnung des Gottesdienstes 
betreffen, sollen Prädikantinnen und Prädikanten, die dem Leitungsorgan nicht angehören, zu 
der Sitzung mit beratender Stimme hinzugezogen werden. 

( 2 ) Für die Teilnahme an den Tagungen der Kreissynode gilt Artikel 99 Absatz 11 der Kir-
chenordnung. 

§ 13 
Wechsel der Kirchengemeinde oder des Anstellungsträgers 

( 1 ) Bei einem Wechsel der Prädikantin oder des Prädikanten in eine andere Kirchengemeinde 
oder zu einem anderen Anstellungsträger oder bei dem Ausscheiden eines Prädikanten oder 
einer Prädikantin nach § 2 Abs. 1 Buchstabe b) des Prädikantinnen- und Prädikantengesetzes 
aus dem Dienstverhältnis oder bei einem Wechsel in eine andere evangelische Kirche bleiben 
die in der Ordination begründeten Rechte und Pflichten grundsätzlich erhalten. 
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( 2 ) Die Prädikantin oder der Prädikant ist verpflichtet, den Wechsel dem Landeskirchenamt 
anzuzeigen und sich dem Presbyterium der neuen Kirchengemeinde, deren Mitglied sie oder 
er wird, oder dem Leitungsorgan des neuen Anstellungsträgers vorzustellen. Das Leitungsor-
gan soll den Dienst des Prädikanten oder der Prädikantin beschlussmäßig annehmen und ihr 
oder ihm ausreichend Gelegenheit zum Dienst an Wort und Sakrament und zur Seelsorge 
geben. 

( 3 ) Ist auf Grund besonderer Umstände ein Dienst in der neuen Kirchengemeinde oder bei 
dem neuen Anstellungsträger nicht möglich, tragen der Superintendent oder die Superinten-
dentin dafür Sorge, dass der Dienst an einer anderen Stelle ausgeübt wird. 

( 4 ) Bei einem Wechsel in eine andere Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland 
oder in eine evangelische Kirche im Ausland sind die Ordnungen der aufnehmenden Kirche 
über den Dienst der öffentlichen Wortverkündigung, Sakramentsverwaltung und Seelsorge zu 
beachten. 

§ 14 
Entpflichtung 

( 1 ) Wer aufgrund von Alter oder körperlichen Gebrechen nicht mehr in der Lage ist, den 
Dienst als Prädikantin oder Prädikant regelmäßig zu versehen, kann bei dem zuständigen Lei-
tungsorgan die beschlussmäßige Entpflichtung beantragen. 

( 2 ) Die Entpflichtung wird durch die Superintendentin oder den Superintendenten ausgespro-
chen. Sie soll in einem Gottesdienst vollzogen werden und ist dem Landeskirchenamt anzu-
zeigen. 

( 3 ) Ein gelegentlicher Dienst der öffentlichen Wortverkündigung, Sakramentsverwaltung und 
Seelsorge ist nach Kräften und Eignung auch nach der Entpflichtung möglich. 

§ 15 
Fehlende Ausübung des Dienstes 

( 1 ) Stellt das Leitungsorgan der Kirchengemeinde oder des Kirchenkreises oder des anderen 
An - stellungsträgers fest, dass der Dienst trotz beschlussmäßiger Aufforderung und Ge-
sprächsangebot dauerhaft nicht ausgeübt wird, obwohl die Prädikantin oder der Prädikant 
dazu in der Lage wäre, kann das Leitungsorgan bei der Kirchenleitung die Entziehung der 
Ordinationsrechte gem. § 5 des Ordinationsgesetzes beantragen. 
( 2 ) Vor einer Beschlussfassung über den Antrag auf Entziehung der Ordinationsrechte soll 
das Leitungsorgan die Superintendentin oder den Superintendenten ersuchen, ein Gespräch 
mit der Prädikantin oder dem Prädikanten zu führen. 

( 3 ) Beantragt das Presbyterium die Entziehung der Ordinationsrechte, so ist dem Antrag eine 
beschlussmäßige Stellungnahme des Kreissynodalvorstandes beizufügen. 

( 4 ) Beantragt der Kreissynodalvorstand die Entziehung der Ordinationsrechte, so ist dem 
Antrag eine beschlussmäßige Stellungnahme des Presbyteriums beizufügen. 

( 5 ) Beantragt das Leitungsorgan eines anderen Anstellungsträgers die Entziehung der Ordi-
nationsrechte, so ist dem Antrag eine beschlussmäßige Stellungnahme des Kreissynodalvor-
standes beizufügen. 
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( 6 ) Ist die Prädikantin oder der Prädikant Predigerin oder Prediger eines dem Gnadauer Ver-
bandes angehörenden landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes, so ist der Antrag auf Ent-
ziehung der Ordinationsrechte von dem zuständigen Gemeinschaftsverband und dem Kreis-
synodalvorstand gemeinsam zu stellen. 

( 7 ) Wird nach einem Wechsel in eine andere Gliedkirche der Evangelischen Kirche in 
Deutschland oder in eine evangelische Kirche im Ausland der Dienst dauerhaft nicht ausgeübt, 
kann die Kirchenleitung die Ordinationsrechte von Amts wegen entziehen. 

( 8 ) Die Prädikantin oder der Prädikant ist vor der Entscheidung der Kirchenleitung zu hören. 

§ 16 
Erneute Übertragung 

Das Landeskirchenamt kann die in der Ordination begründeten Rechte erneut übertragen, 
wenn die oder der Betroffene wieder zur Prädikantin oder zum Prädikanten bestellt wird. 

§ 17 
Kreiskirchliche Konvente 

( 1 ) Die Prädikantinnen, Prädikanten, Prädikantenanwärterinnen und Prädikantenanwärter 
des Kirchenkreises werden zu regelmäßigen Prädikantenkonventen eingeladen. 

( 2 ) Die Prädikantinnen und Prädikanten sollen regelmäßig zu den Pfarrkonventen eingeladen 
werden, insbesondere wenn Fragen des ordinierten Dienstes besprochen werden. 

( 3 ) Die Kreissynode soll eine Synodalbeauftragte oder einen Synodalbeauftragten für die 
Arbeit mit den Prädikantinnen und Prädikanten bestellen. Sie oder er ist mit der Superinten-
dentin oder dem Superintendenten für die Förderung des Dienstes der Prädikantinnen und der 
Prädikanten verantwortlich. 

§ 18 
Landeskirchliche Prädikantentage 

Prädikantinnen, Prädikanten, Prädikantenanwärterinnen und Prädikantenanwärter werden re-
gelmäßig zu landeskirchlichen Prädikantentagen eingeladen. Die Prädikantentage dienen der 
Fortbildung und dem Erfahrungsaustausch. Bei der Gestaltung soll den unterschiedlichen In-
teressen des ehrenamtlichen und beruflichen Dienstes Rechnung getragen werden. 

§ 19 
Visitation 

Bei der Visitation durch den Kreissynodalvorstand ist darauf zu achten, dass auch die Prädi-
kantinnen und Prädikanten, die Glieder der visitierten Kirchengemeinde sind, in der Predigt 
gehört werden. 

Dritter Abschnitt 

§ 20 
Übergangsregelung 

Prädikantinnen und Prädikanten, deren Bestellung nach § 17 der Verordnung zur Ausführung 
des Gesetzes über den Dienst der Predigthelferinnen und Predigthelfer (Predigthelferinnen- 
und -helferverordnung - PHV) vom 30. März 2001 (KABl. S. 102), geändert durch Verordnun-
gen vom 26. April 2002 (KABl. S. 142) und 30. April 2004 (KABl. S. 225), erloschen ist, können 
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die in der Ordination begründeten Rechte als Entpflichtete gemäß § 14 Absatz 3 wahrnehmen. 

§ 21 
Schlussbestimmung 

Die Verordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft3. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über den Dienst der Predigthel-
ferinnen und Predigthelfer (Predigthelferinnen- und -helferverordnung - PHV) vom 30. März 
2001 (KABl. S. 102), geändert durch Verordnungen vom 26. April 2002 (KABl. S. 142) und 30. 
April 2004 (KABl. S. 225), außer Kraft.

                     

3 Auftretende Spannungen sollen im geschwisterlichen und vertrauensvollen Gespräch zwi-
schen den Leitungen der Landeskirchen und der Gemeinschaftsverbände beigelegt werden. 
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KIRCHENPROVINZ SACHSEN 

 
Vereinbarung 

der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und 
der Evangelischen Landeskirche Anhalts mit 

den Gemeinschaftsverbänden im Bereich der beiden Landeskirchen 

Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, vertreten durch die Kirchenleitung, die 
Evangelische Landeskirche Anhalts, vertreten durch den Landeskirchenrat, 

und 

der Gemeinschaftsverband Sachsen-Anhalt e.V., der Elbingeröder Gemeinschaftsverband 
e.V., der Thüringer Gemeinschaftsbund e.V., jeweils vertreten durch ihre Vorstände, schließen 
folgende 

Vereinbarung 

Präambel 
1. Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und die Evangelische Landeskirche 
Anhalts sowie der Gemeinschaftsverband Sachsen-Anhalt e.V., der Elbingeröder Gemein-
schaftsverband e.V. und der Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. wissen sich gemeinsam 
durch Jesus Christus in seinen Dienst gestellt. Grundlage dieses Dienstes ist das Evangelium, 
wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist. 

Die im Vorspruch der Grundordnung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
und in der Präambel der Verfassung der Evangelischen Landeskirche Anhalts gemachten 
Aussagen werden auch von den Landeskirchlichen Gemeinschaften anerkannt. 

Die Vereinbarungspartner erklären ihren festen Willen, den hierin begründeten Auftrag in ge-
genseitiger Achtung und in vertrauensvoller Zusammenarbeit wahrzunehmen und so gemein-
sam am Aufbau der Gemeinde Jesu mitzuwirken. Sie führen damit ein jahrzehntelang gewach-
senes Miteinander fort. 

2. Gemeinschaftspflege und Evangelisation unter Praktizierung des allgemeinen Priester-
tums der Gläubigen sind besondere Anliegen der Gemeinschaftsverbände. Die Landeskirchen 
bejahen die daraus folgenden Lebensäußerungen und Aktivitäten der jeweils örtlichen Ge-
meinschaften. Dazu gehören vor allem: 
- öffentliche Verkündigung des Wortes Gottes 
- gemeinsames Bibelstudium und Gebet 
- Feier des Abendmahls entsprechend den Vereinbarungen 
- praktische Gemeinschaftspflege in allen Alters- und Sozialgruppen 
- Durchführung diakonischer Aufgaben 
- evangelistischer Dienst innerhalb und außerhalb der Landeskirchen 
- Unterstützung von Missionswerken 

3. Die Gemeinschaftsverbände sind rechtlich selbständige Vereinigungen, die die Ordnun-
gen der Evangelischen Landeskirchen achten und respektieren. Die Gemeinschaftsverbände 
gestalten ihre Arbeit eigenverantwortlich. Diese Arbeit wird von den Landeskirchen als 
Lebensäußerung der Kirche anerkannt. 4
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1. Mitgliedschaft und Zusammenarbeit 
1.1 Die Gemeinschaftsverbände bejahen den Grundsatz, dass die Mitglieder der Landes-
kirchlichen Gemeinschaften (im Elbingeröder Gemeinschaftsverband: "Evangelisch-Kirchliche 
Gemeinschaften") zugleich Glieder der Landeskirche sind. Sollten Mitglieder der Gemein-
schaften ausnahmsweise nicht Glieder der Landeskirche sein, werden die Landeskirchlichen 
Gemeinschaften und ihre Verantwortlichen mit Liebe und Geduld darauf hinwirken, dass sie 
Mitglieder der Evangelischen Kirche werden. 

1.2 Voraussetzung für die Anstellung zum hauptamtlichen Verkündigungsdienst in den betei-
ligten Gemeinschaftsverbänden ist die Gliedschaft in der Evangelischen Kirche. Als Ausdruck 
der Verbundenheit soll bei der Einführung in einen hauptamtlichen Verkündigungsdienst in 
einer Landeskirchlichen Gemeinschaft bzw. in einem Gemeinschaftsbezirk ein Vertreter der 
Kirchengemeinde oder des Kirchenkreises bzw. der Kreisoberpfarrer mitwirken. 

1.3 Kooperation und Dienstaustausch zwischen den im Verkündigungsdienst hauptamtlich 
Tätigen sind erwünscht. Die in den Gemeinschaftsbezirken mit einem hauptamtlichen Verkün-
digungsdienst Beauftragten werden zu den Pfarrkonventen eingeladen. 

1.4 Im Rahmen von landeskirchlichen oder kreiskirchlichen Visitationen soll die Begegnung 
mit den Landeskirchlichen Gemeinschaften gesucht werden. 

2 Abendmahlsfeiern 

Für Abendmahlsfeiern in den landeskirchlichen Gemeinschaften gilt: 
2.1 Die Verantwortung für die Beauftragung zur Leitung dieser Abendmahlsfeiern liegt bei den 
Verbandsleitungen. Sie werden gebeten, die von ihr mit der Abendmahlsverwaltung Beauf-
tragten an die Kirchenleitungen zu melden. 

2.2 Die Verbandsleitungen achten darauf, dass die so Beauftragten ein Abendmahlsver-
ständnis vertreten, das dem Neuen Testament und der reformatorischen Bekenntnisschriften 
der Kirche entspricht. Sie beachten dabei, dass das Heilige Abendmahl das Mahl der Getauf-
ten ist. 

2.3 Die Gemeinschaftsverbände sind bemüht, eine Terminüberschneidung von Abendmahls-
feiern der Gemeinschaft mit Abendmahlsgottesdiensten der Landeskirchen zu vermeiden. 

3. Taufen und Amtshandlungen 
3.1 Taufen und Amtshandlungen werden in der Regel vom zuständigen Pfarrer vorgenom-
men. Bei Gemeindegliedern, die zur Landeskirchlichen Gemeinschaft gehören, sollen auf de-
ren Wunsch die in dem Gemeinschaftsbezirk mit einem hauptamtlichen Verkündigungsdienst 
Beauftragten in angemessener Weise an der Durchführung des Gottesdienstes beteiligt wer-
den. 

3.2 Taufen und Amtshandlungen finden in der Regel in den dafür vorgesehenen Räumen der 
Kirchengemeinden statt. Wird die Handlung ausnahmsweise in den Räumen der Landeskirch-
lichen Gemeinschaften vorgenommen, dann ist sie im Gottesdienst der örtlichen Kirchenge-
meinde anzukündigen. 

3.3 In besonderen, seelsorgerlich begründeten Fällen kann eine Taufe oder eine kirchliche 
Amtshandlung (Trauung, Beerdigung, Krankenabendmahl) von dem im Gemeinschaftsbezirk 
mit einem hauptamtlichen Verkündigungsdienst Beauftragten vollzogen werden. Dies setzt 
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eine Absprache zwischen dem im Gemeinschaftsbezirk mit einem hauptamtlichen Verkündi-
gungsdienst Beauftragten und dem örtlich zuständigen Pfarrer voraus. Die Bestimmungen der 
Landeskirche über die Erteilung eines Dimissoriale finden sinngemäße Anwendung. Treten 
dabei Schwierigkeiten auf, beraten sich die Beteiligten mit dem Vorstand des zuständigen Ge-
meinschaftsverbandes und der übergeordneten Stelle der Landeskirche. 

3.4 Taufen und Amtshandlungen werden nach den in den Landeskirchen geltenden agenda-
rischen Ordnungen vollzogen. Die Eltern des Täuflings bzw. der Empfänger der Taufe sind 
darauf hinzuweisen, dass der so zu Taufende Glied der Landeskirche wird. Der Vollzug von 
Taufen und Amtshandlungen ist dem örtlich zuständigen Pfarrer zur Eintragung im Kirchen-
buch zu melden. 

3.5 Die Leitungen der Gemeinschaftsverbände übernehmen gegenüber den beteiligten Lan-
deskirchen die Verantwortung dafür, dass Wortverkündigung, Sakramentsverwaltung, Amts-
handlungen und Unterweisung mit den Ordnungen der Landeskirchen und der Gemeinschafts-
verbände übereinstimmen. 

4 Verhältnis zum Dienst der Kirchengemeinden 
4.1 In der Regel tun die Landeskirchlichen Gemeinschaften einen die Arbeit der Landeskir-
chen ergänzenden Dienst. Das findet unter anderem darin seinen Ausdruck, dass Veranstal-
tungen der Landeskirchlichen Gemeinschaften in der Regel nicht zu den ortsüblichen Gottes-
dienstzeiten stattfinden. Wenn Landeskirchliche Gemeinschaften aus wichtigen Gründen von 
dieser Regel abweichen wollen, soll dies nicht ohne vorherige Verständigung mit den davon 
betroffenen Kirchengemeinden geschehen. 

4.2 In Vakanz Situationen - oder wo es sonst sinnvoll erscheint - ist die Übernahme gemeind-
licher Dienste durch die im Gemeinschaftsbezirk hauptamtlich mit Verkündigungsdienst Be-
auftragten möglich. Für die Beauftragung sind die Bestimmungen der Landeskirchen über die 
Beauftragung mit ehrenamtlichem Dienst der öffentlichen Wortverkündigung und der Verwal-
tung von Taufe und Abendmahl sinngemäß anzuwenden. Eine besondere Zuerkennung der 
Befähigung zur freien Wortverkündigung wird von den Landeskirchen in diesen Fällen nicht 
für nötig gehalten. 

4.3 In der Wahrnehmung des Auftrages, das Evangelium auch Kindern und Jugendlichen zu 
bezeugen, sind möglichst weitgehende Zusammenarbeit und gegenseitige Unterstützung nö-
tig. 

4.4 Die vom EC-Verband für Kinder- und Jugendarbeit durchgeführte Kinder- und Jugendar-
beit der Landeskirchlichen Gemeinschaften will Christenlehre und Konfirmandenunterricht 
nicht ersetzen. Alle Kinder evangelischer Eltern sollen an Christenlehre und Konfirmandenun-
terricht teilnehmen. Die Teilnahme von Konfirmanden an Zusammenkünften der Landeskirch-
lichen Gemeinschaften soll im Zusammenhang des konfirmierenden Handelns in angemesse-
ner Weise berücksichtigt werden. 

4.5 Die Vereinbarungspartner empfehlen den für die Kinder-, Konfirmanden- und Jugendar-
beit in Kirche und Gemeinschaft verantwortlichen Mitarbeitern und Gremien, ständige Ge-
sprächs- und Informationskontakte aufzunehmen und zu fördern. 

4.6 Die Kirchenleitungen werden sich dafür einsetzen, dass Prediger der Landeskirchlichen 
Gemeinschaften als Lehrkräfte im Religionsunterricht bei entsprechender Qualifikation im 
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Rahmen der Gestellungsverträge tätig werden können. 

5. Nutzung von Räumen 
5.1 Kirchliche Räume sollten den Landeskirchlichen Gemeinschaften bei Bedarf entspre-
chend den Möglichkeiten zur Verfügung gestellt werden. Darüber soll eine schriftliche Verein-
barung zwischen der Kirchgemeinde und der Landeskirchlichen Gemeinschaft erfolgen. Dabei 
sind die Landeskirchlichen Gemeinschaften anderen kirchlichen Nutzern gleichzustellen. 
Wo kirchliche Räume durch die Landeskirchlichen Gemeinschaften genutzt werden, sollen 
auch angemessene Aushangmöglichkeiten eingeräumt werden. Gleiches gilt sinngemäß, wo 
kirchlicherseits ein Interesse an der Mitbenutzung von Räumen der Landeskirchlichen Ge-
meinschaft besteht. 

5.2 In Konfliktfällen sollen der Superintendent bzw. der Kreisoberpfarrer und die zuständige 
Verbandsleitung eingeschaltet werden. 

6. Schluss 
Die Kirchenleitungen und Verbandsleitungen werden eventuell auftretende Differenzen oder 
neue Fragestellungen in geschwisterlicher Offenheit erörtern und zu klären versuchen. Sie 
werden dazu in regelmäßigen Abständen zu Gesprächen zusammenkommen. 

Magdeburg, den 17. März 1998 

Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsens 
Noack 
Bischof 

Kirchenleitung der Evangelischen Landeskirche Anhalts 
Klassohn 
Kirchenpräsident 

Gemeinschaftsverband Sachsen-Anhalt e.V. 
Hobrack 
Vorsitzender 

Elbingeröder Gemeinschaftsverband e.V. 
Schulze 
Vorsitzender 

Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. 
Schneider 
Vorsitzender
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SACHSEN 

 

Übereinkunft 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens 

und des Landesverbandes Landeskirchlicher Gemeinschaften Sachsen e.V. 

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens und die in ihr und darüber hinaus tätigen 
Landeskirchlichen Gemeinschaften, die dem Landesverband Landeskirchlicher Gemeinschaf-
ten Sachsen e.V. angehören, leben aus dem Wort Gottes. Für sie ist der Auftrag Jesu Christi 
zur Verkündigung des Evangeliums in Zeugnis und Dienst verpflichtend. Ihnen ist die Sorge 
für eine lebendige, biblisch gegründete Frömmigkeit und ein davon geprägtes Leben und 
Zeugnis der Kirchgemein den und Gemeinschaften anvertraut, damit Gemeinde Jesu Christi 
gebaut wird. Um Menschen, die nicht mehr oder noch nicht im Glauben und in der Verbindung 
zur Kirche stehen, für Jesus Christus zu gewinnen, sind sie verantwortlich für Evangelisation 
und Mission. Sie sind auf die erneuernde Kraft des Heiligen Geistes angewiesen. 

Landeskirche und Landeskirchliche Gemeinschaft erfüllen den gemeinsamen Auftrag zu 
Zeugnis und Dienst in eigener Verantwortung und gegenseitiger Achtung. Sie sind dankbar für 
den Dienst, den sie entsprechend ihren Gaben und je besondere Aufgaben miteinander und 
füreinander tun können. 

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens steht getreu dem Glauben der Väter auf 
dem Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testa-
ments gegeben und in den Bekenntnisschriften der evangelisch-lutherischen Kirche bezeugt 
ist. Dieses Evangelium ist für das Wirken der Kirche die bleibend gültige Grundlage. 
Die Landeskirchliche Gemeinschaft steht in Lehre und Praxis auf dem Boden der Heiligen 
Schrift und weiß sich den reformatorischen Bekenntnissen der evangelisch-lutherischen Kir-
che und dem Pietismus verpflichtet. Sie versteht sich von ihrem Ursprung und ihrer geschicht-
lichen Entwicklung her als selbständige Bewegung innerhalb der Landeskirche und weiß sich 
dem Anliegen und Erbe ihrer Vater verpflichtet in Gemeinschaftspflege und Evangelisation - 
entsprechend ihrer Art - durch mündigen und eigenverantwortlichen Laiendienst. 

1. Grundsätzliches zum Miteinander am Ort 
Der gemeinsame Auftrag des Herrn Jesus Christus erfordert das Zusammenwirken von Kirch-
gemeinde und örtlicher Landeskirchlicher Gemeinschaft. Sie wissen sich verpflichtet, die in 
Christus vorgegebene Einheit nach Johannes 17 überall dort sichtbar zu machen, wann und 
wo dieses möglich ist. 

1.1 Das Verhältnis zwischen Kirchgemeinde und Landeskirchlicher Gemeinschaft ist örtlich 
unterschiedlich ausgeprägt, bestimmt durch die Bedingungen bei der Entstehung der örtlichen 
Gemeinschaft, durch bisherige Erfahrungen miteinander und durch die aktuelle gemeindliche 
Situation. Landeskirche und Landeskirchliche Gemeinschaft sind dankbar für das geschwis-
terliche Miteinander und bekräftigen ihre Absicht, auf eine Vertiefung und wo nötig Verbesse-
rung der Beziehungen hinzuwirken. 

1.2 Die Glieder der Kirchgemeinden und der Gemeinschaften, Kirchenvorstände und örtliche 
Gemeinschaftsleitung, Pfarrer und Pfarrerinnen so wie Prediger und Gemeinschaftsschwes-
tern bemühen sich um Wahrnehmung und Respektierung dessen, was sich jeweils an geistli-
chem Leben entwickelt. Die Mitarbeiter der Landeskirchlichen Gemeinschaft (Ortsvorstand) 
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und der Kirchgemeinde (Kirchenvorstand) werden ermutigt, aufeinander zuzugehen, sich ge-
genseitig umfassend zu informieren und auf örtlicher Ebene rechtzeitig Absprachen zu treffen. 
Es ist anzustreben, dass Glieder der Landeskirchlichen Gemeinschaft im Kirchenvorstand mit-
arbeiten. Zum gegenseitigem Kennenlernen und besseren Verstehen können gemeinsame 
Veranstaltungen und gegenseitige Einladungen beitragen, z.B. Besprechungen der haupt- und 
ehrenamtlichen Mitarbeiterschaft, aber auch Pfarrkonvente und Zusammenkünfte der haupt-
amtlichen Mitarbeiter der Landeskirchlichen Gemeinschaft. 
1.3 Die Landeskirchliche Gemeinschaft erreicht durch ihre spezifische Art der Verkündigung 
und gemeinschaftliches Leben zum Teil auch Menschen, die durch den Dienst der Landeskir-
che nicht erreicht werden. Die Arbeit mit verschiedenen Gruppen (z.B. Kinder, Jugend, Män-
ner, Frauen) wird beiderseits als eine missionarische Möglichkeit gesehen. 
Falls beiderseits der gleiche Personenkreis erreicht wird, ist die Schwerpunktsetzung für die 
weitere Arbeit gemeinsam zu besprechen. Kirchgemeinden und örtliche Gemeinschaften neh-
men bei der Festlegungen der Zeiten für Veranstaltungen aufeinander Rücksicht, um die ge-
genseitige Teilnahme zu ermöglichen. Parallelveranstaltungen sollen vermieden werden. Ins-
besondere wird zwischen Gruppen, die evangelistische oder missionarische Aktionen durch-
führen, eine Absprache und Zusammenarbeit angestrebt. 

1.4 Landeskirche und Landeskirchliche Gemeinschaft empfehlen, in die Nachrichten der 
Kirchgemeinden und in die gottesdienstlichen Abkündigungen auch die Veranstaltungen der 
Gemeinschaft aufzunehmen. Gleicherweise gilt für die Gemeinschaften und ihre Leiter, dass 
sie auf die Veranstaltungen der Kirchgemeinde hinweisen. 

1.5 Wenn eine Pfarrstelle. die Stelle eines Gemeinschaftsleiters oder eines Predigers neu 
besetzt werden, sollen die Betreffenden sobald wie möglich den Kontakt untereinander auf-
nehmen. 

1.6 Beauftragte Brüder und Gemeinschaftsschwestern der Landeskirchlichen Gemeinschaft 
können im Einzelfall um Vertretungsdienste in vakanten Pfarrstellen gebeten werden.9 

1.7 Bei Amtshandlungen (Trauungen, Beerdigungen, Einsegnungen zu Jubiläen) können um 
der seelsorgerlichen Verbundenheit willen haupt- oder ehrenamtliche Mitarbeiter der Landes-
kirchlichen Gemeinschaft vom zuständigen Pfarrer oder der zuständigen Pfarrerin beteiligt und 
um Mitwirkung gebeten werden. 

1.8 Kirchliche Räume sollen den Landeskirchlichen Gemeinschaften entsprechend den Mög-
lichkeiten zur Verfügung gestellt werden. Für längerfristige Nutzung sind Vereinbarungen ab-
zuschließen. Gleiches gilt, wenn kirchlicherseits ein Interesse an der Mitbenutzung von Räu-
men der Gemeinschaft besteht. 

2. Gottesdienst 
Im Gottesdienst ist die Gemeinde auf Gottes Gebot und Verheißung versammelt, um in Wort 
und Sakrament der Gegenwart ihres Herrn erneut gewiss zu werden. Der Gottesdienst ist öf-
fentlich und offen für alle. In ihrem Gottesdienst ist die Gemeinde über alle Trennungen hinweg 
mit der Christenheit aller Zeiten und an allen Orten verbunden. Mitten in der Welt wartet sie 
auf das Kommen des Herrn. 

2.1 Viele Glieder der Landeskirchlichen Gemeinschaft gehören zu den treuen Gottesdienst-
besuchern. Es sollen während der Gottesdienstzeit der Kirchgemeinde keine Gemeinschafts-
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veranstaltungen stattfinden und Veranstaltungen der Kirchgemeinde nicht auf die Zeit regel-
mäßiger Zusammenkünfte der Landeskirchlichen Gemeinschaft gelegt werden. Bei Abwei-
chungen von diesem Grundsatz sind örtliche Absprachen notwendig. 

2.2 Bei Zusammenkünften zu besonderen Anlässen der Landeskirchlichen Gemeinschaft wie 
Jubiläen und Bezirkskonferenzen wird empfohlen, die Kirchgemeinde zuvor darüber zu infor-
mieren. Es soll geprüft werden, ob bei solchen Veranstaltungen der Gottesdienst nicht auch 
mit der örtlichen Kirchgemeinde zusammen gefeiert werden kann. 

3. Taufe und Kirchenzugehörigkeit 
Die Kirche tauft im Gehorsam gegen den Befehl Jesu Christi (Matthäus 28,19-20) und im Glau-
ben an seine Verheißung (Markus 16, 16). Sie tauft Kinder, weil die Erlösung durch Christus 
auch den Kindern gilt und schon das Kind der vorlaufenden Gnade Gottes bedarf (Markus 10, 
13-16). Wer getauft wird, erlangt einen unverlierbaren Schatz. "Es mangelt nicht am Schatz, 
aber daran mangelt es, das man ihn fasse und fest halte" (Luther). Die Gemeinde Jesu Christi 
hat den Auftrag, die als Kinder oder Erwachsene Getauften des Geschenks der Taufe zu ver-
gewissern und sie darüber froh werden zu lassen. Durch die Taufe werden die Getauften Glie-
der der Kirche Jesu Christi. Die Taufe wird in einem Gottesdienst der Ortsgemeinde vollzogen. 

3.1 Für die Taufe sind der Pfarrer oder die Pfarrerin zuständig, in deren Gemeindebereich der 
Täufling wohnt. Sie haben die Leitung des öffentlichen Taufgottesdienstes. Auf Wunsch kön-
nen sie den Prediger bzw. die Gemeinschaftsschwester der Landeskirchlichen Gemeinschaft 
an der Gestaltung des Gottesdienstes beteiligen. Durch die Taufe werden die Getauften Glie-
der der Kirche Jesu Christi. Darum wird die Taufe in einem (öffentlichen) Gemeindegottes-
dienst vollzogen. 

3.2 Die Mitgliedschaft in der Landeskirchlichen Gemeinschaft setzt normalerweise die Zuge-
hörigkeit zur Landeskirche voraus. Glied einer Kirchgemeinde der Landeskirche und damit 
zugleich der Landeskirche ist jeder getaufte evangelisch-lutherische Christ, der in der Kirch-
gemeinde seinen ständigen Aufenthalt hat. 

3.3 In den Gemeinschaften finden auch Menschen einen Zugang zum Glauben und eine 
geistliche Heimat, die vorher keiner christlichen Kirche angehörten. In missionarischer Situa-
tion wird mit Neugewonnenen in vertrauensvollem Gespräch (Seelsorge) der Erwerb der Kir-
chenmitgliedschaft (Taufe, Aufnahme, Wiederaufnahme, Obertritt) angestrebt. Dazu wird mit 
dem zuständigen Pfarrer oder Pfarrerin der Kirchgemeinde rechtzeitig Kontakt aufgenommen. 

4. Kinder- und Jugendarbeit 
Das Taufsakrament wird nur dann recht verwaltet, wenn es mit der christlichen Unterweisung 
verbunden ist. Landeskirche und Landeskirchliche Gemeinschaft sehen es als ihren Auftrag 
an, Kindern und Jugendlichen das Evangelium zu bezeugen und sie wie auch ihre Eltern bei 
der Vertiefung des persönlichen Glaubens zu begleiten und zum Zeugnis zu befähigen. Die 
Taufe von Kindern verpflichtet die Gemeinde zu konfirmierendem Handeln. Das schließt das 
Kennenlernen und die Verbindung mit der örtlichen Kirchgemeinde ein. 

4.1 Heranwachsende, die in der Landeskirchlichen Gemeinschaft beheimatet sind und konfir-
miert werden sollen, nehmen an Christenlehre und Konfirmandenarbeit teil und halten sich zu 
den Gottesdiensten und Angeboten ihrer Kirchgemeinde. 

4.2 Die Kinder- und Jugendarbeit von Landeskirche und landeskirchlicher Gemeinschaft in 
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ihren jeweiligen Organisationsformen wird gegenseitig geachtet. Entsprechend der Zusam-
menarbeit in der «Evangelischen Jugend in Sachsen» soll nach den jeweiligen Gegebenheiten 
auch die Arbeit auf örtlicher Ebene in gegenseitiger Absprache geschehen. 

4.3 Bei Differenzen ist von Fall zu Fall in gegenseitiger Absprache (zwischen Pfarrer bzw. 
Pfarrerin und Gemeinschaftsleiter bzw. Prediger oder Gemeinschaftsschwester) eine Lösung 
herbeizuführen. Es ist zu vermeiden, dass die jungen Menschen bedrängt werden. Sie dürfen 
in ihrer Bindung an Christus nicht verunsichert werden. 

5. Abendmahl 
Wortverkündigung und die Feier des Heiligen Abendmahles stehen im Mittelpunkt des geistli-
chen Lebens der Gemeinde am Ort. Das heilige Abendmahl als Mahl der Getauften ist eine 
öffentliche 
Feier der gesamten Gemeinde. In der Feier des Heiligen Abendmahls kommt die Einheit des 
Leibes Christi sichtbar zum Ausdruck. Wer die Feier des Heiligen Abendmahles leitet, bedarf 
nach den Bekenntnisschriften der ordentlichen Berufung. Bei Fragen der Ordnung, Leitung 
und Gestaltung der Feier des Heiligen Abendmahls hat die Landeskirche auch die Abend-
mahlsgemeinschaft im Blick, die sie mit anderen Kirchen erklärt hat. 

5.1. Die Glieder der Landeskirchlichen Gemeinschaft nehmen an der Abendmahlsfeier der 
Kirchgemeinde teil. Damit wird die grundsätzliche Zusammengehörigkeit von Kirchgemeinde 
und Landeskirchlicher Gemeinschaft dokumentiert, denn an den Tisch des Herrn sind alle 
Glieder der Kirchgemeinde eingeladen. 

5.2. Abendmahlsfeiern, die ausnahmsweise in der Landeskirchlichen Gemeinschaft durchge-
führt werden, sind legitimer Vollzug der Abendmahlsgemeinschaft der Gesamtgemeinde. Sie 
wollen die Abendmahlsfeiern der Kirchgemeinde weder verdrängen noch ersetzen. 
In diesen besonderen Fällen ist die Feier des Heiligen Abendmahls in den Räumen der Lan-
deskirchlichen Gemeinschaft durch einen ordinierten Pfarrer oder eine Pfarrerin der Landes-
kirche möglich. Die Leitung von Abendmahlsfeiern können auch ein Prediger oder eine Ge-
meinschaftsschwester der Landeskirchlichen Gemeinschaft übernehmen, die dazu beauftragt 
sind. Dieses gilt als gelegentlicher stellvertretender Dienst. 
Die Verbindung zum Abendmahl der Gesamtgemeinde und die grundsätzliche Offenheit der 
Abendmahlsfeier in den Gemeinschaften für andere Christen muss gewahrt bleiben.10 Paral-
lele Abendmahlsfeiern sollen vermieden werden. 

5.3 Die Übertragung der Aufgabe der Leitung von Abendmahlsfeiern an Brüder und Gemein-
schaftsschwestern im hauptamtlichen Predigtdienst erfolgt auf Antrag der Verbandsleitung 
durch die Landeskirche, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 
- die Wählbarkeit zum Kirchenvorsteher 
- eine abgeschlossene theologische Ausbildung 
- die Einsegnung zum hauptamtlichen Verkündigungsdienst mit Verpflichtung 
- eine Einweisung in die liturgischen und kirchenrechtlichen Gepflogenheiten der Ev.-Luth. 
Landeskirche Sachsens. 
Die Beauftragung gilt für den Dienstbereich im Landesverband Landeskirchlicher Gemein-
schaften Sachsens e.V. Sie beträgt in der Regel sechs Jahre. Eine erneute Beauftragung ist 
möglich. Sie erlischt mit Beendigung des Dienstauftrages des Landesverbandes Landeskirch-
licher Gemeinschaften e.V. 



111 

 

 

6. Verbindungen und Absprachen 
6.1 Auftrag und Anliegen der Gemeinschaftsarbeit sollen den Kirchgemeinden und Mitarbei-
tern der Kirche bekannt gemacht werden. Die Mitarbeiter der Landeskirchlichen Gemeinschaft 
sollen über den Weg und die Entscheidungen der Kirche informiert werden. Die gegenseitige 
Information soll auf allen Ebenen durch Zusendung wichtiger Veröffentlichungen und Verlaut-
barungen gewährleistet werden. 

6.2 Konfliktfälle, die vor Ort nicht zu lösen sind, werden zur Klärung an die beiderseits höhere 
Ebene herangetragen. 

6.3 Verantwortliche der Leitung des Landesverbandes Landeskirchlicher Gemeinschaften 
Sachsen e.V. und des Evangelisch-Lutherischen Landeskirchenamt Sachsens treffen sich 
jährlich zu Gesprächen, um die bisher geübte und bewährte Praxis guter Zusammenarbeit 
beizubehalten und zu vertiefen. 

Dresden, am 26. April 1999 
Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt Sachsens  
Kreß 
Landesbischof 
Hofmann 
Präsident 

Landesverband Landeskirchlicher Gemeinschaften Sachsen e.V. 
Geweniger 
Vorsitzender 
Dreßler 
Landesinspektor 

Festlegungen 
zur Handhabung der Übereinkunft der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 

Sachsens 
und des Landesverbandes Landeskirchlicher Gemeinschaften Sachsen e.V. 

Zur Übertragung der Aufgabe der Leitung von Abendmahlsfeiern an Brüder und 
Gemeinschaftsschwestern im hauptamtlichen Predigtdienst 

In sinngemäßer Anwendung des Kirchengesetzes über die Beauftragung von Kirchgemeinde-
gliedern zum Dienst des Prädikanten (Prädikantengesetz -PrädG-) vom 2. April 1998 sind die 
Festlegungen der Übereinkunft sowie die nachfolgenden Festlegungen getroffen worden: 

1.1 Zu jeder Abendmahlsfeier gehört die Wortverkündigung. Hinsichtlich der Wortverkündi-
gung berücksichtigt die Landeskirche, dass die hauptamtlichen Prediger und Gemeinschafts-
schwestern der Landeskirchlichen Gemeinschaft für ihren Dienst eine Beauftragung des Lan-
desverbandes haben, die mit einer entsprechenden Verpflichtung verbunden ist. 

Ist dies erfolgt, kann entsprechend der Übereinkunft die Beauftragung mit der Leitung von 
Abendmahlsfeiern durch den Landesverband beim Landesverband beantragt werden. 
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1.2 Die in der Übereinkunft genannte abgeschlossene Ausbildung muss derjenigen Ausbil-
dung entsprechen, die zur Beauftragung eines Prädikanten erforderlich ist (Mindestanforde-
rung Kirchlicher Fernunterricht oder andere vergleichbare Ausbildungen). 

1.3 Für die der Beauftragung vorangehende Einweisung in die liturgischen und kirchenrecht-
lichen Gepflogenheiten der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens sorgt diese in Absprache mit der 
Leitung des Landesverbandes. Als vom Prädikantengesetz geforderte Fortbildung gilt die re-
gelmäßige Zurüstung der Prediger der Landeskirchlichen Gemeinschaft in deren Verantwor-
tung. 

1.4 Die Beauftragung erteilt das Landeskirchenamt in schriftlicher Form. Sie wird durch den 
Superintendenten derjenigen Superintendentur überreicht, in dessen Dienstbereich der 
Dienstbereich des hauptamtlichen Predigers oder der Gemeinschaftsschwester der Landes-
kirchlichen Gemeinschaft liegt. Dazu gehört ein Gespräch über Lehre und Praxis des Abend-
mahls und die geistliche Prägung in der Region sowie die Unterzeichnung der Lehrverpflich-
tung. 

Für die Verpflichtung von Predigern und Gemeinschaftsschwestern des Landesverbandes 
Landeskirchlicher Gemeinschaften Sachsen e. V. zur Beauftragung mit der Leitung von 
Abendmahlsfeiern im Rahmen der Übereinkunft gilt folgender Wortlaut: 
Ich verpflichte mich, die übernommene Beauftragung zur Leitung von Abendmahlsfeiern in 
Gehorsam gegen Gott in Treue auszuüben, das Evangelium von Jesus Christus, wie es 
in der Heiligen Schrift gegeben und im Bekenntnis der evangelisch-lutherischen Kirche 
bezeugt ist, rein zu lehren, und mich bei der Wahrnehmung meines Dienstes und in meiner 
Lebensführung so zu verhalten, wie es dem Auftrag entspricht. 

1.5 Die Belange der Leitung von Abendmahlsfeiern und die damit verbundenen Lehrfragen 
obliegen generell der Dienst- und Lehraufsicht des Superintendenten, unbeschadet dessen, 
dass die Leitung des Landesverbandes Landeskirchlicher Gemeinschaften Sachsen e.V. dem 
Landeskirchenamt der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens dafür verantwortlich ist, dass solche 
Abendmahlsfeiern geordnet gehalten werden. 

1.6 Zum legitimen Vollzug der Abendmahlsfeiern gehört die jährliche Mitteilung der Zahl der 
Abendmahlsteilnehmer. 

1.7 Die Beauftragung von Predigern der Landeskirchlichen Gemeinschaft mit der Leitung von 
Abendmahlsfeiern ist auf den jeweiligen Dienstbereich der Prediger oder Gemeinschafts-
schwester begrenzt. Abendmahlsfeiern, die ausnahmsweise in der Landeskirchlichen Ge-
meinschaft durchgeführt werden, sind legitimer Vollzug der Abendmahlsgemeinschaft der Ge-
samtgemeinde am Ort, unabhängig davon, dass die Beauftragung für den gesamten Dienst-
bereich des Predigers oder der Gemeinschaftsschwester gilt und dieser Dienstbezirk nicht mit 
den Gemeindegrenzen der landeskirchlichen Kirchgemeinden übereinstimmt. Mit Blick auf die-
sen Gesichtspunkt sind die Belange der Leitung von Abendmahlsfeiern durch Prediger und 
Gemeinschaftsschwestern des Landesverbandes generell der Dienst- und Lehraufsicht des 
Superintendenten zugeordnet. 

1.8 Mit den Regelungen der Übereinkunft soll Klarheit hinsichtlich des Personenkreises ge-
schaffen werden, der mit Abendmahlsfeiern innerhalb der Landeskirchlichen Gemeinschaft 
beauftragt werden kann. In Analogie zur landeskirchlichen Praxis, die grundsätzlich Jugend-
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warten keine Erlaubnis zur selbständigen Leitung von Abendmahlsfeiern zugesteht, wird die-
ses auch nicht für Mitarbeiter des EC oder andere Personen möglich sein. In solchen Fällen 
sollten - gemäß der Übereinkunft - die jeweilig zuständigen Pfarrer der Landeskirche oder die 
mit der Leitung von Abendmahlsfeiern beauftragten Prediger bzw. Gemeinschaftsschwestern 
der Landeskirchlichen Gemeinschaft herangezogen werden. EC-Bundeswarte, die zu einem 
prozentualen Dienst als Prediger in einem Gemeinschaftsbezirk tun, können für diese Tätigkeit 
mit der Leitung von Abendmahlsfeiern beauftragt werden. Diese Beauftragung gilt nur für den 
Bereich, in dem sie als Prediger und Gemeinschaftsschwestern wirken. 

Dresden, am 26. April 1999 

Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt Sachsen  
Kreß 
Landesbischof 
Hofmann 
Präsident 

Landesverband Landeskirchlicher Gemeinschaften Sachsen e.V. 
Geweniger 
Vorsitzender 
Dreßler 
Landesinspektor 
 
 

Übereinkunft 

der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens und des Landesverbandes 
Landeskirchlicher Gemeinschaften Sachsen e. V. 

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens und der Landesverband Landeskirchli-
cher Gemeinschaften Sachsen e. V. (im Folgenden: Sächsischer Gemeinschaftsverband) le-
ben aus dem Wort Gottes. Für sie ist der Auftrag Jesu Christi zur Verkündigung des Evange-
liums in Zeugnis und Dienst verpflichtend. 

Ihnen ist die Sorge für eine lebendige, biblisch gegründete Frömmigkeit und ein davon gepräg-
tes Leben und Zeugnis der Kirchgemeinden und Gemeinschaften anvertraut, damit Gemeinde 
Jesu Christi gebaut wird. Um Menschen, die nicht mehr oder noch nicht im Glauben und in der 
Verbindung zur Kirche stehen, für Jesus Christus zu gewinnen, sind sie verantwortlich für 
Evangelisation und Mission. Sie sind auf die erneuernde Kraft des Heiligen Geistes angewie-
sen. 
Gemeinsam erfüllen sie den Auftrag zu Zeugnis und Dienst in jeweils eigener Verantwortung 
und gegenseitiger Achtung. Sie sind dankbar für den Dienst, den sie entsprechend ihren Ga-
ben und je besonderen Aufgaben miteinander und füreinander tun können. 

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens steht getreu dem Glauben der Väter auf 
dem Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testa-
ments gegeben und in den Bekenntnisschriften der evangelisch-lutherischen Kirche bezeugt 
ist. Dieses Evangelium ist für das Wirken der Kirche die bleibend gültige Grundlage. 

Der Sächsische Gemeinschaftsverband und seine Ortsgemeinschaften stehen in Lehre und 
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Praxis auf dem Boden der Heiligen Schrift und wissen sich den reformatorischen Bekenntnis-
sen der evangelisch-lutherischen Kirche und dem Pietismus verpflichtet. Sie verstehen sich 
von ihrem Ursprung und ihrer geschichtlichen Entwicklung her als selbstständige Bewegung 
innerhalb der Landeskirche gemäß der drei Gnadauer Modelle11, die sich innerkirchlich voll-
ziehen und dem Miteinander in der Landeskirche dienen. Sie wissen sich dem Anliegen und 
Erbe ihrer Väter verpflichtet in Gemeinschaftspflege und Evangelisation - entsprechend ihrer 
Art - durch mündigen und eigenverantwortlichen Dienst der Haupt- und Ehrenamtlichen. 
Hauptamtliche im Sinne dieser Vereinbarung sind Brüder und Schwestern im Verkündigungs-
dienst, die in einem entgeltlichen Dienst- oder Teildienstverhältnis zum Sächsischen Gemein-
schaftsverband standen oder stehen. 

1. Grundsätzliches zum Miteinander am Ort 
Kirchgemeinde und Ortsgemeinschaft erfüllen beide den Auftrag des Herrn Jesus Christus. 
Sie wissen sich verpflichtet, die in Christus vorgegebene Einheit nach Johannes 17 überall 
dort sichtbar zu machen, wann und wo dieses möglich ist. 

1.1 Das Verhältnis zwischen Kirchgemeinde und Ortsgemeinschaft ist örtlich unterschiedlich 
ausgeprägt, bestimmt durch die Bedingungen bei der Entstehung der Ortsgemeinschaft, durch 
bisherige Erfahrungen miteinander und durch die aktuelle gemeindliche Situation. Landeskir-
che und Sächsischer Gemeinschaftsverband sind dankbar für das geschwisterliche Miteinan-
der und bekräftigen ihre Absicht, auf eine Vertiefung und, wo nötig, Verbesserung der Bezie-
hungen hinzuwirken. 

1.2 Die Glieder der Kirchgemeinden und der Ortsgemeinschaften, Kirchenvorstände und 
örtliche Gemeinschaftsleitung, Pfarrer und Pfarrerinnen, sowie Hauptamtliche des Sächsi-
schen Gemeinschaftsverbands bemühen sich um Wahrnehmung und Respektierung des-
sen, was sich jeweils an geistlichem Leben entwickelt. Die Mitarbeiter der Ortsgemeinschaft 
(Ortsvorstand) und der Kirchgemeinde (Kirchenvorstand) werden ermutigt, aufeinander zu-
zugehen, sich gegenseitig umfassend zu informieren und auf örtlicher Ebene rechtzeitig Ab-
sprachen zu treffen. Es ist anzustreben, dass Glieder der Ortsgemeinschaft im Kirchenvor-
stand mitarbeiten. 
Zum gegenseitigen Kennenlernen und besseren Verstehen können gemeinsame Veranstal-
tungen und gegenseitige Einladungen beitragen, z. B. Besprechungen der haupt- und eh-
renamtlichen Mitarbeiterschaft, aber auch Pfarrkonvente und Zusammenkünfte der Haupt-
amtlichen des Sächsischen Gemeinschaftsverbands. 

1.3 Der Sächsische Gemeinschaftsverband und seine Ortsgemeinschaften erreichen durch 
ihre spezifische Art der Verkündigung und gemeinschaftlichen Lebens zum Teil auch Men-
schen, die durch den Dienst der Landeskirche nicht erreicht werden. Die Arbeit mit verschie-
denen Gruppen (z. B. Kinder, Jugend, Männer, Frauen) wird beiderseits als eine missiona-
rische Möglichkeit gesehen. 
Falls beiderseits der gleiche Personenkreis erreicht wird, ist die Schwerpunktsetzung für die 
weitere Arbeit gemeinsam zu besprechen. Kirchgemeinden und Ortsgemeinschaften achten 
bei der Festlegung der Zeiten für Veranstaltungen aufeinander. Insbesondere wird zwischen 
Gruppen, die evangelistische oder missionarische Aktionen durchführen, eine Absprache 
und Zusammenarbeit angestrebt. 

1.4 Landeskirche und Sächsischer Gemeinschaftsverband empfehlen, in die Nachrichten 
der Kirchgemeinden und in die gottesdienstlichen Abkündigungen auch die Veranstaltungen 
der Ortsgemeinschaft aufzunehmen. Gleicherweise gilt für die Ortsgemeinschaften und ihre 
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Leiter, dass sie auf die Veranstaltungen der Kirchgemeinde hinweisen. 

1.5 Wenn eine Pfarrstelle, die Stelle eines Gemeinschaftsleiters oder eines Predigers neu 
besetzt werden, sollen die Betreffenden sobald wie möglich den Kontakt untereinander auf-
nehmen. 

1.6 Hauptamtliche des Sächsischen Gemeinschaftsverbandes, denen mit oder nach be-
sonderer Beauftragung gemäß Nr. 5.3 konkrete Dienste übertragen wurden, können im Ein-
zelfall um Vertretungsdienste in vakanten Pfarrstellen gebeten werden. 

1.7 Bei Amtshandlungen können um der seelsorgerlichen Verbundenheit willen haupt- oder 
ehrenamtliche Mitarbeiter des Sächsischen Gemeinschaftsverbandes vom zuständigen 
Pfarrer oder der zuständigen Pfarrerin beteiligt und um Mitwirkung gebeten werden. Auf be-
sonderen Wunsch von Gemeindegliedern, die zu einer Ortsgemeinschaft gehören, kann der 
nach Nr. 5.3 übertragene Dienst mit Zustimmung des zuständigen Pfarrers auf Amtshand-
lungen (Trauungen, Bestattungen) und gottesdienstliche Segenshandlungen erweitert wer-
den. Bei Differenzen ist nach Nr. 4.3 zu verfahren. Der zuständige Pfarrer ist von der vollzo-
genen Amtshandlung schriftlich zu informieren. 

1.8 Kirchliche Räume sollen den Landeskirchlichen Gemeinschaften entsprechend den 
Möglichkeiten zur Verfügung gestellt werden. Für längerfristige Nutzung sind Vereinbarun-
gen abzuschließen. Gleiches gilt, wenn kirchlicherseits ein Interesse an der Mitbenutzung 
von Räumen der Gemeinschaft besteht. 

2. Gottesdienst 
Im Gottesdienst ist die Gemeinde auf Gottes Gebot und Verheißung versammelt, um in Wort 
und Sakrament der Gegenwart ihres Herrn erneut gewiss zu werden. Der Gottesdienst ist 
öffentlich und offen für alle. In ihrem Gottesdienst ist die Gemeinde über alle Trennungen 
hinweg mit der Christenheit aller Zeiten und an allen Orten verbunden. Mitten in der Welt 
wartet sie auf das Kommen des Herrn. 
Bei Zusammenkünften zu besonderen Anlässen der Ortsgemeinschaften wie Jubiläen und 
Bezirkskonferenzen wird empfohlen, die Kirchgemeinde zuvor darüber zu informieren. Es 
soll geprüft werden, ob bei solchen Veranstaltungen der Gottesdienst nicht auch mit der 
Kirchgemeinde zusammen gefeiert werden kann. 

3. Taufe und Kirchenzugehörigkeit 
Die Kirche tauft im Gehorsam gegen den Befehl Jesu Christi (Matthäus 28,19-20) und im Glau-
ben an seine Verheißung (Markus 16,16). Sie tauft Kinder, weil die Erlösung durch Christus 
auch den Kindern gilt und schon das Kind der vorlaufenden Gnade Gottes bedarf (Markus 
10,13-16). Wer getauft wird, erlangt einen unverlierbaren Schatz. „Es mangelt nicht am Schatz, 
aber daran mangelt es, dass man ihn fasse und fest halte" (Luther). Die Gemeinde Jesu Christi 
hat den Auftrag, die als Kinder oder Erwachsene Getauften des Geschenks der Taufe zu ver-
gewissern und sie darüber froh werden zu lassen. Durch die Taufe werden die Getauften Glie-
der der Kirche Jesu Christi. Die Taufe wird in einem Gottesdienst der Ortsgemeinde oder einer 
Gemeinschaftsstunde unter Beachtung der landeskirchlichen Ordnung vollzogen. 

3.1 Für die Taufe sind der Pfarrer oder die Pfarrerin zuständig, in deren Gemeindebereich der 
Täufling wohnt. Sie haben die Leitung des öffentlichen Taufgottesdienstes. Auf Wunsch betei-
ligen sie die Hauptamtlichen des Sächsischen Gemeinschaftsverbands an der Gestaltung des 
Gottesdienstes. 
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3.2 Die Mitgliedschaft in der Ortsgemeinschaft setzt in der Regel die Zugehörigkeit zur Lan-
deskirche voraus. Glied einer Kirchgemeinde der Landeskirche und damit zugleich der Lan-
deskirche ist jeder getaufte evangelisch-lutherische Christ, der in der Kirchgemeinde seinen 
ständigen Aufenthalt hat. 

3.3 In den Ortsgemeinschaften finden auch Menschen einen Zugang zum Glauben und eine 
geistliche Heimat, die vorher keiner christlichen Kirche angehörten. In missionarischer Situa-
tion wird mit Neugewonnenen in vertrauensvollem Gespräch (Seelsorge) der Erwerb der Kir-
chengliedschaft (Taufe, Aufnahme, Wiederaufnahme, Übertritt) angestrebt. Dazu wird mit dem 
zuständigen Pfarrer oder der zuständigen Pfarrerin der Kirchgemeinde rechtzeitig Kontakt auf-
genommen. 

4. Kinder und Jugendarbeit 
Das Taufsakrament wird nur dann recht verwaltet, wenn es mit der christlichen Unterweisung 
verbunden ist. Damit verpflichtet die Taufe von Kindern die christliche Gemeinde zu konfirmie-
rendem Handeln. Landeskirche und Sächsischer Gemeinschaftsverband sehen es deshalb 
als ihren Auftrag an, Kindern und Jugendlichen das Evangelium zu bezeugen und sie wie auch 
ihre Eltern bei der Vertiefung des persönlichen Glaubens zu begleiten und zum Zeugnis zu 
befähigen. Das schließt das Kennenlernen und die Verbindung mit der Kirchgemeinde ein. 

4.1 Heranwachsende, die in der Ortsgemeinschaft beheimatet sind und konfirmiert werden 
sollen, nehmen an der Arbeit mit Jugendlichen im Konfirmandenalter ihrer Kirchgemeinde teil. 

4.2 Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen von Landeskirche und Sächsischem Gemein-
schaftsverband in ihren jeweiligen Organisationsformen wird gegenseitig geachtet. Entspre-
chend der Zusammenarbeit in der „Evangelischen Jugend in Sachsen" soll nach den jeweili-
gen Gegebenheiten auch die Arbeit auf örtlicher Ebene in gegenseitiger Absprache gesche-
hen. 

4.3 Bei Differenzen ist von Fall zu Fall in gegenseitiger Absprache (zwischen Pfarrer bzw. 
Pfarrerin und Leiter der Ortsgemeinschaft bzw. Hauptamtlichen des Sächsischen Gemein-
schaftsverbands) eine Lösung unter Einbeziehung des Superintendenten herbeizuführen. Es 
ist zu vermeiden, dass die jungen Menschen bedrängt werden. Sie dürfen in ihrer Bindung an 
Christus nicht verunsichert werden. 

5. Abendmahl 
Wortverkündigung und die Feier des Heiligen Abendmahles stehen im Mittelpunkt des geistli-
chen Lebens der Gemeinde am Ort. Das Heilige Abendmahl als Mahl der Getauften ist eine 
öffentliche Feier der gesamten Gemeinde. In der Feier des Heiligen Abendmahls kommt die 
Einheit des Leibes Christi sichtbar zum Ausdruck. Wer die Feier des Heiligen Abendmahles 
leitet, bedarf nach den Bekenntnisschriften der ordentlichen Berufung. Bei Fragen der Ord-
nung, Leitung und Gestaltung der Feier des Heiligen Abendmahls hat die Landeskirche auch 
die Abendmahlsgemeinschaft im Blick, die sie mit anderen Kirchen erklärt hat. 

5.1 Die Glieder der Ortsgemeinschaft nehmen an der Abendmahlsfeier der Kirchgemeinde 
teil. Damit wird die grundsätzliche Zusammengehörigkeit von Kirchgemeinde und Ortsgemein-
schaft dokumentiert, denn an den Tisch des Herrn sind alle Glieder der Kirchgemeinde einge-
laden. 
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5.2 Abendmahlsfeiern, die in der Ortsgemeinschaft durchgeführt werden, sind legitimer Voll-
zug der Abendmahlsgemeinschaft der Gesamtgemeinde. Sie wollen die Abendmahlsfeiern der 
Kirchgemeinde weder verdrängen noch ersetzen. 
In diesen Fällen ist die Feier des Heiligen Abendmahls in den Räumen der Ortsgemeinschaft 
entweder durch einen Pfarrer oder eine Pfarrerin der Landeskirche oder einen Hauptamtlichen 
des Sächsischen Gemeinschaftsverbands möglich, dem dies nach Nr. 5.3 übertragen wurde. 
Dieses gilt als gelegentlicher stellvertretender Dienst. 
Die Verbindung zum Abendmahl der Gesamtgemeinde und die grundsätzliche Offenheit der 
Abendmahlsfeier in den Gemeinschaften für andere Christen muss gewahrt bleiben. 

5.3 Die besondere Beauftragung zur Leitung von Abendmahlsfeiern durch Hauptamtliche 
des Sächsischen Gemeinschaftsverbands erfolgt auf Antrag der Verbandsleitung durch die 
Landeskirche entsprechend der Regelungen des Prädikantengesetzes, wenn folgende Vo-
raussetzungen erfüllt sind: 
- die Wählbarkeit zum Kirchenvorsteher 
- eine abgeschlossene theologische Ausbildung 
- die Einsegnung zum hauptamtlichen Verkündigungsdienst mit Verpflichtung 
- eine Einweisung in die liturgischen und kirchenrechtlichen Gepflogenheiten der Evange-
lisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens. 
Die Beauftragung für einen konkreten Dienst gilt für den Dienstbereich im Sächsischen Ge-
meinschaftsverband. Sie beträgt in der Regel 12 Jahre und ist verlängerbar. Sie erlischt mit 
Beendigung des Dienstauftrages des Sächsischen Gemeinschaftsverbands oder dem Verlust 
der Voraussetzungen gemäß Satz 1. 

6. Verbindungen und Absprachen 
6.1 Auftrag und Anliegen der Gemeinschaftsarbeit sollen den Kirchgemeinden und Mitarbei-
tern der Kirche bekannt gemacht und die Hauptamtlichen des Sächsischen Gemeinschafts-
verbandes über den Weg und die Entscheidungen der Kirche informiert werden. Die gegen-
seitige Information soll auf allen Ebenen in geeigneter Form erfolgen. 

6.2 Konfliktfälle, die vor Ort nicht zu lösen sind, werden zur Klärung an die beiderseits höhere 
Ebene herangetragen. 

6.3 Verantwortliche der Leitung des Sächsischen Gemeinschaftsverbands und des Evange-
lisch-Lutherischen Landeskirchenamtes Sachsens treffen sich jährlich zum Gespräch, um die 
bisher geübte und bewährte Praxis guter Zusammenarbeit beizubehalten und zu vertiefen. 
6.4 Diese Übereinkunft tritt an die Stelle der Übereinkunft vom 26. April 1999 (ABl. S. A 107). 

Dresden, am 16. November 2013 
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens 
Jochen Bohl 
Landesbischof 
Dr. Johannes Kimme 
Präsident des Landeskirchenamtes 

Landesverband Landeskirchlicher Gemeinschaften Sachsen e. V. 
Johannes Berthold  
Vorsitzender  
Matthias Dreßler  
Landesinspektor 



118 

 

 

Vereinbarung zur Handhabung der Übereinkunft der Evangelisch-Lutherischen Lan-
deskirche Sachsens und des Landesverbandes Landeskirchlicher Gemeinschaften 
Sachsen e.V. zur besonderen Beauftragung mit der Leitung von Abendmahlsfeiern, 
Amtshandlungen (Trauungen, Bestattungen) und gottesdienstlichen Segensfeiern 
an Hauptamtliche des Sächsischen Gemeinschaftsverbandes 

Die Arbeit der Ortsgemeinschaften des Sächsischen Gemeinschaftsverbandes vollzieht sich 
im Rahmen seines Selbstverständnisses innerkirchlich gemäß der drei Gnadauer Modelle. Die 
Vereinbarungen im Folgenden beziehen sich auf die Modelle 1 und 212. 

Die Übereinkunft vom 16. November 2013 und die Vereinbarung zu ihrer Handhabung verste-
hen den Dienst der Ortsgemeinschaften als Wahrnehmung des Auftrags, welcher der Ge-
meinde Jesu Christi gegeben ist. 
Werden in den Ortgemeinschaften gemäß der Übereinkunft Amtshandlungen vorgenommen, 
so werden diese im Auftrag der örtlichen Kirchgemeinde durchgeführt. Sie sind als Amtshand-
lungen innerhalb der Landeskirche zu verstehen und werden in den Kirchenbüchern der örtli-
chen Kirchgemeinden festgehalten. 
Die Übereinkunft und die Vereinbarung sind in sinngemäßer Anwendung des Kirchengesetzes 
über die Beauftragung von Kirchgemeindegliedern zum Dienst des Prädikanten (Prädikanten-
gesetz - PrädG) in der aktuellen Fassung getroffen worden. 

1. Leitung von Abendmahlsfeiern 
1.1 Zu jeder Abendmahlsfeier gehört die Wortverkündigung. Hinsichtlich der Wortverkündi-
gung berücksichtigt die Landeskirche, dass die Hauptamtlichen des Sächsischen Gemein-
schaftsverbandes für ihren Dienst eine Beauftragung des Sächsischen Gemeinschaftsverban-
des haben, die mit einer entsprechenden Verpflichtung verbunden ist. Ist diese erfolgt, kann 
entsprechend der Übereinkunft die Beauftragung mit der Leitung von Abendmahlsfeiern durch 
den Sächsischen Gemeinschaftsverband beim Landeskirchenamt beantragt werden. 

1.2 Die in der Übereinkunft genannte abgeschlossene Ausbildung muss derjenigen Ausbil-
dung entsprechen, die zur Beauftragung eines Prädikanten erforderlich ist (Mindestanforde-
rung Kirchlicher Fernunterricht oder andere vergleichbare Ausbildungen). 

1.3 Für die der landeskirchlichen Beauftragung vorangehende Einweisung in die liturgischen 
und kirchenrechtlichen Gepflogenheiten der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens sorgt diese in 
Absprache mit der Leitung des Sächsischen Gemeinschaftsverbandes. Als vom Prädikanten-
gesetz geforderte Fortbildung gilt die regelmäßige Weiterbildung der Hauptamtlichen des 
Sächsischen Gemeinschaftsverbandes in dessen Verantwortung. 

1.4 Die Beauftragung erteilt das Landeskirchenamt in schriftlicher Form, nachdem die Lehr-
verpflichtung unterschrieben ist. Sie wird zeitnah durch den Superintendenten derjenigen Su-
perintendentur überreicht, in dessen Dienstbereich der Dienstbereich des Hauptamtlichen des 
Sächsischen Gemeinschaftsverbandes liegt. Dazu gehört ein Gespräch über die Praxis des 
Abendmahls und die geistliche Prägung in der Region. 
Für die Verpflichtung von Hauptamtlichen des Sächsischen Gemeinschaftsverbandes zur Be-
auftragung mit der Leitung von Abendmahlsfeiern im Rahmen der Übereinkunft gilt folgender 
Wortlaut: Ich verpflichte mich, die übernommene Beauftragung zur Leitung von Abend-
mahlsfeiern in Gehorsam gegen Gott in Treue auszuüben, das Evangelium von Jesus 
Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im Bekenntnis der evangelisch-luthe-
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rischen Kirche bezeugt ist, rein zu lehren, und mich bei der Wahrnehmung meines Diens-
tes und in meiner Lebensführung so zu verhalten, wie es dem Auftrag entspricht. 
1.5 Die Belange der Leitung von Abendmahlsfeiern und die damit verbundenen Lehrfragen 
obliegen generell der Dienst- und Lehraufsicht des Superintendenten, unbeschadet dessen, 
dass die Leitung des Sächsischen Gemeinschaftsverbandes dem Landeskirchenamt der Ev.-
Luth. Landeskirche Sachsens dafür verantwortlich ist, dass solche Abendmahlsfeiern geordnet 
gehalten werden. 

1.6 Zum legitimen Vollzug der Abendmahlsfeiern gehört die jährliche Mitteilung der Zahl der 
Abendmahlsteilnehmer. 

1.7 Die Beauftragung von Hauptamtlichen des Sächsischen Gemeinschaftsverbandes mit 
der Leitung von Abendmahlsfeiern ist auf den jeweiligen Dienstbereich der Hauptamtlichen 
begrenzt. Abendmahlsfeiern, die in einer Ortsgemeinschaft durchgeführt werden, sind legiti-
mer Vollzug der Abendmahlsgemeinschaft der Gesamtgemeinde am Ort. 

2. Durchführung von Amtshandlungen 
2.1 Wünscht ein Glied einer Ortsgemeinschaft die Durchführung einer Amtshandlung (Trau-
ung, Bestattung) oder gottesdienstlichen Segenshandlungen durch einen Hauptamtlichen des 
Sächsischen Gemeinschaftsverbandes, sucht dieser das Gespräch mit dem zuständigen Pfar-
rer. 

2.2 Zu einer Amtshandlung gehört die Wortverkündigung. Die Landeskirche berücksichtigt im 
Sinne von 1.1, dass die Hauptamtlichen des Sächsischen Gemeinschaftsverbandes für ihren 
Dienst eine Beauftragung des Sächsischen Gemeinschaftsverbandes haben, die mit einer ent-
sprechenden Verpflichtung verbunden ist. 

2.3 Die notwendige Einweisung in die für die genannten Amtshandlungen in der Ev.-Luth. 
Landeskirche Sachsens geltenden liturgischen und kirchenrechtlichen Gepflogenheiten ge-
schieht im Rahmen der Weiterbildung der Hauptamtlichen des Sächsischen Gemeinschafts-
verbandes. 

3. Schlussbestimmung 
Diese Vereinbarung tritt an die Stelle der Vereinbarung vom 31. August 2008 (ABl. S. A 169). 
Dresden, am 16. November 2013 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens 
Jochen Bohl 
Landesbischof 
Dr. Johannes Kimme 
Präsident des Landeskirchenamtes 

Landesverband Landeskirchlicher Gemeinschaften Sachsen e. V. 
Johannes Berthold  
Vorsitzender  
Matthias Dreßler  
Landesinspektor 
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THÜRINGEN 

Gegenseitige Erklärung 
zwischen 

der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen 
und dem 

Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. 
Verband Landeskirchlicher Gemeinschaften 

Die Evang.-Luth. Kirche in Thüringen und der Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. Verband 
Landeskirchlicher Gemeinschaften stimmen darin überein, dass es für die Zukunft von Bedeu-
tung ist, dass sich Landeskirche und Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. Verband landeskirch-
licher Gemeinschaften ihr vertrauensvolles Miteinander bewahren und dass örtliche Kirchge-
meinden und Landeskirchliche Gemeinschaften nicht in einem beziehungslosen Nebeneinan-
der leben. 

Um dieses Miteinander zu gewährleisten, vereinbaren die Evang.-Luth. Kirche in Thüringen 
und der Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften: 

Die Evang.-Luth. Kirche in Thüringen ist dankbar für den Dienst des Thüringer Gemeinschafts-
bundes e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften und der in ihm zusammengefasten 
Gemeinschaften und den mit ihnen verbundenen Werken und Gruppen. Der Thüringer Ge-
meinschaftsbund e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften ist dankbar für den Frei-
raum, den ihm die Landeskirche bisher gewährt hat und für alle Ermutigung und Forderung, 
die er durch die Landeskirche insgesamt erfahren hat. 

Von diesem, aus der gemeinsamen Geschichte erwachsenen Vertrauen her wollen die Evang. 
-Luth. Kirche in Thüringen und der Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. Verband landeskirchli-
cher Gemeinschaften auch in Zukunft ihr gegenseitiges Verhältnis bestimmt sein lassen. 

Der Landeskirchenrat und die Leitung des Thüringer Gemeinschaftsbundes e.V. Verband lan-
deskirchlicher Gemeinschaften entsprechen mit dieser Vereinbarung der apostolischen Mah-
nung nach Epheser 4,1-6, die in Jesus Christus vorgegebene Einheit seiner Gemeinde in aller 
menschlichen Unvollkommenheit sichtbar und erfahrbar zu machen, wie und wo immer dies 
möglich ist. 

1. Der gemeinsame Auftrag 
Die Evang.-Luth. Kirche in Thüringen und der Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. Verband 
landeskirchlicher Gemeinschaften bekennen gemeinsam Jesus Christus als den Herrn seiner 
Gemeinde. Sie gründen sich auf die Heilige Schrift als die alleinige Quelle und Richtschnur 
von Glaube, Lehre und Leben. Sie halten fest, dass das Heil allein aus Gnade, allein durch 
den Glauben an Jesus Christus empfangen wird, so wie es die reformatorischen Bekenntnisse 
bezeugen. Der Auftrag Jesu Christi zur Verkündigung des Evangeliums verpflichtet die Evang. 
Luth. Kirche in Thüringen und den Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. Verband landeskirchli-
cher Gemeinschaften zu Zeugnis und Dienst. 

2. Eigenständigkeit und Zusammenwirken 
Der Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften ist freies 
Werk in der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen und gestaltet dem gemäß seine Arbeit in eigener 
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Verantwortung. Dabei sind die Evang.-Luth. Kirche in Thüringen und der Thüringer Gemein-
schaftsbund e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften gewillt, mit ihren Gaben vertrau-
ensvoll zusammenzuwirken. Das bedeutet für Pfarrer und Pastorinnen, wie auch für die Mit-
glieder der Gemeindekirchenräte, dass sie aufmerksam wahrnehmen und respektieren, was 
sich innerhalb ihrer Gemeinden an geistlichem Leben entwickelt. Die Evang.-Luth. Kirche in 
Thüringen und der Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. Verband landeskirchlicher Gemein-
schaften empfehlen, in die Nachrichten der Kirchgemeinden und in die gottesdienstlichen Ab-
kündigungen auch die Veranstaltungen der Landeskirchlichen Gemeinschaften aufzunehmen. 
Umgekehrt gilt für die Landeskirchlichen Gemeinschaften und ihre Leiter, das sie sich als Teil 
eines größeren Ganzen, nämlich der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen, verstehen. 

3. Pfarrer und Prediger 
Die Pfarrer und Pastorinnen der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen und die hauptamtlichen Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen des Thüringer Gemeinschaftsbundes e.V. Verband landeskirch-
licher Gemeinschaften sind gehalten, die Gaben und Aufgaben des anderen zu achten und zu 
respektieren. Den Gemeindepfarrern wird nahegelegt, die Verbindung zu den hauptamtlichen 
Mitarbeitern der Landeskirchlichen Gemeinschaft zu suchen, wie umgekehrt die hauptamtli-
chen Mitarbeiter der Gemeinschaften gebeten sind, regelmäßige Kontakte mit den Gemein-
depfarrern in ihrem Bereich zu pflegen. Gegenseitige Besuche, rechtzeitige Absprache von 
Vorhaben und gelegentlicher Austausch, etwa bei der Verkündigung in Gottesdiensten und 
Gemeinschaftsstunden, auch Einladungen von Predigern zu Pfarrkonventen, können diese 
Beziehungen vertiefen. 

4. Gottesdienst 
Die Veranstaltungen des Thüringer Gemeinschaftsbundes e.V. Verband landeskirchlicher Ge-
meinschaften haben ihr eigenes geistliches Profil im Rahmen des „Priestertums aller Gläubi-
gen". Von der bisherigen Regel, dass während der üblichen Gottesdienstzeit der Kirchge-
meinde am Sonntagvormittag keine Zusammenkünfte von Landeskirchlichen Gemeinschaften 
stattfinden, soll auch künftig nur in begründeten Ausnahmefällen abgewichen werden: 

Wo aufgrund bestehender Tradition schon bisher zur Gottesdienstzeit Veranstaltungen der 
Landeskirchlichen Gemeinschaften stattfinden, sollten örtliche Regelungen gefunden werden, 
die es ermöglichen, das Besucher der Gemeinschaft auch am Gottesdienst der Kirchgemeinde 
teilnehmen können und umgekehrt. Besondere Situationen können es nahelegen, dass am 
Sonntagvormittag auch zur üblichen Gottesdienstzeit Veranstaltungen von Gemeinschaften 
durchgeführt werden: 

a) aus besonderen Anlässen; dabei soll am Ort selbst geklärt werden, ob diese Veranstaltun-
gen nicht auch mit dem Gottesdienst der örtlichen Kirchgemeinde zusammengelegt werden 
können; 

b) in besonderen Situationen Veranstaltungen mit spezifischer missionarischer Ausrichtung. 
Solche bedürfen der Absprache zwischen der Leitung der Landeskirchlichen Gemeinschaft 
und der jeweiligen Kirchgemeinde bei Einbeziehung des zuständigen Superintendenten und 
im Einzelfalle des Landeskirchenrates. 

c) Aus seelsorgerlich missionarischen Gründen oder Gründen des Gemeindeaufbaus in be-
sonderen örtlichen Situationen. Diese längerfristigen Veränderungen bedürfen der Zustim-
mung der Leitung des Gemeinschaftsbundes und des Landeskirchenrates. Auch hier gilt es, 
örtliche Regelungen zu finden, die es ermöglichen, das Besucher der Gemeinschaft auch am 
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Gottesdienst der Kirchgemeinde teilnehmen können und umgekehrt. 
Grundsätzlich sollten in kleineren Orten parallele Veranstaltungen vermieden werden. 

5. Amtshandlungen und Sakramente 
5.1. Amtshandlungen 
Kirchliche Amtshandlungen sind Auftrag des zuständigen Gemeindepfarrers, auch Pfarrer der 
Landeskirche brauchen untereinander ein Dimissoriale. 

Prediger der Gemeinschaftsverbände sollten nach vorheriger Absprache mit dem Pfarrer an 
Liturgie und Verkündigung beteiligt werden, wenn dies von den Gemeindegliedern, die die 
Amtshandlung begehren, erbeten wird. 
Prediger der Landeskirchlichen Gemeinschaft können entsprechend den Ordnungen der 
Evang.- Luth. Kirche in Thüringen vom Landeskirchenrat zur Vornahme von Amtshandlungen 
in besonders gelagerten Fällen, vor allem wenn gewichtige seelsorgerliche Gründe dies na-
helegen, ermächtigt werden. Diese Ermächtigung ist an folgende Voraussetzung gebunden: 

Der betreffende Prediger gehört einer Evangelischen Landeskirche an und ist nach entspre-
chender Ausbildung eingesegnet. 

Die Leitung des Thüringer Gemeinschaftsbundes e.V. Verband landeskirchlicher Gemein-
schaften teilt die Namen der infrage kommenden Prediger dem Landeskirchenrat mit, wel-
cher die einzelnen Personen ermächtigt. 

Der Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften trägt in 
Zusammenarbeit mit dem Landeskirchenrat dafür Sorge, dass die genannten Prediger, die für 
Amtshandlungen notwendige Zurüstung theologischer, homiletischer, liturgischer und kirchen-
rechtlicher Art erhalten haben. 

Bevor der Prediger eine Amtshandlung vereinbart, holt er beim zuständigen Pfarramt das Di-
missoriale ein. Bestehen Bedenken im Blick auf die Erteilung des Dimissoriale, so entscheidet 
der Landeskirchenrat unter Einbeziehung des Superintendenten. 

Die Amtshandlungen werden nach den geltenden Ordnungen der Landeskirche vorgenom-
men. Nachdem der Prediger die Amtshandlung gehalten hat, trägt er dafür Sorge, dass dem 
zuständigen Pfarramt die notwendigen Angaben für eine Eintragung in die Kirchenbücher und 
für die erforderlichen Mitteilungen zur Verfügung stehen. 

Die Amtshandlungen werden in den Gemeinschaften wie in der Landeskirche in einem öffent-
lichen Gottesdienst vorgenommen. 
Aus Anlass der Visitation einer Kirchgemeinde sollen die dort ansässigen, von der Landeskir-
che zur Sakramentsverwaltung oder zur Vornahme von Amtshandlungen ermächtigten Perso-
nen besucht und mit ihnen über ihre Erfahrungen gesprochen werden. Die Verantwortung des 
Thüringer Gemeinschaftsbundes e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften bleibt unbe-
rührt. 

5.2. Taufe 
Für die Taufe gelten die Vereinbarungen entsprechend der Amtshandlungen. Da die Taufe 
aber die Mitgliedschaft in der Landeskirche begründet, ist im Falle einer Taufe in jedem Ein-
zelfall die Ermächtigung durch den Landeskirchenrat über den Thüringer Gemeinschaftsbund 
e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften einzuholen (es sei denn, das der Prediger die 
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Rechte der Ordination besitzt). Die Taufe erfolgt in der Regel in einem Gottesdienst der örtli-
chen Kirchgemeinde. Soll die Taufe in einem Gottesdienst des Thüringer Gemeinschaftsbund 
e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften stattfinden, so wird sie im Gottesdienst der 
Kirchgemeinde angekündigt (entsprechend kann auch bei einer Trauung verfahren werden). 

5.3. Abendmahl 
Im Blick auf das Abendmahl im Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. Verband landeskirchlicher 
Gemeinschaften gilt der Synodalbeschluss vom 11. Mai 1949 und die daraus abgeleitete Ver-
ordnung über das Verhältnis der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen zum Thüringer Gemein-
schaftsbund e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften. 

So wird erneut verbindlich festgehalten: 

Mit der ganzen Evang.-Luth. Kirche in Thüringen zusammen bejahen der Thüringer Gemein-
schaftsbund e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften die biblische Orientierung in 
evangelischen 
Gemeindelebens an Apostelgeschichte 2,42: „Sie blieben aber beständig in der Lehre der 
Apostel und in der Gemeinschaft, im Brotbrechen und im Gebet". So zählt zum Wesen und 
zum geistlichen Lebensvollzug des Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. Verband landeskirch-
licher Gemeinschaften neben Wortverkündigung, Gebet und der besonderen Pflege der Ge-
meinschaft auch das Heilige Abendmahl. Wortverkündigung und Abendmahl sind biblisch be-
gründete Ausdrucksformen für das sichtbare und unsichtbare Wort Gottes. Deshalb ist der 
Wunsch der Gemeinschaften, das Abendmahl auch selbständig feiern zu können, verständlich 
und von der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen wird diesem Wunsch entsprochen. 

Das in dem Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften 
angebotene Abendmahl kann und will Abendmahlsgottesdienste der Kirchgemeinden weder 
verdrängen noch ersetzen, noch darf es diese abwerten. Örtlich auftretende Schwierigkeiten 
sollten zwischen den verantwortlichen Gremien oder Personen in gegenseitigem Vertrauen 
besprochen und bereinigt werden. 

Die Leitung des Thüringer Gemeinschaftsbundes e.V. Verband landeskirchlicher Gemein-
schaften ist dem Landeskirchenrat gegenüber dafür verantwortlich, das solche Abendmahls-
feiern durch entsprechend zugerüstete und beauftragte Mitarbeiter stiftungsgemäß und geord-
net gehalten werden. 

6. Religionsunterricht 
Mitglieder des Thüringer Gemeinschaftsbundes e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaf-
ten können, wenn sie die Voraussetzungen der Vokationsordnung der Evang.-Luth. Kirche in 
Thüringen vom 11.05.1993 (Amtsblatt 1993 vom 10. Juli 1993, S. 115f.) erfüllen, mit Zustim-
mung des Thüringer Gemeinschaftsbundes e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften 
von der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen eine kirchliche Unterrichtserlaubnis für den Evange-
lischen Religionsunterricht (Vokation) erhalten. Die Vokationsordnung gilt auch für deren Fort- 
und Weiterbildung. 

7. Verbindungen und Absprachen 
Der Landeskirchenrat und die Leitung des Thüringer Gemeinschaftsbundes e.V. Verband lan-
deskirchlicher Gemeinschaften treffen sich in regelmäßigen Abständen zu gemeinsamen Ge-
sprächen. Auch das Präsidium der Synode der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen ist daran zu 
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beteiligen. Sie informieren sich darüber hinaus gegenseitig durch Zusendung wichtiger Veröf-
fentlichungen und Verlautbarungen. Sie sind darum besorgt, dass je in ihrem Bereich auch in 
den Superintendenturen und Gemeinden entsprechendes geschieht. Der Inspektor des Thü-
ringer Gemeinschaftsbundes e.V. Verband landeskirchlicher Gemeinschaften nimmt an der 
Sitzung der Leiter der Werke der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen teil. 

Für die Evang.-Luth. Kirche in Thüringen  
gez. Unterschrift 

Für den 
Thüringer Gemeinschaftsbund e.V. 
Verband Landeskirchlicher Gemeinschaften  
gez. Unterschriften 

Eisenach, am 26.2.1996 
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WESTFALEN 

Verabredungen 
zwischen der Evangelischen Kirche von Westfalen 

und dem 
Westfälischen Gemeinschaftsverband e.V. 

1. Die Evangelische Kirche von Westfalen und der Westfälische Gemeinschaftsverband e.V. 
mit seinen ihm angeschlossenen Gliederungen (Bezirksverbände/Bezirke) wissen sich den 
Grundartikeln der Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von Westfalen verpflichtet. 

2. Der Westfälische Gemeinschaftsverband e.V. ist ein freies Werk in der Evangelischen Kir-
che von Westfalen und gestaltet dem gemäß seine Arbeit in eigener Verantwortung. 

3. Die Evangelische Kirche von Westfalen ist dankbar für den ergänzenden und stellvertre-
tenden Dienst, den die landeskirchlichen Gemeinschaften an vielen Orten durch ihre Predige-
rinnen und Prediger, sowie durch viele engagierte Laien leisten und damit das kirchliche Leben 
mitgestalten. 

4. Nicht zuletzt werden durch den Westfälischen Gemeinschaftsverband e.V. gerade auch 
Menschen erreicht, die durch die Landeskirche nicht in gleicher Weise angesprochen werden 
können. 

5. Die landeskirchliche Gemeinschaft, die ihre Wurzeln im Pietismus und in der Erweckungs-
bewegung hat, weiß sich ihrerseits in der Landeskirche beheimatet. 

6. Die Evangelische Kirche von Westfalen und der Westfälische Gemeinschaftsverband e.V. 
erfüllen gemeinsam den Auftrag Gottes, das Evangelium den Menschen bekannt zu machen 
und zum Aufbau seiner Gemeinde beizutragen in gegenseitiger Achtung und Wertschätzung 
und sind bemüht, mit ihren verschiedene Gaben vertrauensvoll zusammenzuwirken und For-
men der Zusammenarbeit und der gegenseitigen Abstimmung in verschiedenen Bereichen 
ihres Dienstes zu vertiefen und weiterzuentwickeln. 

7. Regelmäßige Gespräche zwischen der Landeskirche und dem Westfälischen Gemein-
schaftsverband e.V. dienen diesem Interesse ebenso wie die Mitwirkung von Vertreterinnen 
und Vertretern des Westfälischen Gemeinschaftsverbandes in landeskirchlichen Gremien. 
 
8. Die Predigerinnen und Prediger des Westfälischen Gemeinschaftsverbandes e.V. mit sei-
nen ihm angeschlossenen Gliederungen gehören der Evangelischen Kirche von Westfalen an. 
Nach einer Zurüstung voziert die Landeskirche diese zum Dienst an Wort und Sakrament für 
die Zeit der Tätigkeit im Westfälischen Gemeinschaftsverband e.V. im Einvernehmen mit des-
sen Leitung. 

9. Die Vokation erfolgt im Auftrag der Landeskirche zum Dienst der Verkündigung und Sak-
ramentsverwaltung durch die zuständige Superintendentin oder den zuständigen Superinten-
denten. 

10. Diese haben im Benehmen mit der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden bzw. der Inspek-
torin oder dem Inspektor des Westfälischen Gemeinschaftsverbandes e.V. darauf zu achten, 
dass die Dienste der Verkündigung und Sakramentsverwaltung gemäß der Kirchenordnung 
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ausgeführt werden. 

11. Davon unberührt bleibt das Dienstverhältnis der Predigerin oder des Predigers zum West-
fälischen Gemeinschaftsverband mit seinen ihm angeschlossenen Gliederungen. 

12. Predigerinnen oder Prediger sollen zu den Pfarrkonferenzen und zu Fortbildungsveran-
staltungen für diejenigen, die zum Dienst der Verkündigung und Sakramentsverwaltung beru-
fen sind, eingeladen werden. 

13. Die Veranstaltungen im Westfälischen Gemeinschaftsverband sind öffentlich und haben 
ihr eigenes geistliches Profil, insbesondere durch Gestaltung des „Priestertums aller Gläubi-
gen". 

14. Die an der Heiligen Schrift orientierten Veranstaltungen im Westfälischen Gemeinschafts-
verband, z.B. Bibelstunden, Gruppenstunden und Gottesdienste, sind ein ergänzendes öffent-
liches Angebot in den jeweiligen Parochien. Sie sollten in Absprache und in gegenseitiger 
Offenheit und gutem Einvernehmen praktiziert werden. 

15. In der Regel sollen die Zusammenkünfte der landeskirchlichen Gemeinschaften nicht 
während der üblichen Gottesdienstzeiten der Ortsgemeinde stattfinden. Bei Neugestaltung der 
gottesdienstlichen Angebote, insbesondere in Wahrnehmung missionarischer Verantwortung, 
sind einvernehmliche Lösungen frühzeitig anzustreben. 

16. Durch Abkündigung und Bekanntmachung soll dafür Sorge getragen sein, dass Besuche-
rinnen und Besucher der landeskirchlichen Gemeinschaft auch am Gottesdienst der Kirchen-
gemeinde teilnehmen können. Das Gleiche gilt auch umgekehrt. 

17. Amtshandlungen werden in einem öffentlichen Gottesdienst nach der geltenden Ordnung 
vorgenommen. 

18. Bevor die Predigerin oder der Prediger eine Amtshandlung vereinbart, ist das Dimissoriale 
beim zuständigen Pfarramt einzuholen. Bestehen Bedenken bei der Erteilung des Dimissoriale 
entscheidet gemäß der Ordnung der westfälischen Landeskirche die zuständige Superinten-
dentin oder der zuständige Superintendent. 

19. Besondere Aufmerksamkeit kommt dabei der Taufe zu. Da sie auch die Mitgliedschaft in 
der Landeskirche begründet, erfolgt sie regelmäßig in einem Gottesdienst der örtlichen Kir-
chengemeinde. Soll die Taufe im besonderen Fall in einem Gottesdienst einer landeskirchli-
chen Gemeinschaft des Westfälischen Gemeinschaftsverbandes e.V. stattfinden, so wird sie 
im Gottesdienst der Kirchengemeinde angekündigt. Entsprechendes gilt auch für andere 
Amtshandlungen. 

20. In der Bindung an die Grundartikel der Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen werden Wortverkündigung, Gebet und die besondere Pflege der Gemeinschaft un-
tereinander und der Dienst aneinander und füreinander gestaltet. Dazu gehört auch die Feier 
des Heiligen Abendmahles als einer Ausdrucksform für das sichtbare und das unsichtbare 
Wort Gottes. 

21. Örtlich auftretende Irritationen oder Schwierigkeiten sollen zwischen den verantwortli-
chen Personen in gegenseitigem Vertrauen besprochen und bereinigt werden. Dabei gilt die 
Weisung der Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von Westfalen, nach Einmütigkeit zu 
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streben. 

Die vorliegenden Verabredungen wurden beschlossen 
- durch den Gemeinschaftsrat des Westfälischen Gemeinschaftsverbandes e. V. 

am 3. März 2001 und 
- durch das Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche von Westfalen am 20. März 2001.
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WÜRTTEMBERG 

Amtsblatt der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, Bd, 53 (1989), 
S.751-753 

Übereinkunft 
mit den Landeskirchlichen Gemeinschaften 

über die Durchführung von Abendmahlsfeiern 

Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 17. Mai 1989 - AZ 5 1.40 zu Nr. 208 

Die Evangelische Landeskirche in Württemberg hat mit ihren Landeskirchlichen Gemeinschaf-
ten über die Durchführung von Abendmahlsfeiern eine Übereinkunft getroffen, die nachste-
hend bekanntgegeben wird. 

Die Landessynode hat der Übereinkunft am 24. November 1988 zugestimmt. 
Der Beschluss hat folgenden Wortlaut: 

„1. Die Landessynode stimmt der zwischen dem Oberkirchenrat und den Landeskirchlichen 
Gemeinschaften getroffenen Übereinkunft über die Durchführung von Abendmahlsfeiern zu. 

2. Die Synode geht davon aus, das der Oberkirchenrat in Wahrnehmung der gegenseitigen 
Verantwortung die Landeskirchlichen Gemeinschaften darum bittet, diejenigen Personen re-
gelmäßig zu nennen, die damit beauftragt sind, Abendmahlsfeiern in den Landeskirchlichen 
Gemeinschaften zu leiten." 
Der Landesbischof hat diese Beschlüsse den Landeskirchlichen Gemeinschaften bekanntge-
geben und sie gebeten, der Bitte der Landessynode im Zeichen gegenseitiger Verantwortung 
nachzukommen. 

Die Übereinkunft wird nachstehend im Wortlaut bekanntgegeben. 
IV. 
Dietrich 

Die Evangelische Landeskirche in Württemberg 
trifft mit ihren Landeskirchlichen Gemeinschaften 

über die Durchführung von Abendmahlsfeiern folgende Übereinkunft: 

1. „Die evangelisch-lutherische Kirche in Württemberg, getreu dem Erbe der Vater, steht auf 
dem in der Heiligen Schrift gegebenen, in den Bekenntnissen der Reformation bezeugten 
Evangelium von Jesus Christus, unserem Herrn. Dieses Evangelium ist für die Arbeit und Ge-
meinschaft der Kirche unantastbare Grundlage" (Verfassung der Evangelischen Landeskirche 
in Württemberg, § 1). 

Auch die Landeskirchlichen Gemeinschaften mit ihrem besonderen Erbe stehen in Lehre und 
Praxis auf dem Boden der Heiligen Schrift und anerkennen die reformatorischen Bekenntnisse 
der Kirche. Ihre Arbeit geschieht im Rahmen der Landeskirche. 

2. Mit der ganzen Landeskirche zusammen bejahen die Landeskirchlichen Gemeinschaften 
die biblische Orientierung allen evangelischen Gemeindelebens an Apostelgeschichte 2,42: 
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„Sie blieben aber beständig in der Lehre der Apostel und in der Gemeinschaft und im Brotbre-
chen und im Gebet". 

So zählt zum Wesen und zum geistlichen Lebensvollzug der Landeskirchlichen Gemeinschaf-
ten neben Wortverkündigung, Gebet und der besonderen Pflege der Gemeinschaft auch das 
Heilige Abendmahl. Wortverkündigung u n d Abendmahl sind biblisch begründete Ausdrucks-
formen für das sichtbare und unsichtbare Wort Gottes. Deshalb begegnet dem Wunsch der 
Gemeinschaften, das Abendmahl auch selbständig feiern zu können, Verständnis. 

3. Das in den Landeskirchlichen Gemeinschaften angebotene Abendmahl kann und will 
Abendmahlsgottesdienste der Landeskirchlichen Ortsgemeinden weder verdrängen noch er-
setzen, noch darf es diese abwerten. Örtlich auftretende Schwierigkeiten sollten zwischen den 
verantwortlichen Gremien oder Personen in gegenseitigem Vertrauen besprochen und berei-
nigt werden. 

4. Die Leitung der Gemeinschaftsverbände und Werke sind der Kirchenleitung gegenüber 
dafür verantwortlich, das solche Abendmahlsfeiern durch entsprechend zugerüstete und be-
auftragte Mitarbeiter stiftungsgemäß und geordnet gehalten werden. Dafür bietet die Abend-
mahlsagende der Landeskirche (1977) eine Hilfe. 

Diese Übereinkunft ist ein Ausdruck gemeinsamer Verantwortung vor dem Herrn der Kirche, 
dessen Gegenwart im Heiligen Abendmahl Verheißung und Verpflichtung für seine Gemeinde 
ist. 

Stuttgart, den 12. November 1987  
D. Hans von Keler 

Altpietistischer Gemeinschaftsverband e. V. 
Walter Schaal 

Bahnauer Bruderschaft und Evangelische Missionsschule Unterweissach  
Dekan Dieter Eisenhardt 

Chrischona-Gemeinschaftswerk  
Klaus Haag 

Diakonissenmutterhaus Aidlingen  
Schwester Berta Kempf 

Gemeinschaftsverband Nord-Süd  
Erich Scheurer 

Gnadauer Brasilienmission  
Adam Bube 

Liebenzeller Gemeinschaftsverband  
Alfred Gajan, Lienhard Pflaum 

Süddeutsche Vereinigung für Evangelisation und Gemeinschaftspflege  
Friedhelm Boker, Werner Baur  
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Südwestdeutscher Verband für Entschiedenes Christentum  
Gerhard Horeld 

Verband der Jugendbünde für Entschiedenes Christentum der Süddeutschen Vereinigung 
für Evangelisation und Gemeinschaftspflege (SV/EC-Verband) 
H. -Eckard Löffler 

Württembergischer Brüderbund e.V. 
Friedrich Hänssler 

 
 
 
 

Amtsblatt der Evangelischen Landeskirche in Württemberg Bd. 56 (1994) 
S. 30-32 

Gegenseitige Erklärung 
zwischen Evangelischer Landeskirche 

und Landeskirchlichen Gemeinschaften 
„Pietisten-Reskript 1993“ 

(Evang. Landeskirche Württemberg, Landessynode, Altpietistischer Gemeinschaftsverband 
e.V., Süddeutscher Gemeinschaftsverband e.V., Liebenzeller Gemeinschaftsverband .V., 
Württembergischer Bruderbund e.V., Chrischona Gemeinschaftswerk, Gemeinschaftsverband 
Nord-Süd, Diakonissenmutterhaus Aidlingen, Pregizer Gemeinschaft) 
Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 31. Januar 1994 - AZ 50.01-9 Nr. 187 

Anlässlich des 250jährigen Bestehens des Herzoglichen General-Reskriptes wurde zwischen 
der Evang. Landeskirche und den Landeskirchlichen Gemeinschaften das „Pietisten-Reskript 
1993" erarbeitet und am 20. Dezember 1993 unterzeichnet. Es wird mit der Bitte um Beach-
tung bekanntgemacht. 
Dietrich 

Gegenseitige Erklärung 
zwischen Evangelischer Landeskirche 

und Landeskirchlichen Gemeinschaften 
„Pietisten-Reskript 1993“ 

Am 10. Oktober 1743 wurde im damaligen Herzogtum Württemberg das Verhältnis der Lan-
deskirche zu den pietistischen Gruppen innerhalb der Kirche durch ein „General-Reskript, be-
treffend die Privat-Versammlungen der Pietisten", förmlich geordnet. Dieser herzogliche Er-
lass, der überlegte Zugeständnisse und notwendige Grenzziehungen miteinander verbindet, 
wird mit Recht als „ein Markstein in der Kirchengeschichte unseres Landes" (Alfred Brecht) 
bezeichnet. 

Das Reskript hat dem sich immer weiter ausbreitenden Pietismus ein verantwortliches Eigen-
leben innerhalb der Kirche ermöglicht und dadurch einer separatistischen Absonderung ge-
wehrt. Der Pietismus bekam offiziell Heimatrecht in der Landeskirche. Er konnte sich fortan 
mit seinen besonderen Anliegen entfalten und wurde zu einem Element württembergischen 
Kirchenwesens, das sich auch in den späteren Phasen der Geschichte in seiner belebenden 
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und auftauenden Kraft bewährt und als tragfähig erwiesen hat. Der Pietismus hat inzwischen 
Mitverantwortung für die Landeskirche übernommen, von den Kirchengemeinderaten bis zur 
Landessynode. Zahlreiche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus seinen Reihen tragen und ge-
stalten das kirchliche Leben auf allen Ebenen mit. Auch wenn das Verhältnis zwischen Kirche 
und Pietismus nie ohne Spannungen war, so hat doch die Treue zur Kirche und zu ihrem Herrn 
den Ort dieser Frömmigkeitsbewegung innerhalb der verfassten Kirche wesentlich mitbe-
stimmt. 

Seit 1743 haben sich die Verhältnisse grundlegend gewandelt. Das gilt für die Kirche ebenso 
wie für den Pietismus. Die Kirche stellt sich heute als Volkskirche dar, die vielgestaltigen Glau-
bensweisen und Frömmigkeitsprägungen Raum gibt. Auch an der pietistischen Bewegung ist 
dieser Wandel nicht vorübergegangen. Aus den kleinen Gruppen der Anfangszeit sind große, 
durchorganisierte Gemeinschafts- und Jugendverbände mit breit gefächerten geistlichen An-
geboten und einem ausgeprägten Eigenleben geworden. Und wiewohl in den Gemeinschaften 
der biblisch-reformatorische Grundsatz vom „Priestertum aller Gläubigen" auch weiterhin wert-
geschätzt und praktisch geübt wird, werden heute viele Aufgaben von hauptamtlichen Mitar-
beitern wahrgenommen. 
Umso mehr ist es für die Zukunft von Bedeutung, dass sich Landeskirche und Pietismus ihr 
vertrauensvolles Miteinander bewahren und dass örtliche Kirchengemeinden und Landes-
kirchliche Gemeinschaften nicht in einem beziehungslosen Nebeneinander leben. 
In diesem Sinne nehmen die Evang. Landeskirche in Württemberg und die Landeskirchlichen 
Gemeinschaften das Jubiläum „250 Jahre Pietisten Reskript" zum Anlass, sich gegenseitig zu 
erklären: Die Landeskirche ist dankbar für den Dienst der Landeskirchlichen Gemeinschafts-
verbände und der in ihnen zusammengefassten Gemeinschaften samt den mit ihnen verbun-
denen Einrichtungen, Werken und Gruppen. Die württembergischen Verbände der Landes-
kirchlichen Gemeinschaften sind dankbar für den Freiraum, den ihnen die Landeskirche bisher 
gewährt hat und für alle Ermutigung und Forderung, die sie durch die Landeskirche insgesamt 
erfahren haben. 
Von diesem aus der gemeinsamen Geschichte erwachsenen Vertrauen her wollen Landeskir-
che und Gemeinschaftsverbände auch in Zukunft ihr gegenseitiges Verhältnis bestimmt sein 
lassen. Dafür sollen im Einzelnen folgende Grundsätze gelten: 

1. Der gemeinsame Auftrag 
Die Landeskirche und die Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände bekennen gemeinsam 
Jesus Christus als den Herrn seiner Gemeinde. Sie gründen sich auf die Heilige Schrift als die 
alleinige Quelle und Richtschnur von Glaube, Lehre und Leben. Sie halten fest, dass das Heil 
allein aus Gnade, allein durch den Glauben an Jesus Christus empfangen wird, so wie es die 
reformatorischen Bekenntnisse bezeugen. Der Auftrag Jesu Christi zur Verkündigung des 
Evangeliums verpflichtet die Landeskirche und die Gemeinschaften zu Zeugnis und Dienst. 

2. Eigenständigkeit und Zusammenwirken 
Die Gemeinschaftsverbände gestalten als freie Werke in der Landeskirche ihre Arbeit in eige-
ner Verantwortung. Dabei sind Landeskirche und Landeskirchliche Gemeinschaftsverbände 
gewillt, mit ihren Gaben vertrauensvoll zusammenzuwirken. Das bedeutet für Pfarrer und Pfar-
rerinnen wie auch für die Mitglieder der Kirchengemeinderäte, dass sie aufmerksam wahrneh-
men und respektieren, was sich innerhalb ihrer Gemeinden an geistlichem Leben entwickelt. 
Landeskirche und Gemeinschaften empfehlen, in die Nachrichten der Kirchengemeinde und 
in die gottesdienstlichen Abkündigungen auch Veranstaltungen der Gemeinschaften aufzu-
nehmen. Umgekehrt gilt für die Gemeinschaften und ihre Leiter, dass sie sich als Teil eines 
größeren Ganzen, nämlich der Landeskirche, verstehen. 
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3. Pfarrer und Prediger 
Die Pfarrer und Pfarrerinnen der Evang. Landeskirche und die hauptamtlichen Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen der Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände sind gehalten, die Gaben und 
Aufgaben des anderen zu achten und zu respektieren. Den Gemeindepfarrern wird nahege-
legt, die Verbindung zu den hauptamtlichen Mitarbeitern der Landeskirchlichen Gemeinschaf-
ten zu suchen, wie umgekehrt die hauptamtlichen Mitarbeiter der Gemeinschaften gebeten 
sind, regelmäßige Kontakte mit den Gemeindepfarrern ihres Bezirks zu pflegen. Gegenseitige 
Besuche, rechtzeitige Absprachen von Vorhaben und gelegentlicher Austausch, etwa bei der 
Verkündigung in Gottesdiensten und Gemeinschaftsstunden, auch Einladungen von Predigern 
zu Zusammenkünften der Pfarrerschaft, können diese Beziehungen vertiefen. 

4. Gottesdienst 
Die Veranstaltungen der Landeskirchlichen Gemeinschaften haben ihr eigenes geistliches 
Profil im Rahmen des „Priestertums aller Gläubigen". Von der bisherigen Regel, dass während 
der üblichen Gottesdienstzeit der Kirchengemeinde am Sonntagvormittag keine Zusammen-
künfte von Landeskirchlichen Gemeinschaften stattfinden, soll auch künftig nur in begründeten 
Ausnahmefallen abgewichen werden: 

- Wo aufgrund bestehender Tradition schon bisher zur Gottesdienstzeit Veranstaltungen der 
Gemeinschaften stattfinden, sollten örtliche Regelungen gefunden werden, die es ermögli-
chen, dass Besucher der Gemeinschaft auch am Gottesdienst der Kirchengemeinde teilneh-
men können und umgekehrt. 
- Besondere Situationen können es nahelegen, dass am Sonntagvormittag auch zur üblichen 
Gottesdienstzeit Veranstaltungen von Gemeinschaften durchgeführt werden: 

a) aus besonderen Anlassen (z.B. Jubiläen, Bezirkskonferenzen oder Bezirksmissionsfes-
ten); dabei soll am Ort selbst geklärt werden, ob diese Veranstaltungen nicht auch mit dem 
Gottesdienst der örtlichen Kirchengemeinde zusammengelegt werden können; 

b) in besonderen Situationen Veranstaltungen mit spezifischer missionarischer Ausrichtung. 
Solche bedürfen aber zuvor der Absprache zwischen der Leitung des zuständigen Gemein-
schaftsverbandes und dem Evang. Oberkirchenrat, der seinerseits das zuständige Dekanats-
amt mit einbezieht. 

5. Amtshandlungen 
Kirchliche Amtshandlungen sind Auftrag des zuständigen Gemeindepfarrers. Nach Einholung 
des Dimissoriale kann auch ein anderer Pfarrer eine Amtshandlung übernehmen. 

Prediger der Gemeinschaftsverbände können nach vorheriger Absprache mit dem Pfarrer an 
Liturgie und Verkündigung beteiligt werden, wenn dies erbeten wird. 

In besonders gelagerten Fällen, vor allem, wenn gewichtige seelsorgerliche Gründe dies na-
helegen, können auch Prediger der Landeskirchlichen Gemeinschaften entsprechend den 
Ordnungen der Landeskirche vom Oberkirchenrat zur Vornahme von Amtshandlungen er-
mächtigt werden. Diese Ermächtigung ist an folgende Voraussetzungen gebunden: 

- Der betreffende Prediger gehört einer evangelischen Landeskirche an und ist nach entspre-
chender Ausbildung eingesegnet. 

- Die Verbandsleitung teilt die Namen der in Frage kommenden Prediger dem Oberkirchenrat 
mit, welcher die einzelnen Personen ermächtigt. 
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- Der Gemeinschaftsverband trägt in Zusammenarbeit mit dem Oberkirchenrat dafür Sorge, 
dass die genannten Prediger die für Amtshandlungen notwendige Zurüstung theologischer, 
homiletischer, liturgischer und kirchenrechtlicher Art erhalten haben. 

- Bevor der Prediger eine Amtshandlung vereinbart, beantragt er beim zuständigen Pfarramt 
das Dimissoriale, nachdem er bei seinem Gemeinschaftsverband das Einverständnis für die 
Vornahme dieser Amtshandlung eingeholt hat. Bestehen Bedenken im Blick auf die Erteilung 
des Dimissoriale, so entscheidet der Oberkirchenrat. 

- Im Falle einer Taufe ist darüber hinaus in jedem Einzelfall die Ermächtigung durch den Ober-
kirchenrat über den zuständigen Gemeinschaftsverband einzuholen. 

- Die Amtshandlungen werden nach den geltenden Ordnungen der Landeskirche vorgenom-
men. 

- Nach Vornahme einer Amtshandlung trägt der Prediger dafür Sorge, dass dem zuständigen 
Pfarramt die notwendigen Angaben für eine Eintragung in die Amtshandlungsverzeichnisse 
und für die erforderlichen Mitteilungen zur Verfügung stehen. 

- Die Amtshandlungen werden in den Gemeinschaften wie in der Landeskirche in einem öf-
fentlichen Gottesdienst vorgenommen. Da die Taufe die Mitgliedschaft in der Landeskirche 
begründet, erfolgt sie in der Regel in einem Gottesdienst der örtlichen Kirchengemeinde. Soll 
die Taufe in einem gottesdienstlichen Raum der Landeskirchlichen Gemeinschaft stattfinden, 
so wird sie im Gottesdienst der Kirchengemeinde angekündigt. Entsprechend kann auch bei 
einer Trauung verfahren werden. 
- Aus Anlass der Visitation einer Kirchengemeinde sollen die dort ansässigen, von der Lan-
deskirche zur Sakramentsverwaltung oder zur Vornahme von Amtshandlungen ermächtigten 
Personen besucht und mit ihnen über ihre Erfahrungen gesprochen werden. Die Verantwor-
tung des zuständigen Gemeinschaftsverbands bleibt unberührt. 

6. Abendmahl in den Gemeinschaften 
Im Blick auf das Abendmahl in den Landeskirchlichen Gemeinschaften gilt die bestehende 
Übereinkunft zwischen Landeskirche und Gemeinschaften vom 12.11.1987 (Abl. 53, 1989, S. 
751753). Die Gemeinschaftsverbände nennen dem Oberkirchenrat in regelmäßiger Folge die-
jenigen Personen, die damit beauftragt sind, Abendmahlsfeiern in den Gemeinschaften zu lei-
ten. 

7. Verbindungen und Absprachen 
Die Kirchenleitung und die Leitungen der Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände treffen 
sich in regelmäßigen Abstanden zu gemeinsamen Gesprächen. Auch das Präsidium der Lan-
dessynode ist daran zu beteiligen. Sie informieren sich darüber hinaus gegenseitig durch Zu-
sendung wichtiger Veröffentlichungen und Verlautbarungen. Sie sind darum besorgt, dass je 
in ihrem Bereich auch in den Bezirken und Gemeinden Entsprechendes geschieht. 

Sie entsprechen damit der apostolischen Mahnung nach Epheser 4,1-6, die in Jesus Christus 
vorgegebene Einheit seiner Gemeinde in aller menschlichen Unvollkommenheit sichtbar und 
erfahrbar zu machen, wie und wo immer dies möglich ist. 

Stuttgart, den 22. Dezember 1993  
D. Theo Sorg 
Evangelische Landeskirche in Württemberg  
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Grundsätze zur Bildung von Gemeinschaftsgemeinden innerhalb der Evangeli-
schen Landeskirche in Württemberg vom April 2000 

Theologische Überlegungen 

Kirche ist nach reformatorischem Verständnis creatura verbi (Geschöpf des Wortes Gottes). 
Sie ist Gemeinschaft der durch Christus im Glauben gerechtfertigten Sünder, in der das Evan-
gelium »rein gelehrt« und die Sakramente dem Evangelium gemäß verwaltet werden (Confes-
sio Augustana Art. VII). Auf diese Grundbestimmung hin muss sich Kirche kritisch befragen 
lassen. 

Auch für die Anerkennung der Evangelischen Landeskirche als »Kirche« im Sinne von CA VII 
gilt der Glaubenssatz des Paulus an die Korinther: »Ihr aber seid Leib Christi ...« (1. Kor 12,27). 
Diese Zusage ergeht an die ansonsten sehr kritikwürdigen Christen in Korinth. Einen Rückzug 
von der sichtbaren Kirche — mit ihrer Vorläufigkeit und Fragwürdigkeit — auf ein unsichtbares 
Ideal haben die Reformatoren daher zu Recht als Flucht in eine »civitas Platonica« (»erdich-
tete Kirche«) abgelehnt (Apologia Confessionis 20/ BSLK 238). Bei der notwendigen Unter-
scheidung kam es ihnen auf die unlösbare Verbundenheit von ecclesia universalis et particu-
laris (sichtbarer Kirche im Allgemeinen und im Besonderen) und ecclesia spiritualis (Gemein-
schaft der wahrhaft Glaubenden) an. 

Die Taufe ist Hineingenommen werden in den Leib Christi durch den Heiligen Geist (1. Kor 
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12,13). Leib Christi ist sichtbar als ecclesia particularis in evangelischen Landeskirchen, Frei-
kirchen, der Römisch-katholischen Kirche, Orthodoxen Kirchen und einer Reihe mehr oder 
weniger selbstständiger Gemeinden, die freikirchlichen Charakter haben. Die ecclesia particu-
laris ist Teil der sichtbaren Gemeinschaft der Getauften. Taufe ohne Mitgliedschaft in einer 
Kirche läuft Gefahr, den Leib Christi als von den sichtbaren Kirchen abzulösendes Ideal miss-
zuverstehen. 

Die Taufe führt nicht ex opere operato (durch bloßen Vollzug) zum Heil; sie ist ein Handeln 
Gottes, das vom Glauben her und/oder auf Glauben hing geschieht. Die Mitgliedschaft in einer 
Kirche durch die Taufe, die nicht zum Glauben führt, verbleibt im Bereich der ecclesia particu-
laris. Allerdings ist die Grenze zwischen ecclesia universalis et paarticularis und ecclesia spi-
ritualis duch menschliches Urteil nicht festlegbar. Wie Taufe und Glaube zusammengehören, 
gehören auch exxlesia particularis und ecclesia spiritualis zusammen. 
Taufe und Glaube zusammengehören, gehören auch ecclesia particularis und ecclesia spiri-
tualis zusammen. 

Von der Grundbestimmung der Kirche im Sinne von CA VII als Gemeinschaft, in der das Evan-
gelium rein gelehrt und die Sakramente evangeliumsgemäß verwaltet werden, sind die eben-
falls zur Kirche gehörenden menschlichen Traditionen (traditiones humanae) zu unterschei-
den. Zu den traditiones humanas ist auch die parochiale Organisationsform der Gemeinden 
zu rechnen, die sich in einem längeren geschichtlichen Prozess in unserem Kulturraum als 
maßgeblich herausgebildet hat. Sie stellt nach wie vor in den evangelischen Landeskirchen 
die Regelform kirchlichen Lebens dar. Es wäre jedoch geschichtslos und gesetzlich, Kirche 
ausschließlich an diese Form gemeindlichen Lebens zu binden. Das Entscheidende für eine 
gottesdienstliche Gemeinschaft besteht nicht darin, dass sie Christen an einem bestimmten 
Wohnort umfasst, sondern dass Christen, woher sie auch kommen, im selben Gottesdienst 
ihre von Christus durch Wort und Sakrament geschenkte Koinonia (Gemeinschaft) finden. 

In einer sich verändernden gesellschaftlichen Situation verändern sich auch die Formen kirch-
lichen Lebens. Theologisch hat solche Veränderung Recht und Notwendigkeit auf Grund der 
Sendung der Kirche in die Welt. Wegen seiner missionarischen Dimension kann kirchliches 
Leben nicht darauf verzichten, sich zu „inkulturieren“, d.h. sich im Rahmen jeweiliger kulturel-
ler, sozialer und frömmigkeitsgeschichtlicher Gegebenheiten zu konkretisieren. Eine differen-
zierte „“Inkulturation“ ist ein wesentlicher Gesichtspunkt des Missionsgedankens (vgl. 1 .Kor 
9,19 ff.) und damit auch ein wichtiger Gesichtspunkt christlicher Ekklesiologie. Inkulturation in 
einer differenzierter werdenden Gesellschaft erfordert aber eine Vielfalt von Sozialgestalten 
kirchlichen Lebens, einschließlich einer Vielfalt von Gemeindeformen und Formen gottes-
dienstlichen Lebens. 

Allerdings sind Inkulturationsprozesse theologisch nicht als beliebig oder wertneutral anzuse-
hen. Dass kirchliches Handeln sich auf neue Situationen einzustellen hat, bedeutet nicht, sich 
gesellschaftlichen Bedingungen kritiklos anzupassen, sondern sie als Herausforderung zu ei-
ner theologisch verantworteten Neugestaltung zu verstehen. 

Die Pluralisierungs- und Individualisierungsprozesse, die zum Kennzeichen postmoderner Ge-
sellschaften geworden sind, betreffen auch das Leben der traditionellen Konfessionskirchen. 
Religiöse Deutungsmuster werden in zunehmendem Maß nicht mehr durch institutionelle Vor-
gaben oder durch die Vorgegebenheit einer bestimmten Tradition, sondern durch individuelle 
Wahl bestimmt. Theologisch unübersehbar ist, dass die damit einhergehende Subjektivierung 
dem christlichen Glauben in seinem Wesen fremd ist. 
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Gleichzeitig fördert die Differenziertheit und Unübersichtlichkeit heutiger Lebenswelt den 
Trend zu homogenen Gruppen, die eindeutige Orientierung bieten. Das Individuum bestimmt 
dabei selbst, zu welcher Gemeinde es gehört und wie lange. Personalgemeinden können die-
sem Trend in der Regel besser entsprechen als Parochialgemeinden. Theologisch bleibt frei-
lich daran festzuhalten, dass christliche Gemeinschaft nicht in der Homogenität ihrer Glieder, 
sei sie nun spirituell, kulturell oder sozial bestimmt, gründet, sondern in der Zusage des Evan-
geliums (vgl. Galater 3,28). Als „in Christus versöhnte Vielfalt" ist sie allerdings eschatologi-
sche Größe, die - aufgrund der Anteilhabe an der heilsgeschichtlichen Spannung zwischen 
„schon erfüllt" und „noch nicht vollendet" - in der Gegenwart immer bruchstückhaft und vorläu-
fig ist. 

Angesichts der gegenwärtigen Pluralisierungs- und Individualisierungstendenzen (s.o.) in Ge-
sellschaft und Kirche stehen Evangelische Landeskirche und Landeskirchliche Gemeinschaf-
ten gemeinsam vor der Aufgabe, eine Antwort auf die Frage zu finden, wie sie in dieser Situ-
ation der Verheißung und dem Auftrag des auferstandenen Jesus Christus gerecht werden 
können, in der Kraft seines Geistes missionarische Kirche zu sein (Matth. 28,18-20; Apg 1,8). 
Dazu gehört, 

1. dass sie sich im gemeinsamen Hören auf Gottes Wort ihrer Berufung zum Dienst in Wort 
und Tat vergewissern, 
2. dass sie sich der Gemeinschaft der Leiden Christi 
(Phil. 3,10) in unserer Gesellschaft nicht entziehen, 
3. dass sie auch unterschiedliche Akzentuierungen in der Entfaltung des Evangeliums als 
vielfaltige Gestalten des Gehorsams gegenüber dem einen Herrn wahrnehmen und leben. Die 
Einheit im Geiste Jesu Christi gibt die Freiheit zum differenzierten Dienst an den Menschen. 

Personalgemeinden, wie sie von den Landeskirchlichen Gemeinschaften gewünscht werden, 
sind Gemeinden einer spezifischen Frömmigkeitstradition. Sie sind, wie alle Gemeinden der 
Evangelischen Landeskirche, an das ihnen vorgegebene Evangelium von Jesus Christus, wie 
es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, als 
unaufgebbare Grundlage und kritischen Maßstab gebunden. Sie pflegen eine Frömmigkeit, 
die sich von der Tradition des Pietismus her versteht. Der Tradition des Pietismus verdankt 
unsere Landeskirche in ihrer Gesamtheit wichtige Impulse. 

Zum theologischen Problem werden Gemeinden - und zwar gleichgültig welcher Frömmig-
keitstradition sie angehören -, wenn sie unausgesprochen oder erklärtermaßen für ihre Fröm-
migkeitsformen einen Ausschließlichkeitsanspruch erheben und damit anderen Gemeinden 
absprechen, auf dem Boden von Schrift und Bekenntnis zu stehen. Für alle Gemeinden gilt §1 
Satz 1 Kirchengemeindeordnung: >>Die Kirchengemeinde hat die Aufgabe, aufgrund des Be-
kenntnisses der Evangelischen Landeskirche als deren Glied evangelischen Glauben und 
christliches Leben in der Gemeinde und bei den Einzelnen zu fordern und christliche Gemein-
schaft in Gesinnung und Tat zu pflegen.<< 
Theologisch verantwortet werden können Personalgemeinden in der derzeitigen kirchlichen 
Situation, wenn sie 
1. wie alle anderen Gemeinden der Evangelischen Landeskirche an das Evangelium von Je-
sus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation 
bezeugt ist, als Grundlage und Maßstab gebunden sind, 
2. nicht eine Unterscheidung beispielsweise von „biblischen" Gemeinden einerseits und 
„volkskirchlichen" Gemeinden andererseits geltend machen und 
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3. durch Strukturen des Miteinanders mit den verschiedenen Handlungsebenen der Landes-
kirche (örtliche Kirchengemeinde, Kirchenbezirk, Kirchenleitung) so verbunden sind, dass in-
haltliche und organisatorische Kommunikationsprozesse ohne weiteres stattfinden können. 
Die theologisch-geistliche und die organisatorische Verbindung muss gewollt und gelebt wer-
den. 

Das nachstehende Konzept versucht, diesen Gesichtspunkten im Rahmen des Möglichen 
Rechnung zu tragen. Dabei wird davon ausgegangen, dass ein Ignorieren faktisch sich entwi-
ckelnder bzw. bereits vorhandener Gemeindestrukturen bei den Landeskirchlichen Gemein-
schaften kein adäquates Verhalten der Kirchenleitung wäre, dass vielmehr der Versuch einer 
theologisch verantworteten Einbeziehung von Gemeinschaftsgemeinden in die Evangelische 
Landeskirche gemacht werden soll. 

Gemeinschaftsgemeinde (GG) 
GGn verstehen sich in der Tradition der Gemeinschaftsbewegung als Teil „freier Glaubens-
werke" innerhalb der Landeskirche, nicht als Kirchengemeinden im Sinne einer Körperschaft 
öffentlichen Rechts. Sie haben keine mitgliedschaftlich verfasste Rechtsform (ähnlich: Studen-
tengemeinden). D.h., diejenigen, die sich zu einer GG halten, müssen nicht Mitglieder einer 
juristischen Person (beispielsweise eines e.V.) sein. Im Rahmen der hergebrachten Rechts-
form der Gemeinschaft als e.V. können sie Vereinsmitglieder sein. Dabei ist der Verein mit der 
GG nicht identisch. Die Bildung einer GG innerhalb der Württembergischen Landeskirche ist 
an die Voraussetzungen gebunden, 
- dass Verkündigung und Sakramentsverwaltung der GG auf dem Boden von Schrift und re-
formatorischen Bekenntnissen stehen, 
- dass die Gemeinde eine geordnete und transparente Leitung und Verwaltung aufweist, 
- dass sie Gewähr der Dauer bietet, 
- dass der Gemeindeleiter und der zuständige Prediger bzw. die zuständige Gemeinde-
schwester oder Diakonin der Evangelischen Landeskirche angehören, 
- dass die Angehörigen des leitenden Gremiums der GG überwiegend der Evangelischen 
Landeskirche angehören, 
- dass Gemeinschaftsverband und GG bereit sind, eine vom Oberkirchenrat mit der Arbeits-
gemeinschaft Gnadauer Verbände und Werke in Württemberg abgesprochene Vereinbarung 
abzuschließen. 

Vereinbarung 
Die Vereinbarung wird im Einzelfall vom Oberkirchenrat, dem Kirchenbezirk, der örtlichen Kir-
chengemeinde oder Gesamtkirchengemeinde einerseits sowie vom Gemeinschaftsverband, 
dem Gemeinschaftsbezirk und der örtlichen Gemeinschaft andererseits geschlossen. Sie re-
gelt folgende Punkte: 

Zugehörigkeit 
Die GG ist Teil der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und zugleich des betreffen-
den Gemeinschaftsverbands. 

Verkündigung und Sakramentsverwaltung 
Verkündigung und Sakramentsverwaltung der GG geschehen auf der Grundlage des Evange-
liums von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen 
der Reformation bezeugt ist. 
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Prediger, Gemeindeschwester/Diakonin 
Der für die GG zuständige Prediger und/oder die zuständige Gemeindeschwester/Diakonin 
werden vom Oberkirchenrat auf Zeit (sechs Jahre mit Möglichkeit der Verlängerung, jedoch 
nicht über das 68. Lebensjahr hinaus) mit der Verkündigung des Evangeliums, der Verwaltung 
der Sakramente und der Vornahme von Amtshandlungen beauftragt, soweit sie eine entspre-
chende theologische Ausbildung besitzen. Die erforderliche theologische Ausbildung wird in 
der Regel an einer von der Landeskirche anerkannten Ausbildungsstätte erworben. Der be-
auftragte Prediger und/oder die Gemeindeschwester/Diakonin sind an Schrift und Bekenntnis 
gebunden. Bei der Vornahme von Amtshandlungen halten sie sich an die Ordnungen der Lan-
deskirche. Sie müssen der Evangelischen Landeskirche angehören. Die Beauftragung erfolgt 
in der Regel durch den zuständigen Dekan bzw. die zuständige Dekanin in einem Gottesdienst 
der GG. Der Prediger und/oder die Gemeindeschwester/Diakonin nehmen nach Möglichkeit 
an den regelmäßigen Zusammenkünften der Pfarrerinnen und Pfarrer des Kirchenbezirks und 
des Gemeindedistrikts teil. 

Taufen 
Taufen in der GG begründen die Mitgliedschaft in der Evangelischen Landeskirche.  

Verantwortlichkeit 
Die Leitung des zuständigen Gemeinschaftsverbands ist gegenüber dem Evangelischen 
Oberkirchenrat dafür verantwortlich, dass Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung in 
der GG auf der Grundlage von Schrift und Bekenntnis geschehen und die Amtshandlungen 
von dazu ermächtigten Personen nach den Ordnungen der Landeskirche vorgenommen wer-
den. 

Visitation 
Die GG wird im Rahmen der Visitation der örtlichen Kirchengemeinde von dem jeweils zustän-
digen Visitator besucht. Im Übrigen gilt Nr. 5., letzter Spiegelstrich, der „Gegenseitige(n) Er-
klärung zwischen Evangelischer Landeskirche und Landeskirchlichen Gemeinschaften" von 
1993: „Aus Anlass der Visitation einer Kirchengemeinde sollen die dort ansässigen, von der 
Landeskirche zur Sakramentsverwaltung oder zur Vornahme von Amtshandlungen ermäch-
tigten Personen besucht und mit ihnen über ihre Erfahrungen gesprochen werden. Die Ver-
antwortung des zuständigen Gemeinschaftsverbands bleibt unberührt." 

Zusammenarbeit 
Die GG arbeitet mit dem Kirchenbezirk, zu dem sie gehört, und der örtlichen Kirchengemeinde 
bzw. Gesamtkirchengemeinde zusammen. Dies kann in folgender Weise geschehen: 
Auf Kirchenbezirksebene wird in Aussicht genommen, zwei von der GG vorgeschlagene Ver-
treter in die Kirchenbezirkssynode zuzuwählen. Auf Kirchengemeindeebene bzw. in größeren 
Orten auf Gesamtkirchengemeindeebene wird in Aussicht genommen, einen von der GG be-
nannten Vertreter in den Kirchengemeinderat bzw. Gesamtkirchengemeinderat zuzuwählen, 
sofern nicht bereits ein leitender Mitarbeiter oder eine leitende Mitarbeiterin aus der GG Mit-
glied dieses Gremiums ist. Entsprechendes gilt für eine Erweiterung des leitenden Gremiums 
der GG. 
Ein Verbindungsausschuss, dem paritätisch einerseits Vertreter der GG sowie des Gemein-
schaftsbezirks und andererseits Vertreter der Kirchengemeinde/ Gesamtkirchengemeinde so-
wie des Kirchenbezirks angehören, wird gebildet. Ihm sollen nicht mehr als acht Mitglieder 
angehören. Die Mitglieder werden von den entsendenden Leitungsorganen aus deren Mitte 
berufen. Auf Kirchenbezirksebene ist dafür der Kirchenbezirksausschuss zuständig. 
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Die Mitglieder des Verbindungsausschusses wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und 
einen stellvertretenden Vorsitzenden für den Zeitraum von sechs Jahren. Wiederwahl ist mög-
lich. Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender sollen nicht dem gleichen Entsendungs-
gremium angehören. Zur ersten Sitzung lädt der zuständige Dekan oder die zuständige Deka-
nin ein und leitet die Wahl. 
Der Verbindungsausschuss tritt auf Einladung seines Vorsitzenden mindestens jährlich zu-
sammen. Er ist einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies unter Angabe 
der Tagesordnungspunkte verlangt. Er ist beschlussfähig bei Anwesenheit von mindestens 
zwei Dritteln der Mitglieder. 

Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Anwesenden gefasst. Stimmenenthaltungen gelten 
bei Wahlen als Nein-Stimmen, im Übrigen als nicht abgegebene Stimmen. 

Der Verbindungsausschuss hat die Aufgaben, 
1. die gemeinsamen Beziehungen weiterzuentwickeln, 
2. den Erfahrungsaustausch unter den Vereinbarungspartnern zu fördern, 
3. Empfehlungen für die Festlegung von Zeiten für Gottesdienste, Gemeinschaftsstunden 
und sonstige Veranstaltungen zu geben. 
4. bei Auftreten von Unstimmigkeiten unter den Vereinbarungspartnern zu vermitteln und 
5. Anregungen zu geben für 
5.1. gemeinsame Veranstaltungen (Bibelstunden, Evangelisationen usw.), Kanzeltausch und 
5.2. das Zusammenwirken in der Öffentlichkeitsarbeit (kirchliche Nachrichten in der Presse 
und in örtlichen Mitteilungsblättern, eigene Blätter, Gemeindebriefe, Ankündigungen, Schau-
kasten usw.). 

Unstimmigkeiten 
Unstimmigkeiten, die vor Ort nicht beigelegt werden können, legen die örtlichen Vertreter dem 
Evangelischen Oberkirchenrat und der Leitung des jeweiligen Gemeinschaftsverbands vor 
und bitten diese um eine gemeinsame Entscheidung. 

Gottesdienste 
Die Gottesdienste der GG sind als öffentliche Gottesdienste allen zugänglich, die an ihnen 
teilnehmen wollen. Sie sind Teil des landeskirchlichen Gottesdienstangebots an einem Ort. 
Um einer sinnvollen Ergänzung willen stellt die GG bei der Festlegung der Gottesdienstzeiten 
das Benehmen mit der örtlichen Kirchengemeinde oder der Gesamtkirchengemeinde her. 

Abendmahlsfeiern 
Die Abendmahlsfeiern der GG sind offen für alle, die nach § 2 Abendmahlsordnung eingeladen 
sind. Sie werden von einer Person geleitet, die von der Landeskirche dazu ermächtigt ist. 

Kirchenmitgliedschaft 
Die Vertragspartner gehen davon aus, dass diejenigen, die sich zur GG halten, in der Regel 
Mitglieder der Evangelischen Landeskirche sind. Die Mitgliedschaft in der Kirchengemeinde 
ihres Wohnorts bleibt unberührt. Sie können auch einer anderen christlichen Kirche angehö-
ren. 
Wenn sie keiner Kirche angehören, wirken die Verantwortlichen der GG, soweit dies möglich 
ist, daraufhin, dass sie Mitglieder der Evangelischen Landeskirche werden. Die Angehörigen 
der leitenden Gremien der GG müssen überwiegend Mitglieder der Evangelischen Landeskir-
che sein. Diejenigen, die nicht Mitglieder der Evangelischen Landeskirche sind, sollen einer 
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Mitgliedskirche der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK) angehören. Der Gemein-
deleiter sowie der zuständige Prediger und die zuständige Gemeindeschwester/Diakonin müs-
sen Mitglieder der Evangelischen Landeskirche sein. 

Kirchensteuermittel 
Die GG erhalt keine Zuweisungen bei der Verteilung der Kirchensteuermittel gemäß den all-
gemeinen Verteilgrundsätzen. Die Bezuschussung einzelner Aufgaben und Projekte ist damit 
nicht ausgeschlossen. 

Kündigung 
Die Vereinbarung kann vom Evangelischen Oberkirchenrat oder dem jeweiligen Gemein-
schaftsverband mit Wirkung für alle Beteiligten mit einer Frist von drei Monaten zum Jahres-
ende gekündigt werden. 

Evangelischer Oberkirchenrat Stuttgart, 12. April 2000 

Diese Vereinbarung wurde zwischen dem Evangelischen Oberkirchenrat, Stuttgart, und 
den Gnadauer Verbänden in Württemberg abgestimmt und von der Landessynode der 
Evangelischen Kirche in Württemberg am 8. April 2000 verabschiedet.
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BRASILIEN 

Richtlinien für die Arbeit der MEUC in der IECLB 

Die „Missao Evangélica Uniao Christa" (MEUC) in Brasilien ist von ihrer Gründung und 
von der Ausrichtung ihrer Arbeit her untrennbar mit der deutschen Gemeinschaftsbewe-
gung verbunden. In Deutschland ist sie als „Gnadauer Brasilien-Mission" im Gnadauer 
Verband Mitglied. In Brasilien ist sie eine Gemeinschaftsbewegung in Verbindung mit der 
Evangelischen Kirche Lutherischen Bekenntnisses in Brasilien (IECLB). 

Historischer Abriss 

Die IECLB13 behält in ihrem geschichtlichen Erbe Überlegungen und Erfahrungen, die bis zur 
Ur- gemeinde zurückgehen. Glaubensbekenntnisse und Richtlinien, welche vom Zentrum der 
Offenbarung Gottes in der Heiligen Schrift ausgehen oder darauf hinweisen, werden bedacht, 
sowie die Lehre und das Leben der IECLB lenken. Die Bekenntnis-Schriften der lutherischen 
Reformation des 16. Jahrhunderts sind wichtige Ansatzpunkte. 

Die Glaubenserfahrungen, die in der Kirche im Lauf der Jahrhunderte nach der Reformation 
erlebt wurden, verdienen die Wertschätzung, die Analyse und die Achtung der IECLB. Ende 
des 17. Jahrhunderts strukturierte sich in der Evangelischen Kirche in Deutschland eine Be-
wegung, die sich Pietismus nennt, welche einem alten Wunsch des Reformators Martin Luther 
nachgegangen ist. Er hatte vorgeschlagen, dass außer den regulären Gottesdiensten noch 
eine andere Art von Gottesdiensten stattfände, in dem Laien ihren Glauben aktiv ausdrücken 
könnten und sich mit dem Studium der Schrift beschäftigen sollten. 

Der Pietismus sah sein Hauptziel darin, Christen durch Bibelstunden und Gebetsstunden im 
Glaubensleben zu fördern. Besonders wurden die Heiligung, die Gemeinschaft und der Ge-
horsam den Geboten Gottes gegenüber betont. In dieser Bewegung wurden Laien befähigt 
und es wurde versucht, die Funktion des „Salz- und Sauerteig-Seins" durch Programme von 
Evangelisation, Mission, Diakonie, Gemeinschaft und Ausbildung von Mitarbeitern sowie an-
derer Aktivitäten zu praktizieren. 

Mit der deutschen Einwanderung in Brasilien kamen auch Menschen, die vom Pietismus ge-
prägt waren. Unter Pastoren, die hier gearbeitet haben, gab es eine größere Gruppe, welche 
die theologische Ausbildung in pietistischen Einrichtungen erhalten hatte. Der Pietismus ist 
seit Beginn ein Teil der Geschichte und des Lebens der IECLB, und die MEUC ist im Kontext 
unserer Kirche eine der hauptsächlichen Erben des Pietismus. 

1927 entsandte der „Gnadauer Gemeinschaftsverband” (eine pietistische Dachorganisation 
der Evangelischen Bewegungen in Deutschland) Missionar Alfred Pfeiffer nach Brasilien, um 
eine pietistische Arbeit innerhalb der evangelischen Gemeinden zu beginnen. Missionar Pfeif-
fer wohnte im Staat Santa Catarina und begann dort seine Arbeit und erreichte damit die wich-
tigsten evangelischen Gemeinden im Staat. In vielen Gemeinden lebten Menschen, welche 
sich noch an die pietistische Bewegung und ihre Arbeit in Deutschland erinnerten. Deshalb 
nahmen viele Mitglieder unserer Gemeinden an den Evangelisationen, den Bibelstundengrup-
pen und den Freizeiten und Mitarbeiterkursen teil. Im Jahr 1931 kam Friedrich Jakob Dietz als 
zweiter Missionar des Gnadauer Verbandes nach Brasilien. Um das Jahr 1950 brachte er 
diese Bewegung nach Rio Grande do Sul und begann in der Stadt Ijuí zu arbeiten. 
Im Jahr 1933 drückte sich die Pastorenkonferenz der Evangelischen Synode von Santa 
Catarina und Paraná über diese Arbeit folgendermaßen aus: 
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„Die Pastorenkonferenz genehmigt eine Evangelisation, welche im Geist des Neuen Testa-
mentes geschieht, auch wenn sie nicht von der Kirche aus organisiert wird. Wir hoffen und 
vertrauen aber, dass die Vorbereitungen der Evangelisation in Harmonie mit der Gemeinde 
und dem entsprechenden Pastor geschehe und dass eine unabhängige religiöse Organisation 
nicht geschaffen werde.” 

Seit 78 Jahren geschieht die Arbeit, welche durch die Missionare Pfeiffer und Dietz begonnen 
worden war, im Rahmen der Gemeinden der IECLB. Diese Arbeit wurde für viele Menschen 
zum Segen, doch brachte sie auch einige Konflikte mit sich. 

Seit 1982 bemühen sich die Vorstände der IECLB und MEUC Wege zu suchen, welche eine 
harmonische Zusammenarbeit zwischen den Mitarbeitern der IECLB und MEUC ermöglichen. 
Richtlinien wurden in Panambi im Jahr 1982 und in Porto Alegre im Jahr 1984 aufgestellt. Im 
Jahr 1994 wurde das Centro de Ensino Teológico - CETEOL (Zentrum des Theologischen 
Ausbildung) der MEUC von der Associagäo dos Seminários Teológicos Evangélicos - ASTE 
(Verband der evangelischen theologischen Seminare Brasiliens) anerkannt und die IECLB 
stimmte auch der Anstellung von Studenten des CETEOL in den Reihen der Pastore und Pas-
torinnen der IECLB zu. 1997 wurden die „Richtlinien für die Arbeit der MEUC in der IECLB” 
angenommen, deren historisch-theologische Einführung oben erwähnt sind. Diese Richtlinien, 
mit einem Zusatz vom Jahr 2000, gelten bis heute. In Juli 2002 anerkannte die Kirchenleitung 
die Faculdade Luterana de Teologia (FLT, Nachfolgerin des CETEOL) der MEUC als eine von 
der IECLB anerkannte theologische Ausbildungsstätte. 

Im Allgemeinen wird die Arbeit und das Zusammenleben der Mitarbeiter der IECLB und der 
MEUC ohne größere Probleme durchgeführt. In einigen Gebieten fehlt es jedoch an Dialog, 
Zusammenarbeit und gegenseitigem Verständnis. Es hat auch einige Fälle von Spannung, 
Auseinandersetzungen, theologischer und praktischer Meinungsverschiedenheiten, ja sogar 
Konflikte, gegeben. Die gültigen Richtlinien waren in vielen Gelegenheiten eine wertvolle Hilfe 
im Rahmen der Beziehung der IECLB und MEUC. Doch in einigen Aspekten sind sie als un-
präzis angesehen worden, sodass es auch verschiedene Interpretationen gab, die wiederum 
Beunruhigung und Missstimmungen zwischen den Leitungen und vor allem in den Gemeinden 
verursacht haben. 

So wurde von 2003 bis 2005, auf ausdrücklichen Wunsch der MEUC und des Beschlusses 
der Kirchenleitung, eine Dialog-Kommission zwischen IECLB und MEUC unter der Leitung des 
Kirchenpräsidenten, Pastor Walter Altmann, gegründet. Diese Kommission besprach einige 
besondere Situationen und führte zu einer allgemeinen Überarbeitung der Richtlinien und Ziele 
der Arbeit der MEUC innerhalb der IECLB, gemäß der Punkte, die in der Folge noch aufgezeigt 
werden sollen. Darin ist auch die Bildung einer ständigen Dialog-Kommission zwischen IECLB 
und MEUC vorgesehen, zur Ausarbeitung zusätzlicher praktischer Vereinbarungen, zur Ver-
tiefung der Zusammenarbeit und zur andauernden Einschätzung der Beziehungen und der 
hier ausgearbeiteten Richtlinien. Hervorzuheben ist jedoch, dass auch die besser formulierten 
Richtlinien immer von der Effizienz, den Anstrengungen, des guten Willens, des gegenseitigen 
Verstehens und des gegenseitigen Geistes der Liebe aller Menschen und aller in dieser Be-
ziehung einbezogenen Gemeinden abhängen. Glücklicherweise herrschen diese Eigenschaf-
ten in der Mehrzahl der Fälle vor. 

Diese Richtlinien beabsichtigen, neue Zukunftsperspektiven sowohl in den Orten, in denen die 
MEUC historisch präsent ist, sowie auch bei der Eröffnung neuer Arbeitsfelder gemäß dem 
Geist des PAMI - Plano de Agäo Missionária da IECLB (Missionarischer Aktionsplan der 
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IECLB) in den hier vereinbarten Modellen zu geben, und somit die Wiederaufnahme des ur-
sprünglichen Rufes der MEUC zu fördern, d.h. Mission zu treiben und zum Aufbau christlicher 
Gemeinden zu arbeiten. 

Wir danken Gott für die Gemeinden der IECLB und für die Arbeit der MEUC in ihrer Geschichte 
und bitten, dass der Heilige Geist die IECLB und MEUC ständig orientiere, damit diese Richt-
linien und die darauf folgenden Dialoge gesegnet werden. 

Richtlinien 

1. Die MEUC versteht sich - und die IECLB anerkennt sie - als Bewegung der Gemeinschaft, 
des Lebens und der Arbeit in der IECLB, mit missionarischem und pastoral-diakonischem 
Schwerpunkten, in Kontinuität der Theologie und Frömmigkeit der lutherischen Reformation 
und des lutherischen Pietismus. 

2. In Treue und im Halten der Glaubensprinzipien des Pietismus nimmt die MEUC die Basis 
der Bekenntnisschriften der IECLB, gemäß ihrer Verfassung, Artikel 5, vollständig an, und an-
erkennt ihre normativen Dokumente zusammen mit den vorliegenden Richtlinien als leitenden 
für ihre Arbeit in der IECLB. 

2.1. Als interne Bewegung in der IECLB, unter dem starken Einfluss der protestantischen 
Tradition des Pietismus, sieht die MEUC ihre historische Berufung in der Förderung und in der 
Erneuerung des Lebens durch den Ruf zur Busse und Bekehrung und zum Aufbau der Ge-
meinde, ausgehend von innerer und äußerer evangelistischer und missionarischer Arbeit; in 
der Förderung der Gemeinschaft, des christlichen Zeugnisses, der Jüngerschaftsschulung, 
der Heiligung, des allgemeinen Priestertums aller Gläubigen (1. Petr. 2,9); in der Verbreitung 
von Literatur zum geistlichen Aufbau; in der pastoralen-seelsorgerlichen Arbeit für alle Alters-
klassen in der Gemeinde; in der Stärkung der Familie, in der Diakonie, sowie der formellen 
und informellen theologischen Ausbildung. 

2.2. Die IECLB anerkennt die innere Organisation der MEUC, gemäß ihren Sozial-Statuten 
und der Internen Ordnungen, und respektiert ihre Vorrechte und Verantwortung bezüglich ih-
res sozialen Besitz und ihrer Verwaltung, bezüglich der Aussendung der Mitarbeiter, deren 
Einkommen und Rentenversicherung. 

3. Die MEUC erfüllt durch ihre Tätigkeiten eine Aufgabe der Evangelisation, der Seelsorge 
und Diakonie innerhalb der Gemeinden der IECLB, doch erreicht sie auch Menschen, die nicht 
der IECLB angehören. Diese werden via MEUC ganz in die IECLB integriert. Als Ergebnis 
dieser Arbeit der MEUC gibt es in der Praxis und werden anerkannt vier Modelle der Arbeit 
der MEUC in der IECLB: 

a. Die Arbeit, die für die Gemeinschafts-, Lebens- und Arbeitsgruppen von der MEUC inner-
halb der Gemeinden der IECLB gestaltet werden; 

b. Die Gründung von Gemeinschaftsgruppen nach dem Modell von „Predigt-Orten" (Pontos 
de Pregagäo) im Rahmen von Gemeinden oder Parochien der IECLB; 

c. Die Gründung von Gemeinden durch die missionarische Arbeit der MEUC, die in schon 
bestehende Parochien der IECLB eingegliedert werden; 

d. Die Gemeinde mit parochialem Vorrecht14, die aus der Arbeit der MEUC entstanden ist, bei 
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der keine der vorher erwähnten Modelle sich als gangbare Lösung zeigte, besonders in Städ-
ten, wo Parochien bereits bestehen oder in Städten, in denen noch keine Parochie besteht 
und in denen die IECLB noch nicht tätig ist. 

4. In der Entwicklung der Arbeit der MEUC nach dem Modell 3a, die nach Absprache und in 
geschwisterlichem Einverständnis mit dem/der Pastor/-in begann, können interessierte Glie-
der und Gemeinden der IECLB im betreffenden Gebiet, von der/die Missionar/in der MEUC 
und ihren Mitarbeitern besucht werden, sowie in Privathäusern Bibelstunden gehalten werden. 
Dabei wird die Mitteilung und die gemeinsame Planung mit den Mitarbeitern der IECLB emp-
fohlen, welche im entsprechenden Gebiet arbeiten. Die Entstehung der Arbeiten durch die 
MEUC nach dem Modell 3a besteht durch geschwisterliches Verständnis und durch die Zu-
stimmung des Parochie-Vorstandes und des entsprechenden Synodalrates15. Die Entstehung 
von Gemeinden oder Parochien, hervorgehend aus der Arbeit der MEUC (3c und 3d) - oder 
die Anerkennung als Parochie oder Gemeinde eines bereits bestehenden Bezirk der MEUC, 
welcher schon vorher die gleichen Eigenschaften einer Parochie oder Gemeinde hatten - folgt 
den in den Vorschriften der IECLB vorgesehenen Vorgang (Anerkennung des Parochialvor-
standes [3c] und im Synodalvorstand, gefolgt von der Bewilligung der Kirchenleitung). Diese 
Gemeinden oder Parochien werden jedoch von der MEUC, unter der seelsorgerlichen und 
theologischen Überwachung des Exekutivdirektors der MEUC in Übereinstimmung mit dem 
betreffenden Synodalpastor, geleitet und verwaltet. 

5. Die Verbindung der konstituierten Gemeinde nach 3c und 3d mit der IECLB zeigt sich durch 
die konfessionelle Identifizierung, die sowohl in der Einführung der vorliegenden Richtlinien 
(Punkte 1 und 2) als auch im Sozial-Statut der MEUC genannt wird, sowie durch das Anführen 
des Symbols der IECLB zusammen mit dem der MEUC auf den Identifikationsplakaten und 
offiziellen Dokumenten ausgedrückt. Diese konstituierte Gemeinde wird durch das Sozial-Sta-
tut der MEUC und durch die spezifische interne Ordnung geregelt, welche unter den Gemein-
den und Parochien (im Fall des Modells 3c) bzw. unter Gemeinde und Synode (im Fall des 
Modells 3d) - immer unter Beachtung der vorliegenden Richtlinien - festgesetzt wird. 

6. Die Teilnahme der Gemeindeglieder und Teilnehmer von Gemeinschaftsgruppen wird an 
synodalen Anlässen und Aktivitäten gefördert, sowie die Zusammenarbeit und der Austausch 
unter den Gemeinden der IECLB, inklusiv der aus den Arbeiten der MEUC entstandenen. 

7. Die MEUC wird ihre eigenen missionarischen Mitarbeiter/innen haben, Glieder der IECLB, 
mit den oben genannten begrenzten Arbeitsfeldern (3a-d). Ihre Ordination durch die MEUC 
wird von der IECLB anerkannt und soll von jedem Mitarbeiter/ jeder Mitarbeiterin formell be-
antragt werden. Der Antrag soll die Annahme der konfessionellen Grundsatze der IECLB und 
ihrer Ordnungen enthalten, so wie sie in die vorliegenden Richtlinien vorgesehen werden. Die 
MEUC sendet die Mitarbeiter/innen auf ihre Arbeitsfelder gemäß ihrer Ordnungen und ist 
selbst für ihre Lebensunterhalt und Rentenversicherung verantwortlich. Wenn diese Mitarbei-
ter/innen ein Arbeitsfeld übernehmen, werden sie in der lokalen Gemeinde, je nach dem Mo-
dell der vorliegenden Richtlinien, vorgestellt und/oder eingesetzt. 

7.1. In Arbeitsfeldern nach dem Modell 3a und 3b steht die Austeilung der Sakramente und 
Amtshandlungen unter der Verantwortung des/der pastoralen Mitarbeiters/Mitarbeiterin der 
entsprechenden Gemeinde/Parochie der IECLB, sofern dies durch die entsprechenden Paro-
chie- oder Synodalvorstände den Mitarbeitern der MEUC nicht genehmigt wurde, diese pas-
toralen Aufgaben auszuführen. Im Fall der Modellen 3c und 3d übernehmen diese Verantwor-
tung die jeweiligen ordnungsgemäß ordinierten Mitarbeiter/innen. 
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7.2. Die Jahresberichte werden der Direktion der MEUC und der IECLB freigegeben, inklusive 
die Erstellung der jährlichen statistischen Angaben. 

7.3. Es werden regelmäßige Treffen der Mitarbeiter/innen der IECLB und der Missionare/in-
nen der MEUC für gemeinschaftlichen Austausch und für die Planung der Arbeit geben. Die 
Mitarbeiter/innen der MEUC werden an den Synodalkonferenzen teilnehmen. 

8. Falls die Mitarbeiter/innen der MEUC sich dem Mitarbeiterstab der IECLB anschließen wol-
len, wird ihre Annahme nach den Kriterien der IECLB in Absprache mit der MEUC geschehen; 
so dass ein Programm der Befähigung oder Anpassung zum Dienst zur Bedingung gemacht 
werden kann. Falls der Kandidat/in angenommen wird, werden für diese Mitarbeiter alle gülti-
gen Rechte und Pflichten der Ordnungen der IECLB angewandt. Im Fall einer Überlassung 
von Mitarbeitern der IECLB in die Mitarbeiterschaft der MEUC bleiben diese in der Regel auch 
der konstanten Bereitschaft der internen Ordnungen der MEUC unterworfen, ausgenommen 
in besonderen Fällen, aufgrund gegenseitiger Vereinbarung. 
 
9. Die zukünftig ordinierten Mitarbeiter/innen, die in Gemeinden (3c) und Parochien (3d) tätig 
werden, werden durch die MEUC in der von ihr und von der IECLB anerkannten Ausbildungs-
stätte ausgebildet, vorzugsweise in der Faculdade Luterana de Teologia - FLT. 

9.1. Es ist wünschenswert, dass die Theologiestudenten, die ihre Ausbildung abgeschlossen 
haben und sich als Mitarbeiter/innen der MEUC kandidieren oder für diese Arbeit eingeladen 
werden, sich in die Praktikumszeit (Vikariat) der IECLB integrieren (PPHM). Dies soll im Ein-
verständnis mit der MEUC und dem Exekutivsekretariat der IECLB geschehen und das Prak-
tikum (PPHM) wird in einer Gemeinde/Parochie der IECLB absolviert, ebenfalls in Gemein-
den/Parochien, die aus der Arbeit der MEUC entstanden sind. Es wird empfohlen, dass 
ein/eine Laien-Vertreter/innen der MEUC in der Prüfungskommission zur Aufnahme im PPHM 
teilnimmt. 

9.2. An den zukünftigen Ordinationen in der MEUC werden der Präsident oder der/die Syno-
dalpastor/in der IECLB teilnehmen; wodurch sich nach obigem Artikel 7 die Anerkennung der 
IECLB ergibt. 

10. Aufgrund der konfessionellen Identifikation der MEUC mit der IECLB werden die Teilneh-
mer/ Mitglieder der MEUC in jedem der obigen Modelle für alle Auswirkungen Mitglieder der 
IECLB. In den Modellen 3a und 3b werden sie Mitglieder der betreffenden Gemeinden der 
IECLB und in den Modellen 3c und 3d werden sie den entsprechenden Registern der entspre-
chenden Gemeinde eingetragen und in ihren jährlichen Berichten und statistischen Formula-
ren aufgeführt. 

11. Sowohl die traditionellen Gemeinden der IECLB, sowie diejenigen, die aus der Missions-
arbeit der MEUC und ihrer entsprechenden Mitarbeiter entstanden sind, werden sich von jeder 
Art gegenseitiger Abwerbung von Mitgliedern enthalten. Im Gegenteil, sie werden sich für den 
vollen gegenseitigen Respekt und die bestmögliche Integration unter sich einsetzen. 

11.1 Die eventuellen Versetzungen von Mitglieder einer Gemeinde zur andern aufgrund be-
sonderen Ursachen sollen mit poimenische Sensibilität behandelt werden und im gegenseiti-
gen Einverständnis der betreffenden Gemeinden, Mitarbeiter/innen und Vorstände. 

12. Die Mitglieder der IECLB, Teilnehmer von Gemeinschaftsgruppen der MEUC (Modell 3a 
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und 3b) unterstützen finanziell die entsprechende Gemeinde, und die Gemeinden der IECLB, 
die aus der Arbeit der MEUC entstanden sind (Modell 3c und 3d) werden mit dem Zehnten 
ihrer Einnahmen mithelfen. Da die MEUC die finanzielle Verantwortung trägt, gemäß Punkt 
2.2 dieser Richtlinien, werden 2/3 des Zehnten für die Zentralkasse der MEUC und 1/3 für die 
entsprechende Synode der IECLB übergeben. 

13. Die IECLB und die MEUC werden eine permanente Dialogkommission (Comissäo Per-
manente de Diálogo) haben, paritätisch aus vier Mitgliedern und zwei Stellvertretern zusam-
mengestellt, welche eine Amtszeit von 4 Jahren haben werden und durch die Kirchenleitung 
und den Vorstand der MEUC berufen werden. Diese Dialogkommission wird regelmäßig zwei 
Mal im Jahr zusammenkommen und außergewöhnlich nach Bedarf, um alle Anliegen zu be-
sprechen. Die Dialogkommission hat folgende Aufgaben: 

- Ausarbeitung von Orientierungen im Blick auf die Punkte, in denen es in der IECLB und der 
MEUC unterschiedliche Handhabungen gibt, u. a. die Art der Anerkennung der IECLB von der 
Ordinationen der MEUC, die Beurteilungen der Mitarbeiter/in - welche gemeinsam durchge-
führt werden -, die Teilnahme an den Mitarbeiterkonferenzen, liturgische Fragestellungen, Ge-
brauch des Talars bei der Kasualhandlungen, Planung der Dienste, Kollekten-Planung, sowie 
Aspekte zu thematisieren, die in den Programmen oder Ordnungen der IECLB (wie EMO und 
OJD) erwähnt oder geregelt werden. Diese Orientierungen sind Gegenstände der besonderen 
Beschlüsse, die in gegenseitiger Übereinstimmung und in einem dauernden Annäherungspro-
zess besprochen werden; 
- Jährliche Auswertungen der Verwendung dieser Richtlinien und deren Effizienz in der Pra-
xis, und nach drei Jahren einen schriftlichen Bericht den zuständigen Instanzen der IECLB 
und der MEUC zukommen lassen, damit die vorliegenden Richtlinien beurteilt werden und 
nach Bedarf umformuliert werden; 

- Die Gestaltung von regelmäßigen theologischen Aktualisierungskursen für die Mitarbei-
ter/innen der MEUC und der IECLB; 

- Die Überprüfung, die Begleitung und/oder Lösungsvorschläge bei Schwierigkeiten in den 
Beziehungen, sowie wenn nötig, immer eine sofortige Beratung für die dringlichsten Situatio-
nen zu suchen. 

14. Die Spannungsfälle oder Konflikte, welche in vorhandenen Arbeitsgebieten entstehen 
könnten und nicht direkt vor Ort, in den betreffenden Gemeinden oder Parochien der IECLB 
und Bezirke der MEUC gelöst werden können, werden zunächst durch die entsprechende Sy-
node und die entsprechende Instanz der MEUC behandelt; als zweite Instanz durch die per-
manente Dialogkommission und zuletzt zwischen den Vorständen der MEUC und der IECLB. 

15. Diese Richtlinien werden mit ihrer Annahme durch den Kirchenrat der IECLB und die Mit-
gliederversammlung der MEUC gültig und ersetzen die vorherigen geltenden Richtlinien. Allein 
der Kirchenrat der IECLB und die Mitgliederversammlung der MEUC können durch Initiative 
einer von ihnen die vorliegenden Richtlinien durch schriftliche Mitteilung teilweise oder kom-
plett aufheben. 

Mitgliederversammlung der MEUC 24. und 25. April 2005  
Kirchenrat der IECLB, 05. und 06. August 2005.
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ÖSTERREICH 
 

Ordnung der evangelisch-kirchlichen Gemeinschaft 
„Evangelische Missionsgemeinschaft Salzburg“ 

113. Zl. VER 09; 1455/2016 vom 21. Juni 2016 

Die Synode A. B. hat in ihrer 7. Session der 14. Gesetzgebungsperiode am 3. Juni 2016 fol-
gende Ordnung beschlossen: 

Ordnung der evangelisch-kirchlichen Gemeinschaft 
„Evangelische Missionsgemeinschaft Salzburg“ 

 

§ 1 
Name, Sitz, Tätigkeitsbereich 

(1) Die evangelisch-kirchliche Gemeinschaft führt den Namen „Evangelische Missionsge-
meinschaft Salzburg“ (EMS) und hat ihren Sitz in 5020 Salzburg. 

(2) Die Tätigkeit der EMS erstreckt sich auf das gesamte Bundesgebiet der Republik Öster-
reich. 

(3) Die EMS ist durch Beschluss der Evangelischen Synode A. B. in Österreich als evange-
lisch-kirchliche Gemeinschaft anerkannt worden und besitzt gemäß Art. 70 der Verfassung der 
Evangelischen Kirche A. und H. B. in Österreich den rechtlichen Status einer Körperschaft 
öffentlichen Rechts. 

§ 2 
Grundsätze und Zweck der EMS 

(1) Die Tätigkeit der EMS ist nicht auf Gewinn gerichtet und verfolgt ausschließlich und un-
mittelbar gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke im Sinne der BAO. 

(2) Die EMS hat im Rahmen der Evangelischen Kirche A. B. in Österreich den Zweck, allen 
Menschen das Evangelium von Jesus Christus gemäß der Heiligen Schrift — Altes und Neues 
Testament — im Sinne des Apostolischen Glaubensbekenntnisses zu verkünden, sie zur Um-
kehr und dadurch in die persönliche Lebensgemeinschaft mit Jesus Christus zu führen. 

(3) Menschen sollen in der EMS durch Gottesdienste im Glauben gestärkt und gefördert wer-
den. 

(4) Die EMS möchte Anleitung zu einem christlichen Zeugnis und aktiven Dienst geben. 

(5) Engagement der EMS für die Umsetzung christlicher Werte in der Gesellschaft: 

 5.1. Angebote zur Bewältigung von Lebenskrisen; 

 5.2. Angebote zur Betreuung und Freizeitgestaltung von Kindern und Jugendlichen; 

 5.3. Angebote zur Familienbetreuung und Erziehungsberatung; 

 5.4. Organisation und Durchführung sportlicher Aktivitäten; 
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 5.5. Förderung christlicher Musik; 

 5.6. Verbreitung christlicher Literatur; 

 5.7. Diakonische Begleitung von bedürftigen Menschen. 

§ 3 
Zusammenarbeit und Mittel zur Erreichung des Zweckes 

(1) Der Zweck soll durch die in den Z. 2 und 3 angeführten ideellen und materiellen Mittel 
erreicht werden. Dabei ist eine Zusammenarbeit mit der Evangelischen Kirche A. B. in Öster-
reich, ihren Pfarrgemeinden und diakonischen Einrichtungen sowie evangelisch-kirchlichen 
Vereinen vorgesehen. Die nähere Gestaltung dieser Zusammenarbeit wird durch eine Verein-
barung zwischen der Evangelischen Kirche A. B. und der EMS geregelt, deren aufrechtes 
Bestehen Voraussetzung für das Bestehen der gegenständlichen Ordnung ist. 

(2) Als ideelle Mittel dienen: 

 2.1. Gottesdienste und Veranstaltungen für verschiedene Alters- und Interessengruppen; 

 2.2. Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in verschiedener Form, wie Kindergottesdienst, 
Kinderstunden, Jugendstunden, gemeinsame Freizeitveranstaltungen, Jugendtreffen, sportli-
che Betätigung und dergleichen; 

 2.3. Durchführung von Freizeiten, Ausflügen, Schulungskursen und Konferenzen; 

 2.4. Verkündigung des Wortes Gottes (Heilige Schrift) durch Verbreitung christlicher Lite-
ratur, Zeitschriften und Musik; 

 2.5. Pflege und Förderung von geistlicher Musik, Gesang und Chorarbeit; 

 2.6. Herausgabe von Rundbriefen und Informationsschriften sowie deren Veröffentlichung 
im Internet; 

 2.7. Erwerb und Miete von Liegenschaften und die Errichtung von Gebäuden zur Erfüllung 
des Zweckes der EMS. 

(3) Die erforderlichen materiellen Mittel werden aufgebracht durch: 

 3.1. Beiträge der Mitglieder der EMS; 

 3.2. Erträge aus den von der EMS durchgeführten oder organisierten Veranstaltungen im 
weiteren Sinne (Z. 2 dieses Paragrafen); 

 3.3. Führen von unentbehrlichen und entbehrlichen Hilfsbetrieben zur ausschließlichen 
Verwirklichung des Zweckes der EMS; 

 3.4. freiwillige Zuwendungen aller Art (Spenden, Schenkungen, Anfälle von Todes we-
gen). 
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§ 4 
Bildung der EMS 

 Die Bildung der EMS geschieht in der konstituierenden Generalversammlung durch die 
Mitglieder des Proponentenkomitees. 

§ 5 
Mitgliedschaft 

(1) Die Mitglieder der EMS gliedern sich in ordentliche (tätige Mitglieder) und in außerordent-
liche Mitglieder (fördernde Mitglieder). 

(2) Ordentliche Mitglieder sind diejenigen, die sich ander Arbeit im Sinne der Ordnung betei-
ligen. 

(3) Außerordentliche Mitglieder sind diejenigen, die die Arbeit der EMS materiell, finanziell 
und ideell fördern. 

(4) Ordentliches Mitglied der EMS kann jede eigenberechtigte Person werden, die an Jesus 
Christus als ihren persönlichen Herrn und Erlöser glaubt, die Heilige Schrift als maßgebliche 
Autorität für Glauben und Leben anerkennt und sich zu den Grundsätzen und dem Zweck der 
EMS bekennt und aktiv am Gemeindeleben teilnimmt. 

(5) Außerordentliche Mitglieder können physische und juristische Personen werden, die die 
Tätigkeit der EMS materiell, finanziell oder ideell fördern. 

(6) Die Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern erfolgt durch den Vor-
stand. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden. Die Mitgliedschaft 
der Mitglieder der EMS in der Evangelischen Kirche in Österreich ist anzustreben, aber keine 
Voraussetzung für die Aufnahme. 

(7) Die Mitgliedschaft (ordentliche und außerordentliche Mitgliedschaft) erlischt bei physi-
schen Personen durch Tod, bei juristischen Personen durch den Verlust der Rechtspersön-
lichkeit, ferner durch schriftliche Austrittserklärung an den Vorstand oder durch Ausschluss 
durch einen Beschluss des Vorstandes. 

 Der Ausschluss eines Mitgliedes aus der EMS kann vom Vorstand wegen grober Verlet-
zung der Mitgliedspflichten oder wenn ein Mitglied in offenbarer Weise mit den Grundsätzen 
und dem Zweck der EMS in Widerspruch getreten ist, verfügt werden. 

(8) Ist es einem ordentlichen Mitglied nicht mehr möglich (z. B. durch einen Wohnortwechsel), 
aktiv am Leben der EMS mitzuwirken, kann es der Vorstand in den Stand eines außerordentli-
chen Mitgliedes und nach Wegfall der Verhinderung wieder in den Stand eines ordentlichen 
Mitgliedes setzen. 

(9) Jedes ordentliche Mitglied ist in der Generalversammlung teilnahme-, antrags- und stimm-
berechtigt und besitzt das aktive Wahlrecht. 

 Das passive Wahlrecht besitzen ordentliche Mitglieder, welche mindestens das 25. Le-
bensjahr vollendet und mindestens drei Jahre aktiv am Vereinsleben teilgenommen haben und 
nicht Angestellte der EMS sind. 
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 Außerordentliche Mitglieder — juristische Personen durch ihren Vertreter / ihre Vertreterin 
— sind an den einzelnen Veranstaltungen und auch an der Generalversammlung teilnahme-
berechtigt, jedoch nicht stimmberechtigt und besitzen weder das aktive noch das passive 
Wahlrecht. 

(10) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Grundsätze und den Zweck der EMS voll anzuerken-
nen, im Sinne des Zweckes der EMS tätig zu sein und einen finanziellen Beitrag zu entrichten. 
Sie haben alles zu unterlassen, was dem Ansehen der EMS abträglich sein könnte. 

(11) Die Mitglieder haben bei ihrem Ausscheiden, bei Auflösung der EMS, aber auch sonst 
keinerlei Ansprüche auf das Vermögen und sonstige Zuwendungen aus Mitteln der EMS. Ent-
geltansprüche aus Dienstverhältnissen mit Mitgliedern bleiben davon unberührt. 

§ 6 
Organe der EMS 

Die Organe der EMS sind: 

1. die Generalversammlung 

2. der Vorstand 

3. der geistliche Leiter oder die geistliche Leiterin 

4. die Rechnungsprüfer und Rechnungsprüferinnen 

5. das Schiedsgericht. 

§ 7 
Generalversammlung 

(1) Die Generalversammlung setzt sich aus den ordentlichen Mitgliedern der EMS zusammen 
und findet mindestens einmal im Jahr statt. Auf Beschluss des Vorstandes oder der General-
versammlung oder auf begründeten schriftlichen Antrag von mindestens einem Zehntel der 
stimmberechtigten Mitglieder oder auf Verlangen der Rechnungsprüfer / Rechnungsprüferin-
nen hat eine außerordentliche Generalversammlung binnen vier Wochen stattzufinden. Die 
Einberufung der Generalversammlung obliegt dem Vorstand. Zu allen Generalversammlungen 
sind die Mitglieder unter Mitteilung der Tagesordnung zwei Wochen vor dem Termin schriftlich 
einzuladen. Die Einladung kann auch mittels Telefax oder per E-Mail (an die vom Mitglied der 
EMS bekannt gegebene Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse) erfolgen. Wenn der Vorstand dem 
Antrag von einem Zehntel der stimmberechtigten Mitglieder bzw. dem Verlangen der Rech-
nungsprüfer / Rechnungsprüferinnen auf Einberufung einer Generalversammlung nicht nach-
kommt, können diese selbst eine Generalversammlung einberufen. 

(2) Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der / die Vorsitzende des Vorstandes, bei 
Verhinderung dessen / deren Stellvertreter / Stellvertreterin, bei dessen / deren Verhinderung 
das an Jahren älteste anwesende Vorstandsmitglied. 

(3) Die Generalversammlung ist bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte aller stimmberech-
tigten Mitglieder beschlussfähig. Ist dies nicht der Fall, ist die Generalversammlung eine halbe 
Stunde nach dem ausgeschriebenen Termin ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden 
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Mitglieder beschlussfähig. Die Übertragung des Stimmrechtes auf ein anderes Mitglied oder 
eine andere Person im Wege einer Bevollmächtigung ist nicht zulässig. Wahlen können auch 
geheim mittels Stimmzettel durchgeführt werden. 

 Beschlüsse können nur zur gemäß Z. 1 mitgeteilten Tagesordnung gefasst werden. Dies 
gilt jedenfalls für die Einberufung einer außerordentlichen Generalversammlung, die Abberu-
fung von Vorstandsmitgliedern, des gesamten Vorstandes oder der Rechnungsprüfer / Rech-
nungsprüferinnen; ansonsten ist eine Änderung der Tagesordnung bei Anwesenheit von min-
destens vier Fünftel der Mitglieder der EMS möglich. 

(4) Über die Sitzungen der Generalversammlung sind Protokolle anzufertigen und von dem / 
der Vorsitzenden der Generalversammlung und dem Schriftführer / der Schriftführerin zu un-
terzeichnen. 

(5) Aufgaben der Generalversammlung: 

 5.1. Mit einfacher Stimmenmehrheit erfolgt: 

 - die Entgegennahme und Genehmigung des jährlichen Rechenschaftsberichtes und des 
jährlichen Rechnungsabschlusses unter Einbindung der Rechnungsprüfer / Rechnungsprüfe-
rinnen; 

 - die Wahl der Rechnungsprüfer / Rechnungsprüferinnen und deren Abberufung; 

 - die Wahl des Vorstandes sowie dessen Abberufung; 

 - die Festsetzung der Höhe der Mitgliedsbeiträge; 

 - die Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Vorstandsmitgliedern bzw. Rech-
nungsprüfern / Rechnungsprüferinnen und der EMS; 

 - der Beschluss über die Anträge des Vorstandes, ausgenommen die Fälle der Z. 5.2. 

 5.2. Mit Vierfünftel-Stimmenmehrheit erfolgt: 

 - die Zustimmung zur Einrichtung von unentbehrlichen und entbehrlichen Hilfsbetrieben 
(§ 3 Z. 3); 

 - die Zustimmung zu Errichtung, Kauf und Verkauf von Bauwerken; 

 - die Beratung und Beschlussfassung über Statutenänderungen (§ 13); 

 - die Beratung und Beschlussfassung über Auflösung der EMS (§ 14). 

§ 8 
Der Vorstand 

(1) Der Vorstand, dessen Mitglieder von der Generalversammlung einzeln für die Funktions-
dauer von drei Jahren gewählt werden, besteht aus mindestens fünf und maximal zwölf Mit-
gliedern. Wiederwahl ist zulässig. 
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 Der Vorstand wählt in seiner konstituierenden Sitzung aus den eigenen Reihen den Vor-
sitzenden / die Vorsitzende und dessen / deren Stellvertreter / Stellvertreterin sowie den Kas-
sier / die Kassierin und den Schriftführer / die Schriftführerin. Diese Funktionen dürfen jedoch 
nicht von einem Angestellten / einer Angestellten der EMS ausgeübt werden. 

(2) Außer durch Tod und Ablauf der Funktionsperiode erlischt die Funktion eines Vorstands-
mitgliedes durch Abberufung seitens der Generalversammlung oder durch Rücktritt. Der Rück-
tritt eines einzelnen Vorstandsmitgliedes wird erst nach Ablauf eines Monats nach Zustellung 
der schriftlichen Austrittserklärung an den Vorstand rechtswirksam, der Rücktritt des gesamten 
Vorstandes jedoch erst mit der Neuwahl des gesamten Vorstandes. 

(3) Der Vorstand hat bei Ausscheiden eines gewählten Vorstandsmitgliedes das Recht, an 
seine Stelle ein anderes wählbares Mitglied der EMS für den Rest der Funktionsdauer des 
Vorstandes zu kooptieren, wobei die nachträgliche Genehmigung in der nächstfolgenden Ge-
neralversammlung einzuholen ist. Macht der Vorstand von diesem Kooptionsrecht keinen Ge-
brauch, hat auf jeden Fall in der nächsten ordentlichen Generalversammlung eine Nachwahl 
für die laufende Funktionsperiode stattzufinden. 

(4) Der Vorstand wird von dem / der Vorsitzenden, bei Verhinderung von dem Stellvertreter / 
der Stellvertreterin, schriftlich oder mündlich mindestens acht Tage vor dem Termin einberu-
fen. Eine außerordentliche Vorstandssitzung ist einzuberufen, wenn dies mindestens drei Vor-
standsmitglieder beantragen. 

(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder unter Bekanntgabe der Ta-
gesordnung eingeladen wurden und mindestens zwei Drittel von ihnen anwesend sind. Zur 
Gültigkeit eines Beschlusses ist eine Zweidrittelmehrheit erforderlich. Über die Sitzung des 
Vorstandes sind Protokolle anzufertigen, die vom Vorsitzenden / der Vorsitzenden und dem 
Schriftführer / der Schriftführerin zu unterfertigen sind. 

(6) Dem Vorstand obliegt die Gesamtleitung und Geschäftsführung der EMS. Ihm kommen 
alle Aufgaben und Angelegenheiten zu, die nicht durch die Ordnung einem anderen Organ 
zugewiesen sind. In seinen Wirkungsbereich fallen insbesondere: 

 6.1. die Erstellung eines jährlichen Rechenschaftsberichtes an die Generalversammlung 
und des jährlichen Rechnungsabschlusses; 

 6.2. die Verwaltung des Vermögens und die ordnungsgemäße Kassaführung; 

 6.3. die Aufnahme, Kündigung und Entlassung von Dienstnehmern / Dienstnehmerinnen; 

 6.4. 

 - der Abschluss, die Kündigung und die vorzeitige Auflösung von Miet- und Pachtverträ-
gen sowie der Abschluss von Verträgen über Erwerb, Veräußerung und Verpfändung von un-
beweglichem Vermögen, 

 - die Abgabe von Erbserklärungen, 

 - der Beschluss über die Errichtung von unentbehrlichen und entbehrlichen Hilfsbetrieben, 
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 - der Abschluss von Kredit- und Darlehensverträgen; in den im § 7 Z. 5 dieser Ordnung 
genannten Fällen ist die Zustimmung der Generalversammlung einzuholen; 

 6.5. die Einberufung von ordentlichen und außerordentlichen Generalversammlungen, 
Vorbereitung der Generalversammlungen, einschließlich Beschlussfassungen über die Ta-
gesordnung; 

 6.6. die Aufnahme und der Ausschluss von Mitgliedern; 

 6.7. die Ernennung von Schiedsrichtern / Schiedsrichterinnen für das Schiedsgericht, 
wenn ein Streitteil keine Schiedsrichter / Schiedsrichterinnen namhaft macht (§ 11); 

 6.8. die Erstellung einer Geschäftsordnung und von Richtlinien für die praktische Arbeit. 

(7) Zur Vertretung der EMS nach außen ist der / die Vorsitzende, bei Verhinderung der / die 
Stellvertreter / Stellvertreterin, gemeinsam mit einem weiteren Vorstandsmitglied berechtigt. 

(8) Schriftliche Ausfertigungen der EMS bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschriften des / 
der Vorsitzenden und des Schriftführers / der Schriftführerin. In finanziellen Angelegenheiten 
bedarf es der Unterschriften des / der Vorsitzenden und des Kassiers / der Kassierin; bei Ver-
hinderung eines / einer der beiden ist die Unterschrift durch ein weiteres Vorstandsmitglied 
notwendig. Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und der EMS bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit außerdem der Genehmigung der Generalversammlung. 

(9) Der Schriftführer / die Schriftführerin hat den Vorsitzenden / die Vorsitzende bei der Füh-
rung der Geschäfte der EMS zu unterstützen. Ihm / ihr obliegt die Führung der Protokolle der 
Generalversammlung und des Vorstandes.  

(10) Der Kassier / die Kassierin ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung der EMS verant-
wortlich. 

(11) Der Vorstand kann aus den eigenen Reihen einen geschäftsführenden Ausschuss für die 
Durchführung der laufenden Aufgaben bilden. 

(12) Die Tätigkeit der Vorstandsmitglieder geschieht ehrenamtlich. Den Vorstandsmitgliedern 
erwächst aus dieser Tätigkeit kein Anspruch auf Entschädigungen oder Vergütungen. 

§ 9 
Der geistliche Leiter bzw. die geistliche Leiterin 

(1) Der geistliche Leiter / die geistliche Leiterin ist ein angestellter Mitarbeiter bzw. eine an-
gestellte Mitarbeiterin (Pfarrer / Pfarrerin, Prediger / Predigerin, Missionar / Missionarin, Dia-
kon / Diakonin usw.), wobei die Anstellung vollzeitlich oder teilzeitlich sein kann. 

(2) Die EMS beruft nur geistliche Leiter bzw. Leiterinnen, die der Evangelischen Kirche A. B. 
oder H. B. in Österreich oder einer anderen Mitgliedskirche der Gemeinschaft der Evangeli-
schen Kirchen in Europa (GEKE) angehören. 

 Der geistliche Leiter / die geistliche Leiterin muss, soweit er oder sie nicht über eine uni-
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versitäre theologische Ausbildung verfügt, eine mehrjährige seminaristische theologische Aus-
bildung mit entsprechendem Abschluss nachweisen, der zum Dienst in evangelischen Pfarr-
gemeinden (Kirchengemeinden) bzw. evangelisch-kirchlichen Gemeinschaften befähigt (vor 
allem theologische Seminare bzw. Bibelschulen des Evangelischen Gnadauer Gemein-
schaftsverbandes). 

 Die näheren Voraussetzungen für die Funktion eines geistlichen Leiters / einer geistlichen 
Leiterin und deren Ausübung, insbesondere auch im Hinblick auf die - nach Delegation durch 
die / den zuständige / zuständigen evangelische / evangelischen Pfarrerin / Pfarrer - vorgese-
henen kirchlichen Amtshandlungen, regelt die im § 3 Z. 1 genannte Vereinbarung. 

(3) Dem geistlichen Leiter / der geistlichen Leiterin ist vor allem 

 - die öffentliche Verkündigung des Evangeliums von Jesus Christus gemäß der Heiligen 
Schrift, 

 - die Verwaltung der Sakramente im Sinne der Evangelischen Kirche A. B. in Österreich, 

 - die Vornahme von Amtshandlungen nach Delegation durch die / den zuständige / zu-
ständigen evangelische / evangelischen Pfarrerin / Pfarrer, 

 - die Seelsorge und die Beichte 

 anvertraut. 

 Ihm / ihr obliegt unter Verantwortung und Weisung des Vorstandes gemeinsam mit einem 
geschäftsführenden Ausschuss die konkrete Durchführung entsprechend dem Zweck der 
EMS und der hierzu gefassten Beschlüsse der Organe der EMS. 

 Dem geistlichen Leiter / der geistlichen Leiterin obliegt auch die geistliche Betreuung, 
Schulung und Zurüstung der Mitglieder sowie aller jener Personen, die an Veranstaltungen im 
weiteren Sinne teilnehmen. 

(4) Ist ein geistlicher Leiter / eine geistliche Leiterin angestellt, ist dieser / diese von Amts 
wegen Mitglied im Vorstand. 

§ 10 
Rechnungsprüfung 

(1) Die Generalversammlung hat zwei Rechnungsprüfer / Rechnungsprüferinnen zu wählen. 
Ihre Funktionsdauer beträgt drei Jahre, auf jeden Fall währt sie bis zur Wahl der neuen Rech-
nungsprüfer / Rechnungsprüferinnen; Wiederwahl ist zulässig. Außer durch Tod und Ablauf 
der Funktionsperiode erlischt die Funktion durch Abberufung durch die Generalversammlung 
und bei Rücktritt. 

 Die Rechnungsprüfer / Rechnungsprüferinnen dürfen keinem Organ - mit Ausnahme der 
Generalversammlung - angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der Prüfung ist. 

(2) Den Rechnungsprüfern / Rechnungsprüferinnen obliegt die laufende Geschäftskontrolle 
und Überprüfung der jährlichen Rechnungsabschlüsse. Der Umfang der Prüfung und die Art 
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des Berichtes erfolgt entsprechend den Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Öster-
reich. Sie haben dem Vorstand über das Ergebnis ihrer Überprüfung vor Beschlussfassung 
über die Genehmigung des Rechnungsabschlusses zu berichten. 

(3) Die Rechnungsprüfer / Rechnungsprüferinnen sind berechtigt, die Einberufung einer au-
ßerordentlichen Generalversammlung beim Vorstand zu beantragen, wenn sie dies im Hin-
blick auf die von ihnen durchgeführte Geschäftskontrolle in finanzieller Hinsicht für notwendig 
erachten. Kommt der Vorstand diesem Antrag nicht nach, können sie selbst eine außerordent-
liche Generalversammlung nach Maßgabe des § 7 Z. 1 einberufen. 

(4) Rechtsgeschäfte zwischen Rechnungsprüfern / Rechnungsprüferinnen und der EMS be-
dürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Generalversammlung. 

§ 11 
Schiedsgericht 

(1) In allen aus dem Verhältnis der EMS entstehenden Streitigkeiten entscheidet das 
Schiedsgericht. 

(2) Das Schiedsgericht setzt sich aus fünf Mitgliedern der EMS zusammen. Es wird derart 
gebildet, dass jeder Streitteil innerhalb von drei Wochen, nachdem ein Streitteil die Anrufung 
des Schiedsgerichts schriftlich bekannt gegeben hat, dem Vorstand zwei Mitglieder als 
Schiedsrichter / Schiedsrichterinnen namhaft macht, welche aus der Zahl der Mitglieder der 
EMS mit Stimmenmehrheit einen Vorsitzenden / eine Vorsitzende des Schiedsgerichts bestim-
men. Bei Stimmengleichheit entscheidet unter den Vorgeschlagenen das Los. Kommt ein 
Streitteil seiner Verpflichtung nicht nach, hat der Vorstand aus den Mitgliedern der EMS zwei 
Schiedsrichter / Schiedsrichterinnen zu ernennen. 

(3) Das Schiedsgericht fällt nach Anhörung aller Streitteile und allenfalls notwendiger Beweis-
aufnahme seine Entscheidungen bei Anwesenheit aller Mitglieder des Schiedsgerichts mit ein-
facher Stimmenmehrheit. Die Entscheidungen des Schiedsgerichts sind gemeinschaftsintern 
endgültig. 

§ 12 
Aufsicht 

 Das zuständige kirchliche Aufsichtsorgan, dem alle nach der Kirchenverfassung vorgese-
henen Aufsichtsrechte zustehen, ist der Oberkirchenrat A. B.; dazu zählt auch die Überprüfung 
eines der Kirchenverfassung entsprechenden Rechnungswesens sowie einer jährlich erstell-
ten Jahresabrechnung. Die Visitation der EMS ist dem Superintendenten / der Superintenden-
tin für Salzburg und Tirol übertragen. 

§ 13 
Änderung der Ordnung 

(1) Die Änderung der gegenständlichen Ordnung erfolgt durch die Synode A. B., und zwar 
entweder durch Vorschlag der EMS oder des Oberkirchenrats A. B. Ein Vorschlag der EMS 
ist dem Oberkirchenrat A. B., ein Vorschlag des Oberkirchenrats A. B. ist der EMS zur Stel-
lungnahme und allenfalls gemeinsamen Beratung zu übermitteln. 

(2) Für eine diesbezügliche Beschlussfassung des EMS ist eine Vierfünftel-Mehrheit der an-
wesenden stimmberechtigten Mitglieder in der Generalversammlung notwendig. 
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§ 14 
Auflösung der EMS 

(1) Beabsichtigt die EMS ihre Auflösung, so hat sie dies dem Oberkirchenrat A. B. zur Stel-
lungnahme und allfälligen gemeinsamen Beratung mitzuteilen. Die Auflösung kann nur in einer 
hierfür einberufenen außerordentlichen Generalversammlung und nur mit Vierfünftel-Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. Der Antrag auf Auflösung der EMS und die 
Einladung zu dieser Generalversammlung ist sechs Wochen vorher mittels eingeschriebenen 
Briefes an alle ordentlichen Mitglieder zu senden. Die Bestimmung des § 7 Z. 1 dieser Ordnung 
über die Einberufung der Generalversammlung findet in diesem Fall keine Anwendung. Im 
Regelfall tritt die Auflösung sechs Monate nach der Beschlussfassung in Kraft, dieser Zeitraum 
kann in Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat A. B. erforderlichenfalls verkürzt oder verlän-
gert werden. Sinngemäß Gleiches gilt bei Kündigung der in § 3 Z. 1 genannten Vereinbarung. 

(2) Beim Vorliegen wichtiger Gründe kann der Oberkirchenrat A. B. die Auflösung der EMS 
durch die Synode A. B. beantragen, worüber — ausgenommen bei Gefahr im Verzug — der 
EMS Gelegenheit zur Stellungnahme in angemessener Frist zu geben ist. 

(3) Im Fall der Auflösung ist die Liquidation seitens des Oberkirchenrates A. B. gemäß Art. 
70 (insbesondere Abs. 8) der Kirchenverfassung vorzunehmen. Dabei ist nach Möglichkeit das 
nach Abdeckung der Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen an eine karitative gemeinnüt-
zige evangelische Organisation im Sinne der §§ 34 ff BAO mit der Auflage zu übertragen, dass 
dieses Vermögen ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke im 
Sinne der §§ 34 ff BAO zu verwenden ist. Eine vorrangige Bedachtnahme auf eine evangeli-
sche Organisation, die gleiche oder ähnliche Zwecke wie die EMS verfolgt, ist zulässig. 

 Dr. Peter Krömer      Mag. Dipl.-Ing. Hans Hecht 
Präsident der Synode A. B.      Schriftführer der Synode A. B. 

 

Vereinbarung zwischen der Evangelischen Kirche A. B. in 
Österreich und der Evangelischen Missionsgemeinschaft 

Salzburg (EMS) 
114. Zl. VER 09; 1459/2016 vom 21. Juni 2016 

Die Synode A. B. hat in ihrer 7. Session der 14. Gesetzgebungsperiode am 3. Juni 2016 fol-
gende Vereinbarung beschlossen: 
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Vereinbarung zwischen der Evangelischen Kirche A. B. in 
Österreich und der Evangelischen Missionsgemeinschaft 

Salzburg (EMS) 

 

Präambel: 

Die Evangelische Missionsgemeinschaft Salzburg (EMS) hat ihre Wurzel im Pietismus. Sie 
weiß sich ihrerseits bei aller eigenständigen Entwicklung in der Evangelischen Kirche behei-
matet. Sie ist eine Einrichtung innerhalb der Evangelischen Kirche in Österreich, die ihre Aus-
prägung selbst gestaltet. 

Die Evangelische Kirche A. B. in Österreich und die EMS bekennen Jesus Christus als den 
Herrn seiner Gemeinde und wissen sich von ihm gemeinsam in seinen Dienst gestellt. Grund-
lage und Richtschnur dieses Dienstes ist das Evangelium, wie es in der Heiligen Schrift gege-
ben und in den reformatorischen Bekenntnissen bezeugt ist. Gemeinsam wirken sie durch 
Zeugnis in Wort und Tat am Aufbau und Erhalt der Gemeinde Jesu Christi mit. 

Vielerorts versteht sich eine kirchliche Zugehörigkeit heute nicht mehr von selbst. Traditions-
abbrüche erschweren einen lebendigen Zugang zur Gemeinde Jesu Christi und die Weiter-
gabe des Evangeliums. In dieser Situation will die EMS ihre missionarischen Möglichkeiten 
innerhalb und außerhalb der Evangelischen Kirche für die Evangelische Kirche mit ihrem ei-
genen geistlichen Profil im Rahmen des „Priestertums aller Gläubigen“ wahrnehmen. 

Die Evangelische Kirche A. B. in Österreich (im Folgenden „Evangelische Kirche“) und die 
Evangelische Missionsgemeinschaft Salzburg (im Folgenden „EMS“) wollen, in Anerkennung 
des ihnen gemeinsamen kirchlichen Auftrags, ihr missionarisches Bemühen verstärken und 
in gegenseitigem Vertrauen weitere Beziehungen sowie Möglichkeiten sinnvoller Koopera-
tion entwickeln. 

Im Interesse der näheren Gestaltung einer kontinuierlichen Zusammenarbeit schließen sie 
daher, auf der Grundlage der für die EMS geltenden Ordnung, gemäß Art. 70 Abs. 2 der Kir-
chenverfassung die folgende Vereinbarung: 

I. Regelmäßige Kontakte 

1. Evangelische Kirche und EMS treffen einander regelmäßig, zumindest einmal jährlich, um 
für jedes Arbeitsjahr einen konkreten Arbeitsplan zu beschließen und nach Ende des betref-
fenden Arbeitsjahres dessen Umsetzung zu behandeln. 

2. Aus aktuellem Anlass können auch zwischenzeitliche Treffen vereinbart werden. 

3. Die Evangelische Kirche A. B. wird dabei jedenfalls vom Superintendenten / der Superin-
tendentin für Salzburg und Tirol, erforderlichenfalls vom Oberkirchenrat A. B., vertreten. 

II. Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft der Mitglieder der EMS in der Evangelischen Kirche in Österreich ist anzu-
streben, aber keine Voraussetzung für die Aufnahme in die EMS. 

Hingegen sollen die Mitglieder des Vorstands der EMS, jedenfalls der geistliche Leiter / die 
geistliche Leiterin, der Evangelischen Kirche in Österreich oder einer anderen Mitgliedskirche 
der Gemeinschaft der Evangelischen Kirchen in Europa (GEKE) angehören. 



158 

 

 

III. Amtshandlungen und Gottesdienste 

1. Die angestellten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der EMS bedürfen für ihre Tätigkeit als 
Prediger und Predigerinnen die - auf sechs Jahre befristete - Ermächtigung durch den Bi-
schof / die Bischöfin der Evangelischen Kirche A. B. in Österreich zur öffentlichen Wortver-
kündigung und Sakramentsverwaltung. Weitere Voraussetzung hierfür ist, neben der Mit-
gliedschaft in der Evangelischen Kirche A. B. in Österreich oder einer anderen Mitgliedskir-
che der Gemeinschaft der Evangelischen Kirchen in Europa (GEKE), der Nachweis einer ab-
geschlossenen theologischen Ausbildung. Soweit es sich hierbei nicht um eine universitäre 
Ausbildung handelt, muss sie eine mehrjährige seminaristische theologische Ausbildung mit 
entsprechendem Abschluss sein, der zum Dienst in evangelischen Pfarrgemeinden (Kirchen-
gemeinden) bzw. evangelisch-kirchlichen Gemeinschaften befähigt (vor allem theologische 
Seminare bzw. Bibelschulen des Evangelischen Gnadauer Gemeinschaftsverbandes). 

2. Die gemäß Punkt 1 Ermächtigten dürfen entsprechend den kirchlichen Rechtsvorschriften 
und der liturgischen Ordnung Amtshandlungen vornehmen; diese müssen mit dem jeweiligen 
Pfarramt abgesprochen sein und dort dokumentiert werden. 

3. Bei der Festlegung der Termine für Gottesdienste und Veranstaltungen der EMS ist darauf 
zu achten, dass zeitliche Überschneidungen mit anderen kirchlichen Terminen, die in örtli-
cher Nähe stattfinden (insbesondere dem Gottesdienst der örtlichen Pfarrgemeinde), mög-
lichst vermieden werden. 

IV. Übergangsbestimmung 

Die nach Art. 70 Abs. 2 Kirchenverfassung vorgesehenen Maßnahmen betreffend den Über-
gang von der bisherigen Evangelischen Missionsgemeinschaft Salzburg zur nunmehrigen 
evangelisch-kirchlichen Gemeinschaft erfolgen im Einvernehmen von EMS und Oberkirchen-
rat A. B. Die EMS ist bemüht, ihre mit diesem Übergang verbundenen Verpflichtungen inner-
halb von sechs Monaten nach Genehmigung von Ordnung und Vereinbarung durch die Sy-
node A. B. zu erfüllen. 

V. Geltung der Vereinbarung 

1. Diese Vereinbarung kann von jeder der beiden Seiten (für die Evangelische Kirche vom 
Oberkirchenrat A. B.) unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist gekündigt werden. 

2. Die Vereinbarung tritt gleichzeitig mit der für die EMS geltenden Ordnung in Kraft, ihre 
Geltung ist an das aufrechte Bestehen der Ordnung gebunden. 

Wien, am ............... 2016 
 
Für die Evangelische       Für die Evangelische 
Missionsgemeinschaft Salzburg     Kirche A. B. in Österreich 

Dr. Peter Krömer       Mag. Dipl.-Ing. Hans Hecht 
Präsident der Synode A. B.      Schriftführer der Synode A. B. 

 

Ordnung des Christlichen Missionsverbandes für Österreich 
115. Zl. VER 61; 1457/2016 vom 21. Juni 2016 

 
Die Synode A. B. hat in ihrer 7. Session der 14. Gesetzgebungsperiode am 3. Juni 2016 fol-
gende Ordnung beschlossen: 
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Ordnung des Christlichen Missionsverbandes für Österreich 

 
PRÄAMBEL 

 
Grundlage des „Christlichen Missionsverbandes für Österreich“ (CMV) ist das Evangelium von 
Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments gegeben ist. Die 
Heilige Schrift ist Gottes Wort und maßgebende Autorität für Glauben und Leben der Christen. 

Der Christliche Missionsverband für Österreich bekennt sich zu dem dreieinigen Gott, wie er 
im Kleinen Katechismus Martin Luthers bezeugt ist. 

Der Christliche Missionsverband für Österreich weiß sich dem Anliegen des biblisch-reforma-
torischen Pietismus verpflichtet. Er will allen Menschen - ohne Unterschied der Konfession - 
das Evangelium verkündigen und lädt sie zu einem Leben in der Nachfolge Christi ein. 

Auf diesen Grundlagen verfolgt der Christliche Missionsverband für Österreich das Ziel, das 
Evangelium des gekreuzigten Christus zu predigen (1. Kor 1,23), die Kenntnis der Heiligen 
Schrift zu fördern und das Miteinander in den Verbänden und Gruppen evangelischen Be-
kenntnisses zu pflegen. 

§ 1 
NAME, SITZ UND TÄTIGKEITSBEREICH 

 
1. Der Verband trägt den Namen „Christlicher Missionsverband für Österreich“ (CMV), ist 
eine evangelisch- kirchliche Gemeinschaft gemäß der Verfassung der Evangelischen Kirche 
in Österreich und besitzt somit die Stellung einer Körperschaft öffentlichen Rechts. Er ist Mit-
glied im Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche in Österreich und im Evangelischen 
Gnadauer Gemeinschaftsverband. 

2. Der Verband hat seinen Sitz in Villach. 

3. Der Wirkungsbereich erstreckt sich auf das gesamte Bundesgebiet und im Rahmen des 
Verbandszweckes auch auf alle Teile der Welt. 

4. Der Verband verfolgt ausschließlich gemeinnützige und unmittelbar kirchliche Zwecke im 
Sinne der Bundesabgabenordnung. Jede parteipolitische Tätigkeit ist ausgeschlossen. 

5. Das Geschäftsjahr beginnt mit dem 1. Jänner und endet mit dem 31. Dezember. 

§ 2 
GRUNDLAGEN UND ZWECK 

GRUNDLAGEN 

1. Der Verband ist ein Zusammenschluss von Christen, die sich in örtlichen Gruppen zusam-
mengeschlossen haben, um innerhalb der Evangelischen Kirche in Österreich und darüber 
hinaus durch Evangelisation und Gemeinschaftspflege die Anliegen des biblisch-reformatori-
schen Pietismus zu fördern. 

2. Grundlage und Richtschnur für die Arbeit des Verbands ist die Heilige Schrift Alten und 
Neuen Testaments. Der Verband steht auf dem Boden der reformatorischen Bekenntnisse 
und weiß sich den Anliegen des Pietismus verpflichtet. 

Der CMV führt so die glaubensweckende und glaubensstärkende Arbeit weiter, wie sie von 
Gräfin Elvine de La Tour 1893 mit der Berufung von „Sendboten“ begonnen wurde. 



160 

 

 

ZWECK: 

3. Der Verband will: 

� durch evangelistische Verkündigung die Botschaft von Jesus Christus bezeugen und 
Menschen zum lebendigen Glauben an Jesus Christus rufen; 

� durch Gemeinschaftspflege Hilfe zum christlichen Leben und Zurüstung zur Mitarbeit in 
den örtlichen Gruppen und Gemeinschaften geben, insbesondere durch Gemeinschafts- 
und Bibelstunden, Evangelisationen und Bibelwochen, Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen (im Anschluss an den Jugendverband „EC — Entschieden für Christus“), Chor- und 
Musikarbeit, Konferenzen und Tagungen, Freizeiten und Seminare; 

� durch Missionsarbeit zur Ausbreitung des Evangeliums in Österreich und aller Welt bei-
tragen; 

� durch die diakonische Tätigkeit aus dem Evangelium begründete soziale Verantwor-
tung auch über den Bereich der Gruppen vor Ort hinaus wahrnehmen; 

� durch christliche Medien, Bildungs- und Literaturarbeit das biblische Zeugnis ausbrei-
ten, u. a. durch Herausgabe und Vertrieb von christlicher Literatur, Kunst und Musik, Her-
ausgabe eines Informationsblattes und Einrichtung von Leihbibliotheken und Vereinsbü-
chereien; 

� durch Führung von christlichen Erholungsheimen in der Freizeitarbeit tätig werden; 

� durch den Erwerb und Unterhaltung von Missionshäusern, Heimen und Lokalen, auch 
an Orten, wo der Verband sonst nicht tätig ist, wirken. 

4. Die konkrete Verwirklichung der genannten Aufgaben erfolgt durch ehrenamtliche und 
hauptamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, in Absprache mit dem Vorstand in den regio-
nalen Bezirken. 

5. Entsprechend dem Charakter des Verbands als evangelisch- kirchliche Gemeinschaft wird 
die Arbeit des Verbands vom Gedanken der Zusammenarbeit mit der Evangelischen Kirche 
A. B. getragen. 

6. Die nähere Gestaltung dieser Zusammenarbeit wird durch eine Vereinbarung zwischen 
der Evangelischen Kirche A. B. und dem Verband geregelt, deren aufrechtes Bestehen Vo-
raussetzung für das Bestehen der gegenständlichen Ordnung ist. 

§ 3 
ERWERB DER MITGLIEDSCHAFT 

 
1. Mitglied des Verbands kann auf Antrag werden, wer 

� das 16. Lebensjahr vollendet hat, 

� die Ordnung des Verbands anerkennt und 

� vom Arbeitskreis des jeweiligen Bezirkes dem Vorstand zur Aufnahme empfohlen 
wurde. Der Vorstand muss über einen Aufnahmeantrag innerhalb von drei Monaten nach 
Vorliegen der Empfehlung des Arbeitskreises entscheiden. Weder die Aufnahme eines 
Mitglieds noch die Ablehnung bedürfen einer Begründung. 

2. Ehrenmitglieder können auf Vorschlag des Vorstands von der Generalversammlung ge-
wählt werden. 
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§ 4 
RECHTE UND PFLICHTEN DER MITGLIEDER 

 
1. Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Verbands teilzunehmen und 
die Einrichtungen des Verbands zu beanspruchen. Das Stimmrecht in der Generalversamm-
lung sowie das aktive und passive Wahlrecht steht nur den ordentlichen und den Ehrenmit-
gliedern zu. 

2. Jedes Mitglied ist berechtigt, vom Vorstand die schriftliche Ausfertigung der aktuellen Ord-
nung des Verbands und der in § 2 Punkt 6 genannten Vereinbarung zu verlangen. 

3. Mindestens ein Zehntel der Mitglieder kann vom Vorstand die Einberufung einer General-
versammlung verlangen. 

4. Die Mitglieder fördern das Wohl des Verbands nach Kräften und verpflichten sich zu ei-
nem ehrbaren und christlichen Lebenswandel. 

5. Die Mitglieder sind berechtigt, Anträge an den Vorstand und die Generalversammlung 
schriftlich an den Obmann / die Obfrau einzureichen. 

§ 5 
BEENDIGUNG DER MITGLIEDSCHAFT 

 
1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

2. Der Austritt ist dem Vorstand schriftlich zu erklären und kann jeweils nur zum 31. 12. eines 
Jahres erfolgen. Der Ausschluss ist bei einem dieser Ordnung widersprechenden Verhalten 
und bei einem den Grundsätzen des Verbands widersprechenden Lebenswandel zulässig. 
Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand nach vorheriger Anhörung des / der Betroffe-
nen. Der Ausschluss ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen. 

§ 6 
AUFBRINGUNG DER GELDMITTEL UND 

VERMÖGENSVERWALTUNG 
 

1. Die erforderlichen Mittel zur Erfüllung des Verbandszwecks werden durch Mitgliedsbei-
träge, freiwillige Zuwendungen jeder Art (Spenden, Vermächtnisse) sowie durch Erträge aus 
Veranstaltungen und Vereinsaktivitäten aufgebracht. 

2. Die Höhe des Mitgliedsbeitrags wird von der Generalversammlung festgelegt. 

3. Die Mittel des Verbands dürfen nur für Verbandszwecke verwendet werden. 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Verbands fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 

5. Für Verbindlichkeiten des Verbands wird nur mit dem Verbandsvermögen gehaftet. 

§ 7 
ORGANE DES VERBANDS 

 
DIE ORGANE DES VERBANDS SIND: 

1. die Generalversammlung 

2. der Vorstand 
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3. der geschäftsführende Vorstand 

4. die Bezirksarbeitskreise 

5. die Rechnungsprüfer und Rechnungsprüferinnen 

6. das Schiedsgericht. 

§ 8 
DIE GENERALVERSAMMLUNG 

 
1. Die Generalversammlung setzt sich aus allen Mitgliedern des Verbands zusammen. Sie 
ist das oberste Organ des Verbands. 

2. Die Generalversammlung findet jeweils gemäß Beschluss des Vorstands an einem geeig-
neten Ort in den Bezirken Villach Stadt oder Land, Spittal/Drau oder Hermagor statt und wird 
vom Obmann / der Obfrau - im Verhinderungsfall durch den Stellvertreter / die Stellvertreterin 
- schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von drei Wochen einberufen. 

3. Der Vorstand und jedes Mitglied ist berechtigt, unter Einhaltung einer Frist von einer Wo-
che vor der Generalversammlung, Anträge an die Generalversammlung schriftlich an den 
Obmann / die Obfrau zu stellen. 

4. Über Angelegenheiten - ausgenommen Satzungsänderungen -, die nicht auf der Tages-
ordnung stehen, kann die Generalversammlung nur beraten und beschließen, wenn zwei 
Drittel der anwesenden Stimmberechtigten zustimmen. 

5. Die Generalversammlung leitet der Obmann / die Obfrau, bei dessen / deren Verhinde-
rung der Stellvertreter / die Stellvertreterin. Sind beide verhindert, wird ein anderes Vor-
standsmitglied vom Vorstand mit der Sitzungsleitung beauftragt. 

6. Aufgaben der Generalversammlung sind: 

� Entgegennahme des Jahresberichts des Obmanns / der Obfrau 

� Entgegennahme der Berichte aus den Arbeitsbezirken 

� Entgegennahme des Jahresabschlusses und des Kassenberichts 

� Entgegennahme des Rechnungs- und Prüfberichts 

� Entlastung des Vorstands 

� Entlastung des Kassiers / der Kassierin 

� Beratung und Beschluss über den Jahresvoranschlag 

� Wahl des Vorstands 

� Wahl der Rechnungsprüfer und Rechnungsprüferinnen 

� Beratung und Beschlussfassung über Anträge des Vorstands und der Mitglieder 

� Beschlussfassung über Änderung der Ordnung und die Auflösung des Verbands (vgl. 
im Übrigen §§ 18 und 19) 

� Wahl von Ehrenmitgliedern auf Vorschlag des Vorstands 
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� Entscheidung über juristische und wirtschaftliche Angelegenheiten von grundsätzlicher 
Bedeutung 

� Beratung über Entwicklung und wichtige Anliegen des Verbandsgeschehens 

� Festlegung der Mitgliedsbeiträge. 

7. In der Generalversammlung sind alle Mitglieder stimmberechtigt. Das Stimmrecht ist nicht 
übertragbar. 

8. Beschlussfähigkeit in der Generalversammlung: 

� Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Einladung 
mindestens die Hälfte aller Mitglieder anwesend ist. 

� Bei Beschlussunfähigkeit ist der Obmann / die Obfrau verpflichtet, 30 Minuten zuzuwar-
ten. Nach dieser Frist wird die Generalversammlung neuerlich mit derselben Tagesord-
nung einberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Mitglieder be-
schlussfähig, wenn in der Einladung darauf ausdrücklich hingewiesen worden ist. 

9. Beschlussfassung in der Generalversammlung: 

� Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, soweit nicht anders geregelt, mit der 
einfachen Mehrheit der auf JA oder NEIN lautenden Stimmen. 

� Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

� Es wird durch Handzeichen abgestimmt. 

� Auf Verlangen eines anwesenden Stimmberechtigten oder des Vorstands ist schriftlich 
abzustimmen. 

10. Wahlen zum Vorstand sind schriftlich und geheim durchzuführen. Gewählt ist derjenige / 
diejenige, für den / die die meisten Stimmen abgegeben worden sind. 

11. Satzungsänderungen bedürfen einer Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden 
Stimmberechtigten. 

12. Die Generalversammlung kann durch Vorschlag des Vorstands weitere Beisitzer in den 
Vorstand wählen. 

13. Zu jeder Generalversammlung ist der Superintendent / die Superintendentin für Kärnten 
und Osttirol einzuladen, er / sie bzw. die Vertretung nimmt mit beratender Stimme teil. 

§ 9 
DER VORSTAND 

 
1. Der Vorstand besteht aus höchstens zehn Mitgliedern, wobei auf eine ausgewogene Ver-
tretung der verschiedenen Bezirke zu achten ist. 

2. Der Vorstand besteht aus: 

� dem Obmann / der Obfrau 

� dem Stellvertreter / der Stellvertreterin 

� dem Kassier / der Kassierin 
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� dem stellvertretenden Kassier / der stellvertretenden Kassierin 

� dem Schriftführer / der Schriftführerin 

� dem stellvertretenden Schriftführer / der stellvertretenden Schriftführerin 

� den Arbeitskreisvorsitzenden der einzelnen Bezirke; sie können auch die genannten Funk-
tionen bekleiden 

� bis zu drei Beisitzern. 

� Außerdem gehören die hauptamtlichen Mitarbeiter / Mitarbeiterinnen des Verbands ohne 
Stimmrecht dem Vorstand an. 

3. Der Vorstand wählt aus seiner Mitte mit einfacher Mehrheit die Träger der genannten 
Funktionen. Die Mitglieder des Vorstands müssen Mitglied in der Evangelischen Kirche und 
des CMV sein und das 25. Lebensjahr vollendet haben. Die Generalversammlung hat jedoch 
die Möglichkeit, in Einzelfällen in Bezug auf das Alter eine Ausnahme zu machen. 

4. Der Vorstand wird auf drei Jahre gewählt. Die Wiederwahl ist möglich. Nach Ablauf ihrer 
Amtszeit führen die Vorstandsmitglieder ihr Amt bis zur Neuwahl fort. 

5. Besteht der Vorstand aus weniger als zehn Mitgliedern (z. B. nach Ausscheiden eines Mit-
glieds), nimmt die Generalversammlung auf Vorschlag des Vorstands und bei einer Nach-
wahl auch auf Vorschlag des jeweiligen Arbeitskreises, eine entsprechende Wahl vor. 

6. Die Zusammensetzung des Vorstands und deren Änderung ist umgehend dem Oberkir-
chenrat A. B. im Wege der Superintendentur Kärnten und Osttirol mitzuteilen. 

§ 10 
BESONDERE OBLIEGENHEITEN EINZELNER 

VORSTANDSMITGLIEDER 
 

1. Der Obmann / die Obfrau führt die laufenden Geschäfte des Verbands. Der Schriftführer / 
die Schriftführerin unterstützt den Obmann / die Obfrau bei der Führung der Verbandsge-
schäfte. 

2. Nach außen wird, gerichtlich und außergerichtlich, der Verband von dem Obmann / der 
Obfrau oder dessen / deren Stellvertreter / Stellvertreterin vertreten, von denen jeder / jede 
Alleinvertretungsberechtigung besitzt. Im Innenverhältnis wird der Verband durch den Ob-
mann / die Obfrau vertreten, bei dessen / deren Verhinderung durch den Stellvertreter / die 
Stellvertreterin. Schriftliche Ausfertigungen des Verbands bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Unterschriften des Obmanns / der Obfrau und des Schriftführers / der Schriftführerin, in 
Geldangelegenheiten (vermögenswerte Dispositionen) der Unterschriften des Obmanns / der 
Obfrau und des Kassiers / der Kassierin. Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern 
und Verband bedürfen der Zustimmung eines anderen Vorstandsmitglieds. 

3. Weitere rechtsgeschäftliche Bevollmächtigungen, den Verband nach außen zu vertreten 
bzw. für ihn zu zeichnen, können ausschließlich von den in Punkt 2 genannten Vorstandsmit-
gliedern erteilt werden. 

4. Bei Gefahr in Verzug ist der Obmann / die Obfrau berechtigt, auch in Angelegenheiten, die 
in den Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstands fallen, unter eigener 
Verantwortung selbstständig Anordnungen zu treffen; im Innenverhältnis bedürfen diese je-
doch der nachträglichen Genehmigung durch das zuständige Verbandsorgan sowie gegebe-
nenfalls den Oberkirchenrat A. B. 
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5. Der Obmann / die Obfrau führt den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vorstand. 

6. Der Schriftführer / die Schriftführerin führt die Protokolle der Generalversammlung und des 
Vorstands. 

7. Der Kassier / die Kassierin ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Verbands ver-
antwortlich. 

8. Im Fall der Verhinderung treten an der Stelle des Obmanns / der Obfrau, des Schriftfüh-
rers / der Schriftführerin oder des Kassiers / der Kassiererin ihre Stellvertreter / Stellvertrete-
rinnen. 

§ 11 
AUFGABEN DES VORSTANDS 

 
1. Dem Vorstand obliegt die Leitung, Geschäftsführung und Vertretung des Verbands sowie 
die Durchführung der Beschlüsse der Generalversammlung. 

2. Er ist der Generalversammlung und dem Oberkirchenrat A. B. gegenüber verantwortlich, 
dass die Arbeit des Verbands entsprechend der Ordnung des Verbands und der Vereinba-
rung mit der Evangelischen Kirche A. B. ausgerichtet wird. 

3. Zu den Aufgaben des Vorstands gehören insbesondere: 

� Erstellung eines Jahresvoranschlages 

� Abfassung des Rechenschaftsberichtes und des Rechnungsabschlusses 

� Verwaltung des Verbandsvermögens und der Einrichtungen des Verbandes 

� Einstellung von hauptamtlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 

� Bildung und Auflösung von Ausschüssen 

� Vorbereitung und Durchführung der Generalversammlung 

� Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern. 

4. Der Vorstand tagt mindestens dreimal jährlich. Er wird von dem Obmann / der Obfrau — 
bei dessen / deren Verhinderung von dem Stellvertreter / der Stellvertreterin — schriftlich 
einberufen. Die Bekanntgabe einer Tagesordnung ist erforderlich. 

5. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Vorstandsmitglieder, da-
runter der Obmann / die Obfrau oder dessen / deren Stellvertreter / Stellvertreterin, anwe-
send sind. 

6. Die Vorstandssitzung leitet der Obmann / die Obfrau, bei dessen / deren Verhinderung der 
Stellvertreter / die Stellvertreterin. 

7. Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der auf JA oder NEIN lautenden Stimmen 
gefasst. In Einzelfällen können Beschlüsse im schriftlichen Umlaufverfahren gefasst werden, 
wenn nicht mindestens zwei Vorstandsmitglieder diesem Verfahren widersprechen. 

8. Eine Vorstandssitzung muss von dem Obmann / der Obfrau — im Verhinderungsfall von 
dem Stellvertreter / der Stellvertreterin — einberufen werden, wenn mindestens drei Vor-
standsmitglieder dies schriftlich unter Angabe des Grundes verlangen. 
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§ 12 
GESCHÄFTSFÜHRENDER VORSTAND 

 
1. Um die Kontinuität des Verbandsgeschehens zu gewährleisten, kann der Vorstand aus 
sich selbst einen geschäftsführenden Vorstand bilden. Ihm gehören jeweils an: 

� der Obmann / die Obfrau 

� der Kassierer / die Kassierin 

� die Arbeitskreisvorsitzenden der einzelnen Bezirke. 

2. Die Aufgaben des geschäftsführenden Vorstands ergeben sich aus der Geschäftsord-
nung, die vom Vorstand erstellt wird und dem Oberkirchenrat A. B. zur Genehmigung vorzu-
legen ist. 

§ 13 
DIE BEZIRKSARBEITSKREISE 

 
1. In den Bezirksarbeitskreisen werden gemäß den Vorgaben der Generalversammlung und 
des Vorstands sowie des geschäftsführenden Vorstands die Aktivitäten der jeweiligen Re-
gion geplant und koordiniert. 

2. Jeder Bezirksarbeitskreis wählt eines der Vorstandsmitglieder zu seinem / seiner Vorsit-
zenden. 

3. Jedem Bezirksarbeitskreis gehören die betreffenden Vorstandsmitglieder, die hauptamtli-
chen Angestellten sowie verantwortliche ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus 
den verschiedenen Arbeitszweigen an. 

§ 14 
RECHNUNGSPRÜFER UND RECHNUNGSPRÜFERINNEN 

 
1. In der Generalversammlung werden zwei Rechnungsprüfer / Rechnungsprüferinnen ge-
wählt. 

2. Die Wahl erfolgt auf drei Jahre. Die Wiederwahl ist möglich. 

3. Die Rechnungsprüfer / Rechnungsprüferinnen dürfen nicht Mitglieder des Vorstands sein. 

4. Die Rechnungsprüfer / Rechnungsprüferinnen sind dem Oberkirchenrat A. B. namentlich 
und mit ihren Funktionsperioden bekannt zu geben. 

§ 15 
NIEDERSCHRIFTEN 

 
1. Über Sitzungen der Generalversammlung, des Vorstands und des geschäftsführenden 
Vorstands sind Niederschriften anzufertigen. Die Niederschriften müssen mindestens den 
Ort, das Datum der Versammlung, den Namen des Versammlungsleiters / der Versamm-
lungsleiterin, die Zahl der anwesenden Stimmberechtigten, die Tagesordnung und die ge-
fassten Beschlüsse im Wortlaut enthalten. 

2. Die jeweiligen Schriftführer / Schriftführerinnen haben die Niederschriften anzufertigen 
und, ebenso wie der Sitzungsleiter / die Sitzungsleiterin, zu unterzeichnen und spätestens 
zur nächsten Sitzung vorzulegen. 

§ 16 
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DAS SCHIEDSGERICHT 
 

1. Zur Schlichtung von allen aus dem Verbandsverhältnis entstehenden Streitigkeiten ist das 
verbandsinterne Schiedsgericht berufen. 

2. Das Schiedsgericht setzt sich so zusammen, dass jeder der Streitteile je zwei Verbands-
mitglieder als Schiedsrichter / Schiedsrichterinnen beim Vorstand namhaft macht. Jede Par-
tei achtet darauf, dass je ein Vorstandsmitglied nominiert wird. Den Vorsitz führt dann ein 
Vorstandsmitglied. Wenn der Vorstand als Ganzes oder ein einzelnes Vorstandsmitglied auf 
Grund seiner Funktion Streitteil ist, so darf dem Schiedsgericht auch kein anderes Vor-
standsmitglied angehören, sondern sind die Schiedsrichter / Schiedsrichterinnen und der 
Vorsitzende / die Vorsitzende aus den Reihen der übrigen Verbandsmitglieder zu bestellen. 

3. Das Schiedsgericht entscheidet bei Anwesenheit aller Schiedsgerichtsmitglieder nach 
bestem Wissen und Gewissen. Es trifft seine Entscheidungen mit einfacher Mehrheit, diese 
Entscheidungen sind verbandsintern endgültig. 

§ 17 
AUFSICHT 

 
Das zuständige kirchliche Aufsichtsorgan, dem alle nach der Kirchenverfassung vorgesehe-
nen Aufsichtsrechte zustehen, ist der Oberkirchenrat A. B.; dazu zählt auch die Überprüfung 
eines der Kirchenverfassung entsprechenden Rechnungswesens sowie einer jährlich erstell-
ten Jahresabrechnung. Die Visitation über den Verband ist dem Superintendenten / der Su-
perintendentin für Kärnten und Osttirol übertragen. 

§ 18 
ÄNDERUNG DER ORDNUNG 

 
Die Änderung der gegenständlichen Ordnung erfolgt durch die Synode A. B., und zwar ent-
weder durch Vorschlag des Verbands oder des Oberkirchenrats A. B. Ein Vorschlag des Ver-
bands ist dem Oberkirchenrat A. B., ein Vorschlag des Oberkirchenrats A. B. ist dem Ver-
band zur Stellungnahme und allenfalls gemeinsamer Beratung zu übermitteln. 

§ 19 
AUFLÖSUNG DES VERBANDS 

 
1. Beabsichtigt der Verband seine Auflösung, so hat er dies dem Oberkirchenrat A. B. zur 
Stellungnahme und allfälligen gemeinsamen Beratung mitzuteilen. Die Auflösung kann nur in 
einer Generalversammlung und nur mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men beschlossen werden. Im Regelfall tritt die Auflösung sechs Monate nach der Beschluss-
fassung in Kraft, dieser Zeitraum kann in Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat A. B. erfor-
derlichenfalls verkürzt oder verlängert werden. Sinngemäß Gleiches gilt bei Kündigung der in 
§ 2 Punkt 6 genannten Vereinbarung. 

2. Bei vorliegenden wichtigen Gründen kann der Oberkirchenrat A. B. die Auflösung des Ver-
bands durch die Synode A. B. beantragen, worüber — ausgenommen bei Gefahr im Verzug 
— dem Verband Gelegenheit zur Stellungnahme in angemessener Frist zu geben ist. 

3. Im Fall der Auflösung ist die Liquidation seitens des Oberkirchenrates A. B. gemäß Art. 70 
(insbesondere Abs. 8) der Kirchenverfassung vorzunehmen. Dabei ist nach Möglichkeit das 
nach Abdeckung der Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen an eine karitative gemeinnüt-
zige evangelische Organisation im Sinne der §§ 34 ff BAO mit der Auflage zu übertragen, 
dass dieses Vermögen ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke 
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im Sinne der §§ 34 ff BAO zu verwenden ist. Eine vorrangige Bedachtnahme auf eine evan-
gelische Organisation, die gleiche oder ähnliche Zwecke wie der Verband verfolgt, ist zuläs-
sig. 

 Dr. Peter Krömer      Mag. Dipl.-Ing. Hans Hecht 
Präsident der Synode A. B.      Schriftführer der Synode A. B. 

 

Vereinbarung zwischen der Evangelischen Kirche A. B. in 
Österreich und dem Christlichen Missionsverband für 

Österreich (CMV) 
116. Zl. VER 61; 1458/2016 vom 21. Juni 2016 

 
Die Synode A. B. hat in ihrer 7. Session der 14. Gesetzgebungsperiode am 3. Juni 2016 fol-
gende Vereinbarung beschlossen: 
 

Vereinbarung zwischen der Evangelischen Kirche A.B. in 
Österreich und dem Christlichen Missionsverband für 

Österreich (CMV) 
 
Die Evangelische Kirche A. B. in Österreich (im Folgenden „Evangelische Kirche“) und der 
Christliche Missionsverband für Österreich (CMV, im Folgenden „Verband“) wollen, in Aner-
kennung des ihnen gemeinsamen kirchlichen Auftrags, ihr missionarisches Bemühen ver-
stärken und in gegenseitigem Vertrauen weitere Beziehungen sowie Möglichkeiten sinnvoller 
Kooperation entwickeln. Im Interesse der näheren Gestaltung einer kontinuierlichen Zusam-
menarbeit schließen sie daher, auf der Grundlage der für den Verband geltenden Ordnung, 
gemäß Art. 70 Abs. 2 der Kirchenverfassung die folgende Vereinbarung: 
 
I. Regelmäßige Kontakte 
 
1. Evangelische Kirche und Verband treffen einander regelmäßig, zumindest einmal jährlich, 
um für jedes Arbeitsjahr einen konkreten Arbeitsplan zu beschließen und nach Ende des be-
treffenden Arbeitsjahres dessen Umsetzung zu behandeln. 
 
2. Aus aktuellem Anlass können auch zwischenzeitliche Treffen vereinbart werden. 
 
3. Die Evangelische Kirche A. B. wird dabei jedenfalls vom Superintendenten / der Superin-
tendentin für Kärnten und Osttirol, erforderlichenfalls vom Oberkirchenrat A. B., vertreten. 
 
II. Mitgliedschaft 
 
Die Mitgliedschaft der Verbandsmitglieder in der Evangelischen Kirche in Österreich ist anzu-
streben, aber keine Voraussetzung für die Aufnahme in den Verband. Hin gegen müssen die 
Mitglieder des Vorstands des Verbands der Evangelischen Kirche in Österreich angehören. 
 
III. Amtshandlungen und Gottesdienste 
 
1. Hauptamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Verbands bedürfen für ihre Tätigkeit 
als Prediger und Predigerinnen der — auf sechs Jahre befristeten — Ermächtigung durch 
den Bischof der Evangelischen Kirche A. B. in Österreich zur öffentlichen Wortverkündigung 
und Sakramentsverwaltung. Weitere Voraussetzung hierfür ist neben der Mitgliedschaft in 
der Evangelischen Kirche A. B. in Österreich der Nachweis einer abgeschlossenen theologi-
schen Ausbildung. Soweit es sich hierbei nicht um eine universitäre Ausbildung handelt, 
muss sie kirchlich anerkannt sein, wofür vor allem die Bibelschulen des Evangelischen Gna-
dauer Gemeinschaftsverbands in Betracht kommen. 
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2. Die gemäß Punkt 1 Ermächtigten dürfen entsprechend den kirchlichen Rechtsvorschriften 
und der liturgischen Ordnung Amtshandlungen vornehmen; diese müssen mit dem jeweiligen 
Pfarramt abgesprochen sein und dort dokumentiert werden. 
 
3. Bei der Festlegung der Termine für Gottesdienste und Veranstaltungen des Verbands ist 
darauf zu achten, dass zeitliche Überschneidungen mit anderen kirchlichen Terminen, die in 
örtlicher Nähe stattfinden (insbesondere dem Gottesdienst der örtlichen Pfarrgemeinde), 
möglichst vermieden werden. 
 
IV. Übergangsbestimmung 
 
Die nach Art. 70 Abs. 2 Kirchenverfassung vorgesehenen Maßnahmen betreffend den Über-
gang vom bisherigen Christlichen Missionsverband für Österreich zur gleichnamigen evange-
lisch-kirchlichen Gemeinschaft erfolgen im Einvernehmen von Verband und Oberkirchenrat 
A. B. Der Verband ist bemüht, seine mit diesem Übergang verbundenen Verpflichtungen in-
nerhalb von sechs Monaten nach Genehmigung von Ordnung und Vereinbarung durch die 
Synode A. B. zu erfüllen. 
 
V. Geltung der Vereinbarung 
 
1. Diese Vereinbarung kann von jeder der beiden Seiten (für die Evangelische Kirche vom 
Oberkirchenrat A. B.) unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist gekündigt werden. 
 
2. Die Vereinbarung tritt gleichzeitig mit der für den Verband geltenden Ordnung in Kraft, ihre 
Geltung ist an das aufrechte Bestehen der Ordnung gebunden. 
 
 
Wien, am ............... 2016 
 
Für den       Für die  
Christlichen Missionsverband für Österreich  Kirche A. B. in Österreich 

Dr. Peter Krömer       Mag. Dipl.-Ing. Hans Hecht 
Präsident der Synode A. B.      Schriftführer der Synode A. B. 

 

 



 

 

 
Erläuterungen zu den Fußnoten 

 

1Auszug aus der Grundordnung der Evangelischen Landeskirche in Baden in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. September 1990 (GVBl. S. 146) 

2Die Genehmigung der Zuordnung nach Art. 4 Abs. 1 und 2 der Vereinbarung der ELKB und den Ge-
meinschaftsverbänden liegt im Schreiben vom ... vor. 

3Die Anzahl der Mitglieder wird nach der regionalen Situation unterschiedlich sein. Das Gremium 
sollte auch in größeren Dekanatsbezirken nicht mehr als 8 Mitglieder haben. 

4Es kann vor Ort - je nach den regionalen Bedürfnissen - eine kürzere oder längere Amtsperiode fest-

gelegt werden. 

5Wortlaut des *3 Rechte aus der Beauftragung; Mitwirkung in den Kirchengemeinden 

(1) Die Beauftragung umfasst in der Regel den Dienst der öffentlichen Wortverkündigung und die Lei-
tung von Abendmahlsfeiern. 
(2) Zwischen landeskirchlichen Gemeinschaften bzw. Gemeinschaftsbezirken und Kirchengemeinden 
bzw. Dekanatsbezirken sollen Vereinbarungen geschlossen werden, die auch den Dienst der Prediger 
und Predigerinnen aus der Beauftragung in der jeweiligen Region festlegen (regionale Vereinbarun-
gen). Am Abschluss der regionalen Vereinbarungen sind auch die betroffenen Kirchengemeinden zu 
beteiligen. Je nach den örtlichen Gegebenheiten können Prediger und Predigerinnen aufgrund einer 
regionalen Vereinbarung 
1. auf Wunsch von Gliedern der Gemeinschaft mit Zustimmung des zuständigen Pfarrers bzw. der 

zuständigen Pfarrerin an einer Taufe, Trauung oder Beerdigung mitwirken, 
2. bei Vorliegen wichtiger Gründe und nach Einholung des Einverständnisses des zuständigen Pfar-

rers bzw. der zuständigen Pfarrerin auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft Trauungen 
und Beerdigungen vornehmen, 

3. auf Wunsch des zuständigen Kirchenvorstandes einzelne Dienste in der Verkündigung und 
Abendmahlsfeiern auch in den Gottesdiensten der Kirchengemeinde wahrnehmen sowie 

4. bei Zustimmung des zuständigen Kirchenvorstandes in die Gestaltung der Konfirmandenarbeit 
einbezogen werden. 

6Die in Ziffer IV genannten Möglichkeiten des Dienstes eines Predigers in der Kirchengemeinde sollen 
je nach Maßgabe der örtlichen Situation vereinbart werden. 

7 entfallen 

8Die Bestimmung betrifft das Inkrafttreten der Verordnung in der ursprünglichen Fassung vom 25. Au-
gust 1977. Die Neufassung gilt seit dem 26. August 1986; nach Artikel 3 Satz 2 der Zweiten Verord-
nung zur Änderung der Predigthelferverordnung vom 17. Juli 1986 (KABI. 5. 138, 178) ist § 4 erstmals 
auf die Predigthelferanwärter anzuwenden, die nach dem 26. August 1986 zu einer Probezeit zugelas-
sen werden. 

9 Dieses regelt die „Gemeinsame Empfehlung des Evangelisch-Lutherischen Landeskirchenamtes 
Sachsens und des Landesverbandes Landeskirchlicher Gemeinschaften Sachsen für die Vertretungs-
dienste der Landeskirchlichen Gemeinschaften bei Pfarrvakanzen" vom 01.01.1989. 

10Die Landeskirche empfiehlt daher, bei den Gesängen zum Abendmahl auch das „Heilig" und das 
„Christe, du Lamm Gottes" zu berücksichtigen und das Vaterunser im Zusammenhang mit den Einset-
zungsworten zu beten. Dann kann der Zuspruch mit einem Bibelwort unmittelbar auf Bußgebet und 
Stilles Gebet folgen. 
11 Die Gnadauer Mitgliederversammlung vom 18.02.1997 „So gehen wir weiter ..." spricht vom „ergän-

zenden Dienst", „partiell stellvertretenden Dienst" und „alternativen Dienst". 

12 Das Modell 3 bedarf gesonderter Vereinbarungen. 

13 EKLBB - Evangelische Kirche Lutherischen Bekenntnisses in Brasilien. 



 

 

14 Hier wird von der Definition der Parochie ausgegangen, wie sie in den internen Ordnungen der 
IECLB, Artikel 19, formuliert wird. Es muss beachtet werden, dass es in der IECLB Orte gibt, in denen 
die Terminologie (Parochie - Gemeinde) aus historischen Gründen von dem Artikel, auf den bezogen 

wird, abweicht. 

15 Die IECLB/EKLBB wird in 18 verschiedenen "Synoden” strukturiert 


